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                 24.04.2024

Workshop RESILIENT-ID – Methoden

14:00 – 16:00 | Saal X.1  

  RESILIENT – Der Dresdner Gesundheitsindex – 
kleinräumiges Monitoring des Gesundheitsstatus, 
des Gesundheitsverhaltens und des Zugangs zur 
Gesundheitsversorgung  
  Autorinnen/Autoren       F.     Trautmann    1   
  Institut     1      Landeshauptstadt Dresden Amt für Gesundheit und Prävention, 
Dresden  
 DOI     10.1055/s-0044-1785542 
 Um eine Gesundheitsplanung strategisch, integriert, ressourcen- und leitlini-
enorientiert im Sinne einer Kommunalen Gesundheitsstrategie aufzubauen 
und weiterzuentwickeln, bedarf es zeitgemäßer und eff ektiver Methoden zur 
Beschreibung der gesundheitlichen Lage und deren Kontextfaktoren in den 
Kommunen. Für die Ableitung und Quantifi zierung von Bedarfen an Maßnah-
men der Gesundheitsförderung und Prävention fehlt es Gesundheitsämtern 
bisher an einer ausreichenden und aussagekräftigen Datenbasis, aus der sich 
vor allem kleinräumig und damit orientiert an den Lebenswelten der Zielgrup-
pen Möglichkeiten der Intervention ableiten lassen. 
 Ziel des Vorhabens RESILIENT ist die Entwicklung und Implementierung eines 
Gesundheitsindex, welcher auf genau dieser kleinräumigen Ebene die Beschrei-
bung der gesundheitlichen Lage der Bevölkerung unter Berücksichtigung so-
zialer Faktoren und Umweltbedingungen ermöglicht. Dabei liegt der Fokus auf 
Indikatoren, die im Setting Kommune durch Maßnahmen der Prävention und 
Gesundheitsförderung beeinfl ussbar sind. Der Gesundheitsindex verfolgt das 
Ziel, regional, altersgruppen- und geschlechtsdiff erenzierte Präventionsbedar-
fe auszuweisen und eine evidenzbasierte Grundlage für die Gesundheitspla-
nung, aber auch für sektorenübergreifende Fachplanungen und damit letztlich 
auch zur Ressourcensteuerung im Bereich der Prävention im Sinne des Ansatzes 
„Health in All Policies“ bereitzustellen. Damit werden Grundlagen geschaff en, 
die von den Kommunen zur Verhaltens- aber eben auch Verhältnisprävention 
genutzt werden können. 
 Die Vortragsreihe beschreibt das Vorgehen bei der Entwicklung des Index, gibt 
Einblicke in die Datengrundlage und zeigt die Erfahrungen hinsichtlich der 
Übertragbarkeit auf andere Kommunen. 

                                         Der Öff entliche Gesundheitsdienst – Rückenwind für Gesundheit! 
73. Wissenschaftlicher Kongress | BVÖGD e.V., BZÖG e.V., DGÖG e.V. 
                                               

  Datum/Ort: 
  24  .  –  27  .     April     2024   ,   Hamburg 

 Kongresspräsidium
 Dr. Kristina Böhm, Vorsitzende BVÖGD
Dr. Ilka Gottstein, Erste Vorsitzende BZÖG
Dr. Susanne Pruskil, Erste Vorsitzende DGÖG
Wissenschaftliche Leitung
Dr. Jürgen Duwe 

    

                                                     Gesundheitsberichterstattung mit GKV Routinedaten 
– Möglichkeiten, Grenzen und Herausforderungen 
   Autorinnen/Autoren        F.     Tesch    1    ,      A.     Zscheppang    1    ,      J.     Schmitt    1   
  Institut     1      Zentrum für Evidenzbasierte Gesundheitsversorgung (ZEGV), 
Universitätsklinikum und Medizinische Fakultät Carl Gustav Carus, 
Technische Universität Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781752 
      Hintergrund : Für die Gesundheitsberichterstattung (GBE) ist es unabdingbar 
Daten aus verschiedenen Bereichen des Gesundheitssystems heranzuziehen. 
Neben den Daten des Öff entlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) oder Umwelt-
daten kommen hierzu auch Daten der gesetzlichen Krankenkassen (GKV) in 
Frage. Informationen zu Diagnosen und Behandlungen im ambulanten Bereich 
fallen etwa in der Praxisverwaltungssoftware, bei der kassenärztlichen Verei-
nigung und der Krankenkasse an. Da diese prozessproduzierten Daten zu an-
deren Zwecken erhoben wurden, ist es wichtig deren Grenzen und Herausfor-
derungen bezogen auf die Nutzung in der GBE zu kennen. 
  Methodik : Im Rahmen des vom BMG geförderten, dreijährigen Verbundpro-
jektes RESILIENT der Städte Dresden, Frankfurt am Main und Stuttgart sowie 
der TU Dresden wurden in interdisziplinären Abstimmungsverfahren Indikato-
ren zur Beschreibung von Gesundheitszustand, -verhalten und Umweltbedin-
gungen entwickelt und defi niert. Für die Darstellung jeder Erkrankung ist stets 
eine Falldefi nition, die betroff ene Alters- und Geschlechtsgruppe sowie eine 
passende zeitliche und regionale Ebene festzulegen. Zur Beschreibung der 
gesundheitlichen Lage im Stadtgebiet werden Indizes gebildet. 
  Ergebnisse : GKV Routinedaten umfassen oft einen hohen Anteil der Wohnbe-
völkerung und erlauben deswegen die kleinräumige Analyse von Gesundheits-
risiken. Jedoch verlangt die Nutzung von GKV Routinedaten hohe administra-
tive Hürden, da für Sozialdaten eine Bewilligung der Rechtsaufsichtsbehörde 
erteilt werden muss und die Verarbeitung der Daten den Aufbau entsprechen-
der Datenbanken erfordert. Eine selektive Teilnahme der untersuchten 
Bewohner*innen in der regionalen Einheit liegt nicht vor, allerdings kann auf 
die erhobenen Merkmale auch kein Einfl uss genommen werden. Eine Ergänzung 
durch andere Daten ist deswegen geboten. Die Wahl großer regionaler Einhei-
ten kann Eff ekte „verwässern“ während zu kleine geographischen Einheiten 
unter dem Risiko von „Messfehlern“ des Merkmals der betroff enen Bevölke-
rungsgruppe stehen. Bei Indizes können Veränderungen in einer Kennzahl die 
Entwicklung in einer anderen aufheben, weswegen eine Aufschlüsselung der 
Komponenten des Index im Sinne eines Profi ls wichtig ist. 
  Diskussion : Im Projekt wird verschiedenen Fragestellungen zur Prävention von 
Erkrankungen nachgegangen. Die umfangreiche Datengrundlage liefert Eingangs-
parameter für die Modellierung der zeitlichen Entwicklung des Gesundheitszustan-
des und Gesundheitsverhaltens der Bevölkerung sowie zur Prädiktion von Versor-
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gungsbedarfen. Hierdurch könnten einerseits Präventionsvorhaben zielgerichtet 
entwickelt, eingesetzt und auch deren Erfolg dieser evaluiert werden. 

                                                Der Weg zum Gesundheitsindex – Methodisches 
Vorgehen und erste Ergebnisse 
   Autorinnen/Autoren        F.     Trautmann    1    ,      A.     Schmidt    1    ,      F.     Bauer    1    ,      R.     Weidemann    1    , 
     P.     Looks    1   
  Institut     1      Landeshauptstadt Dresden Amt für Gesundheit und Prävention, 
Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781753 
      Hintergrund : Eine aussagekräftige Datenbasis auf kleinräumiger Ebene stellt 
die Grundlage für eine integrierte strategische kommunale Gesundheitspla-
nung dar. Das Projekt RESILIENT zielt auf die Entwicklung von Indizes ab, welche 
eine integrierte Betrachtung der gesundheitlichen Lage unter Einbezug rele-
vanter Gesundheitsdeterminanten sowie die Ableitung von Belastungsgraden 
ermöglichen. 
  Methodik : Im Rahmen des dreijährigen Verbundprojektes der Städte Dresden, 
Frankfurt am Main und Stuttgart sowie der TU Dresden wurden in interdiszip-
linären Abstimmungsverfahren Indikatoren zur Beschreibung von Gesundheits-
zustand, -verhalten, Umweltbedingungen und sozialer Lage entwickelt und 
defi niert. Die Grundlage bilden Daten der gesetzlichen Krankenversicherung 
und Daten der beteiligten Kommunen, insbesondere Daten des ÖGD sowie 
Daten zur Beschreibung der sozialen Lage und Umweltbedingungen. Weiterhin 
ist die Entwicklung eines Gesundheitsatlas zur integrierten Darstellung der 
Ergebnisse sowie die Ableitung von Maßnahmen der Verhaltens- und Verhält-
nisprävention für ein Modellgebiet in der Stadt Dresden vorgesehen. Gleich-
zeitig stellt die Sicherung der Übertragbarkeit der Methoden auf andere Städ-
te einen wichtigen Projektschwerpunkt dar, wobei im Rahmen von 
Weiterbildungsveranstaltungen diese Methodik anderen Kommunen vermittelt 
werden soll. 
  Ergebnisse : Der Beitrag geht auf den aktuellen Projektstand und die bisherigen 
Ergebnisse ein und beleuchtet insbesondere den Aufbau und den Inhalt der 
einzelnen Indizes. Gleichzeitig werden Erfahrungen im Hinblick auf die Entwick-
lung und die Schaff ung der notwendigen Rahmenbedingung geteilt. 
  Diskussion : Mit RESILIENT wird ein qualitätsgesicherter und anwendbarer An-
satz entwickelt, der es ermöglicht, standardisiert die gesundheitliche Lage 
kleinräumig zu beschreiben und Mehrfachbelastungen in Stadträumen auszu-
weisen, um gezielte Maßnahmen im Sinne des Health in all Policies-Ansatz zu 
entwickeln. Durch die Möglichkeit der Übertragbarkeit auf andere Städte ist 
das Potenzial gegeben, die integrierte kommunale Gesundheitsberichterstat-
tung in deutschen Gesundheitsämtern nachhaltig zu verbessern und ein Tool 
für die bedarfsgerechte Mittelallokation kommunaler Aktivitäten im Bereich 
der Prävention zu bilden. 

                                                Übertragung des Dresdner Gesundheitsindex: 
Erfahrungen aus den Partnerkommunen Stuttgart 
und Frankfurt am Main 
   Autorinnen/Autoren        A.     Galante-Gottschalk    1    ,      M.     Schade    2    ,      P.     Tinnemann    2    , 
     S.     Ehehalt    1   
  Institute     1      Gesundheitsamt Stuttgart, Stuttgart   ;   2      Gesundheitsamt 
Frankfurt am Main, Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781754 
      Hintergrund : Für eine integrierte strategische Gesundheits- und Versorgungs-
planung im Sinne des Health in all Policies-Ansatzes fehlen den kommunalen 
Gesundheitsämtern wichtige Kennzahlen zur Beschreibung der gesundheitli-
chen Lage, vor allem auf kleinräumiger Ebene. Im Rahmen des Projekts RESILI-
ENT wird ein Konzept entwickelt, welches Daten von Krankenkassen, Kassen-
ärztlichen Vereinigungen und anderen Sektoren (z.B. Umwelt und Soziales) in 
einen kleinräumigen Gesundheitsindex und ein Gesundheitsmonitoring inte-
griert. Stuttgart und Frankfurt am Main versuchen, den primär in Dresden 
entwickelten Index in die eigene Kommune zu transferieren. Der Beitrag schil-

dert die Vorgehensweise und Herausforderungen, die Stuttgart und Frankfurt 
als Partnerkommunen zu bewältigen haben. 
  Vorgehensweise : Im ersten Schritt wurden gemeinsam relevante Indikatoren 
für die Indicesbildung und das Monitoring zusammengetragen. 
 Viele benötigte Indikatoren für Gesundheitszustand, Gesundheitsverhalten 
und Versorgung sind nur über die o.g. Datenhalter außerhalb des ÖGDs ver-
fügbar und liegen in den Gesundheitsämtern nicht vor. Weder in Stuttgart noch 
in Frankfurt am Main gibt es derzeit etablierte Kooperationen mit externen 
Institutionen zur Datennutzung in der Gesundheitsberichterstattung. Deshalb 
ist ein wesentlicher Teil der Arbeit zu Beginn des Projektes, diese Kooperationen 
anzubahnen. Dafür ist die aktive Unterstützung der Amtsleitungen notwendig 
und die Verfügbarkeit von bereits eingerichteten Strukturen innerhalb einer 
Kommune dienlich. 
 Derzeitiger Arbeitsstand und Herausforderungen: Bei der Übertragung des 
Dresdner Gesundheitsindex und –monitorings stellen sich folgende Heraus-
forderungen, die zurzeit bearbeitet werden: 

 ▪    Schaff ung eines Netzwerks innerhalb der Stadtverwaltung zur Zusammen-
arbeit mit Datenhaltern außerhalb des Gesundheitsamtes  

 ▪   Kontaktaufnahme und Bereitschaft der Zusammenarbeit mit externen 
Datenhaltern  

 ▪   Umgang mit unterschiedlichen Datenverfügbarkeiten in den Kommunen  
 ▪   Umgang mit Einteilung der Kommunen in unterschiedlich große 
Gebietsräume  

 ▪   Organisation mit knapper personeller Ausstattung  
 ▪   Umsetzung von rechtlichen Vorgaben  

   Ausblick : Das Konzept der Stadt Dresden, die Übertragbarkeit des Gesund-
heitsindex und -montorings bereits in der Entwicklungsphase zu prüfen ist 
vielversprechend. Wenn die Übertragung gelingt, wäre dies ein Meilenstein für 
die strategische Gesundheitsplanung im kommunalen ÖGD. 

                                       Kritische Auseinandersetzung zur Arbeit 
im Öff entlichen Dienst 

  14:30 – 16:30 | Saal X.7 

             Kritische Auseinandersetzung zur Arbeit im Öff entli-
chen Gesundheitsdienst: Von der Vergangenheit zur 
Gegenwart 
   Autorinnen/Autoren        J.     Schreiber    1    ,      J.     Donhauser    2    ,      J.     Kuhn    3    ,      D.     Starke    4    , 
     L.     Arnold    4    ,      O.     Razum    5   
  Institute     1      Amt für Gesundheit, Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, 
Familie und Integration, Freie und Hansestadt Hamburg, Hamburg   ; 
  2      Landratsamt Neuburg Schrobenhausen, Gesundheitsamt, Neuburg a.d. 
Donau   ;   3      Bayerisches Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit, Oberschleißheim   ;   4      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen in 
Düsseldorf, Düsseldorf   ;   5      AG Epidemiologie & International Public Health 
Universität Bielefeld, Fakultät für Gesundheitswissenschaften, Bielefeld  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781755 
      Hintergrund : Die kritische Auseinandersetzung zur Arbeit und zum Wirken 
von Mitarbeitenden im Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) ist gleicherma-
ßen in der Vergangenheit und in der Gegenwart bedeutend. 
 Ärzt*innen, insbesondere diejenigen in der Verwaltung spielten eine besonde-
re Rolle im Faschismus der Nationalsozialisten. Rund 45 Prozent der deutschen 
Ärzt*innen gehörten zwischen 1933 und 1945 der NSDAP an   [ 1 ]   und hatten 
Anteil an der Vorbereitung und Durchsetzung der menschenverachtenden und 
tötenden nationalsozialistischen Politik. Dies beinhaltete unter vielen anderen 
Taten im Gesundheitswesen die Zwangssterilisation und das sogenannte Eu-
thanasie Programm. Regelhaft fehlt hier die kritische institutionelle Auseinan-
dersetzung mit den Taten als auch juristische Konsequenzen für die Täter*innen. 
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Dies zeigt sich eindrücklich an personellen Kontinuitäten im Gesundheitswesen, 
einschliesslich des ÖGDs nach 1945, indem Beteiligte auch nach 1945 weiter-
hin Praxen führten, im ÖGD arbeiteten, als Gutachter*innen eingesetzt wurden 
und den akademischen Nachwuchs ausbildeten   [ 2 ]  . 
 Auch heute besitzen Ärzt*innen neben anderen Berufsgruppen in der öff ent-
lichen Verwaltung mit Macht verbundene Positionen und tragen im ÖGD eine 
besondere Verantwortung diesen Einfl uß besonnen auszuüben. Im Leitbild für 
den modernen Öff entlichen Gesundheitsdienst heißt es „der ÖGD ist ethisch 
refl ektiert in Respekt vor der Würde des einzelnen Menschen“   [ 3 ]  . 
 Beginnend mit dem Auswärtigen Amt 2005 haben über ein Dutzend Bundes-
ministerien und größere Bundesbehörden (inkl. das Bundesministerium für 
Gesundheit der DDR und das Robert Koch-Institut) damit begonnen, die insti-
tutionellen, sachlichen und personellen Kontinuitäten zum Nationalsozialismus 
und zur Geschichte etwaiger Vorgängerinstitutionen vor 1945 durch unabhän-
gige Historikerkommissionen und im Rahmen zeithistorischer Forschungspro-
jekte untersuchen zu lassen   [ 4 ]  . 
 Vor dem Hintergrund, dass der aktuellen Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-
Stiftung zufolge in Deutschland jeder zwölfte Erwachsene rechtsextreme Po-
sitionen vertritt und jeder Zwanzigste den Nationalsozialismus verharmlost, 
  [ 5 ]   ist neben der familiengeschichtlichen, insbesondere die institutionelle 
Aufarbeitung der Vergangenheit Voraussetzung dafür eine innere Haltung ge-
genüber ethischen Herausforderungen im privaten und beruflichen Alltag 
einzunehmen. 
 Dieser Workshop soll das Bewusstsein für ethische Herausforderungen im Ar-
beitsalltag des ÖGDs in der Gegenwart stärken und helfen eine dafür erforder-
liche innere Haltung zu entwickeln. Die aktive Auseinandersetzung mit der 
nationalsozialistischen Vergangenheit des ÖGDs soll dabei helfen ein Verständ-
nis für gegenwärtige Themen zu entwickeln. 
 Dieser Workshop greift die Vorkonferenz mit dem Thema „Öff entlicher Ge-
sundheitsdienst im Nationalsozialismus“ des 63. BVÖGD Kongress in Berlin im 
Jahre 2013 auf   [ 6 ]   und wirft einen Blick auf die gegenwärtige Frage, welche 
ethischen Aspekte im Zwiespalt zwischen der Verantwortung für die Gesund-
heit der Bevölkerung einerseits und der Unterstützung und Wahrung der Rech-
te Einzelner in der alltäglichen Arbeit im ÖGD zu beachten sind und zu welchen 
Themen wir Haltung zeigen sollten. 
 Methodisches Vorgehen im Workshop: 
 In einem zwei-stündigen Workshop möchten wir mit Hilfe von drei Impulsvor-
trägen und zwei interaktiven Austauschrunden das Bewusstsein für ethische 
Themen im ÖGD in der Vergangenheit und Gegenwart schärfen. 
 Kurze Einführung in das Thema und Kennenlernen der Teilnehmenden durch 
Jenny Schreiber und Laura Arnold (15 Minuten) 
 Impulsreferat von Johannes Donhauser zum Bereich „Aufarbeitung der NS-
Vergangenheit in der eigenen ÖGD-Institution“ (15 Minuten) 
 Interaktiver Austausch anhand von Leitfragen zum Bereich „Was wissen wir 
über die eigene ÖGD-Institution?“ durch Jenny Schreiber und Laura Arnold (25 
Minuten) 
 Impulsreferat von Joseph Kuhn zum Bereich „Public Health Ethik – Was bedeu-
tet das für die kommunale Gesundheitsberichterstattung“ (15 Minuten) 
 Impulsreferat von Dagmar Starke und Oliver Razum zum Bereich „Gesundheits-
ämter gegen Rassismus: Gesundheitsschutz als Beitrag zum gesellschaftlichen 
Zusammenhalt“ (15 Minuten) 
 Interaktiver Austausch anhand von Leitfragen zum Bereich „Was bedeutet 
ethisch verantwortungsvolles Handeln im heutigen ÖGD“ durch Jenny Schrei-
ber und Laura Arnold (25 Minuten) 
 Zusammenfassung und Ausblick durch Jenny Schreiber und Laura Arnold (10 
Minuten) 
  Ziel : Dieser Workshop soll das Bewusstsein für ethische Herausforderungen im 
Arbeitsalltag des ÖGDs in der Vergangenheit und Gegenwart stärken sowie zur 
Entwicklung einer inneren Haltung beitragen. 
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                                   25.04.2024

Herausforderungen in der Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen 

  08:30 – 10:00 | Saal Z 

             Herausforderung medizinische Versorgung von 
Kindern ohne Krankenversicherungsschutz – Die 
Humanitäre Sprechstunde für Kinder am Gesund-
heitsamt Frankfurt am Main 
   Autorinnen/Autoren        S.     Lang    1    ,      K.     Schuster    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main, Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781756 
      Hintergrund : Neben der allgemeinärztlichen Basisversorgung für erwachsene 
Menschen ohne Krankenversicherungsschutz, die in der Humanitären Sprech-
stunde seit 2001 am Gesundheitsamt Frankfurt angeboten wird, hat sich über 
die Jahre zunehmend die Notwendigkeit eines kinderärztlichen Behandlungs-
angebots herauskristallisiert. Seit 2008 werden einmal wöchentlich kinderärzt-
liche Sprechstunden für Familien mit Kindern ohne/mit unzureichendem Zu-
gang zum gesundheitlichen Regelsystem angeboten. 
  Angebot : Das niederschwellige medizinische Angebot richtet sich sowohl an 
Kinder ohne Krankenversicherungsschutz als auch krankenversicherte Kinder, 
bei denen aufgrund verschiedener Zugangshindernisse keine Anbindung an 
eine niedergelassene Kinderarztpraxis gelingt. Der Fokus der Sprechstunden 
liegt sowohl auf Grundimmunisierung, den in Hessen gesetzlich vorgeschrie-
benen Vorsorgeuntersuchungen als auch der Behandlung akuter und chroni-
scher Erkrankungen, einschließlich der Beratung der Eltern. 
  Ergebnisse : 2022 wurden insgesamt 168 Kinder und Jugendliche in 346 Kon-
sultationen behandelt. Beim Großteil der behandelten Kinder handelte es sich 
um Säuglinge unter einem Jahr (11 %), gefolgt von Kleinkindern bis 5 Jahre (9 %). 
Jugendliche über 14 Jahre wurden vergleichsweise selten vorgestellt (2 %). Ent-
sprechend der Altersverteilung sind die Hauptvorstellungsgründe die Durch-
führung von Vorsorgeuntersuchungen und die Grundimmunisierung. Akute 
Infekte sind ebenfalls häufi ger Anlass einer Konsultation. 
  Diskussion : Die Versorgung chronisch kranker Kinder bzw. von Kindern, die 
dringend eine fachärztliche Mitbehandlung (z. B. Kinderorthopädie, Augen-
heilkunde, Zahnheilkunde) bzw. eine Klinikeinweisung benötigen, stellt für 
Familien ohne Krankenversicherungsschutz durch hohe Behandlungskosten 
eine große Hürde dar. Mithilfe der Unterstützung der Clearingstelle am 
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Gesundheitsamt gelingt es, einen Teil der Familien ins gesundheitliche Regel-
system zu führen. Bis zur Klärung einer Kostenübernahme vergeht allerdings 
bei dringlichem Behandlungsbedarf wertvolle Zeit mit dem Risiko einer Ver-
schlechterung des Gesundheitszustandes. Ohne Finanzierungsmöglichkeit für 
fachärztliche und stationäre Behandlungskosten kann das aktuelle Angebot 
dem Recht aller Kinder auf gesundes Aufwachsen und dem Erhalt des Kindes-
wohls nur in eingeschränktem Maße gerecht werden. 

                                                Stärkung sektorenübergreifender Versorgung von 
Familien mit chronisch kranken Kindern: Konzeptua-
lisierung und Umsetzung eines Versorgungsnetz-
werks in einem Stadtteil Mannheims 
   Autorinnen/Autoren        B.     Wrede    1    ,      M.     Schröder    2    ,      S.     Voges    1    ,      R.     Tuncer-Klaiber    1    , 
     M.     Eichinger    2    ,   3   
  Institute     1      Jugendamt und Gesundheitsamt der Stadt Mannheim   ; 
  2      Zentrum für Präventivmedizin und Digitale Gesundheit, Medizinische 
Fakultät Mannheim, Universität Heidelberg   ;   3      Institut für Medizinische 
Biometrie, Epidemiologie und Informatik, Universitätsmedizin der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781757 
      Hintergrund und Zielsetzung : Kinder mit chronischen Erkrankungen nehmen 
oftmals Leistungen unterschiedlicher Sektoren in Anspruch (z.B. stationäre und 
ambulante Versorgung, Jugend- und Sozialämter). Eine unzureichende Koor-
dination und eingeschränkte Informationsfl üsse zwischen Sektoren können zu 
vermeidbaren Belastungen für Familien und Leistungserbringer führen. Von 
den Reibungsverlusten an Sektorengrenzen sind insbesondere Familien mit 
eingeschränkter navigationaler Gesundheitskompetenz und Kindern mit kom-
plexen Versorgungsbedarfen betroff en. Durch die Umsetzung eines kommu-
nalen Versorgungsnetzwerks mit Einsatz von Familienlots:innen (Gesundheits- 
und Kinderkrankenpfl eger:innen, Sozialarbeiter:innen) können Familien auf 
Basis bestehender Angebotsstrukturen begleitet und unterstützt werden. Zur 
Stärkung der sektorenübergreifenden Versorgung soll in diesem Projekt ein 
kommunales Versorgungsnetzwerk mit Familienlots:innen konzeptualisiert 
und umgesetzt werden. Begleitend werden Bedarfe der Familien sowie mögli-
che Eff ekte des Versorgungsnetzwerks identifi ziert, die in die weitere Ausge-
staltung des Netzwerks einfl ießen sollen. 
  Methoden : Das Projekt setzt sich aus einer Feldphase im Sozialraum und 
einer wissenschaftlichen Begleitung zusammen. In der Feldphase werden 
Familien mit (1) eingeschränkter navigationaler Gesundheitskompetenz und 
(2) Kindern mit komplexen Versorgungsbedarfen (3-18 Jahre) über Koopera-
tionspartner rekrutiert (z.B. niedergelassene Kinder- und Jugendärzt:innen, 
Physiotherapeut:innen, Schulen) und nach Bedarfslage durch Familienlots:innen 
begleitet. 
 Parallel zur Feldphase werden mit Eltern semistrukturierte Interviews durch-
geführt, die nicht-direktive Leitfragen zu (1) den persönlichen Erfahrungen der 
Eltern mit der aktuellen Versorgungssituation, (2) Ansatzpunkten zur Stärkung 
der Versorgung sowie (3) hinderlichen und förderlichen Kontextfaktoren um-
fassen. Im Rahmen einer qualitativen Inhaltsanalyse werden Ansatzpunkte zur 
Stärkung der sektorenübergreifenden Versorgung identifi ziert und konkrete 
Handlungsempfehlungen zur Tätigkeit der Familienlots:innen abgeleitet. In 
einer zweiten Interviewphase werden Eltern eingeschlossen, die bereits durch 
das Versorgungsnetzwerk betreut werden. In diesen Interviews sollen mögliche 
Eff ekte des Netzwerks identifi ziert werden. 
  Diskussion : Im Rahmen des BVÖGD-Kongresses 2024 werden die Ergebnisse 
der Interviews und der Feldphase mit Familienlots:innen vorgestellt. Die Ergeb-
nisse des Projekts bilden die Grundlage für die geplante Verstetigung des kom-
munalen Versorgungsnetzwerks in einem Mannheimer Stadtteil mit vermehr-
ten sozialen Risikofaktoren und perspektivisch die Übertragung auf weitere 
Quartiere. Durch die Zielgruppe und den Fokus auf einen Stadtteil mit ausge-
prägten Bedarfslagen soll das Versorgungsnetzwerk einen Beitrag zur Reduk-
tion gesundheitlicher Ungleichheit leisten. 

                                                Armut, Kindergesundheit und Frühe Hilfen: Zur 
gesundheitlichen Lage der Familien mit kleinen 
Kindern in Deutschland 2022 
   Autorinnen/Autoren        A.     Neumann    1    ,      D.     Chakraverty    1    ,      S.     M.     Ulrich    2    , 
     I.     Renner    1   
  Institute     1      Nationales Zentrum Frühe Hilfen in der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung, Köln   ;   2      Nationales Zentrum Frühe Hilfen im 
Deutschen Jugendinstitut e.V., München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781758 
      Hintergrund : Frühe Hilfen bieten werdenden Eltern und Familien mit Kindern 
im Alter bis zu drei Jahren Unterstützung. Ihr Ziel ist das gesunde und entwick-
lungsförderliche Aufwachsen aller Kinder in Deutschland. Die verschiedenen 
Angebote der Frühen Hilfen sind niedrigschwellig konzipiert, ihre Inanspruch-
nahme ist freiwillig und kostenfrei. Sie richten sich insbesondere an Familien in 
Belastungslagen. Doch auch »universell-präventive« Angebote, die sich an alle 
Familie rundum die Geburt richten (z.B. die Wochenbettbetreuung), sind von 
zentraler Bedeutung auch für die Versorgung psychosozial belasteter Familien: 
sie können einerseits unmittelbar den Bedarf an Unterstützung und Austausch 
erfüllen, und andererseits als »Türöff ner« und Zugangsweg zu selektiven Un-
terstützungsangeboten dienen. All diese Angebote stehen vor der Herausfor-
derung, (auch) Familien mit hohem Unterstützungsbedarf zu erreichen, die 
von der Nutzung eines Angebotes besonders profi tieren könnten. Dies gelingt 
jedoch oftmals nicht (»Präventionsdilemma«   [ 1 ]  ). Dabei ist bekannt, dass psy-
chosoziale Belastungen der Familie, wie z.B. Armut, mit Beeinträchtigungen 
der kindlichen Gesundheit und Entwicklung einhergehen: so zeigen Daten der 
KiGGS Studie des Robert Koch-Instituts, dass ein niedriger sozioökonomischer 
Status von Familien und mit ungünstigen Werten bei der Gesundheit von Kin-
dern im Alter zwischen 3 und 17 verbunden ist   [ 2 ]  . 
  Die Studie KiD 0-3 : Der vorliegende Beitrag präsentiert aktuelle, bundesweit 
repräsentative Daten zur kindlichen Gesundheit und Entwicklung, sowie zur 
Inanspruchnahme von Unterstützungsangeboten rundum die Geburt. Daten-
basis ist die Studie „KiD 0-3 2022“ des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen. Ins-
gesamt wurden im Jahr 2022 Daten von 7.818 Familien mit Kindern im Alter 
bis zu drei Jahren erhoben   [ 3 ]  . Die Eltern wurden zwischen April und Dezember 
2022 während einer Früherkennungsuntersuchung (U3–U7a) von Kinderärz-
tinnen und -ärzten in ihrer jeweiligen Kinderarztpraxis für die Teilnahme an der 
Studie gewonnen. Die Kinderärztinnen und -ärzte dokumentierten den jewei-
ligen kindlichen Gesundheitsstatus und Entwicklungsstand. 5.591 Mütter und 
Väter füllten parallel dazu einen Online-Fragebogen zu Belastungen und Res-
sourcen sowie zur Nutzung und Bewertung von Angeboten für Schwangere 
und junge Familien aus. Die Studie wurde gefördert vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) im Rahmen der Bundesstif-
tung Frühe Hilfen aus dem Aktionsprogramm »Aufholen nach Corona für Kinder 
und Jugendliche« der Bundesregierung. 
  Ergebnisse und Diskussion : Die Ergebnisse der Studie machen einerseits deut-
lich, dass es den Kindern in Deutschland insgesamt gut geht. Andererseits zeigt 
sich jedoch auch, dass die kindliche Gesundheit und Entwicklung stark von der 
sozioökonomischen Lage der Familie abhängig sind. Auch in der Inanspruch-
nahme von Angeboten für Schwangere und Familien mit jungen Kindern zeigen 
sich deutliche soziale Unterschiede: Familien in Armut nutzten primärpräven-
tive Angebote (z.B. Geburtsvorbereitungskurse) wesentlich seltener als Fami-
lien ohne Armut. Ähnliche Unterschiede, aber mit umgekehrten Vorzeichen, 
zeigten sich für die Nutzung von sekundärpräventiven Angeboten wie der die 
Längerfristig aufsuchenden Betreuung und Begleitung durch eine Gesundheits-
fachkraft und den Schwangerschaftsberatungsstellen. 
 Die präsentierten Ergebnisse werden Daten der KiD 0-3 Studie 2015 gegen-
übergestellt und im Hinblick auf die Situation von Familien während der Coro-
napandemie, sowie mit Blick auf die evidenzbasierte Weiterentwicklung der 
Frühen Hilfen diskutiert. 
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                                            Jugendgesundheitsuntersuchung – Eine repräsenta-
tive Elternbefragung der BZgA zu Determinanten der 
Inanspruchnahme der J1 
   Autorinnen/Autoren        H.     Ebrahimzadeh-Wetter    1    ,      U.     Münstermann    1    , 
     U.     von Rüden    1    ,      V.     Stander    ,      M.     Bödeker    1   
  Institut     1      Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, Köln  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781759 
      Hintergrund : Für Kinder und Jugendliche sind aktuell die Früherkennungsun-
tersuchungen U1 bis U9 sowie die Jugendgesundheitsuntersuchung J1 als Re-
gelleistungen kostenfrei nutzbar. Die Jugendgesundheitsuntersuchung J1 
umfasst neben einer körperlichen Untersuchung ein orientierendes Gespräch 
zur Lebenssituation in Familie, Schule und Freizeit sowie die Überprüfung des 
Impfstatus. Die J1 hat die wichtige Aufgabe, psychische und psychosoziale Ri-
sikofaktoren rechtzeitig zu erkennen, die die körperliche, geistige und soziale 
Entwicklung in der Pubertät gefährden könnten. 
 Nach Daten des Robert Koch-Instituts (KiGGS Welle 2 2014-2017) liegen die 
Teilnahmequoten an den meisten Früherkennungsuntersuchungen im Kindes-
alter bei über 95 %. Dagegen fallen die Raten bei der J1-Untersuchung deutlich 
ab. Der Versorgungsatlas stellte für die Jahre 2007 bis 2010 eine Inanspruch-
nahme von durchschnittlich 43 % fest und in den Jahren 2012 bis 2014 lag sie 
mit 46-48 % nur geringfügig darüber. Während der COVID-19- Pandemie zeig-
te sich für die meisten U-Untersuchungen ein positiver Trend, die Teilnahme-
quoten erhöhten sich im Vergleich zu den Vorjahren. Nicht so bei der J1-Unter-
suchung: Hier sanken die Teilnahmequoten. Mit Blick auf diese Entwicklungen 
empfi ehlt die Interministerielle Arbeitsgruppe „Gesundheitliche Auswirkungen 
auf Kinder und Jugendliche durch Corona“ die Förderung der Inanspruchnahme 
der Jugendgesundheitsuntersuchungen, um mit dieser etablierten Regelleis-
tung Unterstützungs- oder Therapiebedarfe bei den Jugendlichen frühzeitig 
ärztlich zu identifi zieren und geeignete Hilfen veranlassen zu können. 
 Zur Untersuchung möglicher Ursachen für die vergleichsweise geringere Inan-
spruchnahme der J1 und die Ableitung von Handlungsansätzen zu deren För-
derung ermittelt die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) 
über eine repräsentative Befragung von Eltern den Bekanntheitsgrad der J1 
sowie fördernde und hemmende Faktoren ihrer Inanspruchnahme. 
  Methoden : Eine repräsentative Stichprobe der deutschsprachigen Wohnbe-
völkerung, in deren Haushalt Kinder bzw. Jugendliche (im Alter von 10 bis 15 
Jahren zum Befragungszeitpunkt) leben, wurde mittels computergestützter 
Telefoninterviews (CATI) befragt. Die Befragung fand von Dezember 2022 bis 
Januar 2023 statt und wurde im Dual-Frame-Ansatz über Festnetz- und Mobil-
telefonnummern durchgeführt. 
 Erfragt wurden die Bekanntheit der J1-Untersuchung, die bisherige bzw. ge-
plante Inanspruchnahme sowie mögliche Gründe für ausstehende Teilnahmen. 
Für die Planung zukünftiger Maßnahmen wurde zudem nach bevorzugten 
Kanälen in der Information von Eltern und Jugendlichen gefragt. 
 Realisiert wurde ein Stichprobenumfang von n = 1.002 Telefoninterviews. Die 
Interviewdauer lag bei durchschnittlich 15 Minuten. Um mögliche Verzerrun-
gen der Bevölkerungsstichprobe auszugleichen, wurde die Stichprobe im An-
schluss an die Datenerhebung in den Merkmalen Alter, Geschlecht, Schulbil-

dung, Haushaltsgröße, Wohnort sowie Alter und Geschlecht der Kinder an die 
aus dem Mikrozensus des Statistischen Bundesamts bekannten Sollstrukturen 
angeglichen. 
  Ergebnisse : Nach vorläufi ger Analyse der erhobenen Daten haben ca. zwei 
Drittel der befragten Eltern schon von der Jugendgesundheitsuntersuchung J1 
gehört oder gelesen (68 %). Frauen ist die J1 deutlich häufi ger bekannt als Män-
nern (87 % vs. 49 %). Ein Migrationshintergrund ist mit einer geringeren Be-
kanntheit der J1 assoziiert (56 %). Teilweise sind zudem regionale Unterschiede 
sichtbar: Im Osten ist die Bekanntheit (64 %) geringer als im Westen (69 %) und 
im Norden (64 %) deutlich geringer als im Süden (74 %). 
 Gut jeder zweite Befragte mit Kindern ab 12 Jahren gibt an, dass das eigene 
Kind schon an der J1-Untersuchung teilgenommen hat (53 %). 41 % der Befrag-
ten gaben an, ihr Kind habe noch keine J1 absolviert und weitere 6 % wissen 
nicht, ob das Kind bereits an der J1 teilgenommen hat. Als Gründe für noch 
ausstehende Teilnahmen geben die Teilnehmenden an, es vergessen zu haben 
(16 %), einen Termin geplant oder vereinbart, aber noch nicht realisiert zu ha-
ben (15 %), Einwände des Kindes/Sinn werde hinterfragt (14 %) und dass der 
Termin auf den spätmöglichsten Zeitpunkt verschoben wurde (13 %). 
 Informationen über die J1 wünschen sich die befragten Eltern am ehesten von 
ihrer Kinderarztpraxis (63 %) oder Krankenkasse (49 %). Eine Terminerinnerung 
sollte aus Elternsicht ebenfalls von diesen beiden Institutionen erfolgen. Die 
Terminvereinbarung zur J1 erfolgt in der Regel durch die Eltern/Sorgeberech-
tigten. In fast allen Fällen haben Eltern und Kind den Termin der J1-Untersu-
chung gemeinsam wahrgenommen oder planen dies entsprechend (94 %). 
  Diskussion : Die vorläufi gen Ergebnisse zur Inanspruchnahme und Bekanntheit 
der Jugendgesundheitsuntersuchung J1 weisen darauf hin, dass eine verstärk-
te, niedrigschwellige Information über die Jugendgesundheitsuntersuchung 
und ihre Inhalte die Teilnahme befördern könnte. Da Eltern eine zentrale Rolle 
bei der Inanspruchnahme der J1 einnehmen und sie zumeist den Termin an-
bahnen, sollten sie in Maßnahmen zur Steigerung der Inanspruchnahme der J1 
zukünftig noch stärker berücksichtigt werden und mit mehrsprachigem Infor-
mationsmaterial angesprochen werden. Besonders aussichtsreich erscheinen 
hierzu Kooperationen mit den von den Eltern favorisierten Akteuren wie Kran-
kenkassen und Praxen für Kinder- und Jugendmedizin sowie mit dem Kinder- 
und Jugendgesundheitsdienst und dem Schulwesen. Weitere Beiträge können 
z. B. Social Media Inhalte leisten, die Jugendliche auf die J1 aufmerksam machen 
und sie zur Teilnahme motivieren. 

                                       Zahnmedizin – Block 1 

  08:30 – 10:00 | Saal X.2 

             Update Molaren-Inzisiven-Hypomineralisation (MIH) 
   Autor        Y.     Wagner    1   
  Institut     1      Zahnmedizinisches Fortbildungszentrum Stuttgart (ZFZ 
Stuttgart) – eine Einrichtung der Landeszhanärztekammer Baden-Württem-
berg, Stuttgart  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781760 
     Die Molaren-Inzisiven-Hypomineralisation (MIH) ist die derzeitig in der Öff ent-
lichkeit am meisten diskutierte Strukturstörung im permanenten Gebiss. Volks-
tümlich auch bekannt als „Kreidezähne“. Doch was bedeutet diese Diagnose 
für den Patienten? Was bedeutet sie für das Zahnarztteam? Welches sind die 
neuesten Erkenntnisse zu möglichen Ursachen? Auf was sollten Sie bei der 
Diagnostik achten? Wie können Sie die MIH diff erentialdiagnostisch unterschei-
den? Was sind geeignete Prophylaxemaßnahmen? Wie sieht die Therapie aus 
und was sind mögliche Langzeitfolgen? Der Vortrag gibt einen Überblick zu 
aktuellen Erkenntnissen. 
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                                       Infektionsschutz – Block 1 

  08:30 – 10:10 | Saal X.3 

             Fisch, nicht Fleisch ... beispielhaft abgelaufener Fall 
einer "küstennahen" Wurstvergiftung (bestätigter 
Botulismus) 
   Autor        B.     Friege    1   
  Institut     1      Fachdienst Gesundheit im Kreis Pinneberg, Elmshorn  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781761 
      Einleitung : Fallbericht: Zwei Tage nach einer Fischmahlzeit kommt ein 46jäh-
riger Mann mit Bauchschmerzen und progredienten motorischen Defi ziten in 
die Notaufnahme eines Krankenhauses der Grund- und Regelversorgung. 
 Eine frühzeitige elektrophysiologische Untersuchung (Motorische Neurogra-
phie) schon bei der Aufnahme erhärtet die seltene Verdachtsdiagnose eines 
Botulismus. Parallel erfolgen sehr schnell weitere Diagnostik, symptombezo-
gene medizinische Versorgung (Intensivtherapie inkl. künstlicher Beatmung), 
Herbeischaff en einer kausalen Therapie (Antitoxin) sowie Meldung ans Gesund-
heitsamt. 
 Der Botulinus-Neurotoxin-Subtyp E (BoNT/E) wird im engen Zeitfenster in Pa-
tientenserum und einer sichergestellten Lebensmittelverpackung nachgewie-
sen. Dank frühzeitig eingesetzter Antitoxin-Behandlung gelingt binnen weniger 
Tage eine erhebliche klinische Verbesserung des Patienten. 
 Wegen der Falsch- und deutlichen Überlagerung des Lebensmittels kann von 
einem tragischen Einzelfall aus Nachlässigkeit ausgegangen werden. Maßnah-
men wie ein Warenrückruf sind daher verzichtbar. 
  Hintergrund : Schon der Krankheitsverdacht von Botulismus ist nach Infekti-
onsschutzgesetz meldepfl ichtig. Trotz fehlender Mensch-zu-Mensch-Anste-
ckung dieser Lebensmittelintoxikation besteht ein potentiell hohes Risiko für 
andere Verbraucher und muss daher schnell zuverlässig abgeschätzt werden. 
Grundlage ist ein gutes Zusammenspiel der verschiedenen Akteure und ein 
schneller Informationsfl uss zur Ursache. 
 Um die Vorgänge nach oder während eines Ereignis zu evaluieren und daraus 
zu lernen, gibt es als Methoden das Intra Action Review (IAR) oder After Action 
Review (AAR). 
  Schlussfolgerung/Ausblick : Der bevorstehende Feiertag (Himmelfahrtstag) 
wurde als Gelingens-Hemmnis bei engem Zeitfenster antizipiert. Alle Beteilig-
ten handelten rasch, so dass die diagnostische Kausalkette schnell und lücken-
los geschlossen werden konnte. 
 Für den Patienten ging diese seltene, lebensgefährliche Lebensmittelintoxika-
tion gut aus. Weitere Betroff ene gab es nicht. Das „hellwache“ Agieren in der 
Notaufnahme und Meldung versetzte alle eingeschalteten Behörden inkl. Fach-
aufsicht und beauftragten Labore zu zielgerichtetem schnellen Handeln. Ge-
lohnt wurde dies mit schnellen, schlüssigen Ergebnissen, dem Therapieerfolg 
und der wichtigen bevölkerungsrelevanten Entscheidung auf einen Warenrück-
ruf bewusst zu verzichten. 
 Im Sinne eines After Action Review (AAR) zu dem spannenden Fall hat das Ge-
sundheitsamt Pinneberg im Nachgang fragebogengestützt Kurzinterviews mit 
Klinik, Klinikhygiene, Lebensmittelaufsicht und Referenzlabor geführt. Hier 
bestätigte sich der Eindruck der guten Zusammenarbeit aller Akteure mit po-
sitivem Ergebnis für den Betroff enen und die Bevölkerung. 

                                                Ausbruchsuntersuchung von vier Diphtheriefälle 
unter wohnungslosen und drogengebrauchenden 
Menschen im Frankfurter Bahnhofsviertel, 2023 
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      Hintergrund : Im Februar 2023 wurde ein in der Wohnungslosigkeit lebender 
Mensch im Frankfurter Bahnhofsviertel mit Halsschmerzen und Dyspnoe, einer 
für eine Rachendiphtherie typischen Symptomatik, stationär aufgenommen. 
Im Rachenabstrich wurde ein  Corynebacterium diphtheriae  nachgewiesen, der 
in der Diphtherietoxingen-PCR positiv ( tox +  ) war. Für den Elek-Test (Nachweis 
der Diphtherietoxin (DT)-produktion und eine weitere molekularbiologische 
Untersuchung war der Bakterienstamm leider nicht mehr verfügbar. Erkran-
kungen mit DT bildenden  C. diphtheriae  sind in Deutschland sehr selten, da die 
Bevölkerung im Allgemeinen durch Impfung gut gegen Diphtherie geschützt 
und die Kolonisationsrate der Normalbevölkerung in Industrienationen gering 
ist. Infektionen durch  tox + C. diphtheriae  sind hierzulande in der Regel reise- 
oder migrationsassoziiert. Erst durch einen seit dem Sommer 2022 andauern-
den europaweiten Ausbruch von Diphtherie unter geflüchteten Personen 
wurden den Gesundheitsämtern nach langer Zeit wieder vermehrt Diphtherie-
fälle gemeldet. In den meisten Fällen handelt es sich um Hautdiphtherie durch 
 C. diphtheriae . Im Frankfurter Obdachlosenmilieu traten im Jahr 2023 drei Diph-
theriefälle bei Personen ohne Migrationshintergrund auf. Wir führten eine 
Ausbruchsuntersuchung durch, um weitere Fälle zu identifi zieren, das Ausmaß 
des Ausbruchs zu beurteilen, Maßnahmen zur Eindämmung einer Ausbreitung 
zu ergreifen und eine potentielle gemeinsame Infektionsquelle zu identifi zieren. 
  Maßnahmen : Als Fälle wurden Erwachsene defi niert, die zwischen Februar und 
Oktober 2023 im Frankfurter Bahnhof gelebt haben und an respiratorischer 
oder kutaner Diphtherie erkrankt waren mit einem Labornachweis für einen 
DT- bildenden Stamm von  C. diphtheriae . Diese Personen wurden, soweit noch 
erreichbar, in Hilfs- und Substitutionseinrichtungen im Frankfurter Bahnhofs-
viertel für Fallinterviews aufgesucht, bei stationärer Aufnahme in der Klinik. Es 
wurden insgesamt 3 weitere Proben (welche Abstrichlokalisationen waren das? 
Nasen-Rachenabstriche?) entnommen. Mit dem Vertragslabor wurde verein-
bart, bei einem kulturellen Nachweis von  C. diphtheriae  diesen Stamm an das 
Nationale Konsiliarlabor für Diphtherie für weitere Analysen wie  tox -- PCR, Elek-
Test (DT-Nachweis des  C. diphtheriae -Stamms) und eine Feintypisierung mittels 
Ganzgenomsequenzierung zu versenden. Um eine Ausbreitung zu verhindern, 
wurden die Mitarbeiter der Hilfs- und Substitutionseinrichtungen im Bahnhof 
über die Erkrankung informiert und ihr Impfstatus durch Mitarbeiter des Ge-
sundheitsamtes überprüft. Außerdem wurde bei den Menschen, die die Ange-
bote in diesen Einrichtungen in Anspruch nehmen, bei Bedarf eine Auffri-
schungsimpfung durchgeführt, bei Verdachtsfällen Abstriche genommen. Evtl. 
Gabe einer Postexpositionsprophylaxe? 
  Ergebnisse : Insgesamt wurde bei vier in der Wohnungslosigkeit lebenden Per-
sonen aus dem Frankfurter Bahnhofsviertel zwischen Februar und Oktober 
2023 Toxin bildende Stämme von  C. diphtheriae  nachgewiesen, bei drei von 
ihnen in Hautabstrichen, im ersten Fall aus einem Rachenabstrich. Die Toxizität 
von  C. diphtheriae  konnte bei drei Fällen mittels des Elek-Test bestätigt werden. 
Ebenfalls konnte durch eine Ganzgenomsequenzierung der enge Verwandt-
schaftsgrad zwischen drei Fällen mit Unterschieden in ein bis zwei Allelen be-
stätigt werden. Alle drei Fälle weisen den Sequenztyp ST-574 auf, ein aus dem 
o.g. europaweitem Flüchtlingsgeschehen bekanntem Ausbruchsstamm. Drei 
der vier Fälle waren männlich, mit intravenösen Drogenkonsum (n = 3) und 
Alkoholabhängigkeit (n = 1). Die Phylogenie und die verfügbaren Aufenthalts-
informationen deuten auf eine Ansteckungsquelle im Frankfurter Bahnhofs-
viertel, da sich alle Betroff enen in der Wohnungslosigkeit befi ndlichen Personen 
dort über einen längeren Zeitraum aufgehalten haben. Ein Kontakt zwischen 
den Personen ist nicht bekannt. Eine gemeinsame Ansteckungsquelle könnte 
laut der Befragung der Personen der gemeinsame Schlafplatz oder die Gemein-
schaftsbäder in den Hilfseinrichtungen sein. 
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  Diskussion : Epidemiologische und mikrobiologische Untersuchungen bestä-
tigten den Zusammenhang zwischen den vier Diphtheriefällen. Die Lebensum-
stände der Betroff enen sprechen dafür, dass Übertragungen Toxin bildender 
Diphtheriebakterien im Frankfurter Bahnhofsviertel stattgefunden haben. Drei 
Fälle sind dem europaweiten Diphtherieausbruch unter Migranten dem ST 574 
zuzuordnen. Es konnte aus der Anamnese kein eindeutiger epidemiologischer 
Zusammenhang zwischen den Fällen im Frankfurter Bahnhofsviertel und Fällen 
unter Gefl üchteten hergestellt werden. Eine fortgesetzte aktive Fallfi ndung 
unter Menschen, die Wohnungslosigkeit erleben, erscheint sinnvoll, um einen 
Überblick über den Ausbruch zu gewinnen. Darüber hinaus sollte das Impfan-
gebot für obdachlose Menschen in Hilfseinrichtungen aufrechterhalten werden. 

                                                Hepatitis A in einer Gemeinschaftsunterkunft für 
ukrainische Flüchtlinge: Maßnahmen zur Eindäm-
mung und Lessons Learned 
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     Ende Februar 2023 erhielt das Gesundheitsamt an zwei aufeinanderfolgenden 
Tagen zwei Meldungen einer serologisch bestätigten Hepatitis A-Infektion im 
Zusammenhang mit einer Gemeinschaftsunterkunft für ukrainische Flüchtlin-
ge. Betroff en war ein männlicher Flüchtling mittleren Alters und eine ehren-
amtliche Helferin Ende Fünfzig, die in einer der Unterkunft angegliederten 
Kindertagesstätte tätig war. Bei beiden war eine stationäre Krankenhausbe-
handlung erforderlich. Der als Indexperson geführte Flüchtling war mit seiner 
elfköpfi gen Familie A in zwei Räumen in der Unterkunft untergebracht, davon 
10 Personen in einem Raum. Die Familie hielt sich seit dem Frühjahr 2022 in 
Deutschland/ Kiel auf. Die Ermittlungen ergaben einen Kontakt der ungeimpf-
ten Betreuerin zu Kindern der betroff enen Familie A. 
 Einer Ausbreitung der Infektion wurde durch Riegelungsimpfungen und kurz-
fristig veranlasste Hygienemaßnahmen wie intensivierte Händehygiene, Nut-
zung eines separaten Sanitärbereiches, viruswirksame Desinfektion der Sani-
tärbereiche und Betretungsverbote für Gemeinschaftseinrichtungen 
entgegengewirkt. 
 Ein Jugendlicher aus der Familie A, der Anfang März postexpositionell geimpft 
worden war, erkrankte Mitte März mit HAV-typischer Symptomatik und wurde 
ambulant behandelt. Im Blut wurde HAV RNA nachgewiesen. Mitte April wurde 
bei einem Jugendlichen aus einer anderen Familie (B) eine symptomatische 
HAV-Infektion diagnostiziert (Nachweis von Antikörpern und HAV-RNA im Blut). 
Es bestand ein Kontakt zu dem Mitte März erkrankten Jugendlichen. Der Ju-
gendliche aus Familie B war damals nicht als Kontaktperson ermittelt worden 
und hatte kein Impfangebot erhalten. Familie B und ihren Kontaktpersonen 
wurde umgehend eine Impfung angeboten. 
  Diagnostik und Ergebnisse : Im Rahmen der Infektionsquellensuche, wurde 
unter der Annahme, dass es unter den Mitgliedern der Familie A eine(n) 
asymptomatische(n) Ausscheider(in) gab, Stuhluntersuchungen auf HAV-RNA 
veranlasst. 
 HAV-RNA wurde in Stuhlproben nachgewiesen, die mehrere Wochen nach der 
ersten Krankheitsmeldung entnommen wurden. Es zeigte sich, dass drei Kinder 
der Familie, zu denen die ehrenamtliche Helferin Kontakt hatte, hohe Mengen 
an HAV-RNA ausschieden. 
 Bei den Erkrankten und den subklinisch Infi zierten ließ sich ein identischer HAV 
Stamm vom Subgenotyp IA nachweisen. 
  Kontaktpersonenermittlung und Maßnahmen : In der Gemeinschaftsunter-
kunft waren auf einer Etage jeweils ca. 100 Personen untergebracht, die sich 
mehrere Sanitärräume miteinander teilten. Nach Feststellen der ersten Infek-
tion bei dem männlichen Flüchtling wurde der betroff enen Familie A ein sepa-

rater Sanitärbereich zugewiesen. Die Desinfektion der Sanitärbereiche wurde 
auf ein viruzides Flächendesinfektionsmittel umgestellt. Außerdem wurden die 
Familie A und ihre Kontaktpersonen über Hygienemaßnahmen aufgeklärt und 
in Abhängigkeit vom Impfstatus Betretungsverbote für Gemeinschaftseinrich-
tungen ausgesprochen, eine Tätigkeit im Lebensmittelbereich war nicht gege-
ben. 
 Es wurden 125 Kontaktpersonen in der Unterkunft und in Gemeinschaftsein-
richtungen der Kinder von Familie A ermittelt. Das Gesundheitsamt führte 
Riegelungsimpfungen in den betroff enen Einrichtungen bei insgesamt 80 Per-
sonen durch. Zusätzlich wurden 20 Personen des Personals im betriebsärztli-
chen Kontext geimpft. Mitte April wurden anlässlich der Erkrankung eines Ju-
gendlichen in Familie B in einem anderen Gebäude der Unterkunft weitere 58 
Kontaktpersonen identifi ziert, von den 33 Personen postexpositionell geimpft 
wurden. 
  Diskussion und Fazit : 10 Tage nach der ersten HAV-Meldung wurde die erste 
Riegelungsimpfung durchgeführt. Im weiteren Verlauf trat eine Infektion bei 
einem Jugendlichen von Familie B in einem anderen Gebäude der Unterkunft 
auf. Dieser hatte Kontakt zu dem Jugendlichen von Familie A, war zuvor jedoch 
nicht als Kontaktperson identifi ziert worden und nicht geimpft worden. 
 Die berufl ich indizierten Impfungen beim Personal der Unterkunft waren nicht 
konsequent umgesetzt worden. 
 Die Infektionen lassen sich auf einen identischen Virusstamm zurückführen 
und wurden wahrscheinlich in Deutschland erworben, da sich die Familien be-
reits seit 10 Monaten in Deutschland aufgehalten hatten. Kontakte ins Ausland 
und Lebensmittelimporte wurden nicht festgestellt. Eine Infektionsquelle konn-
te abschließend nicht ermittelt werden. 
 Die Fallserie bekräftigt die Beobachtung, dass schwere HAV-Infektionen, die 
eine Krankenhausbehandlung erfordern, vor allem nach dem 40. Lebensjahr 
auftreten. Weiterhin wurde bestätigt, dass asymptomatisch infi zierte Kleinkin-
der HAV in großen Mengen ausscheiden können und als Infektionsquelle in 
Frage kommen. 
 Durch die veranlassten Riegelungsimpfungen in Verbindung mit intensivierten 
Hygienemaßnahmen konnten weitere Erkrankungen verhindert werden. 
 HAV kann in Massenunterkünften ein relevantes Infektionsrisiko darstellen. Die 
bestehende Impfempfehlung der STIKO   [ 1 ]   zur berufl ichen Indikation bei er-
höhtem Expositionsrisiko bzw. Tätigkeit in Flüchtlingsunterkünften sollte kon-
sequent umgesetzt werden. Das Beispiel der schwer erkrankten ehrenamtlichen 
Helferin unterstreicht die Bedeutung, berufl ich indizierte Impfungen gemäß 
STIKO-Empfehlung auch für ehrenamtliche Helfer*innen anzubieten, wenn sie 
ein erhöhtes Expositionsrisiko haben. 
 Die im Rahmen der Infektionsquellensuche veranlassten Stuhluntersuchungen 
sind zwar zum Erkennen von Ausscheidern geeignet, aufgrund der Sensitivität 
des Verfahrens jedoch kaum eine geeignete Basis für die Ableitung von Schutz-
maßmaßnahmen durch den ÖGD. Der Nachweis einer Erregerausscheidung 
mit dem Stuhl war über einen Zeitraum von drei Monaten möglich. Einschrän-
kende Maßnahmen wie Betretungsverbote müssen mit dem Risiko der Infek-
tionsübertragung ins Verhältnis gesetzt werden. Die Entscheidung über Betre-
tungsverbote für Gemeinschaftseinrichtungen sollte entsprechend der 
Empfehlung des RKI für die Wiederzulassung zu Gemeinschaftseinrichtungen 
an der Immunität und möglichen Maßnahmen zur Verhütung der Übertragung 
ausgerichtet werden   [ 2 ]  . 
 Eine detaillierte Beschreibung der Fallserie und der getroff enen Maßnahmen 
wurde bei J Med Virol zur Veröff entlichung eingereicht (Krumbholz et al., 2023, 
Hepatitis A outbreak in a refugee shelter in Kiel, northern Germany) und wird 
aktuell begutachtet. 
       Literatur 
 [  1  ]    Empfehlungen der Ständigen Impfkommission beim Robert Koch-Insti-
tut     https://www.rki.de/DE/Content/Kommissionen/STIKO/Empfehlungen/
Impfempfehlungen_node.html  
 [  2  ]    Empfehlungen des Robert Koch-Instituts für die Wiederzulassung zu Ge-
meinschaftseinrichtungen gemäß § 34 Infektionsschutzgesetz     https://www.
rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Merkblaetter/Wiederzulassung/Mbl_
Wiederzulassung_schule.html    
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      Hintergrund : Salmonellose gilt in Deutschland als die zweithäufi gste bakteri-
elle gastrointestinale Erkrankung und weltweit als eine der Hauptursachen für 
Durchfallerkrankungen. Die Hauptübertragungswege sind kontaminierte Le-
bensmittel und der Kontakt mit infi zierten Tieren. Unsere Studie analysiert die 
Meldedaten nicht-typhoider Salmonellosen von 2012 bis 2022 in Deutschland, 
um evidenzbasierte Ansätze für zukünftige Präventions- und Kontrollmaßnah-
men im Bereich der öff entlichen Gesundheit zu entwickeln. 
  Methoden : Wir verwendeten gemäß dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) über-
mittelte Daten, die den Referenzdefi nitionen für nicht-typhoide Salmonellose 
entsprechen. Jährliche Inzidenzen pro 100.000 Einwohner wurden berechnet, 
und soziodemographische Merkmale sowie zeitliche und räumliche Trends 
dargestellt. Wir stratifi zierten die Auswertungen nach Alter, Geschlecht, Bun-
desland, Expositionsort, Serovar und Erkrankungsschwere (hospitalisiert/ver-
storben; Auswertung ab 2017). Die fallspezifi sch übermittelten Informationen 
wurden auf Vollständigkeit und Plausibilität geprüft, und die Datenanalyse 
erfolgte mithilfe von R (Version 4.2.1). 
  Ergebnisse : Für den Zeitraum von 2012 bis 2022 berücksichtigten wir 150.086 
Salmonellose-Fälle. Die jährliche Inzidenz der Salmonellose sank um 58 %, von 
26 (2012) auf 11 pro 100.000 (2022). Nach einer Plateauphase von 2015 bis 
2019 mit 16-17 Fällen pro 100.000 nahm die Inzidenz mit Beginn der COVID-
19-Pandemie (2020) um 37 % auf 10 pro 100.000 deutlich ab. Regionale Un-
terschiede in der Inzidenz waren über den gesamten Zeitraum signifi kant. 
Besonders betroff en waren Kinder unter fünf Jahren mit einer mittleren Inzidenz 
von 55 Fällen pro 100.000. Unter den Fällen mit verfügbaren Informationen 
zum Expositionsort (Datenvollständigkeit 76 %, n = 114.501) wurden 16 % als 
importierte, reise-assoziierte Fälle klassifi ziert. Von 2012 bis 2022 ging die 
Anzahl der Fälle, bei denen Deutschland als Expositionsort angegeben war, um 
74 % zurück (von 16.587 auf 4.266 Fälle). Unter den gemeldeten Serovaren 
(Datenvollständigkeit 76 %, n = 113.377) wurden  S.  Enteritidis und  S.  Typhimu-
rium mit 39 % bzw. 37 % durchgehend am häufi gsten übermittelt. Der Anteil 
schwerer Erkrankungen (Datenvollständigkeit 86 %, n = 57.658) wurde ab dem 
Jahr 2017 in unsere Analyse einbezogen und blieb bis 2022 konstant bei ca. 
30 % jährlich. Insbesondere in der Altersgruppe über 60 Jahren stieg der pro-
zentuale Anteil schwerer Erkrankungen kontinuierlich an (bis zu 56 % in der 
Altersgruppe über 80 Jahren). 
  Schlussfolgerung : Der Rückgang der übermittelten nicht-reiseassoziierten 
Fallzahlen kann ein Zeichen für die Eff ektivität von Präventions- und Hygiene-
maßnahmen sowie Anstrengungen des öff entlichen Gesundheitsdienstes sein. 
Als Risikogruppen wurden Kinder unter fünf Jahren sowie, speziell für schwere 
Erkrankungen, Erwachsene über 60 Jahren identifi ziert und sollten bei Maß-
nahmenplanungen besonders berücksichtigt werden. Zukünftige Forschung 
könnte die Ursachen für die starken regionalen Unterschiede in der Inzidenz 
genauer untersuchen. 
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heim: Potentiale und Pitfalls bei der Ursachenanalyse 
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      Hintergrund : Im Jahr 2016 formulierte die WHO eine globale Strategie zur 
Eliminierung von Virushepatitis B und C. In den vergangenen Jahren wird 
bundesweit ein Anstieg von Hepatitis B- und C-Fällen beobachtet. Diskutiert 
werden als Gründe hierfür die Änderungen der Meldepfl icht 2017 und der 
RKI-Referenzdefi nition 2019, die Einführung des kostenlosen HBV- und HCV-
Screenings 2021 für alle gesetzlich Krankenversicherten ab 35 Jahren sowie die 
Migrationsbewegung aus der Ukraine. Eine Ursachenanalyse des RKI ergab 
keine umfassende Erklärung für diesen Anstieg. In Mannheim sind zwischen 
2019 und 2022 die bevölkerungsbezogenen Meldezahlen für Hepatitis B um 
das 2,4-fache und für Hepatitis C um das 1,2-Fache gestiegen. Aufgabe der 
Gesundheitsämter ist die Prävention und Bekämpfung von übertragbaren 
Krankheiten. Das IfSG formuliert in §19 besondere Maßnahmen für von sexuell 
übertragbaren Krankheiten (STI) bedrohte Menschen. Dieses Projekt soll 
am Beispiel Mannheims die Ursachen für die zunehmende Häufung von HBV- 
und HCV-Meldungen auf kommunaler Ebene analysieren sowie die Chancen 
und Hindernisse der fallbezogenen Präventions- und Bekämpfungsarbeit zu 
Hepatitis B und C aufzeigen. 
  Methoden : Anlässe für eine Hepatitis B- bzw. und C-Diagnostik werden ab 2022 
retro- und prospektiv ermittelt und der Anteil der Meldungen, die sich auf das 
kostenlose Screeningangebot der GKV zurückführen lassen, bestimmt. Mel-
dungen werden hinsichtlich ihrer Aussage, ob Infektiosität und Therapieindi-
kation bestehen, bewertet und der Anteil an aktiven HBV- /HCV-Meldungen, 
die aus dem kostenlosen Screeningangebot resultieren, ermittelt. Für verschie-
dene Befundkonstellationen werden Maßnahmenstrategien zur Primär- und 
Sekundärprävention festgelegt, die auf die Zuführung der Betroff enen zu einer 
Therapie sowie auf den Schutz ihrer engen Kontaktpersonen zielen. 
  Vorläufi ge und erwartete Ergebnisse : 2019 bis 2022 stiegen in Mannheim 
die bevölkerungsbezogenen Inzidenzen für Hepatitis B von 16,2 auf 39,0 und 
für Hepatitis C von 16,5 auf 20,3 an. Anhand der Meldungen bis KW 41 lässt 
sich für 2023 eine weitere Zunahme der HBV- und HCV-Meldungen absehen. 
Dabei erhöhte sich zwischen 2019 und 2022 der Anteil an HBV-Meldungen bei 
über 35-Jährigen um das 3,1-Fache und damit signifi kant stärker als bei jünge-
ren Menschen (1,2-Fache). Für HCV-Meldungen ist im selben Zeitraum bei über 
35-Jährigen ein Anstieg der Meldezahlen auf das 1,3-Fache und für jüngere 
Personen auf das 1,1-Fache zu beobachten. Es wird erwartet, dass sich durch 
weitere Ergebnisse die Untersuchungsanlässe und betroff enen Gruppen noch 
genauer beschreiben lassen. 
 Labormeldungen zu HBV und HCV lassen häufi g keine eindeutige virologische 
Bewertung von Infektiosität und Stadium der HBV- bzw. HCV-Infektion zu, 
wenngleich sie der gesetzlichen Vorgabe, alle Nachweise zu melden, formal 
entsprechen. Hierdurch wird die Ermittlungs-, Präventions- und Bekämpfungs-
arbeit oft erschwert. 
  Bisheriges Fazit : Die bisherigen Ergebnisse der Untersuchung weisen darauf 
hin, dass die Einführung des kostenlosen Screenings für gesetzlich Krankenver-
sicherte ab 35 Jahren den Großteil der Zunahme an HBV- Meldungen erklären 
könnte, nicht jedoch den deutlich geringeren Anstieg der HBV-Meldungen bei 
Jüngeren. Für HCV-Meldungen ist die Steigerung der Meldungen bei über 
35-Jährigen deutlich geringer ausgeprägt und ähnlich wie bei jüngeren. 
 Die aktuell in Mannheim beobachtete Meldepraxis der Labore ist häufi g formal 
korrekt, macht aber eine virologisch-infektiologische Bewertung der Meldun-
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gen vor allem aufgrund fehlender negativer Teilbefunde schwierig. Hier wäre 
eine konkretere Formulierung der Meldepfl icht in dem Sinn, dass, im Falle eines 
positiven Testergebnisses der HBV- bzw. HCV-Diagnostik, der gesamte virolo-
gische Befund einschließlich virologisch-fachärztlicher Bewertung gemeldet 
werden muss, hilfreich. 

                                       Daten für Taten in Kita und Schule 

  08:30 – 10:00 | Saal X.4 

             Kasseler Index für Kindergesundheit als Basis für 
politische Entscheidungen 
   Autorinnen/Autoren        M.     Buchholz    1    ,      M.     Brietzke    1    ,      M.     Maßmann-Pabst    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Region Kassel, Kassel  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781766 
      Einleitung : Der Kasseler Index für Kindergesundheit (KIKiG) integriert Daten 
zu Impfschutz, Körpergewicht, Sinnesscreening, der körperlichen Untersu-
chung sowie dem Entwicklungs- und Sprachscreening aus den Einschulungs-
untersuchungen in Stadt und Landkreis Kassel. Er wurde entwickelt, um Er-
kenntnisse über die kleinräumige Verteilung dieser gesundheitlichen 
Ressourcen und Belastungen von Einschülerinnen und Einschülern zu erhalten. 
  Methode : Der aktuelle Index basiert auf den Ergebnissen der Untersuchungen zur 
Einschulung in den Jahren 2018-2020 und 2022. Das Jahr 2021 wurde aufgrund 
einer unzureichenden Datenlage während der Corona-Pandemie ausgelassen. 
 Für die Erstellung des KIKiG wurden die relativen Häufi gkeiten der ausgewähl-
ten Gesundheitsindikatoren mit Hilfe des Programms SPSS 29.0 standardisiert, 
indem sie in Z-Werte transformiert wurden. Zugunsten einer leichteren Inter-
pretation, wurden die Werte des so entstandenen additiven Summen-Indexes 
auf einen Bereich von 0 bis 1 skaliert und in sieben gleich große Gruppen mit 
den Ausprägungen „sehr niedrig bis „sehr hoch“ geteilt. Die KIKiG-Ergebnisse 
werden als GEO-Karten und in Balkendiagrammen dargestellt. 
  Ergebnisse : Die Kartendarstellung des KIKiG zeigt, dass von den 28 Gemeinden 
im Landkreis Kassel, fünf Gemeinden einen sehr hohen Indexwert erreichen. 
Gemeinden in zentraler und nördlicher Landkreislage haben zumeist einen 
mittleren bis niedrigen Indexwert mit drei Gemeinden im niedrigsten Bereich. 
In der Stadt Kassel hat nur ein Stadtteil von insgesamt 23 Stadtteilen einen sehr 
hohen Indexwert. Vier Stadtteile weisen einen sehr niedrigen Indexwert auf. 
Tendenziell liegen Stadtteile mit eher niedrigen Werten eher nördlich und öst-
lich in der Stadt Kassel. Jedoch weist das Stadtgebiet eine sichtbare Durchmi-
schung auf. 
 Die Balkendiagramme zeigen, dass auch Gemeinden und Stadtteile mit nied-
rigem Indexwert in Teilbereichen über dem Durchschnittswert liegen können. 
  Diskussion : Der Indexwert bietet eine Übersicht über die räumliche Verteilung 
der Kindergesundheit in Stadt und Landkreis Kassel und kann auf wichtige An-
satzpunkte für Maßnahmen der Prävention und Gesundheitsförderung hinwei-
sen. Die Ergebnisse werden genutzt, um Ausschüsse bei ihren Entscheidungen 
für neue Stellen, Maßnahmen und Finanzierungen zu unterstützen. Die Akteu-
re in Stadtteilen und Gemeinden können ihn nutzen, um ihre Angebote anzu-
passen oder Angebotslücken zu schließen. Aufgrund der methodischen Vorge-
hensweise des KIKiG sowie der Standardisierung der Einschulungsuntersuchung, 
ist die Verwendung eines Kindergesundheitsindexes auch für andere Kommu-
nen denkbar. 

                                                „Daten für Taten im Kita-Alter (KitaGesund)“ – erste 
Ergebnisse am Studienstandort Dresden 
   Autorinnen/Autoren        M.     Girbig    1    ,      C.     Schefter    1    ,      S.     Pohl    2    ,      A.     Schmidt    2    , 
     N.     Schmitt    3    ,      J.     Butler    1    ,      A.     Seidler    1   
  Institute     1      Institut und Poliklinik für Arbeits- und Sozialmedizin, Medizini-
sche Fakultät, Technische Universität Dresden   ;   2      Amt für Gesundheit und 
Prävention, Abt. Grundsatz und Verwaltung, Landeshauptstadt Dresden   ; 
  3      Amt für Gesundheit und Prävention, Abt. Kinder- und Jugendgesundheit, 
Landeshauptstadt Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781767 
      Hintergrund : In der frühen Kindheit – als wichtiger Lebensphase für die Initi-
ierung von Präventionsmaßnamen – bilden sich Lebensstile heraus, die sich zu 
Gesundheitsressourcen oder Gefährdungen entwickeln können. Durch den 
Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) werden Kinder an wichtigen Stellen 
ihrer Entwicklung (zum Beispiel in der Kita und zum Schuleingang) untersucht. 
Die dabei erhobenen Daten werden i. d. R. allerdings nur für sich und nicht im 
zeitlichen Verlauf betrachtet. Das Projekt „Daten für Taten im Kita-Alter (Kita-
Gesund)“ ist ein durch das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) geförder-
tes Kooperationsvorhaben der TU Dresden mit Gesundheitsämtern mehrerer 
Berliner Bezirke sowie den Landeshauptstädten Potsdam und Dresden. Es 
sollen die ÖGD-Routinedaten im Kindesalter der teilnehmenden Studienstand-
orte verknüpft und mit zusätzlichen Daten durch Elternbefragungen ergänzt 
werden. 
  Methode : Zur Elternbefragung am Studienstandort Dresden wurden alle Fa-
milien eingeladen (n = 4.219), deren Kinder die Schulaufnahmeuntersuchung 
2022/23 des ÖGD in Dresden durchliefen und ebenfalls an der Kitauntersu-
chung teilgenommen haben. Die Befragung erfolgte retrospektiv, bezugneh-
mend auf das Alter der Kinder von vier Jahren. Es wurden soziodemografi sche 
Daten der Familien, das Gesundheitsverhalten von Eltern und Kindern sowie 
der Gesundheitsstatus und die sozial-emotionale Entwicklung der Kinder er-
fasst. Zur Erhebung der gesundheitsbezogenen Lebensqualität der Kinder kam 
der KiddyKindl-R-Fragebogen zum Einsatz. Dieser umfasst sechs Dimensionen: 
„körperliches Wohlbefi nden“, seelisches Wohlbefi nden“, „Selbstwert“, „Wohl-
befi nden in der Familie“, „Wohlbefi nden in Bezug auf Freunde “ und „Funkti-
onsfähigkeit im Kindergarten“. Jede Dimension enthält vier Items auf einer 
fünfstufi gen Likertskala. Die Datenanalyse erfolgte deskriptiv und analytisch 
(t-test für unabhängige Stichproben, multiple Regressionsanalysen). 
  Ergebnisse : Insgesamt haben 1.413 Kinder und deren Familien (Jungen: 
n = 730; 51,7 %/Mädchen: n = 683; 48,3 %) an der Befragung teilgenommen 
(Response: 33,5 %). Das mittlere Alter der Kinder lag bei 6,6 Jahren. Ein geringer 
Anteil der teilnehmenden Kinder wohnte bei einem alleinerziehenden Elternteil 
(n = 67; 4,7 %) oder hatte einen Migrationshintergrund (n = 192; 13,6 %). Der 
allgemeine Gesundheitszustand der Kinder im Alter von vier Jahren wurde durch 
die Eltern zum großen Teil als „sehr gut“ (n = 876; 62,8 %) eingeschätzt. Die 
Ergebnisse zur gesundheitsbezogenen Lebensqualität sind mit den Referenz-
daten des KiddyKindl-R-Fragebogens vergleichbar. Alle Mittelwerte lagen auf 
einer Skala von 0 – 100 deutlich im positiven Bereich (Spannweite: 79,4 – 82,1). 
Weitere Analysen sind – unter verstärkter Betrachtung des Sozialstatus – sowie 
nach Verknüpfung mit den ÖGD-Routinedaten der teilnehmenden Kinder ge-
plant. 
  Schlussfolgerung : Der größte Anteil der befragten Dresdner Kinder (Elternan-
gaben) wies einen sehr guten Gesundheitszustand und eine hohe gesundheits-
bezogene Lebensqualität auf. Die Ergebnisse zur gesundheitsbezogenen Le-
bensqualität sind mit den Ergebnissen der KIGGS-Studie 2007 vergleichbar. 
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                                                Das Projekt „KitaGesund“ am Standort Dresden – 
Datenbasierte Interventionen im Kita-Alter – Von 
Daten zu Taten. Bericht über die Projektweiterent-
wicklung 
   Autorinnen/Autoren        A.     Schmidt    1    ,      S.     Pohl    1    ,      N.     Schmitt    2    ,      J.     Butler    3    , 
     M.     Girbig    3    ,      C.     Schefter    3    ,      A.     Seidler    3   
  Institute     1      Amt für Gesundheit und Prävention, Abt. Grundsatz und 
Verwaltung, Landeshauptstadt Dresden   ;   2      Amt für Gesundheit und 
Prävention, Abt. Kinder- und Jugendgesundheit, Landeshauptstadt Dresden   ; 
  3      Institut und Poliklinik für Arbeits- und Sozialmedizin, Medizinische 
Fakultät, Technische Universität Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781768 
      Hintergrund : Bereits im frühen Kindesalter bilden sich Verhaltensweisen und 
Lebensstile mit Bedeutung für die Gesundheit heraus. Im Rahmen des ÖGD 
werden Kinder an wichtigen Stellen ihrer Entwicklung ärztlich untersucht. So 
fi nden im ÖGD Sachsen in jedem Jahr eine freiwillige Kita-Untersuchung zwei 
Jahre vor der Einschulung und die gesetzlich verpfl ichtende Schulaufnahme-
untersuchung statt. Um Präventionsmaßnahmen im Kindergarten besser an 
Problemlagen und Zielgruppen ausrichten zu können, werden zudem weitere 
belastbare Daten zur Gesundheit der Kinder und zu sozialen Hintergründen der 
Familien benötigt. Das vom BMBF geförderte Projekt setzt unter Federführung 
der TU Dresden, in Zusammenarbeit mit mehreren Gesundheitsämtern der 
Berliner Bezirke und der Landeshauptstädte Potsdam und Dresden an dieser 
Stelle an. Am Standort Dresden wird das Projekt im Sinne von Daten für Taten 
für konkrete Dresdner Kita-Projekte fortgesetzt. 
  Methode : Am Studienstandort Dresden, erfolgte eine längsschnittliche Ver-
knüpfung digital vorliegender ÖGD-Routinedaten des Kindesalters. Diese wur-
de durch eine Elternbefragung zur Schulaufnahmeuntersuchung ergänzt, 
welche u.a. soziodemografi sche Daten, Ernährungs- und Bewegungsverhalten 
sowie die sprachliche, emotionale und soziale Entwicklung der Kinder erhebt 
(Teilstudie I). Auf Grundlage der Analyseergebnisse werden ab Januar 2024 
präventive Ansatzpunkte, spezifi sche Zielgruppen sowie Vorschläge für kon-
krete Präventionsmaßnahmen abgeleitet. Diese werden im Rahmen einer In-
terventionsstudie (Teilstudie II) in der Lebenswelt „Kita“ für identifi zierte Risi-
kogruppen weiterentwickelt. Die Priorisierung erfolgt für identifizierte 
Risikogruppen, die bisher unzureichend von Maßnahmen der Gesundheitsför-
derung profi tiert haben (bspw. Kinder aus Migrantenfamilien, Kinder aus sucht-
belasteten Familien oder von Alleinerziehenden) sowie Kinder aus Aufmerk-
samkeitsgebieten, sofern die Teilstudie I speziellen Präventionsbedarf ergibt. 
Die Maßnahmen sollen einen ganzheitlichen Ansatz verfolgen und im Sinne 
der Nachhaltigkeit eine Vernetzung mit den Akteuren vor Ort berücksichtigen. 
Die Prozessevaluation soll mittels begleitenden Befragungen oder Interviews 
mit an der Durchführung unmittelbar beteiligten Personen (bspw. Kinder, El-
tern, Mitarbeitende des ÖGDs) umgesetzt werden. Darüber hinaus werden die 
konzeptionellen Grundlagen für eine Ergebnisevaluation gelegt, welche sich 
auf die an das Projekt anschließende Verstetigung des Vorhabens bezieht. 
  Ziele/Ergebnisse : Indem konkrete Maßnahmen der Prävention und Gesund-
heitsförderung durch das Vorliegen belastbarer Daten entwickelt und in dem 
benannten Setting etabliert werden, kommt das Projekt vor allem der Gesund-
heit von (sozial benachteiligten) Kindern zugute. Zudem soll die Datenlage wie 
auch die Möglichkeiten für qualitativ hochwertige Auswertungen des ÖGD 
verbessert werden. Das weitere Vorgehen und die Planung auf Basis der Ergeb-
nisse der Teilstudie I abgeleiteten Themenschwerpunkte und Maßnahmen in 
enger Kooperation mit den Verantwortlichen der Kindertageseinrichtungen, 
des Amtes für Gesundheit und Prävention und der Projektleitung sollen auf 
dem Kongress vorgestellt werden. 
  Fazit : Es ist davon auszugehen, dass durch die longitudinale Verknüpfung der 
digitalisierten Daten in Kombination mit der Befragung Gesundheitszustand 
und –verhalten der Kinder diff erenzierter abgebildet und darauf aufbauend 
qualifi ziertere Maßnahmen der Gesundheitsförderung entwickelt und etabliert 
werden können. Darüber hinaus bietet das Projekt die Möglichkeit, die Daten-

erhebung und -verwendung des ÖGD im Bereich Kinder- und Jugendgesundheit 
stetig zu verbessern. Neben der datenbasierten Ableitung müssen sowohl evi-
denzbasierte Interventionsmaßnahmen und gesundheitsfördernde Best-
Practice-Beispiele in der Lebenswelt „Kita“ als auch die Ressourcen und aktu-
ellen Bedarfe aus der Sicht der Kindertageseinrichtungen mitberücksichtigt 
werden. 

                                                Die Einschulungsuntersuchung als bevölkerungsme-
dizinisches Instrument: Handhabung von Einschu-
lungsuntersuchungsergebnissen von Kindern aus 
rumänischen/bulgarischen Einwandererfamilien in 
Mannheim 
   Autorinnen/Autoren        M.     Steinisch    1    ,   2    ,      P.     Schäfer    1    ,      F.     De Bock    3    ,      B.     Wrede    1   
  Institute     1      Fachbereich Jugendamt und Gesundheitsamt, Stadt Mannheim, 
Mannheim   ;   2      Abteilung für Public Health, Sozial- und Präventivmedizin, 
Zentrum für Präventivmedizin und Digitale Gesundheit (CPD), Medizinische 
Fakultät Mannheim, Universität Heidelberg, Mannheim   ;   3      Bereich 
Versorgungsforschung im Kindes- und Jugendalter, Klinik für Allgemeine 
Pädiatrie, Neonatologie und Kinderkardiologie und Center for Health and 
Society (chs), Medizinische Fakultät der Heinrich-Heine-Universität 
Düsseldorf, Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781769 
      Einleitung : Die Einschulungsuntersuchung (ESU) ist nicht nur individual-me-
dizinische Maßnahme zur Feststellung individueller Förderbedarfe und zur 
Empfehlung konkreter individueller Maßnahmen, sondern auch bevölkerungs-
medizinisches Instrument, das Bedarfe bestimmter Bevölkerungsgruppen er-
fassen und Grundlage für die Entwicklung gruppenspezifi scher Maßnahmen 
sein kann. So werden in Baden-Württemberg zusätzlich zu der Pfl ichtuntersu-
chung – die Erfassung der Inanspruchnahme von Früherkennungsuntersuchun-
gen sowie des Impfstatus und Untersuchungen (Sehen, Hören, Körpermaße, 
Sprach-, motorische und Malentwicklung, mathematische Kompetenzen und 
Verhalten) umfasst – auch soziodemographische Angaben der Familie auf frei-
williger Basis erfasst; diese ermöglichen Analysen gruppenspezifi scher Bedar-
fe in verschiedenen Bereichen. Kinder aus Familien mit Einwanderungsgeschich-
te – ein Drittel der Kinder in Deutschland – haben häufi ger gesundheitliche 
Bedarfe als Kinder aus Familien ohne Einwanderungsgeschichte. Ein erster 
Schritt zur Reduktion gesundheitlicher Ungleichheit ist die Analyse gruppen-
spezifi scher Bedarfe. Hierzu wertet das vorliegende Projekt (ROBUKI) Versor-
gungszugang und Bedarfe von Kindern aus Familien mit Einwanderungsge-
schichte aus Rumänien/Bulgarien in Mannheim aus (ca. 5 % der Mannheimer 
Bevölkerung und ca. 11 % der Familien mit Einwanderungsgeschichte in Mann-
heim). Im nächsten Schritt werden mögliche Handlungsoptionen dargestellt. 
  Methoden : In Einschulungsuntersuchungen (n = 7421, 2013-2015) aus Mann-
heim wurden die Inanspruchnahme von Präventivmaßnahmen (termingerech-
te U-Untersuchungen; STIKO-konforme Impfungen) sowie gesundheitliche 
Risiken (BMI) und nicht altersgerechte Entwicklung (Einbeinhüpfen, Grapho-, 
Visuomotorik, Menschzeichnung, Artikulation, Sprache) ausgewertet. Dabei 
wurden Kinder aus Familien mit Einwanderungsgeschichte aus Rumänien und 
Bulgarien (n = 179), aus anderen Ländern (n = 1942) und ohne Einwanderungs-
geschichte (n = 3048) mittels Chi-Quadrat-Testungen und logistischen Regres-
sionen (adjustiert für mütterlichen sozioökonomischen Status (SES), Aufent-
haltsdauer) verglichen. 
  Ergebnisse : Kinder aus Familien mit Einwanderungsgeschichte aus Rumänien 
und Bulgarien hatten eine signifi kant niedrigere Inanspruchnahme von Imp-
fungen (46 % vs. 83 %) und U-Untersuchungen (47 % vs. 67 %) als Kinder aus 
Familien mit Einwanderungsgeschichte aus anderen Ländern, auch nach Ad-
justierung für SES (Impfung OR ROBU/andere  = 0.3; CI[0.1;0.6]; U-Untersuchung 
OR ROBU/andere  = 0.4; CI[0.2;0.8]), nicht jedoch adjustiert für Aufenthaltsdauer 
der Mutter. Kinder aus Familien mit Einwanderungsgeschichte waren häufi ger 
übergewichtig als Kinder aus Familien ohne (16 % vs. 7 %) – wobei hier die Her-
kunftsgruppe (ROBU vs. andere) keinen signifi kanten Unterschied bewirkte. 
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Bei Kindern aus Familien mit Einwanderungsgeschichte wurde seltener eine 
altersentsprechende Entwicklung dokumentiert als bei Kindern aus Familien 
ohne Einwanderungsgeschichte, wobei hier die größten Unterschiede bei der 
Sprachentwicklung bestanden (64 % nicht altersentsprechend vs. 24 %), zwi-
schen den Gruppen unterschiedlicher Herkunftsländer bestanden meist keine 
Unterschiede (ROBU vs. andere). Bei abschließender detaillierterer Analyse der 
Familien mit rumänischer/bulgarischer Einwanderungsgeschichte wurden je-
doch Unterschiede deutlich: Früherkennungsuntersuchungen (39 % vs. 54 %) 
sowie Impfungen (35 % vs. 55 %) wurden von bulgarischen Familien seltener in 
Anspruch genommen als von rumänischen Familien. Der BMI lag signifi kant 
häufi ger bei der 90. Perzentile und darüber (17 % vs. 12 %) und die Altersent-
sprechung der Entwicklung wurde bis auf Graphomotorik als signifikant 
schlechter für Kinder mit bulgarischer Einwanderungsgeschichte als für Kinder 
mit rumänischer Einwanderungsgeschichte eingeschätzt. 
  Ausblick : Eine gute Erfassung der soziodemographischen Merkmale der Fami-
lien der bei der ESU untersuchten Kinder erlaubt eine detaillierte Darstellung 
gruppenspezifi scher Versorgungsbedarfe, wobei insbesondere die Operatio-
nalisierung von Einwanderungserfahrungen in ESU-Daten herausfordernd sein 
kann. Das dargestellte Projekt zeigte, dass Familien mit Einwanderungsge-
schichte aus Rumänien und insbesondere Bulgarien schlechter an die präven-
tive Versorgungsstruktur angebunden sind als Familien ohne Einwanderungs-
geschichte, aber auch als Familien mit Einwanderungsgeschichte aus anderen 
Ländern. Kinder aus Familien mit bulgarischer Einwanderungsgeschichte schei-
nen einen (noch) höheren Förderbedarf zu haben als Kinder aus Familien mit 
Einwanderungsgeschichte aus anderen Ländern. Basierend auf diesen Erkennt-
nissen sollen nun gezielte Maßnahmen abgeleitet werden, um die Gesundheits-
chancen für alle Familien zu gewährleisten. Ein sektorenübergreifender Ansatz, 
der die Systeme Gesundheit, Bildung und Jugendhilfe verbindet und Familien 
mit Einwanderungserfahrung aktiv einbezieht, scheint dabei von entscheiden-
der Bedeutung. In Zusammenarbeit mit Regionalisierungsbeauftragten, 
Quartiermanager*innen, Integrationsbeauftragten, Familien mit Einwande-
rungserfahrung und anderen Akteur*innen, beispielsweise des Jobcenters und 
von Anlaufstellen für Menschen ohne Krankenversicherung, sollte eine Strate-
gie entwickelt werden, um die Zugänglichkeit der präventiven Versorgungsan-
gebote sowie der Förderangebote zu verbessern. Ein besonderes Augenmerk 
sollte hier auf eine evidenzbasierte Ausgestaltung der Maßnahmen gelegt 
werden. 

                                                HPV (Humane Papillom Viren) – Schulkampagne 
"Lass das Virus nicht gewinnen!" 
   Autorinnen/Autoren        U.     Traub    1    ,      T.     Kauth    1    ,      U.     Rangwich-Fellendorf    1    , 
     K.     Stark    1   
  Institut     1      Landratsamt Ludwigsburg, Gesundheitsdezernat, Ludwigsburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781770 
      Hintergrund : Humane Papillomviren sind die häufi gsten sexuell übertragbaren 
Krankheitserreger. Sie gelten als Hauptauslöser für die Entstehung von Gebär-
mutterhalskrebs und dessen Vorstufen. HPV können auch Krebserkrankungen 
von Penis, After und Rachenraum etc. hervorrufen. 
 Trotz Impfempfehlung seit 2007 für Mädchen und 2018 für Jungen und Kos-
tenübernahme durch die gesetzlichen Krankenkassen, sind laut RKI Impfsur-
veillance 2021 nur 54 % der 15-jährigen Mädchen und 27 % der 15-jährigen 
Jungen vollständig gegen HPV geimpft. 
  Fragestellung : Kann die Teilnahme an der HPV-Impfung durch eine Kampagne 
an Schulen im Landkreis verbessert werden? 
  Methoden : In vorigen Projekten waren Peer-Ansätze sehr erfolgreich. Im Set-
ting Schule können wir alle Sechstklässler erreichen. 
 Deshalb entwickelten wir mit Studenten der Hochschule für öff entliche Ver-
waltung und Finanzen Ludwigsburg, die Kampagne „Lass das Virus nicht ge-
winnen!“. Maskottchen der Kampagne waren „Cuterus“ (die freundliche Ge-
bärmutter) und „Buddy“ (ein lächelndes Emoji mit Power). Wir verteilen in 
Zusammenarbeit mit der Ärzteschaft Ludwigsburg seit 2018 jährlich Flyer mit 

„einem persönlichen HPV-Pfl aster“ an alle Schülerinnen und Schüler der 6. 
Klassen und an alle Kinder- und Hausärzte im Landkreis Ludwigsburg. Gleich-
zeitig verschicken wir Briefe an Eltern, Klassenlehrkräfte und Schulleitungen. 
Freiwillige können an einem Gewinnspiel teilnehmen. 
 Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die gegen HPV geimpft waren, bzw. sich 
impfen ließen oder sich um einen entsprechenden Termin bemühen, können 
beim Arzt oder bei der Ärztin eine Impfurkunde abstempeln lassen und dem 
Gesundheitsamt zusenden. Unter den Teilnehmern werden drei für die End-
runde ausgelost. Sie spielen gegeneinander mit Geschicklichkeits- und Wis-
sensspielen um drei Einkaufsgutscheine. 
 Zur Evaluation wurden die Quartals-Zahlen der HPV-Impfungen (Daten der 
Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg) jährlich aus dem Landkreis 
Ludwigsburg, aus ganz Baden-Württemberg sowie aus dem Vergleichslandkreis 
Esslingen gegenübergestellt. Als Beispiel stieg die Zahl der HPV-Impfungen in 
Ludwigsburg im Vergleich zum Vorjahr nach der Kampagne im III. Quartal 2018 
um 11 %, im IV. um 33 % und im I. Quartal 2019 um 63 % an. In Esslingen lagen 
die Vergleichszahlen bei -7 %, 30 % und 49 %, in Baden-Württemberg bei -3 %, 
19 % und 44 %. 
 Auch die absoluten Zahlen der Impfungen lagen stets über dem Wert in Esslin-
gen, z.B. nach der Kampagne 2020 im IV. Quartal 2020 bei 1843 im Vergleich 
zu 1415 in Esslingen. Es zeigte sich auch ein Kampagnen-Eff ekt ein bis drei 
Quartale nach jedem Versand – Erhöhung der Diff erenz zu Esslingen. Dieser 
Eff ekt reduzierte sich im Verlauf. 
 Zusätzlich wurden die Kampagnen von zahlreichen Medien begleitet. 
  Schlussfolgerung : Mit einem Setting-Ansatz und pfi ffi  gen Medien kann die 
HPV-Impfrate gesteigert werden. 

                                       Gutachten zur Verbeamtung und Dienst-
fähigkeit 

  08:30 – 10:00 | Saal X.5 

             Erkrankt und in Therapie – Herausforderung Einstel-
lungsuntersuchung 
   Autor        A.-K.     Kaskel   
  Institut      Gesundheitsreferat der LH München, Schwanthalerstr. 69, 80335 
München,  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781771 
     „Kann ich mit einer Psychotherapie verbeamtet werden?“ Diese und ähnliche 
Fragen erreichen uns häufi g per Mail, im Rahmen von Informationsveranstal-
tungen oder Presseanfragen. Auch chronisch verlaufende, somatische Erkran-
kungen wie Autoimmunerkrankungen führen nicht selten zu Voranfragen 
besorgter Betroff ener vor geplanter Berufung in ein Beamtenverhältnis. 
 Im Gesundheitsreferat der Landeshauptstadt München werden pro Jahr ca. 
1600 Einstellungsuntersuchungen von Beamtenanwärter*innen und > 200 
Nachuntersuchungen durchgeführt. Dabei können wir auf die Fachkompetenz 
von Ärzt*innen verschiedenster Fachrichtungen zurückgreifen. Dies ermöglicht 
uns bei Bedarf die unkomplizierte, zeitnahe und kostengünstige Durchführung 
interner Zusatzbegutachtungen im internistischen, chirurgischen oder nerven-
ärztlichen Fachgebiet. 
 Im Rahmen der amtsärztlichen Untersuchung muss die gesundheitliche Eig-
nung für alle Tätigkeiten der entsprechenden Laufbahn genau geprüft werden. 
Bei Lehrpersonal, welches den größten Anteil an den Einstellungsuntersuchun-
gen ausmacht, stellt sich insbesondere die Frage nach der gesundheitlichen 
Eignung für die alleinverantwortliche Aufsicht über Kinder. 
 Außerdem kann bei Erkrankungen, die zum Untersuchungszeitpunkt noch nicht 
abschließend behandelt sind, die Prognosestellung eine Herausforderung dar-
stellen. Bei Widerrufsbeamt*innen besteht, bei vorliegender Eignung für die 
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Tätigkeit während des Widerrufs, die Möglichkeit, eine Nachuntersuchung vor 
Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe und Lebenszeit zu empfehlen. 
 Methoden und Kriterien der Begutachtung, Problemstellungen und Lösungs-
möglichkeiten werden vorgestellt und anhand von Fallbeispielen aus der 
Begutachtungspraxis erörtert. Auch werden Möglichkeiten der Qualitätssicherung, 
v.a. im Hinblick auf Organisation, Gutachtenserstellung und Beschwerdemanage-
ment erläutert. Unsere Abteilung ist nach DIN EN ISO 9001:2015 zertifi ziert. 
 Letztlich lautet die Antwort auf die oben gestellte Frage häufi g „ja“. Durch 
geeignetes Informationsmaterial sowie im Rahmen von Informationsveranstal-
tungen erläutern wir Hintergründe und Abläufe der Einstellungsuntersuchung. 
Dadurch können Ängste vor der Untersuchung abgebaut und die Motivation 
für das Aufsuchen therapeutischer Angebote anstelle eines gesundheitsschäd-
lichen Vermeidungsverhaltens angesichts einer bevorstehenden Untersuchung 
erhöht werden. 

                                                Bedeutung von Psychotherapie und psychiatrischer 
Behandlung für die Übernahme in ein Beamtenver-
hältnis 
   Autor        E.     Richartz-Salzburger   
  Institut      Gesundheitsreferat der Landeshauptstadt München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781772 
     Psychische Erkrankungen lösen im Unterschied zu organischen Störungen in 
weiten Kreisen auch im 21. Jahrhundert immer noch Unbehagen und irratio-
nale Ängste aus. Viele Beamtenanwärter*innen, die in ihrer Vorgeschichte 
bereits einmal aufgrund einer seelischen Störung in Behandlung waren, sind 
angesichts der notwendigen amtsärztlichen Untersuchung zur Frage der ge-
sundheitlichen Eignung daher außerordentlich verunsichert. 
 Die Frage, ob psychische Probleme Zweifel an der gesundheitlichen Eignung 
für die Übernahme in das Beamtenverhältnis bedingen, kann nicht allgemein 
beantwortet werden. Art und Schweregrad psychischer Störungen sind eben-
so unterschiedlich wie die verschiedenen Therapieformen. Allein die Tatsache, 
dass bereits einmal eine psychotherapeutische oder psychiatrische Behandlung 
stattgefunden hat, sagt ebenso wie bei organmedizinischen Therapien zu-
nächst nichts über die Art der zugrunde liegenden Problematik aus. Sowohl 
vorübergehende Lebenskrisen als auch schwere psychiatrische Erkrankungen 
können sich hinter der Suche nach therapeutischer Unterstützung verbergen. 
Bedeutung und Tragweite einer entsprechenden Störung lässt sich nur im Ein-
zelfall beurteilen und bedarf fachärztlicher Diagnostik. Finden sich bei einer * /
einem * Beamtenanwärter#ast#in Hinweise für eine frühere oder aktuelle psy-
chische Störung, ist eine psychiatrische Begutachtung angebracht, um leichte 
Störungen mit guter Prognose von chronifi zierten Prozessen oder gar schweren 
klassischen psychiatrischen Erkrankungen abzugrenzen. Die amtsärztliche Be-
gutachtung durch eine*n Psychiater#ast#in unterscheidet sich dabei in ihren 
Grundsätzen nicht von der psychiatrischen Begutachtung zu anderen Frage-
stellungen. Auch hier wird nach sorgfältiger Anamnese unter Hinzuziehung 
vorliegender Befundberichte als zentraler Kern der Begutachtung der aktuelle 
psychische Befund erhoben. 
 Trotz verbreiteter Vorbehalte ist eine Zunahme der öff entlichen Wahrnehmung 
von psychischen Erkrankungen zu beobachten, ebenso eine wachsende Bereit-
schaft, adäquate Hilfe in Anspruch zu nehmen. Die Inanspruchnahme einer 
psychotherapeutischen Behandlung ist kein generelles Ausschlusskriterium für 
den öff entlichen Dienst. Vielmehr kann eine erfolgreiche Psychotherapie die 
psychische Belastbarkeit erhöhen und dem Auftreten späterer Krankheitszeiten 
langfristig entgegenwirken. Bei nicht sicher einzuschätzender Prognose ist in 
bestimmten Fällen eine Nachuntersuchung vor Übernahme in das Beamten-
verhältnis auf Probe und Lebenszeit, gegebenenfalls auch eine Verlängerung 
der Probezeit möglich. 

                                                Dienstunfähigkeit bei Bremer Beamtinnen und 
Beamten – Ergebnisse der amtsärztlichen Untersu-
chungen 
   Autor        B.     Spieß   
  Institut      Gesundheitsamt Bremen, Bremen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781773 
      Einleitung : Bürgerinnen und Bürger erleben bei Behördenkontakten immer 
wieder Ablaufprobleme. Der allgemeine Personalmangel, zusätzliche Aufgaben 
und ein hoher Krankenstand werden als Ursachen genannt. Daraus resultiert 
eine hohe Arbeitsbelastung, die den Krankenstand noch weiter ansteigen lassen 
könnte – in diesem Zusammenhang wird oft auf die Situation der Lehrerinnen 
und Lehrer verwiesen. Das hohe Durchschnittsalter des Personals im öff entli-
chen Dienst bedingt auch ein erhöhtes Risiko für krankheitsbedingte Personal-
ausfälle. Die Fehlzeitenquote nach Kalendertagen der Freien Hansestadt Bre-
men lag im Jahr 2021 mit 6,65 % unter dem Vergleichswert des Deutschen 
Städtetages (7,28 %). Dennoch hat das Gesundheitsamt Bremen (GAB) die 
Notwendigkeit gesehen, die Ursachen zu identifi zieren und auf notwendige 
Maßnahmen hinzuweisen. 
  Methodik : Die vorgestellten Ergebnisse basieren auf den durchgeführten Un-
tersuchungen zur Frage der Dienstunfähigkeit, die vom Gesundheitsamt Bre-
men bzw. den psychiatrischen Behandlungszentren zwischen den Jahren 2019 
und 2022 durchgeführt wurden. Neben demografi schen Angaben enthalten 
die ausgewerteten Daten Informationen zur bisherigen Krankheitsdauer, den 
Diagnosen und zur Prognose hinsichtlich einer Rückkehr an den Arbeitsplatz. 
Nahezu die Hälfte aller Untersuchungsaufträge wurde von der Bildungsbehör-
de in Auftrag gegeben, so dass neben einer allgemeinen Auswertung eine für 
Lehrerinnen und Lehrer gesonderte Analyse vorgenommen wurde. Der Auf-
traggeber wurde dabei für die Identifi kation herangezogen. 
  Ergebnisse : Der ausgewertete Datensatz enthält insgesamt 566 abgeschlos-
sene Begutachtungen. Er setzt sich aus 366 Frauen (64,7 %) und 200 Männern 
(35,3 %) zusammen. Das mittlere Alter (Median) der Untersuchten beträgt 53 
Jahre. Das Minimum liegt bei 20 Jahren, das Maximum beträgt 65 Jahre. Am 
häufi gsten sind Dienstunfähigkeitsuntersuchungen für die Senatorin für Kinder 
und Bildung erstellt worden (46 %; n = 258), die zweitmeisten Gutachten (17 %; 
n = 98) für die Justizbehörden (Justizressort, Gerichte, Staatsanwaltschaft, Jus-
tizvollzugsanstalt) und am dritthäufi gsten wurde die zentrale Personalbehörde 
PerformaNord bedient (7 %; n = 38). 
 83 % (n = 470) aller Untersuchten waren zum Untersuchungszeitpunkt schon 
länger als drei Monate krankgeschrieben, nahezu drei Viertel (74 %; n = 419) 
fehlte schon über ein halbes Jahr. 
 Psychische Erkrankungen dominierten bei den Ursachen für die krankheitsbe-
dingte Abwesenheit vom Arbeitsplatz deutlich (68 %; n = 384), gefolgt von 
Muskel- und Skeletterkrankungen (8 %; n = 45) und onkologischen Erkrankun-
gen (8 %; n = 43). 
 In fast jeder dritten Untersuchung (30 %; n = 175) wurde keine Möglichkeit für 
eine Rückkehr an den Arbeitsplatz innerhalb der nächsten sechs Monate gese-
hen. Jedoch wurde auch bei 13 % aller Fälle (n = 72) eine unmittelbare Wieder-
aufnahme des Dienstes als möglich angesehen. Bei etwa einem Viertel (28 %; 
n = 154) wurde die Notwendigkeit gesehen, zunächst entweder die Wochen-
arbeitszeit zu reduzieren oder eine Umsetzung in einen anderen Tätigkeitsbe-
reich vorzunehmen. 
 Die gesonderte Auswertung der untersuchten Lehrerinnen und Lehrern ergab, 
dass sie etwas häufi ger zum Untersuchungszeitpunkt schon über sechs Mona-
te krankgeschrieben waren als die übrigen Beamtinnen und Beamte (78 % 
(n = 200) vs. 72 % (n = 220)). Psychische Erkrankungen waren bei ihnen gleicher-
maßen hauptursächlich für die infrage stehende Dienstfähigkeit (68 %; n = 175 
vs. 68 %; n = 209) wie bei den Beamtinnen und Beamten in anderen Tätigkeits-
bereichen. Es lagen häufi ger onkologische Erkrankungen (11 % (n = 29) vs. 5 % 
(n = 14)) vor und seltener Erkrankungen des Muskel- und Skelettsystems (5 % 
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(n = 13) vs. 10 % (n = 32)). Eine Reduzierung der Wochenarbeitszeit wurde bei 
dem Lehrpersonal deutlich häufi ger als notwendig erachtet (21 % (n = 55) vs. 
9 % (n = 27)), für die übrigen Verbeamteten musste häufi ger eine fehlende Per-
spektive für eine Rückkehr an den Arbeitsplatz ausgesprochen werden (36 % 
(n = 110) vs. 25 % (n = 65)). 
  Diskussion : Die vorgestellten Ergebnisse zeigen, dass psychische Erkrankungen 
den Hauptgrund für eine infrage stehende Dienstfähigkeit darstellen. Außer-
dem wird für Lehrerinnen und Lehrer häufi ger die Notwendigkeit gesehen, die 
Wochenarbeitszeit zu reduzieren, um wieder in den Dienst zurückzukehren. 
Eine Erklärung hierfür könnte sein, dass der Unterricht als Stressor identifi ziert 
wird, der so ausreichend reduziert werden kann. Unklar bleibt nach dieser Aus-
wertung, ob psychische Erkrankungen heutzutage die Dienstfähigkeit häufi ger 
in Frage stellen als früher. Aufschluss würde eine größere Längsschnittstudie 
geben. Und es ist nicht gänzlich auszuschließen, dass bei der Selektion der 
Lehrkräfte anhand der Dienststelle auch andere Bedienstete des Ressorts er-
fasst wurden. 

                                       Daten für Taten 

  08:30 – 10:00 | Saal X.6 

             Psychische Gesundheit in Daten – Limitationen und 
Potentiale für die Psychiatrieplanung 
   Autor        N.     Rosenkötter   
  Institut      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen, Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781774 
      Einleitung : Sobald eine Kommune planerisch aktiv werden möchte, steht auch 
immer die Frage nach verfügbaren Daten und deren kleinräumiger Verfügbar-
keit im Raum. Daten zur sozialen Lage, eine wichtige Determinante der (psy-
chischen) Gesundheit, sind in der Regel kommunal gut verfügbar. In diesem 
Beitrag liegt der Fokus deshalb auf Datenquellen, die Informationen zur psy-
chischen Gesundheit – ggf. auch zum Themenbereich „severe mental ill“ – 
liefern können und mindestens auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte zur 
Verfügung stehen. Der Beitrag soll im Rahmen eines Workshops zur Psychiat-
rieplanung eine Übersicht liefern und einen Teil-Input zur Diskussion darstellen. 
  Inhalt : Im Fokus stehen routinemäßig verfügbare amtliche Statistiken wie die 
Todesursachenstatistik oder die Krankenhausdiagnosestatistik sowie die Ren-
tenstatistik mit Informationen zur verminderten Erwerbsfähigkeit. Jede der 
Datenquellen bringt eigene Limitationen mit sich, die bei der Datennutzung 
bedacht werden sollten. Ausdiff erenziert nach Diagnosen, die dem Bereich 
„severe mental ill“ zuzuordnen wären, kommt zudem die Problematik kleiner 
Fallzahlen und entsprechende methodische Überlegungen hinzu. Perspekti-
visch werden neben den dargestellten Statistiken auch Daten der Gesetzlichen 
Krankenversicherungen für den Öff entlichen Gesundheitsdienst besser nutzbar. 
Die Nutzung der Daten für die Belange der Psychiatrieplanung bedarf jedoch 
einer vorgeschalteten konkreten Diskussion der Informationsbedarfe und eine 
Abstimmung von Defi nitionen, die eine möglichst sichere Abschätzung rele-
vanter Behandlungsprävalenzen ermöglichen. 
  Ausblick : Neben dem Wissen über verfügbare Daten sind fachliche Diskussio-
nen und die Defi nition relevanter Indikatoren empfehlenswert. Hierbei sollte 
die Expertise der Datenhalter, der Gesundheitsberichterstattung und der se-
kundärdaten-basierten Versorgungsforschung einbezogen werden. Zu erwar-
ten sind zudem bundesweite Unterschiede bezüglich des Datenabrufs und des 
zeitlichen Verzugs der Daten. Dennoch ist die Diskussion lohnend, um die da-
tenbasierte Psychiatrieplanung perspektivisch weiterzuentwickeln. 

                                                Forderungen aus dem Projekt ZVP an eine Unterbrin-
gungsberichterstattung des Bundes, der Länder und 
der Kommunen zu öff entlich-rechtlichen und zivil-
rechtlichen Unterbringungen und freiheitsbeschrän-
kenden Maßnahmen 
   Autor        M.     Rosemann   
  Institut      Aktion Psychisch Kranke e.V.  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781775 
     In diesem Beitrag wird auf die Ergebnisse aus dem Projekt "Zwangsvermeidung 
im psychiatrischen Hilfesystem" eingegangen, das die BAG GPV zusammen mit 
der Aktion Psychisch Kranke (APK) und drei Universitäten durchgeführt hat. 
Auch im Psychiatriedialog 2.0 der APK wird dieses Thema erörtert. Konkret geht 
es um die Forderung nach einer öff entlichen Berichterstattung auf der Ebene 
des Bundes und der Länder zu Zwangsmaßnahmen im gesamten psychiatri-
schen Hilfesysten, nicht nur in den Kliniken. Dies setzt Verpfl ichtungen zur 
Dokumentation, zur Weitergabe von Daten in aggregierter Form sowie eine 
einheitliche Struktur der Datenerfassung voraus, um eine verlässliche Bericht-
erstattung zu ermöglichen. Auch die Frage der Nutzung der Informationen 
muss erörtert werden. 

                                                Bundesweit einheitlicher Basis-Kerndatensatz 
SpDis-wäre das möglich? 
   Autor        K.     Folgner   
  Institut      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781776 
     In diesem Vortrag beschäftigen wir uns mit Möglichkeiten, Notwendigkeiten 
und derzeitigen Hürden für eine gelingende Psychiatrieberichterstattung auf 
kommunaler Ebene. Daten für und in Deutschland liegen vor, selten jedoch sind 
diese heruntergebrochen für kommunale Belange. 
 Bisher ist in kaum einem Bundesland eine landeseinheitliche Mindestbericht-
erstattung der landesgesetzlich geregelten SpDi vorgeschrieben, so dass Daten 
verschiedener Kommunen, sofern sie überhaupt erhoben werden, schon in-
nerhalb eines Landes nicht kompatibel sind. 
 Bisher vorliegende Instrumente wie „German Index of Socioeconomic Depri-
vation (GISD)” oder „German Index of Multiple Deprivation (GIMD)“ erlauben 
aufgrund ihrer Datenbasis zwar Vergleiche sozialer Indikatoren gesundheitlicher 
Ungleichheit zwischen Städten und Kreisen, jedoch nicht oder nur sehr einge-
schränkt auf der Ebene von Stadtbezirken oder Stadtteilen innerhalb der Ge-
bietskörperschaft. Gerade diese sind jedoch für die kommunale Psychiatriepla-
nung relevant. 
 Bundeseinheitlich ist eine Berichterstattung über Zwangsmaßnahmen nach 
PsychK(H)G wie nach BtG erforderlich, die auf den Wohnort der betroff enen 
Personen zu beziehen ist (nicht auf den Amtsgerichtsbezirk oder den Einzugs-
bereich der Klinik). Eine Statistik über z.B. ambulante Facharztkontakte und 
stationäre Behandlungstage (pro Jahr und 100.000 EW) erforderlich. Wie für 
den sozialen Deprivationsindex sind diese gesundheitsbezogenen Daten auf 
einer kleinräumigen Basis (Stadtteile) zu erheben. 
 Es werden Beispiele aus SpDis und Psychiatriekoordination vorgestellt und dis-
kutiert. 
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                                       Umweltmedizin – Block 1 – Klima und 
Gesundheit 

  08:30 – 10:00 | Saal X.7 

             Session zum Thema Klimawandel und Gesundheit 
   Autorinnen/Autoren        H.     Niemann    1    ,      W.     Straff     1    ,      K.     van Bronswijk    1   
  Institut     1      RKI, UBA und Psycholgists 4 Future  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781777 
     Die Session beinhaltet drei Beiträge in Zusammenhang mit dem Sachstandsbericht 
des RKI sowie eine externe Sichtweise von der NGO Psychologists for Future. 
 Teil 1 wird den Sachstandsbericht Klimawandel und Gesundheit des RKI vor-
stellen – hier geht es um die Struktur, das Vorgehen bei der Umsetzung, einen 
Überblick über die Inhalte und über die Kommunikation der Inhalte. Dieser Teil 
wird vom RKI übernommen. Teil 2 befasst sich mit den resultierende Hand-
lungsoptionen welche für den ÖGD von besonderer Relevanz sind. Dieser Vor-
trag wird vom UBA übernommen. Teil 3 wird sich mit dem Thema "Klimawandel 
und psychische Gesundheit" befassen. Dieses wird sowohl aus Sicht des im 
Sachstandsbericht integrierten Scoping-Review erfolgen als auch aus der Po-
sition der NGO Psychologists for Future. Hier wird es darum gehen wie sich die 
im Bericht vermittelten wissenschaftliche Ergebnisse vermitteln lassen und 
welche Wirkungen der Bericht erzielen kann. Betrachtet werden sollen auch 
psychosozial ausgelöste gesellschaftliche Reaktionen auf Klimawandel und 
Gesundheit – Kommunikation. Dieser Teil wird von einer Vertreterin der Psy-
chologists for Future übernommen. 

                                                Klimafolgenanpassung und Hitzeschutz: Eine bun-
desweite Bestandsaufnahme der Aktivitäten von 
Kommunen und Ländern 
   Autorinnen/Autoren        S.     Busalt    1    ,      S.     Müller    1    ,      C.     Brüggemeier    1    ,      M.     Andreas    2    , 
     A.     Hoeppe    ,      H.     Lintener    2    ,      P.     Schäfer    1    ,      F.     Sniehotta    2    ,      N.     Oster    1   
  Institute     1      Fachbereich Jugendamt und Gesundheitsamt der Stadt 
Mannheim   ;   2      Zentrum für Präventivmedizin und Digitale Gesundheit der 
Universität Heidelberg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781778 
      Hintergrund : Hitzeschutz hat in den letzten Jahren an gesundheitspolitischer 
Bedeutung gewonnen. Als Folge des Klimawandels treten zunehmend Hitze-
wellen einhergehend mit hitzebedingter Morbidität und Mortalität auf. Bereits 
2017 wurden von der Bund/Länder Ad-hoc Arbeitsgruppe „Gesundheitliche 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels“, geleitet durch das Bundesum-
weltministerium, Handlungsempfehlungen entwickelt, um Behörden der Län-
der und Kommunen zu unterstützen, Hitzeaktionspläne zu entwickeln. 
 In der Zwischenzeit wurden sowohl auf Ebene der Kommunen als auch teilwei-
se der Länder eine Vielzahl an Plänen zu Klimafolgenanpassung und Hitzeschutz 
erstellt und zum Teil bereits umgesetzt. Am 28.07.2023 wurde ein erster „Hit-
zeschutzplan für Gesundheit des BMG“ durch Bundesgesundheitsminister Prof. 
Karl Lauterbach vorgestellt. 
  Ziel : Ziel dieser Arbeit ist es, eine Übersicht über die bereits bestehenden Maß-
nahmen und Pläne zur Klimafolgenanpassung insbesondere zum Hitzeschutz 
des Bundes, der Länder und der Kommunen zu erstellen. Ausgewählte Pläne 
sollen inhaltlich analysiert werden. Aus den Ergebnissen soll zusammenfassend 
eine Übersicht über Flächenverteilung und Inhalte von bereits bestehenden 
Maßnahmen und Plänen zu Klimafolgenanpassung insbesondere zum Hitze-
schutz erstellt werden. 
  Methode : Zur Identifi zierung von Plänen und Maßnahmen zur Klimafolgenan-
passung insbesondere zum Hitzeschutz wird eine standardisierte, schlagwort-
basierte Online-Suche auf den Internetseiten aller Kommunal- und Landesver-
waltungen durchgeführt. Kreise und Länder ohne Angaben auf der 

Internetseite zu Klimafolgenanpassung oder Hitzeschutz werden in weiteren 
Schritten in die Übersicht mit eingebunden. 
 Eine Auswahl an Klimafolgenanpassungs- bzw. Hitzeschutzplänen soll mittels 
qualitativer Inhaltsanalyse in Anlehnung an Kuckartz hinsichtlich ihrer Maß-
nahmen, Zielgruppen, Methoden, Struktur und Zuständigkeitsansiedlung 
sowie politischer Verankerung innerhalb der kommunalen Verwaltungen aus-
gewertet werden. Hierbei werden mit Hilfe des Programms MAXQDA auf Basis 
der Kriterien zum Hitzeschutz der WHO deduktiv Kategorien gebildet und dann 
induktiv erweitert und spezifi ziert. Anschließend werden die Kategorien auf 
ihre Ursprungsquelle zurückgeführt und eine Übersicht erstellt. Auf diese Wei-
se soll eine Vergleichbarkeit hergestellt und Gemeinsamkeiten und Unterschie-
de aufgezeigt werden. 
  Erwartete Ergebnisse : Es werden Aussagen zur geografi schen Verteilung und 
zur Charakterisierung von Kreisen mit und ohne Klimafolgenanpassungs- bzw. 
Hitzeschutzplänen erwartet. Des Weiteren werden Aussagen über die bisheri-
gen bundesweiten Herangehensweisen hinsichtlich Zielen, Maßnahmen, Ziel-
gruppen, Methoden, Struktur und Zuständigkeitsansiedlung sowie politischer 
Verankerung innerhalb kommunaler Verwaltungen erwartet, die in ihrer Ge-
samtheit bundesweit die bisherigen Aktivitäten öff entlicher Verwaltungen zu 
Klimafolgenanpassung insbesondere zum Hitzeschutz abbilden. 

                                       Krisenmanagement – Block 1 – Prepared-
ness I und psychologische Aspekte 

  08:30 – 10:00 | Saal X.8 

             Operationalisierung formeller Folgen grundrecht-
seinschränkender staatlicher SARS-CoV-2-
Maßnahmen – ein Methodenvorschlag 
   Autorinnen/Autoren        T.     Klodt    1    ,      N.     Opitz    1    ,   2    ,      J.     Evers    3    ,      M.     Geraedts    3    , 
     S.     Reinisch    1    ,      D.     Breitmeier    1    ,      B.     Ewert    2   
  Institute     1      Kreisausschuss Fulda, Fachdienst Gesundheitsamt, Fulda   ; 
  2      Hochschule Fulda, Fachbereich Gesundheitswissenschaften, Fulda   ; 
  3      Philipps-Universität Marburg, Fachbereich Medizin, Institut für Versor-
gungsforschung und Klinische Epidemiologie, Marburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781779 
      Hintergrund : Weltweit haben Staaten auf die SARS-CoV-2-Pandemie mit zahl-
reichen verschiedenen nicht-pharmazeutischen Interventionen reagiert. Wie-
derholt wurde eine systematische und vergleichende Evaluation dieser Maß-
nahmen auch hinsichtlich ihrer zum Teil massiven grundrechtseinschränkenden 
Wirkungen auf die jeweils betroff ene Bevölkerung gefordert. Voraussetzung 
hierfür ist die kleinräumige Erfassung und Operationalisierung innerstaatlicher 
(subnationaler) Regulierungsunterschiede im Verlauf der Pandemie aus Ziel-
gruppenperspektive. Für Deutschland ist dies bislang nicht erfolgt. Auch exis-
tiert kein entsprechender konkreter Methodenvorschlag, der für föderale 
Staaten anwendbar wäre. Wir setzten uns daher zum Ziel, ein solches Metho-
denkonzept zu entwickeln. 
  Methodik : Wir erfassen Grundrechtseinschränkungen durch exekutive SARS-
CoV-2-Maßnahmen im Kontext von Alltagssituationen als Folge von  Eingriff en , 
welche jeweils durch einen bestimmten inhaltlichen, personellen, zeitlichen 
und räumlichen Wirkungsbereich charakterisiert sind. Durch eine ordinale 
Skalierung der  Varianten der Eingriff sfolge  im Untersuchungszeitraum kann eine 
 relative Eingriff stiefe  als Maß der formellen Grundrechtseinschränkung angege-
ben werden. Zusätzlich defi nieren wir für Eingriff e mit Grundrechtseinschrän-
kungen, die von Betroff enen durch Erfüllung bestimmter, unmittelbar mit 
zeitlichem Mehraufwand einhergehender Voraussetzungen umgangen werden 
konnten, einen  relativen Befolgungsaufwand . Dabei handelt es sich um ein Maß 
des formellen zeitlichen Mehraufwands, das sich aus der Anzahl der zu erfül-
lenden Voraussetzungen ergibt. Die Methodik wird anhand konkreter Anwen-
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dungsbeispiele für das Bundesland Hessen bzw. den hessischen Landkreis 
Fulda erläutert. 
  Diskussion : Durch abgestimmte Anwendung unserer Methode für möglichst 
viele deutsche Gebietskörperschaften und Zusammenführung mit existieren-
den oder mittels Bürgerbefragungen noch zu erhebenden Daten insbesondere 
zu psychosozialen Aspekten, zur Akzeptanz und zum Verhalten von Zielgruppen 
staatlicher Maßnahmen können Zusammenhänge zwischen formeller und 
„tatsächlicher“ Betroff enheit ermittelt werden. Die zusätzliche Berücksichti-
gung auch des erfassten Infektionsgeschehens sowie weiterer wissenschaftli-
cher Erkenntnisse und Aspekte schaff t schließlich eine breite und realitätsnahe 
Grundlage zur Überprüfung der Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns in 
der zurückliegenden Pandemie und ermöglicht die Formulierung evidenzba-
sierter Handlungsempfehlungen für künftige Pandemien oder vergleichbare 
Krisensituationen. Der Öff entliche Gesundheitsdienst (ÖGD) sollte sich auf 
kommunaler Ebene möglichst umfassend an diesem Prozess beteiligen. 

                                                Psychosoziale Notfallversorgung (PSNV) und Psycho-
soziales Krisenmanagement im Öff entlichen Gesund-
heitsdienst (ÖGD) 
   Autor        P.     Waterstraat   
  Institut      Gesundheitsamt Frankfurt am Main PSNV Breite Gasse 28 60313 
Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781780 
      Hintergrund : Die Pandemie und die Ukrainekrise haben gezeigt, dass der öf-
fentliche Gesundheitsdienst besser auf Krisensituationen vorbereitet sein soll-
te. Neben den klassischen infektiologischen Gesichtspunkten, sollten aber auch 
vermehrt psychosoziale Aspekte ins Krisenmanagement einfließen. Guter 
medizinischer Bevölkerungschutz sollte interdisziplinär aufgestellt sein und 
agieren. 
 In Frankfurt am Main gibt es ein etabliertes PSNV-Konzept, welches sowohl die 
akut als auch die mittel- und langfristige psychosoziale Versorgung bei Groß-
schadenslagen regelt. 
  Fragestellung : Welche Rolle spielt die PSNV und das psychosoziale Krisenma-
nagement im ÖGD? 
 Kann der ÖGD Impulse setzen, um psychosoziale Fragestellungen im Krisen-
management zu verankern? 
 Wenn ja, wer sollte dieser Impulsgere sein? 
  Methode  

 ▪    theoretische Heranführung an das Themenfeld  
 ▪   Begriff sklärung  
 ▪   Praxisbeispiele für psychosoziales Krisenmanagement (ggf. mit externen 
Referenten z.B. von Bundesamt für Bevölkerungsschutz oder Medical 
School Hamburg)  

 ▪   potentielle Rolle des ÖGD  
 ▪   Zukunftsthesen  

                                                 Psychosoziale Arbeitsbelastungen und Resilienz von 
Amtsleiter: innen in Gesundheitsämtern während 
COVID-19 Pandemie 
   Autorinnen/Autoren        S.     Trommer    1    ,      D.     Mitić    1    ,      J.     Franke    2    ,      H.     Henke-Möller    3    , 
     A.     Jurke    4    ,      N.     Wischnewski    5    ,      F.     Kipp    1    ,      V.     Kinne    1   
  Institute     1      Institut für Infektionsmedizin und Krankenhaushygiene 
Universitätsklinikum Jena   ;   2      Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie   ;   3      Thüringer Landesverwaltungsamt   ; 
  4      Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westphalen   ;   5      Gesundheitsamt 
Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781781 

      Einleitung : Die SARS-CoV-2-/COVID-19-Pandemie hat multifaktorielle Defi zi-
te im Rahmen des Pandemiemanagements deutscher Gesundheitsämter auf-
gezeigt. Das Identifi zieren der zugrundeliegenden Probleme und der Risiken 
kann dazu beitragen, spezifi sche Handlungsmaßnahmen abzuleiten, um die 
kommunalen Gesundheitsämter, im Kontext zukünftiger Pandemien und Kri-
sensituationen, widerstandsfähiger zu organisieren. Im Rahmen des BMBF-
Verbundprojektes “Frühzeitige und schnelle Methoden der Diagnostik und 
Therapie von Virus-Infektionen (SARSCoV2Dx) – Teilvorhaben COVID-19: Dia-
gnostik, Therapiestrategie & Management“ (FKZ 13N15745), sollen die Be-
dürfnisse der, unmittelbar in die komplexen Handlungsabläufe des Pandemie-
managements involvierten, kommunalen Gesundheitsämter identifiziert 
werden und zukünftige kommunale Maßnahmen und Instrumente zur Unter-
stützung abgeleitet sowie nachfolgend implementiert werden. 
  Methode : Im Juni 2023 erfolgte unter den Leiter: innen der Gesundheitsämter 
in Thüringen, NordrheinWestfalen und Berlin eine Onlinefragebogen basierte 
Bedarfserhebung. Die Befragung diente der Prozessevaluation und Erfassung 
typischer Versorgungsprobleme in den Gesundheitsämtern. Gefragt wurde 
u.a. nach der Personalstruktur, den Belastungen im Arbeitskontext, der mate-
riell-technischen Ausstattung, der Arbeit der Task Force und den Kommunika-
tionsstrategien im Kontext der Pandemie. Ziel der Erhebung war es, die Bedar-
fe der Amtsleiter: innen, im Hinblick auf das Pandemiemanagement, zu 
erheben, Rückschlüsse auf die Versorgungsqualität der teilnehmenden Ge-
sundheitsämter zu ziehen, und aus den Bedarfen konkrete Methoden und 
kommunal zu etablierende Instrumente zur Qualitätsverbesserung, für zukünf-
tige Krisensituationen abzuleiten und zu entwickeln. Im ersten Schritt wurden 
retrospektiv die Arbeitsbelastung (ERI-Beruf), die Stressresilienz (RS13), die 
betriebliche Organisation und Kommunikation sowie betriebliche Maßnahmen 
(Covid-19-Zusatzmodul des COPSOQ) aus Sicht der Amtsleiter: innen, während 
der SARSCoV-2-/ COVID-19-Pandemie, untersucht. Weiterhin wurden Pande-
mieprobleme, wie z.B. eine zeitnahe Evaluierung der Krisenstabsarbeit, adap-
tierte Trainings und Schulungen untersucht. Im Rahmen der Bedarfserhebung 
wurden multiple, zukünftig zu etablierende Entlastungsmöglichkeiten aufge-
zeigt und die Amtsleiter: innen dahingehend befragt, welchen Stellenwert 
diese Möglichkeiten aus ihrer Sicht zukünftig haben werden und in welchen 
Situationen diese zukünftig aus Sicht der Amtsleiter: innen zum Einsatz kom-
men können. Hierzu werden nachfolgend vorläufi ge Ergebnisse der befragten 
Amtsleiter: innen aus drei Bundesländern dargestellt. 
  Ergebnisse : Das Durchschnittsalter der befragten Amtsleiter: innen lag zum 
Untersuchungszeitpunkt bei 53,67 Jahren (n = 42). 58,1 % der Befragten waren 
weiblich, 39,5 % männlich und 2,3 % divers. Hinsichtlich der psychosozialen 
Arbeitsbelastungen lassen sich folgende Aussagen treff en: Der Summenscore 
für Eff ort Beruf lag bei M = 11,67 (SD = 0,53), für Reward Beruf bei M = 18,53 
(SD = 4,11) und für Overcommitment Beruf bei M = 19,58 (SD = 3,07). Der Mit-
telwert der ER-ratio Beruf lag bei M = 1,58 (SD = 0,56). Bei den befragten Amts-
leiter: – innen zeigte sich demnach ein erhöhtes Maß an berufl icher Imbalance 
zwischen Eff ort/ Aufwand und Reward/ Belohnung und damit eine psychoso-
ziale Belastung im berufl ichen Kontext. Insbesondere empfanden die weibli-
chen Amtsleiterinnen eine höhere psychosoziale berufl iche Belastung, da bei 
ihnen das höchste ER-ratio Beruf (M = 1,68, SD = 0,68) festgestellt wurde. 
97,22 % der befragten Amtsleiter: innen (35 Befragte) hatten jeweils einen ER-
ratio Cut-off -Wert > 1. Der RS-13 Mittelwert (Gesamtscore) betrug M = 73,48 
(SD = 13,12), d.h. die befragten Amtsleiter: innen verfügten über eine hohe 
Stressresilienz. Im Einzelnen wiesen 63,6 % eine hohe, 21,2 % eine mittlere und 
15,2 % eine geringe Stressresilienz auf. Der niedrigste RS-13 Punktwert lag bei 
13, der höchste RS-13 Punktwert bei 88. Dies entspricht nach Leppert et al. 
(2008) einer niedrigen bzw. hohen Merkmalsausprägung von Resilienz. Darüber 
hinaus konnte eine statistisch negative Korrelation zwischen der Resilienz (RS-
13) und der Arbeitsbelastung (ER-ratio Beruf) festgestellt werden (Spearman, 
r = −.422, p = .014, n = 33). Je höher die Resilienz der Befragten war, umso nied-
riger war deren Arbeitsbelastung. Die Skalen „Organisation/ Kommunikation“ 
(M = 73,67; SD = 18,33) und „Betriebliche Maßnahmen und Gesamtbewertung“ 
(M = 78,63; SD = 13,53) erreichten Mittelwerte von über 70 Punkten, was – in 
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Worten ausgedrückt – in etwa einer Bejahung „in hohem Maße“ entspricht. 
Als eine von vielen, zukünftig zu etablierende Unterstützungsmöglichkeit, 
wurden multiprofessionelle und interinstitutionell konstituierte Outreachteams 
identifi ziert. 
  Diskussion : Die vorläufi gen Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass die Be-
fragten eine hohe psychosoziale Arbeitsbelastung empfanden. Es ist zu vermu-
ten, dass dies mit den herausfordernden Arbeitsbedingungen in den Gesund-
heitsämtern, z.B. fehlende personelle Ressourcen zur Pandemiebekämpfung, 
Bürokratie und Verwaltungsaufgaben, mangelnde Ressourcenausstattung wie 
Budget und Ausrüstung, einherging. Die Aufgaben der Gesundheitsämter wäh-
rend der SARS-CoV-2-/ COVID-19- Pandemie waren vielfältig und herausfor-
dernd. Es werden jedoch weitere Untersuchungen benötigt, um d Zusammen-
hang, einschließlich der Bedürfnisse der Mitarbeiter: innen, in den 
Gesundheitsämter besser abzubilden und daraus resultierend, ein optimiertes 
Pandemiemanagement für die Gesundheitsämter zu entwickeln. Die ermittel-
te negative Korrelation zwischen Resilienz und psychosozialer Arbeitsbelastung 
deutet darauf hin, dass die Resilienz der Amtsleiter: innen eine wichtige Prädis-
position für die psychosoziale Arbeitsbelastung darstellt. Ob und inwieweit dies 
im Zusammenhang steht, mit der individuellen psychischen Verarbeitung von 
zu hohen Arbeitsbelastungen während der SARS-CoV-2-/ COVID-19-Pandemie, 
ist in weiterführenden Untersuchungen zu ermitteln. Eine mögliche Unterstüt-
zung können kommunal oder überregional agierende Outreachteams darstel-
len. Durch die Amtsleiter: innen wurden die dahingehenden Bedarfe bestätigt. 
Diese unterscheiden sich aber, wie z.B. in der Anzahl der Einwohner: innen, für 
die die jeweiligen Gesundheitsämter zuständig sind sowie in weiteren, regio-
nalen Gegebenheiten. 

                                       Digitalisierung 1 

  08:30 – 10:00 | Saal X.9 

             Bedarfs- und Bedürfnisanalyse zur Weiterentwick-
lung von Bildungsangeboten zu digitalen Kompeten-
zen im Öff entlichen Gesundheitsdienst 
   Autorinnen/Autoren        L.     Kilian    1    ,      L.     van Hout    1    ,      A.     Hiller    1    ,      J.     Litz    1    ,      M.     Roppel    1    , 
     A.     Hinsche-Böckenholt    1    ,      A.     Freitag    1    ,      A.     Kreft    1    ,      S.     Lisak-Wahl    1    ,      F.     Naundorf    1    , 
     D.     Starke    1   
  Institut     1      Akademie für das Öff entliche Gesundheitswesen (AÖGW) 
Kanzlerstr. 4 40472 Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781782 
      Theoretischer Hintergrund : Im Rahmen des Projektes „Bedarfsorientierte 
Unterstützung und Qualifi zierung für digitale Transformationsprozesse im Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst“ (BUDDI) beschäftigt sich das Teilprojekt „Digi-
tale Kompetenzen“ mit der Gestaltung, Durchführung, Evaluation und Weiter-
entwicklung von Bildungsangeboten zu digitalen Kompetenzen für den 
Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD). Die Studie ist aus verschiedenen Pers-
pektiven relevant. So werden die Ergebnisse der Bedarfs- und Bedürfnisanalyse 
benötigt, um Curricula zu digitalen Kompetenzen im ÖGD partizipativ weiterzu-
entwickeln. Aus einem wissenschaftlichen Blickwinkel ergänzen die gewonnenen 
Erkenntnisse das Feld der Fachkräfteentwicklung im ÖGD. Das Forschungsinteres-
se fokussiert auf das Ermitteln systemischer Bedarfe, Wünsche, Hindernisse und 
Anregungen von ÖGD Mitarbeiter:innen, Entscheidungsträger:innen und anderen 
Stakeholdern zu Bildungsangeboten im Themenbereich "Digitale Transformation 
im ÖGD" bzw. "Digitale Kompetenzen". 
  Forschungsfrage : Es werden folgende Forschungsfragen gestellt: 1) Welche 
Bedarfe und Bedürfnisse zum Thema Bildungsangebote zu digitalen Kompe-
tenzen haben ÖGD-Akteur:innen unterschiedlicher institutioneller Ebenen? 2) 
Welche individuellen Bedürfnisse zum Thema Lehrinhalte und Lehr- und Lern-
formate bezüglich digitaler Kompetenzen haben ÖGD-Akteur:innen? 3) Welche 

berufl ichen Rollenbeschreibungen und Erwartungen an die Rolleninhaber:innen 
ergeben sich aus diesen Bedarfen und Bedürfnissen der ÖGD-Mitarbeiter.in-
nen? 
  Methode : Ein mixed-method Ansatz wurde gewählt. Zuerst wurden Bedarfe- 
und Bedürfnisse bezüglich der im Arbeitsalltag des Gesundheitsamtes benö-
tigten digitalen Kompetenzen mit Hilfe von Online-Fragebögen quantitativ 
erhoben. Der Fragebogen umfasst 13 Fragen zu den Bereichen Lerninhalte, 
Lehr-und Lernformate. Die Ergebnisse werden mit der Statistik- und Analy-
sesoftware IBM®  SPSS®  Statistics ausgewertet. Im qualitativen Teil werden ca. 
20 halbstandartisierte online Expert:inneninterviews über systemische Bedar-
fe für die Ausgestaltung von Bildungsangeboten für digitale Kompetenzen mit 
ÖGD-Akteur:innen durchgeführt. Dafür wird mit Hilfe des SPSS-Prinzips von 
Helff erich ein Interviewleitfaden erstellt, alle Interviews nach Kuckartz & Rae-
diker transkribiert und mit MAXQDA induktiv und deduktiv ausgewertet. Ab-
schließend fi ndet die Triangulation/Synopse der quantitativen und qualitativen 
Ergebnisse statt. Die Dialoggruppe, an welche sich die Forschungsfragen primär 
richten sind ÖGD Mitarbeiter:innen und Entscheidungsträger:innen aller föde-
ralen Ebenen des ÖGD. Weitere Dialoggruppen sind Stakeholder mit Interesse 
an Digitalisierungsthemen im ÖGD, wie der Wissenschaft, dem privaten Sektor, 
der Politik, den Verbänden sowie bereits tätigen Anbieter:innen. 
  Ergebnisse : Die Ergebnisse werden im Rahmen des Vortrages präsentiert. 
  Diskussion : Die Studie gibt einen Überblick über individuelle Bedürfnisse wie prä-
ferierte Lernmethoden, gewünschte Lerninhalte und übergeordnete Bedarfe. 
Ebenfalls werden aktuelle –und Zukunftsthemen des ÖGD sowie systemische 
Fördermöglichkeiten und Hinderungsgründe für die Teilnahme an Bildungsange-
boten für digitale Kompetenzen eruiert. Auch die Notwendigkeit von Digitalisie-
rungsbeauftragten – und Digitalisierungsmultiplikatoren und deren benötigte 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnissen und die Rollenerwartungen an diese 
Personengruppen werden in den Blick genommen. Unseren Wissens nach ist es 
die erste Studie, die diese Fragen speziell für den ÖGD beantwortet und mit deren 
Hilfe ein bestehendes Bildungsangebot agil weiterentwickelt wird. 
   Interessenskonfl ikte     Die Autor:innen erklären, dass keine Interessenkonfl ik-
te bestehen. 

                                              Bedarfs- und Bedürfnisanalyse hinsichtlich einer 
digitalen Bibliothek für den Öff entlichen Gesund-
heitsdienst 
   Autorinnen/Autoren        A.     Hiller    1    ,      K.     Weiß    1    ,      S.     Lisak-Wahl    1    , 
     A.     Hinsche-Böckenholt    1    ,      F.     Naundorf    ,      D.     Starke    1   
  Institut     1      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen, Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781783 
      Theoretischer Hintergrund : Das Projekt „Bedarfsorientierte Unterstützung 
und Qualifi zierung für digitale Transformationsprozesse im Öff entlichen Ge-
sundheitsdienst “  (BUDDI) hat zum Ziel, die digitale Reife der Gesundheitsäm-
ter zu erhöhen und damit die digitale Transformation des Öff entlichen Gesund-
heitsdienstes (ÖGD) zu unterstützen. Unterteilt ist das Projekt in drei 
Teilprojekte: Projektbüro digitale Tools, Digitale Kompetenzen und Digitale 
Johann Peter Frank-Bibliothek. Im Rahmen des Teilprojektes Digitale Johann 
Peter Frank-Bibliothek soll eine zentrale digitale Bibliothek mit Zugang zu wis-
senschaftlicher Fachliteratur für die Gesundheitsämter eingerichtet werden. 
Hierzu wurde ein Mapping durchgeführt, um ÖGD-relevante Fachzeitschriften 
als Grundlage für den Bibliotheksbestand zu identifi zieren. Zusammen mit 
einer Erhebung des Ist-Standes sowie Analyse der Bedürfnisse und Bedarfe von 
wissenschaftlicher Fachliteratur soll ein ÖGD-spezifi sches Bibliotheksangebot 
geschaff en werden. 
  Forschungsfrage : (1) Welche wissenschaftliche Fachzeitschriften sind aktuell 
für den ÖGD relevant? (2) Welche Bedarfe bestehen bei den Beschäftigten des 
ÖGD bzgl. des Zugriff s auf Fachzeitschriften und wissenschaftliche Online-
Datenbanken? (3) Welche individuellen Bedürfnisse bestehen bei den Beschäf-
tigten des ÖGD bzgl. der inhaltlichen Gestaltung der Johann Peter Frank-Bib-
liothek? 
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  Methode : Um die Forschungsfragen zu beantworten, werden mit Hilfe eines 
quantitativen Online-Fragebogens der Ist-Stand und die Bedarfe bezüglich der 
im Arbeitsalltag des ÖGD benötigten Fachzeitschriften und wissenschaftlichen 
Datenbanken erhoben. Eine Vollerhebung ist anvisiert, die Akquise erfolgt über 
unterschiedliche Wege. Die Daten der Online-Befragung werden mithilfe des 
Online-Tools LimeSurvey erhoben und mittels der Statistik- und Analysesoft-
ware IBM®  SPSS®  Statistics ausgewertet. 
  Ergebnisse : Im Rahmen des Vortrages werden die Ergebnisse der Befragung 
präsentiert. 
  Diskussion : Mit den erhoben Daten werden die angebotenen Inhalte der digi-
talen Johann Peter Frank -Bibliothek auf die ÖGD-spezifi schen Informationsbe-
darfe der Mitarbeiter:innen zugeschnitten. Als zentrale Wissens- und Recher-
cheplattform zur Förderung der Wissensverbreitung unterstützt die Johann 
Peter Frank Bibliothek die digitale Transformation im ÖGD. 
   Interessenskonfl ikte     Die Autor:innen erklären, dass keine Interessenkonfl ik-
te bestehen. 

                                              Prozessevaluation zur Weiterentwicklung von 
Bildungsangeboten zu digitalen Kompetenzen im 
Öff entlichen Gesundheitsdienst 
   Autorinnen/Autoren        M.     Siv Roppel    1    ,      L.     Kilian    1    ,      A.     Hiller    1    ,      J.     Litz    1    , 
     F.     Naundorf    1    ,      D.     Starke    1   
  Institut     1      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen in Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781784 
     Das Ziel des Projektes „Bedarfsorientierte Unterstützung und Qualifi zierung 
für digitale Transformationsprozesse im Öff entlichen Gesundheitsdienst“ (BUD-
DI) ist die professionelle Unterstützung der digitalen Transformation des Öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) durch verschiedene qualitätsgesicher-
te Maßnahmen zur Steigerung der digitalen Reife der Gesundheitsämter. Das 
Projekt besteht aus drei Teilprojekten: Das Projektbüro Digitale Tools, Digitale 
Kompetenzen und die Digitale Bibliothek. Im Teilprojekt Digitale Kompetenzen 
wird unter anderem eine umfassende Bedarfs- und Bedürfnisanalyse zu 
digitalen Kompetenzen für Fach- und Führungskräfte im ÖGD durchgeführt. 
Zeitgleich erfolgt die Prozessevaluation der an der Akademie für Öff entliches 
Gesundheitswesen (AÖGW) angebotenen Fortbildungsreihe „Digitale Kompe-
tenzen“ mit dem Ziel der Curriculumsanpassung. 
 Die Prozessevaluation wird bis April 2024 in einem Mixed-Method Design durch-
geführt. Zunächst werden in einer quantitativen Erhebung in Form von Online-
Fragebögen die Teilnehmer:innen zu den Veranstaltungen der Fortbildungs-
reihe „Digitale Kompetenzen“ befragt. Die Auswertung der quantitativen Daten 
dient als Grundlage für den zweiten methodischen Schritt. In diesem werden 
zur Anreicherung der Daten qualitative Fokusgruppendiskussionen durchge-
führt. Die Diskussionen werden im Anschluss pseudonymisiert, transkribiert 
und ausgewertet. Im letzten Schritt werden beide Auswertungen zusammen-
geführt, diskutiert und dienen als Grundlage für die Anpassung des Fortbil-
dungscurriculums der Reihe „Digitale Kompetenzen“. Im Kontext des BVÖGD-
Kongresses 2024 sollen die Ergebnisse präsentiert und mit dem Publikum 
diskutiert werden. 
 Der Vortrag kann ebenfalls in einem Workshopformat angeboten werden. Hier 
sollen die bis April 2024 erhobenen und ausgewerteten Daten und Ergebnisse 
der Bedarfs- und Bedürfnisanalyse sowie der Prozessevaluation mit dem auf 
dem BVÖGD-Kongress anwesenden ÖGD Fach- und Führungskräften diskutiert 
und angereichert werden. 
 Die Ergebnisse des Workshops dienen vor diesem Hintergrund der Triangula-
tion der gewonnenen Daten und Schlussfolgerungen und gewährleisten, dass 
die im BUDDI-Projekt gewonnenen Ergebnisse von allen relevanten Dialoggrup-
pen im ÖGD diskutiert werden. 

                                                Interoperable Schnittstellen – gemeinsam die Grund-
lage für individuelle Lösungen schaff en 
   Autorinnen/Autoren        S.     Brose    1    ,      N.     Richardt    1    ,      N.     Moser    1   
  Institut     1      Hessisches Ministerium für Soziales und Integration Hessen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781785 
     In der Corona Pandemie wurde im Öff entlichen Gesundheitswesen (ÖGD) der 
akute Bedarf nach raschem, rechtlich abgesichertem Austausch von medizinischen 
Daten deutlich. Im Infektionsschutz wurde eine Digitalisierung vom Bund ange-
stoßen, aber wie sieht es mit der Digitalisierung der vielen anderen Aufgaben des 
ÖGD, die beim Land und den Kommunen verortet sind, aus? Wie können föderale 
und lokale Lösungen entwickelt werden und gleichzeitig eine Duplizierung von 
Leistungen vermieden werden? Die Achillesferse einer effi  zienten Digitalisierung, 
die lokale bürgernahe Lösungen unterstützt, ist die fehlende Interoperabilität der 
zu nutzenden Schnittstellen. Am Beispiel der Schuleingangsuntersuchung zeigen 
wir den Prozess, wie Interoperabilität und der dazu gehörige rechtliche Rahmen 
im föderalen System durch gemeinsame länderübergreifende Abstimmung erar-
beitet werden können. Damit ist die Basis für die effi  ziente Entwicklung von indi-
viduellen und regional passgerechten Lösungen geschaff en. 
 Der Vortrag beruht auf ersten Ergebnissen der Arbeit der ELFA-Maßnahme In-
teroperabilität unter der Federführung des Landes Hessen. (ELFA steht für "Ein 
Land Für Alle"). Hieran sind die Bundesländer auf ministerieller Ebene beteiligt 
und Fachexpertise wird durch die Fachexpert*innen der Gesundheitsämter 
integriert. Die Geschäftsstelle Interoperabilität kommuniziert, moderiert und 
koordiniert die verschiedenen Akteure und Prozesse und entwickelt einen Pro-
zess zur Schaff ung interoperabler Schnittstellen im föderalen System. 

                                                Anbindung der Gesundheitsämter an die Telematik-
Infrastruktur (TI) 
   Autorinnen/Autoren        N.     Alves Vidal    1    ,      F.     Bausch    2    ,      L.     Dölger    3   
  Institute     1      G44 Sozialbehörde/ Amt für Gesundheit   ;   2      G4P Sozialbehörde/ 
Amt für Gesundheit   ;   3      G12 Sozialbehörde/ Amt für Gesundheit  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781786 
     Die Telematikinfrastruktur (TI) ist die Plattform für Gesundheitsanwendungen 
in Deutschland und soll u.a. eine standardisierte und sichere digitale Kommu-
nikation mit allen Akteuren im Gesundheitswesen ermöglichen. Die technische 
Anbindung der TI an die vorhandene IT-Infrastruktur soll so hergestellt werden, 
dass die MitarbeiterInnen der bezirklichen Fachämter Gesundheit aufwandsarm 
und störungsfrei innerhalb der Fachverfahren sowie gesichert nach „außen hin“ 
arbeiten können. Die Anbindung des ÖGD an die TI ist bundesweit grundsätz-
lich seit Juli 2022 möglich. 
 Zur Nutzung der TI sind bestimmte Module notwendig und vorgesehen: Dabei 
wird der Fachdienst KIM – Kommunikation im Medizinwesen als sicherer E-Mail-
Dienst mit besonders großem Nutzen für den Öff entlichen Gesundheitsdienst 
gesehen. Die MitarbeiterInnen der GÄ werden damit in der Lage versetzt, mit 
niedergelassenen Ärzten, Krankenhäusern, Krankenkassen und weiteren Leis-
tungserbringern sicher und auf digitalem Weg zu kommunizieren. Die bishe-
rigen Kommunikationsformen z.B. per ungesicherter Email oder Brief werden 
dadurch obsolet. Für niedrigschwellige Kommunikation soll ab Ende 2023 auch 
der erste Messengerdienst der Telematikinfrastruktur durch die gematik zuge-
lassen werden. Der TI-Messenger (TIM) ermöglicht dabei zunächst die Kom-
munikation von Gesundheitseinrichtungen untereinander und in einer zweiten 
Ausbaustufe, voraussichtlich im Verlauf des Jahres 2024, auch die Kommuni-
kation zwischen Leistungserbringern und Patientinnen und Patienten. TIM soll 
dabei auch mobil eingesetzt werden können. 
 Ausschließlich im Gesundheitsamt HH-Mitte werden -im Rahmen eines Mo-
dellprojekts der Gematik- darüber hinaus weitere Module wie z.B. die elektro-
nische Patientenakte (ePA) und das Versichertenstammdatenmanagement 
(VSDM) eingeführt und auf ihre Praxistauglichkeit getestet. Derzeit läuft mit 
den Modellprojektpartnern und mit dem Fachverfahrenshersteller Easysoft die 
Abstimmung, welche Module genau zum Einsatz kommen sollen. Der Anschluss 
weiterer Module wäre Inhalt von Folgeprojekten. 
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                                                Digitalisierung im ÖGD – Interoperabilität, Integrati-
on & Interaktion im Kontext der ELFA- und Landes-
maßnahmen in Bayern 
   Autorinnen/Autoren        T.     Heindl    1    ,      U.     Mühle-Schaeff er    1   
  Institut     1      Bayerisches Staatsministerium für Gesundheit und Pfl ege, 
Nürnberg in Zusammenarbeit mit Bayerisches Landesamt für Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit, München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781787 
     Unter dem Leitbild „Digitales Gesundheitsamt 2025“ wurde eine Initiative zur 
Förderung von Maßnahmen zur Steigerung und Weiterentwicklung des digi-
talen Reifegrades des öff entlichen Gesundheitsdienstes in Deutschland ange-
stoßen. Finanziert durch das Förderprogramm „Pakt für den ÖGD“ wird die 
digitale Transformation des Öff entlichen Gesundheitsdienstes stark vorange-
trieben. 
 Ende 2022 veröff entlichte der Freistaat Bayern seine „Rahmenstrategie Digi-
talisierung für den Öff entlichen Gesundheitsdienst“. Mit dem Zielbild einer 
prozesserleichternden und interoperablen Softwarelandschaft wird eine 
schrittweise Harmonisierung angestrebt. Die Rahmenstrategie greift dabei 
auch die im Kontext der Förderung durch den Pakt für den ÖGD entstandenen 
länderübergreifenden ELFA-Maßnahmen („Ein Land für alle“) und koordinierten 
Landesmaßnahmen auf. 
 Anhand ausgewählter Projektbeispiele soll das Zusammenwirken verschiedener 
Ebenen und Akteure bei der Konzeption und Entwicklung von Fachverfahren 
und der Integration von Standards und Schnittstellen aufgezeigt werden. Der 
Fokus liegt hierbei auf der Interoperabilität zwischen den Institutionen inner-
halb des ÖGD sowie den Bestrebungen hin zu einer bürgerzentrierten, digitalen 
Interaktion mit der Bevölkerung. 

                                       Personal im ÖGD und ÖGD im Studium 

  08:30 – 10:00 | Saal X.10 

             Das Gesundheitsamt in der Hochschule – Konzepte 
der wissenschaftlichen Weiterbildung an der Univer-
sität aus der Praxis 
   Autorinnen/Autoren        R.     Susenburger    1    ,      C.     Pischke    2    ,      L.     Günther    2    , 
     R.     M.     Schmithausen    3    ,      N.     Dragano    2   
  Institute     1      Kreis Mettmann, Gesundheitsamt, Erkrath   ;   2      Public Health 
Studiengang, Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf   ;   3      Universitätsmedizin 
Essen, Institut für Künstliche Intelligenz in der Medizin, Essen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781788 
     Die zunehmende Bedeutung von Public Health in der heutigen Gesellschaft 
erfordert eine stärkere Einbindung der praktischen Vertreter aus den Gesund-
heitsämtern in Deutschland in die Hochschulbildung. Das Gesundheitsamt 
Mettmann und das Institut für Medizinische Soziologie, das Institut für Versor-
gungsforschung und Gesundheitsökonomie sowie die Sektion Public Health 
erarbeiten gemeinsam ein praxisorientiertes Schnittstellen-Konzept für den 
Public Health Studiengang an der Heinrich Heine Universität Düsseldorf. 
 Die verschiedenen Vertreter diskutieren intensiv die Gründe und Vorteile einer 
verstärkten Präsenz von Gesundheitsamt-Fachleuten in Public Health Studien-
gängen. Gesundheitsämter spielen eine zentrale Rolle bei der Bewältigung 
gesundheitlicher Herausforderungen in der Bevölkerung. Sie sind maßgeblich 
an der Umsetzung von Gesundheitspolitik, Krankheitsprävention und Gesund-
heitsförderung beteiligt. Dennoch sind sie in den Hochschulbildungsprogram-
men im Bereich Public Health unterrepräsentiert. Diese Unterrepräsentation 
hat mehrere negative Auswirkungen. 
 Erstens bietet die Einbindung von praktischen Vertretern aus Gesundheitsäm-
tern den Studierenden einen direkten Einblick in die aktuellen Herausforderun-

gen und praktischen Anwendungen von Public Health. Dies kann dazu beitra-
gen, dass Absolventen besser auf die Realität des Gesundheitswesens 
vorbereitet sind und innovative Lösungen entwickeln können. 
 Zweitens fördert die Beteiligung von Gesundheitsamtsmitarbeitern die For-
schung und Lehre in den Hochschulen. Sie bringen ihre Fachkenntnisse, Erfah-
rungen und Forschungsideen ein, die die Qualität und Relevanz der Ausbildung 
und Forschung im Bereich Public Health erhöhen können. 
 Drittens kann die verstärkte Präsenz von Gesundheitsamtsmitarbeitern dazu 
beitragen, eine Brücke zwischen Theorie und Praxis im Bereich Public Health 
zu schlagen. Dies ist entscheidend, um sicherzustellen, dass wissenschaftliche 
Erkenntnisse und evidenzbasierte Praktiken tatsächlich in die Gesundheitspo-
litik und -praxis integriert werden. 
 Insgesamt kann eine verstärkte Vertretung von praktischen Vertretern aus 
Gesundheitsämtern in den Public Health Studiengängen dazu beitragen, die 
Bildung und Forschung in diesem Bereich zu verbessern und die Gesundheit 
der Bevölkerung in Deutschland eff ektiver zu fördern und zu schützen. 
 Das hier vorgestellte Hybrid-Konzept der HHU und des Gesundheitsamtes Mett-
mann entwickelt Strategien zur Integration der Fachleute aus dem Gesund-
heitsamt in die Hochschulumgebung. 

                                                Nachwuchsakquise und künftige Ausrichtung des 
ÖGD – Eine fachärztliche Perspektive 
   Autor        B.M.     J.     Lampl    1    ,   2   
  Institute     1      Gesundheitsamt Regensburg   ;   2      Institut für Epidemiologie und 
Präventivmedizin, Universität Regensburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781789 
      Hintergrund : Der ÖGD sieht sich mit mannigfaltigen Herausforderungen kon-
frontiert. Vor dem Hintergrund dieser Herausforderungen stellt sich die Frage, 
wie der ÖGD künftig qualitativ mit motiviertem und gut ausgebildetem ärzt-
lichem Personal aufgestellt werden kann und welche Optionen für die Nach-
wuchsakquise zur Verfügung stehen. 
  Methoden : Es wird ein Überblick über die ärztlichen Aufgaben und Herausfor-
derungen der Arbeit im ÖGD gegeben. Die Problematik der Attraktivitätsstei-
gerung sowie die Notwendigkeit fachärztlich qualifi zierter Mitarbeiter/-innen 
im ÖGD sowie Lösungsansätze dazu werden skizziert und diskutiert. 
  Ergebnisse : Die Nachwuchsakquise muss im Studium beginnen. Dafür müssen 
ÖGD-spezifi sche Inhalte an den Universitäten in die Curricula integriert und 
von Fachärzten/-innen f. ÖGW gelehrt werden. Die Bevölkerungsmedizin muss 
als Teil des medizinischen Fächerkanons wahrgenommen werden. Forschung 
& Lehre können Zugpferd für die Nachwuchsakquise sein. Dabei spielt Vernet-
zung eine Schlüsselrolle: Zwischen Institutionen des ÖGD genauso wie zwischen 
dem ÖGD und den Universitäten und anderen Forschungseinrichtungen. Das 
Aufgabenspektrum im ÖGD benötigt eine Mixtur aus fachärztlichen klinischen 
und theoretischen Spezialisierungen, bevölkerungsmedizinischen Inhalten und 
Kompetenzen aus anderen Fachgebieten (Verwaltung, Jura, Gesundheitswis-
senschaften). Medizinisch und gesundheitswissenschaftlich qualifi zierte Mit-
arbeitende sind für die Forschung im ÖGD wichtig (klinische Erfahrung und 
Methodenkompetenz). Verwaltung ist Mittel zum Zweck, nicht Selbstzweck. 
Sie muss eine empirisch basierte Bevölkerungsmedizin unterstützen und darf 
nicht behindern. 3 Säulen für die künftige ärztliche Arbeit im ÖGD: Eff ektive 
Verwaltung – Forschung & Lehre – Präventive und soziale Bevölkerungsmedizin. 
  Diskussion : Die Anforderungen an die Qualifi kation der ärztlichen Mitarbeiter 
im ÖGD dürfen nicht heruntergesetzt werden (ärztl. Approbation als Mindest-
anforderung), sondern müssen dem anspruchsvollen Tätigkeitsfeld entspre-
chend hoch sein. Daher muss der ÖGD gezielt Fachärzte/-innen anwerben und/
oder niederschwellige Qualifi zierungsmöglichkeiten bieten (Durchlässigkeit, 
Rotationen). Verdienstmöglichkeiten müssen konkurrenzfähig sein. Fachärzt-
liche Qualifi kationen und Berufserfahrung aus unterschiedlichen Bereichen 
sind notwendig ebenso wie die multi- und interdisziplinäre Kollaboration mit 
anderen Fachdisziplinen. 
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                                                Personal – Ressource Nr. 1 im Öff entlichen Gesund-
heitsdienst 
   Autor        F.     Bauer   
  Institut      Landeshauptstadt Dresden, Amt für Gesundheit und Prävention, 
Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781790 
      Hintergrund : Die Corona-Pandemie hat den Fokus auf den Öff entlichen Ge-
sundheitsdienst gelenkt. Postpandemisch ist die Aufmerksamkeit für die Arbeit 
der Gesundheitsämter weiterhin auf einem hohen Niveau. Dies drückt sich in 
vermehrten Beratungsanlässen, Einbeziehung in Fachplanungen aber auch die 
spürbare Erhöhung der Attraktivität als Arbeitgeber aus. Bedingt durch den 
Pakt für den Öff entlichen Gesundheitsdienst und die damit einhergehende 
Stärkung der personellen Ausstattung und sächlichen Ressourcen gilt es nun 
aber auch, nachzuhalten. Dies bedeutet eine Beschäftigung mit den sogenann-
ten Karrierewegen im Öff entlichen Gesundheitsdienst, um den Prozess der 
Anwerbung, über das Onboarding bis hin zur berufsbegleitenden Weiterqua-
lifi zierung zu durchdenken, konzeptionell aufzusetzen und zu Implementieren. 
„Das Personal als Ressource Nr. 1“ – nur mit diesem Leitgedanken kann die 
Trias: „Gesundheit – beraten, fördern, schützen“ gelingen. 
  Ziele : Der Beitrag informiert über das Vorgehen des Amtes für Gesundheit und 
Prävention der Landeshauptstadt Dresden und geht dabei auf die folgenden 
Punkte explizit ein: 
  1.    Darstellung des multiprofessionellen Teams des Amtes für Gesundheit und 

Prävention,  
 2.    Analyse von Onboarding- und Bindungsfaktoren für (medizinisches) Fach-

personal,  
 3.    Beschreibung von berufsspezifi schen Karrierewegen sowie  
 4.    Ableitung von Handlungsschritten für die Etablierung von Karrierewegen 

im Öff entlichen Gesundheitsdienst.  
   Methode : Deskriptive Betrachtung des multiprofessionellen Teams im Amt für 
Gesundheit und Prävention Dresden im Status quo. Visualisierte Entwicklung 
von Karrierewegen an ausgewählten Beispielen des Fachpersonals und Konzep-
tionalisierung des weiteren Vorgehens unter Beachtung relevanter Stakeholder 
für den Prozess. 
  Ergebnisse : Der Öff entliche Gesundheitsdienst ist aufgrund seines sozialkom-
pensatorischen Auftrags zur Erhöhung der gesundheitlichen Chancengleichheit 
einerseits und dem schützenden Aspekt anderseits weder eine klassische Leis-
tungs- noch Eingriff sverwaltung. Diese hybride Stellung ist Anspruch und He-
rausforderung gleichermaßen, ermöglicht aber auch einen allumfassenden 
Handlungsauftrag für die Gesundheit der Bevölkerung. Gerade dieser Aspekt 
verdeutlicht, dass die Ressource Mitarbeiter#ast#in im Öff entlichen Gesund-
heitsdienst einen besonderen Stellenwert einnimmt. Nicht die Auszahlung von 
Geldleistungen oder der Erlass ordnungsrechtlicher Verfügungen steht im 
Vordergrund – es ist die Beratung und Begleitung in umfassenden medizini-
schen Fragen als Dienstleistung am Bürger. Dies steht im Vordergrund und ist 
nur durch entsprechendes Fachpersonal zu leisten. Die besondere fachliche 
Expertise von Beschäftigten zeigt sich im individual- und bevölkerungsmedizi-
nischen Arbeiten gleichermaßen, was ein besonderes Maß an Abstraktionsfä-
higkeit und fachlichem Know-how erforderlich macht. Umso wichtiger ist es, 
diese Ressource zu gewinnen, zu stärken und in der Arbeitswelt des ÖGD zu 
halten. Dazu müssen arbeitgeberseitig Angebote an die Beschäftigten adres-
siert werden, die die spezifi schen berufs- und standesrechtlichen Prämissen in 
den Blick nehmen und konkrete Wege der Aus- und Weiterbildung sowie Qua-
lifi zierung in der Tätigkeit beschreiben. 
  Diskussion : Die Arbeit des Öff entlichen Gesundheitsdienstes richtet sich nach 
einem bundesweit einheitlichen und konsentierten Leitbild. Es ist nach Ansicht 
des Autors zu diskutieren, wie die Attraktivität des Öff entlichen Gesundheits-
dienstes als Arbeitgeber verstetigt und nachhaltig gestaltet werden kann. Da-
bei stellen sich die Fragen, ob im multiprofessionellen Setting die richtigen 
Berufsgruppen tätig sind, wie man diese identifi ziert, an sich bindet und im 

Karriereweg weiter qualifi ziert. Es wird eingeschätzt, dass nur mit strukturier-
ten Mitteln der Personalakquise und –entwicklung, in Zeiten des demografi -
schen Wandelns und des Fachkräftemangels, die Aufgaben des Öff entlichen 
Gesundheitsdienstes auch in Zukunft auf qualitativ hochwertigem Niveau er-
bracht werden können. Eine Stärkung des Öff entlichen Gesundheitsdienstes 
bedeutet eine Stärkung der Öff entlichen Gesundheit. Die Stärkung der Öff ent-
lichen Gesundheit dient letztlich der gesundheitlichen Chancengleichheit der 
Bevölkerung. 

                                                PJ-Wahlfach Öff entliches Gesundheitswesen: Kon-
zeption und landesweite Umsetzung in Baden-Würt-
temberg 
   Autorinnen/Autoren        A.     Stiegler    1    ,   8    ,      M.     Steinisch    2    ,   8    ,      U.     Bopp-Haas    3    , 
     O.     Kappert    4    ,      A.     Kühn    5    ,      M.     Priwitzer    6    ,      B.     Walter-Frank    7    ,      P.     Schäfer    2    ,      G.     Roller    1   
  Institute     1      Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration 
Baden-Württemberg, Landesgesundheitsamt, Stuttgart   ;   2      Fachbereich 
Jugendamt und Gesundheitsamt, Stadt Mannheim, Mannheim   ;   3      Landrat-
samt Alb-Donau-Kreis, Fachdienst Gesundheit   ;   4      Landratsamt Breisgau-
Hochschwarzwald, Dezernat Gesundheit und Versorgung, Freiburg   ; 
  5      Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Gesundheitsamt, Heidelberg   ; 
  6      Landeshauptstadt Stuttgart, Gesundheitsamt, Stuttgart   ;   7      Landratsamt 
Tübingen, Abteilung Gesundheit, Tübingen   ;   8      Geteilte Erstautorenschaft  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781791 
      Einleitung : Der Öff entliche Gesundheitsdienst (ÖGD) wurde in den letzten 
Jahren nicht zuletzt aufgrund der COVID-19-Pandemie in den Fokus gerückt. 
Auf Bundesebene wird an verschiedenen Stellen die Relevanz der Bevölkerungs-
medizin und Öff entlichen Gesundheit im Rahmen des Medizinstudiums betont: 
So sieht der aktuelle Referentenentwurf der Ärztlichen (ÄApprO)Approbati-
onsordnung) 2025 vor, dass Bevölkerungsmedizin fester Bestandteil des Me-
dizinstudiums sein soll. Auch im Pakt für den ÖGD wird betont, dass Studieren-
de der Medizin bereits im Studium stärker an die Themenfelder der Öff entlichen 
Gesundheit herangeführt werden sollen und dass Famulaturen und das Prakti-
sche Jahr (PJ) grundsätzlich auch im Gesundheitsamt abgeleistet werden kön-
nen. Durch die Änderung der ÄApprO (01.10.2021) wurden das Öff entliche 
Gesundheitswesen (ÖGW) und die Bevölkerungsmedizin stärker in der medi-
zinischen Ausbildung verankert und ab Mai 2022 die Möglichkeit eröff net, das 
Praktische Jahr im Wahlfach ÖGW in einem Gesundheitsamt zu absolvieren. 
Während Famulaturen in Baden-Württemberg bereits seit Längerem auch an 
Gesundheitsämtern abgeleistet werden konnten, ist die neue Möglichkeit PJ 
im Gesundheitsamt eine Herausforderung und Chance zugleich, bietet sie doch 
die Gelegenheit, Nachwuchs im ÖGD zu fördern, für die fachärztliche Weiter-
bildung zu gewinnen und einen ÖGD der Zukunft zu gestalten. Im Folgenden 
soll die Konzeption und Umsetzung des Praktischen Jahres in einem landesein-
heitlichen Prozess aus Sicht der obersten Landesgesundheitsbehörde sowie der 
beteiligten Gesundheitsämter dargestellt werden. 
  Methoden : Nach den ab März 2022 durch das Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Integration Baden-Württemberg aufgenommenen vorbereiten-
den Gesprächen u.a. mit dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst, allen medizinischen Fakultäten des Landes und der Approbationsbehör-
de erfolgte im weiteren Verlauf ab Mai 2022 die Beteiligung der Gesundheits-
ämter und Regierungspräsidien sowie der betroff enen kommunalen Landes-
verbände. Über die Fakultäten erfolgten die Information und Einbindung der 
Studierendenvertretungen. 
 Im Juli 2022 wurde unter Vorsitz des Sozialministeriums die AG „ Lehre ÖGW im 
Medizinstudium “ konstituiert. In vier Teilprojektgruppen (TP) wurden die The-
menfelder Anforderungsprofi l (I), Logbuch PJ/Curriculum (II), rechtliche Vor-
aussetzungen (III) und Etablierung Lehre ÖGW im Medizin-/Zahnmedizinstu-
dium (IV) aufgegliedert. Im Februar 2023 wurde unter der Leitung des 
Sozialministeriums BW die Unter-AG „ Pilotgesundheitsämter“  für die konkrete 
Planung einer pilotierenden Umsetzung des baden-württembergischen Kon-
zepts für das PJ-Wahlfach ÖGW gegründet. Beteiligt sind die Gesundheitsämter 
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an den Standorten der Medizinischen Fakultäten in Baden-Württemberg (Frei-
burg, Heidelberg, Mannheim, Tübingen, Ulm) und der Landeshauptstadt Stutt-
gart. Eine prozessbegleitende Evaluation ist geplant. 
  Ergebnisse : TP I und II wurden bis 10/2023 abgeschlossen: In TP I wurde der 
Kriterienkatalog der Fakultäten verabschiedet hinsichtlich der Anforderungen 
an die Qualifi kationen der lehrverantwortlichen Personen und die Ausbildungs-
stätte (Gesundheitsamt). In TP II wurde ein Muster-Logbuch sowie ein umfas-
sender begleitender Leitfaden erstellt, der den Medizinischen Fakultäten und 
den Pilot-Gesundheitsämtern als Empfehlung zur Verfügung gestellt wurde. 
Beschrieben sind hier Ausbildungsziele in Form eines APT-Curriculums („An-
vertraubare Professionelle Tätigkeiten“) in den jeweiligen Einsatzabschnitten 
im Gesundheitsamt sowie Vorlagen zur Durchführung „Strukturierter Beob-
achtungen“ sowie strukturierter Ausbildungsgespräche. In TP III wurden recht-
liche Fragestellungen wie die Entwurfsfassung einer Kooperationsvereinbarung 
oder Regelungen zur Aufwandsentschädigung erarbeitet. In der UAG Pilotge-
sundheitsämter wurde die praktische Umsetzung der in den TP erarbeiteten 
Konzepte vorbereitet sowie PJ-begleitender Unterricht konzipiert. An den je-
weiligen Standorten werden ab 11/2023 erste PJ-Studierende in Gesundheits-
ämtern betreut. Erfahrungen dieser pilotierenden Umsetzung sollen im Rah-
men des BVÖGD-Kongresses 04/2024 zusammen mit einer detaillierten 
Darstellung der Konzeptionsphase vorgestellt werden. 
  Fazit und Ausblick : Das Sozialministerium hat diesen Prozess landesweit unter 
Einbindung aller relevanten Akteure koordiniert und gesteuert. Die operative 
Umsetzung erfolgt in Zusammenarbeit mit den medizinischen Fakultäten und 
den Pilotgesundheitsämtern. Die schrittweise und strukturierte Ausarbeitung 
einer Konzeption aller relevanten Akteure hat dazu geführt, dass das Praktische 
Jahr im ÖGW in BW zeitnah und mit einem hohen Qualitätsstandard implemen-
tiert wurde. Ohne diesen landesweiten Prozess wären Einzellösungen zwischen 
Medizinischen Fakultäten und einzelnen Gesundheitsämtern zur Realisierung 
erforderlich gewesen. 
 Nach Abschluss der Pilotphase (April bzw. Mai 2025) soll eine Verstetigung 
unter Berücksichtigung von Evaluationsergebnissen erfolgen. Zeitnah wird TP 
IV die Arbeit an der Konzeption einer Verankerung von bevölkerungsmedizini-
schen und ÖGD-relevanten Themen im Medizinstudium aufnehmen. Auch hier 
ist ein landesweit gesteuerter Prozess mit allen Beteiligten geplant. 

                                                Public Health Aus- und Weiterbildung im internatio-
nalen Vergleich: Chancen und Herausforderungen 
   Autorinnen/Autoren        N.     Sapoutzis    1    ,      M.     Wijnen-Meijer    2   
  Institute     1      Gesundheitsamt des Hochtaunuskreises   ;   2      Professur für 
Medizindidaktik, Technische Universität Dresden, Medizinische Fakultät Carl 
Gustav Carus  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781792 
      Hintergrund : Die Public Health und damit verbundene nationenübergreifende 
Ansätze im Gesundheitswesen stehen angesichts der alternden Bevölkerung, des 
Klimawandels und globaler Gesundheitsprobleme vor wachsenden Herausforde-
rungen. Dies führt zu einem gesteigerten Bedarf an Fachleuten im Bereich der 
öff entlichen Gesundheit auf nationaler und internationaler Ebene sowie zu ver-
stärktem interdisziplinären Austausch. Universitäten und medizinische Einrichtun-
gen tragen eine wichtige Verantwortung, um diesen steigenden Anforderungen 
durch vielfältige akademische Programme gerecht zu werden. 
  Methodik : Mittels einer umfassenden Literatur- und Online-Recherche haben 
wir die verschiedenen Möglichkeiten der Public Health Aus- und Weiterbildung 
untersucht und nach Art, Dauer, Voraussetzungen und Kerninhalten kategori-
siert. Unsere Untersuchung erstreckte sich über verschiedene Länder, darunter 
Deutschland, Österreich, die Schweiz, Frankreich, die Niederlande, das Verei-
nigte Königreich, Schottland, die Vereinigten Staaten und Kanada. 
  Ergebnisse : In vielen Ländern werden sowohl Bachelor- als auch Masterpro-
gramme im Bereich Public Health angeboten. Besonders die Niederlande bieten 
spezialisierte Programme an, wie zum Beispiel European Public Health oder 
Gesundheitschancengleichheit in benachteiligten Bevölkerungsgruppen. Nach 

dem Abschluss eines entsprechenden Masterstudiums bieten die meisten Uni-
versitäten PhD- oder Doktoratsprogramme an, um Absolventen für Forschungs- 
oder Führungspositionen zu qualifi zieren. In Großbritannien, Österreich und 
den Niederlanden sind auch Masterprogramme verfügbar, die ohne vorherigen 
Bachelorabschluss im Bereich Public Health zugänglich sind, insbesondere für 
Medizinstudenten. Darüber hinaus bieten Deutschland, Österreich, die 
Schweiz, Kanada und die Niederlande Facharztausbildungen im Bereich öff ent-
liche Gesundheit oder Public Health an. 
  Fazit : Die Public Health Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten in Europa sind 
vielfältig und bieten Möglichkeiten zur Spezialisierung und akademischen Wei-
terentwicklung. Es bleibt dennoch eine Aufgabe, die vorhandenen Angebote 
adäquat zu bewerben, kontinuierliche auszubauen und auch für Personen au-
ßerhalb eines Grundstudiums in Public Health weitaus zugänglicher zu machen. 

                                       Rückenwind für den KJGD 

  10:30 – 12:00 | Saal Z 

             Ein interaktives ‚Dashboard Kindergesundheit‘ zur 
städtischen Ressourcensteuerung in Leipzig 
   Autorinnen/Autoren        C.     Korebrits    1    ,      M.     Glienke    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Stadt Leipzig  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781793 
     Forschungsergebnisse der letzten Jahre zeigen bereits im Kindesalter einen 
deutlichen Zusammenhang zwischen sozialer Lage und Gesundheit. Die ge-
sundheitliche Situation eines ganzen Jahrgangs kann anhand der Daten der 
Schulaufnahmeuntersuchung (SCHAU) beleuchtet werden. Eine kleinräumige 
Datenanalyse anhand geeigneter Leitindikatoren kann nicht nur Lebensräume 
mit problematischer Kindergesundheit identifi zieren, sondern auch als Grund-
lage für passgenaue Handlungsstrategien und Interventionen in der gesamten 
Kommune dienen. 
 Wichtige Aspekte der Leipziger SCHAU, wie z.B. Impfstatus, Teilnahme an den 
U-Untersuchungen oder Auff älligkeiten in verschiedenen Befundbereichen, 
sind für die Stadt Leipzig seit Juli 2023 erstmals in einem öff entlich zugänglichen 
Dashboard zusammengefasst. Verantwortliche aus Politik, anderen Fachäm-
tern, Medizin und Wissenschaft können aus den interaktiven Karten und Dia-
grammen Trends und kleinräumige Analysen zur Gesundheit der Einschüler 
ablesen. Darüber hinaus wird ein besonderer Fokus auf die städtischen Schwer-
punktgebiete der fachübergreifenden Stadtentwicklungsstrategie gelegt, die 
als Gebiete mit besonders hohem Präventions- und Interventionsbedarf defi -
niert sind. 
 Auf Basis der Kindergesundheitsdaten im Dashboard wird es möglich, Entwick-
lungen im gesamten Stadtgebiet sowie in einzelnen Stadtteilen zu erkennen 
und Handlungsbedarfe abzuleiten. In allen dargestellten Analysen zeigen sich 
insbesondere in den Schwerpunktgebieten sehr viel häufi ger Auff älligkeiten als 
im städtischen Durchschnitt. Um dieser gesundheitlichen Chancenungleichheit 
entgegen zu wirken, können mit Hilfe des innovativen interaktiven Dashboards 
im Sinne von ‚Health in All Policies‘ alle kommunal Beteiligten einfach daten-
gestützt beraten und Maßnahmen der Gesundheitsförderung und Prävention 
passgenau entwickelt werden. 
 Je nach Fragestellung können sowohl KJGD-intern als auch ämterübergreifend 
Strategien formuliert und Interventionen umgesetzt werden. In den städtischen 
Schwerpunkträumen ist eine Bündelung von Maßnahmen, wie beispielsweise 
mehr personelle KJGD-Ressourcen für die Einschulungs- und Kita-Untersuchun-
gen, themenspezifi sche Installation von Förder-Programmen in Kitas und Schu-
len (Sprache, Bewegung, Ernährung, Sucht), Präventions-Programme des Ju-
gendamtes („Willkommensbesuche“, Elterncafes, Kita-Sozialarbeit, 
Schulsozialarbeit, Erziehungsberatung) zielführend. 
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                                       Zahnmedizin – Block 2 

  10:30 – 12:00 | Saal X.2 

             30 Jahre gemeinsam für gesunde Kinderzähne – Ein 
"Datenschatz" des Landes Brandenburg 
   Autor        K.     Mühlenbruch   
  Institut      Fachausschuss Zahnärztlicher Dienst des Ministerium für Soziales, 
Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz Brandenburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781794 
      Hintergrund : Seit 30 Jahren erreichen die Zahnärztlichen Dienste der Gesund-
heitsämter im Land Brandenburg Kinder und Jugendliche kontinuierlich und 
fl ächendeckend in Kitas und Schulen mit Maßnahmen der zahnmedizinischen 
Gruppenprophylaxe gem. §21 SGB V und dokumentieren die Angaben zur 
Zahn-, Mund- und Kiefergesundheit sowie zur präventiven Betreuung. 
  Methoden : Die Erfassung dieser Daten erfolgt seit Anfang der 1990er Jahre 
nach einheitlichen Kriterien, ab Ende der 1990er Jahre fl ächendeckend com-
putergestützt. Das Land Brandenburg ist damit Vorreiter im Aufbau eines stan-
dardisierten Systems der Erfassung, Übermittlung und Auswertung von Daten 
aus Zahnärztlichen Untersuchungen für die Gesundheitsberichterstattung, 
welche Aussagen zur Entwicklung der Zahn- und Mundgesundheit von Kindern 
und Jugendlichen im Land ermöglichen. 
 Die Umsetzung der Datenerfassung erfolgt standardisiert und qualitätsgesi-
chert nach dem Brandenburger Leitfaden für Zahnärztliche Dienste der Ge-
sundheitsämter   [ 1 ]  ; wodurch eine Vergleichbarkeit auch über die Jahre vorliegt. 
Erfasst sind über 4,9 Millionen Datensätze zu den Untersuchungen der Zahn-
ärztlichen Dienste. 
  Ergebnisse : Auf Basis der Ergebnisse der Gesundheitsberichterstattung wurden 
im Jahr 2004 erstmals Mundgesundheitsziele für das Land Brandenburg durch 
das Bündnis Gesund Aufwachsen verabschiedet. Die jährliche Berichterstattung 
beinhaltet ein Monitoring dieser Ziele und inwiefern die Ziele erreicht werden 
konnten. Die Mundgesundheitsdaten können zeigen, dass mehr Kinder im Land 
Brandenburg mit gesunden Zähnen groß werden. So ist im Zeitraum von 1998 
bis 2020 der dmf-t-Index bei den 3-Jährigen von 0,84 auf 0,40 gesunken und 
bei den 5-Jährigen von 2,07 auf 1,22. In der Altersgruppe der 12-Jährigen hat 
sich in demselben Zeitraum der Anteil naturgesunder Gebisse mehr als verdop-
pelt (von 37,1 % auf 76,4 %). 
  Ausblick : Die aktuellen Mundgesundheitsziele wurden für den Zeitraum 2020 
bis 2025 defi niert. Die dritte Zielperiode der Mundgesundheitsziele wird im 
Jahr 2025 durch die Arbeitsgruppe Mundgesundheit im Brandenburger Ge-
sundheitszieleprozess  Bündnis Gesundheit Aufwachsen  ausgewertet. Auf der 
Grundlage dieser Ergebnisse können mögliche Auswirkungen der Corona-
Pandemie bewertet werden und neue Zielsetzungen formuliert werden. 
       Literatur 
 [  1  ]    Brandenburger Leitfaden für Zahnärztliche Dienste der Gesundheitsämter    

                                   Infektionsschutz – Block 2 

  10:30 – 11:35 | Saal X.3 

             Was hätte eine an der Ebola-Epidemie trainierte KI 
für unser Verhalten in der Corona-Pandemie vorher-
gesagt? 
   Autor        F.     Burckhardt   
  Institut      Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Würt-
temberg Referat 73 Landesgesundheitsamt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781795 

     Die Ebola-Epidemie in Westafrika 2014-16 hat zu über 28.000 Infektionsfällen 
mit mehr als 11.000 Verstorbenen geführt. Die drei hauptsächlich betroff enen 
Länder Guinea, Liberia und Sierra Leone setzten gegenüber ihrer Bevölkerung 
teilweise drastische Absonderungsmaßnahmen um, es kam zu Schulschließun-
gen, ungleichen Auswirkungen auf die Geschlechter, Verschwörungstheorien, 
drastischen IT-Probleme und Korruption. Viele kulturelle Traditionen, z.B. Be-
stattungszeremonien, mussten sich dem Erreger anpassen; soziale Konfl ikte 
bei Absonderungs- und Behandlungsmaßnahmen wurden dank Unterstützung 
durch Anthropolog*innen zunehmend besser und nachhaltiger gelöst. 
 Dieses „Pandemiewissen“ ist vor und während der Corona-Pandemie ignoriert 
oder vergessen worden. 
 Ich möchte in meinem Vortrag eine fi ktive KI die Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede zwischen der Ebola-Epidemie in Westafrika und der Corona-Pandemie 
in Deutschland ausarbeiten lassen. Dabei gehe ich auf die oben genannten 
Problemfelder mit Beispielen ein und zeige auch „Vorhersagen“, die (noch) 
nicht eingetreten sind. 
 Einen gesonderten Raum nimmt dabei die Frage ein, weshalb die laufenden 
Daten aus dem Infektionsmeldewesen für eine real existierende KI nicht aus-
wertbar sind und wie man künftig mit einem pandemischen Datenvolumen im 
Infektionsschutz umgehen könnte. 

                                                Best of Tuberkulose 2024 
   Autorinnen/Autoren        B.     Häcker    1    ,      R.     Otto-Knapp    1    ,      T.     Bauer    1    ,   2   
  Institute     1      DZK – Deutsches Zentralkomitee zur Bekämpfung der 
Tuberkulose e.V., Berlin   ;   2      Klinik für Pneumologie, Lungenklinik Heckes-
horn, Helios Klinikum Emil von Behring, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781796 
     Jedes Jahr fi ndet anlässlich des Welttuberkulosetages im März eine gemeinsa-
me Tuberkulosetagung des Deutschen Zentralkomitees zur Bekämpfung der 
Tuberkulose (DZK), des Robert Koch-Instituts (RKI) und des Forschungszentrum 
Borstel (FZB) statt. Dort werden die aktuellen Themen zur Tuberkulose (TB) in 
Deutschland diskutiert, neue wissenschaftliche Erkenntnisse geteilt und Fragen 
und Anregungen des öff entlichen Gesundheitsdienstes zu diesem Thema auf-
gegriff en. 
 Für 2024 fi ndet diese am 14.03.2024 statt. Geplante Themen sind neben der 
Epidemiologie zur TB, die sozialmedizinische Versorgung und Vernetzungs-
möglichkeiten, internationale Kommunikation bei TB, die neuen Behandlungs-
leitlinien bei MDR-TB und die neuen Empfehlungen zur Umgebungsuntersu-
chung bei Tuberkulose. Das vollständige Programm ist angehängt. 
 Für den BVÖGD-Kongress würden wir dazu gern die wichtigsten Punkte der 
Tagung zusammenfassen. Dadurch soll allen Kolleginnen und Kollegen des 
öff entlichen Gesundheitsdienstes die Möglichkeit zum Austausch geboten und 
die neuesten Empfehlungen auf dem Gebiet der TB vermittelt werden. 

                                                Infektionshygienische Überwachung in der ärztli-
chen Rufbereitschaft – ein hausinterner Leitfaden zur 
Festlegung des Handlungsumfanges 
   Autor        A.     Martin   
  Institut      Gesundheitsamt der Stadt Darmstadt und des Landkreises 
Darmstadt-Dieburg, Darmstadt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781797 
     Das Infektionsschutzgesetz regelt durch die Meldepfl ichten (§§ 6-7 IfSG) die 
Anzeige von potentiell übertragbaren Erkrankungen an das Gesundheitsamt. 
Etabliert ist die arbeitstägliche Sichtung und Bewertung der gemeldeten In-
fektionsfälle. Über den Umfang der zum Infektionsschutz zu treff enden Maß-
nahmen entscheiden die Gesundheitsämter u.a. unter Berücksichtigung der 
einschlägigen Handlungsempfehlungen des Robert-Koch Instituts (RKI). 
 In welchem Umfang eine Bewertung der Meldefälle an den Wochenend- und 
Feiertagen stattfi ndet, liegt ebenfalls im Ermessen der jeweiligen Behörde. 
 Vor diesem Hintergrund überprüft der ärztliche Rufbereitschaftsdienst am 
Gesundheitsamt der Stadt Darmstadt und des Landkreises Darmstadt-Dieburg 
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an den Wochenend- und Feiertagen die eingehenden Meldungen dahingehend, 
ob sofortige Maßnahmen zu ergreifen sind. Zur Systematisierung des Vorge-
hens wurde ein Handlungsleitfaden für die ärztlichen Mitarbeitenden erstellt. 
 Meldevorgänge können auf verschiedenen Wegen an das Gesundheitsamt 
(Demis, Faxmeldungen, E-Mail etc.) gelangen. Diese sind von den ärztlichen 
Mitarbeitenden im Rufbereitschaftsdienst zu berücksichtigen. Bei der Bewer-
tung der meldepfl ichtigen Infektionserreger spielen verschiedene Faktoren 
eine Rolle: (1) Ist ein Betretungsverbot für Kindergemeinschaftseinrichtungen 
(§ 34 IfSG) zu verhängen? (2) Besteht die Notwendigkeit einer post-expositio-
nellen Prophylaxe (wie z.B. bei Masern oder Meningokokken)? (3) Ist ein Tätig-
keitsverbot (§§42, 43 IfSG) auszusprechen? (4) Ist von einer ernsten Bedrohung 
der Allgemeinheit auszugehen (z.B. durch hochpathogene Erreger, verunrei-
nigte Lebensmittel, Trinkwasser etc.)? Neben der Bewertung des Infektionser-
regers ist auch die Zuständigkeit zu defi nieren (Aufenthaltsort, Wohnort der 
Meldeperson). Gegebenenfalls muss das zuständige Gesundheitsamt involviert 
werden. 
 Der hier vorgestellte Handlungsleitfaden kann helfen die Abläufe im Rufbereit-
schaftsdient zu standardisieren. Ärztliche Mitarbeiter:innen, die nicht primär 
im Infektionsschutz eingesetzt sind, bekommen auf diesem Weg eine zusätz-
liche Sicherheit für die Tätigkeit in der Rufbereitschaft. 

                                       Neues von der Präventions- und Gesund-
heitsberichterstattung 

  10:30 – 12:00 | Saal X.4 

             Das Präventionsindikatorensystem der Länder 
   Autorinnen/Autoren        J.     Zeiher    1    ,      J.     D.     Finger    1    ,      S.     Oberwöhrmann    1    , 
     S.     Hermann    1    ,      B.     Borrmann    2   
  Institute     1      Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pfl ege, 
Berlin, Deutschland   ;   2      Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen, 
Bochum, Deutschland  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781798 
      Hintergrund : Die Nationale Präventionskonferenz hat durch § 20d SGB V den 
Auftrag erhalten, eine Präventionsstrategie zu entwickeln, zu der die Erstellung 
von Nationalen Präventionsberichten gehört. Die Länder können für diese Be-
richte regionale Erkenntnisse aus ihrer Gesundheitsberichterstattung zur Ver-
fügung stellen. Die 94. Gesundheitsministerkonferenz sieht das Präventions-
indikatorensystem als Ausgangspunk t für die Ent wicklung einer 
Präventionsberichterstattung auf Länderebene und eine zwischen den Ländern 
koordinierte und vergleichbare Präventionsberichterstattung. 
  Methode : Die Auswahl von Themenfeldern und die Entwicklung von Präventi-
onsindikatoren erfolgte in einem strukturierten Prozess durch eine „Unterar-
beitsgruppe Präventionsindikatoren“ (UAG), die sich aus 14 Ländern und dem 
Robert Koch-Institut zusammensetzte. Die Koordinierung lag bis 2022 beim 
Land Berlin und wurde 2023 vom Land Nordrhein-Westfalen übernommen. 
  Ergebnisse : Das Präventionsindikatorensystem besteht aus 73 Indikatoren in 
14 Themenfeldern aus den Bereichen Verhältnisse, Verhalten und Krankheiten 
(Outcome). 32 Basisindikatoren sollen prioritär befüllt werden. Bei 11 Entwick-
lungsindikatoren besteht noch Bedarf an erheblicher konzeptioneller Weiter-
entwicklung, um eine Befüllung zu ermöglichen. Es werden erste Ergebnisse 
aus der pilothaften Befüllung vorgestellt, u.a. wurde das System im Zuge der 
Erarbeitung des Länderbeitrags zum 2. Nationalen Präventionsbericht am Bei-
spiel einer Wirkungskette Diabetes angewendet. 
  Diskussion : Die Erweiterung der Gesundheitsberichterstattung um Indikatoren 
aus dem Bereich der Prävention/ Gesundheitsförderung gewinnt zunehmend 
an Bedeutung. Mit dem Präventionsindikatorensystem der Länder ist eine wich-
tige Basis geschaff en. Allerdings besteht weiterhin die Herausforderung, die 

Datenbasis für die Indikatoren auszubauen. Dies betriff t insbesondere die Ver-
fügbarkeit von Daten auf unteren Raumebenen, die Erschließung neuer Daten-
quellen und die Ausgestaltung der sog. Entwicklungsindikatoren. 

                                                Geodaten in der Präventions- und Gesundheitsbe-
richterstattung: Potentiale und Herausforderungen 
   Autorinnen/Autoren        J.     Zeiher    1    ,      J.     D.     Finger    1    ,      S.     Oberwöhrmann    1    , 
     S.     Hermann    1   
  Institut     1      Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pfl ege, 
Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781799 
     In Ergänzung zur GBE will die Präventionsberichterstattung eine regelmäßige 
Informationsbasis liefern, auf deren Grundlage Empfehlungen, Strategien, Akti-
onspläne und Maßnahmen für die Präventionspraxis entwickelt, implementiert, 
evaluiert und adjustiert werden können. Mit Beschluss der 94. Gesundheitsminis-
terkonferenz (GMK) wird derzeit durch die UAG Präventionsindikatoren der AG 
GPRS eine zwischen den Ländern koordinierte und vergleichbare Präventions-
berichterstattung aufgebaut. Die Auswahl der Themen und der zugeordneten 
Indikatoren orientiert sich am „Health in All Policies“-Ansatz und eines darauf 
aufbauenden Mehrebenen-Wirkmodells. Damit wird eine stärkere Fokussierung 
auf unmittelbare Gesundheitsdeterminanten und auf deren Einfl ussfaktoren 
notwendig. 
 Gerade wenn es um die Untersuchung des Einfl usses der Umwelt auf die Gesund-
heit geht, ist die Auswertung von Geodaten mittels Geoinformationssystemen ein 
fester Bestandteil der gesundheitswissenschaftlichen Forschung. Die Arbeit in der 
UAG Präventionsindikatoren hat jedoch gezeigt, dass die vorhandene kleinräumi-
ge Datengrundlage sowie georeferenzierte Daten für die Erstellung von Präventi-
onsindikatoren derzeit unzureichend sind. Zudem liegen die Datenbestände häu-
fi g nicht maschinenlesbar und in den gängigen Formaten vor. 
 Die EU INSPIRE Richtlinie (Richtlinie 2007/2/EG) bildet den gesetzlichen und 
inhaltlichen Rahmen, um Geoinformationen einheitlich und interoperabel be-
reitzustellen. Für den Bereich der gesundheitsbezogenen Geodaten werden in 
Deutschland zum jetzigen Stand erst wenige Datensätze INSPIRE-konform 
bereitgestellt. Im März 2023 hat die GBE Berlin für die Länder einen Workshop 
zur INSPIRE Betroff enheit des Politikfeldes Gesundheit durchgeführt. Dabei 
wurde deutlich, dass die Ländervertreterinnen und -vertreter eine koordinier-
te und einheitliche Bereitstellung entsprechender Datensätze und Metadaten 
begrüßen würden. 
 Der Beitrag gibt einen Überblick über die Verwendung von Geodaten in der Prä-
ventions- und Gesundheitsberichterstattung und beschreibt den Prozess der INS-
PIRE-konformen Bereitstellung von Gesundheitsdaten an aktuellen Beispielen. 

                                                Monitoring körperlicher Aktivität und Bewegungs-
förderung – Entwicklung von Indikatoren 
für das Länder-Präventionsindikatorensystem 
(KAB-Mon) 
   Autorinnen/Autoren        S.     Oberwöhrmann    1    ,      J.     D.     Finger    1    ,      J.     Zeiher    1    , 
     A.     Hebestreit    2    ,      P.     Gelius    3    ,      A.     Reimers    4   
  Institute     1      Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pfl ege, 
Berlin   ;   2      Leibniz-Institut für Präventionsforschung und Epidemiologie – 
BIPS, Bremen   ;   3      Institut für Sportwissenschaften, Universität Lausanne, 
Schweiz   ;   4      Lehrstuhl für Sportwissenschaft, Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781800 
      Hintergrund : Körperliche Aktivität stellt einen wichtigen Baustein von Gesund-
heitsförderung/ Prävention dar. Im Präventionsindikatorensystem der Länder 
sind im Themenfeld Bewegung sog. Entwicklungsindikatoren enthalten, für 
die noch erheblicher konzeptioneller Ausarbeitungsbedarf besteht. Im Rahmen 
des Förderaufrufs des Bundesministeriums für Gesundheit „Strukturelle Stär-
kung und Weiterentwicklung des Öff entlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD)“ 
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wurde das Verbundprojekt KAB-Mon zur wissenschaftlichen Erarbeitung der 
Indikatoren bewilligt. 
  Methode : Für die subjektive Erfassung der drei Mobilitätsindikatoren „Modal 
Split“, „Walkability“, „Bikeability“ werden Befragungsinstrumente identifi ziert 
bzw. neu entwickelt, die in einer repräsentativen Stichprobe pilotiert werden 
sollen. Walkability und Bikeability werden zusätzlich mittels Geo-Daten objek-
tiv erfasst. Der vierte Indikator „Bewegung als Baustein im Bildungsrahmenplan 
Kita“ ist ein Politikindikator. Aufbauend auf eine systematische Übersichtsarbeit 
werden u.a. mittels Dokumenten-Analyse Beispiele für die gute politische Pra-
xis defi niert und ein Benchmarking-Tool zur Testung entwickelt Abschließend 
werden Empfehlungen für das Monitoring des Indikators sowie das weitere 
Vorgehen zu Politikindikatoren im Monitoring-Framework der Länder erstellt. 
  Ergebnisse : Das Projekt ist am 1.5.2023 gestartet und hat eine Laufzeit von 3 
Jahren. Es wird von einem Anwenderboard bestehend aus Gesundheitsbericht-
erstatter/innen der Länder begleitet. Es werden das bisherige methodische 
Vorgehen vorgestellt und erste Zwischenergebnisse berichtet. 
  Diskussion : Die Erarbeitung von sog. Entwicklungsindikatoren im Präventions-
indikatorensystem ist mit eigenen Ressourcen der Länder schwer leistbar. Das 
Projekt bietet die Möglichkeit, in Kooperation mit anerkannten wissenschaft-
lichen Expert/innen eine fundierte Ausgestaltung zu erarbeiten und leistet mit 
der Bereitstellung für alle Länder einen wertvollen Beitrag zur Fortentwicklung 
des Präventionsindikatorensystems. 

                                                Das Frankfurter Gesundheitsdashboard zur integrier-
ten Gesundheitsberichterstattung: derzeitiger 
Entwicklungsstand 
   Autorinnen/Autoren        M.     Schade    1    ,      P.     Tinnemann    2   
  Institute     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main, Wissenschaft, GBE und 
Gesundheitsförderung, Frankfurt am Main   ;   2      Gesundheitsamt Frankfurt am 
Main, Amtsleitung, Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781801 
      Hintergrund : Um ungleiche Gesundheitschancen für Bürger*innen in Kom-
munen zu minimieren benötigt es Handlungsempfehlungen und passgenaue 
Maßnahmen. Eine kleinräumige integrierte Gesundheits- und Sozialberichter-
stattung mittels eines digitalen Dashboards kann die notwendige Transparenz 
dazu zur Verfügung stellen. Das Ziel ist die Entwicklung und Umsetzung einer 
integrierten Gesundheits- und Sozialberichterstattung durch die digitale Be-
reitstellung von (Routine-)Daten. Im Rahmen eines Pilotprojektes wurden auf 
unterschiedlichen räumlichen Gebietseinheiten Daten aus der Gesundheitsbe-
richterstattung und der Sozialberichterstattung der Stadt Frankfurt am Main 
zusammengebracht, mit der Perspektive diese in Zukunft öff entlich transparent 
zur Verfügung zu stellen zu können. 
  Methodik : Im Rahmen der Geodateninfrastruktur Erstellung arbeiten bereits 
verschiedene Frankfurter Behörden zusammen. Aus dieser etablierten Zusam-
menarbeit wurde eine Projektgruppe bestehend aus Mitarbeitenden des Ge-
sundheitsamtes, Stadtvermessungsamt, Bürgeramt Statistik und Wahlen sowie 
Jugend- und Sozialamt gebildet, die in Kooperation mit der Firma ESRI Vorstel-
lungen und Möglichkeiten für ein digitales Dashboard in einem ersten Work-
shop erprobt haben. Dann erfolgte die konkrete Umsetzung und Konzeption 
zwischen Gesundheitsamt und ESRI. Im ersten Schritt werden Daten der Ein-
schulungsuntersuchung der Jahre 2017-2022 sowie Indikatoren der amtlichen 
Statistik sowie der Sozialberichterstattung in das Dashboard aufgenommen, 
weitere Indikatoren sollen zukünftig folgen (z.B. aus dem Umweltbereich). 
  Ergebnisse : Auf einem online zugänglichen digitalen Dashboard der Stadt 
Frankfurt werden Gesundheits- als auch Sozialindikatoren auf verschiedenen 
Aggregatebenen kleinräumig zur Verfügung gestellt. Hierfür werden die Ge-
sundheitsindikatoren (hier zunächst Daten Einschulungsuntersuchungen) von 
den Kontextindikatoren (z.B. Sozialindikatoren) getrennt dargestellt. Es wurde 
die Möglichkeit geschaff en Gesundheits- mit Sozialdaten übereinanderzulegen 
und räumlich abzubilden mit Flächeneinfärbungen und Kreisen. Des Weiteren 
sind sowohl einzelne Jahre als auch mehrere Jahre aggregiert (methodische 

Aspekte) kleinräumig verfügbar. Zudem sind einzelne räumliche Einheiten im 
Zeitverlauf darstellbar sowie ein Ranking ersichtlich. 
  Weiteres Vorgehen : Ein erster wichtiger Schritt für ein kleinräumiges Moni-
toring wurde in der Stadt Frankfurt am Main innerhalb des Netzwerkes der 
Geodateninfrastruktur vollzogen. Das pilotierte Dashboard kann schrittweise 
weiterentwickelt, ausgebaut und um weitere Indikatoren anderer Sektoren 
ergänzt werden. Auf dem auf der ESRI Technologie bestehenden proof-of-
concept basierend soll eine open-source Lösung entwickelt und anderen kom-
munalen Akteuren zur Verfügung gestellt werden. Eine Zusammenarbeit mit 
bestehenden Initiativen, z.B. Masterportal des kommunalen Dienstleisters 
Dataport, ist erwünscht. 

                                                Partizipative GBE – Ergebnisse und Erfahrungen aus 
der Studie Sichtbar zu Lebenslagen von Menschen 
mit psychischen Beeinträchtigungen 
   Autor        D.     Wohlrab   
  Institut      Gesundheitsreferat LH München, Gesundheitsberichterstattung 
München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781802 
      Einleitung : Die Schaff ung von ‚Daten für Taten‘ wird im Kontext der GBE nicht 
mehr als reine Analyse von quantitativen Daten verstanden. Der Einbezug qua-
litativer und partizipativer Methoden gilt inzwischen als ‚state of the art‘ in der 
GBE. 
  Methoden : Im Rahmen der Studie Sichtbar zu Lebenslagen und spezifi schen 
Barrieren von Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen in München wur-
de erstmals in der GBE der LH München ein konsequent partizipativer Ansatz 
verfolgt: Expert*innen aus Erfahrung (EaE) arbeiteten gemeinsam mit der GBE 
und einem beauftragten Institut über den gesamten Prozess hinweg in einem 
Studienteam zusammen. EaA waren bei der Schwerpunktsetzung, Entwicklung 
der Fragebögen, Durchführung der Interviews, Interpretation der Ergebnisse, 
Priorisierung der Handlungsbedarfe und der Entwicklung der Handlungsemp-
fehlungen für den Stadtrat einbezogen. 
  Ergebnisse : Im Vortrag werden ausgewählte Ergebnisse der quantitativen und 
qualitativen Bausteine der Studie vorgestellt, z.B. Sekundärdatenanalysen (ins-
besondere ambulante Diagnosedaten der Kassenärztlichen Vereinigung Bay-
erns), quantitative Befragungen, Interviews und Sozialraumbegehung. Ebenso 
werden die gemeinsam entwickelten Handlungsempfehlungen kurz skizziert. 
 Ein besonderer Fokus wird auf die Erfahrungen im Rahmen der partizipativen 
GBE gelegt. Es werden sowohl die Herausforderungen als auch die Highlights 
und Gelingensfaktoren berichtet. 
  Fazit : Als Fazit wird aufgezeigt, dass die lebensweltliche Expertise der EaA eine 
hohe fachliche Bereicherung darstellt und partizipative Verfahren in der GBE 
zum Standardrepertoire gehören sollten. 

                                       Arbeitsmedizinische Betreuung von Schu-
len und Lehrern/innen, eine gesetzliche 
Aufgabe und notwendige Prävention? 

  10:30 – 12:00 | Saal X.5 

             Arbeitsschutz an staatlichen Schulen – Angebot des 
Arbeitsmedizinischen Instituts für Schulen in Bayern 
   Autorinnen/Autoren        S.     Stöhr    1    ,      S.     Auernhammer    1    ,      R.     Schwieger    1    ,      S.     Böhm    1    , 
     S.     Heinze    1    ,      C.     Herr    1   
  Institut     1      Arbeitsmedizinisches Insitut für Schulen in Bayern (AMIS-Bay-
ern), Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781803 
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Abstracts | BVÖGD, BZÖG, DGÖG Thieme

     Das Arbeitsmedizinische Institut für Schulen (AMIS-Bayern) ist am Bayerischen 
Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit angesiedelt. Es wurde 
im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit und Pfl ege und 
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus das Arbeitsme-
dizinische Institut für Schulen in Bayern (AMIS-Bayern) aufgebaut. Die Arbeits-
schwerpunkte liegen auf arbeitsmedizinischen, arbeitssicherheitstechnischen 
sowie arbeitspsychologischen Themen. Das Unterstützungsangebot richtet 
sich insbesondere an Schulleitungen, da diese für die Umsetzung des Arbeits-
schutzes im Rahmen des Dienststellenmodells an ihrer Schule verantwortlich 
sind. Ergänzend können auch Lehrkräfte und schulisches Verwaltungspersonal 
von dem breiten Angebot vor Ort, per Videokonferenz oder telefonisch profi -
tieren. 
 Thematische Schwerpunkte von AMIS- Bayern sind aktuell die Erstellung von 
Materialen zur Durchführung der Gefährdungsbeurteilungen, die Durchführung 
sicherheitstechnischer Begehungen, umfangreiche Schulungsangebote zu 
diversen Themen wie auch Mutterschutz oder Betriebliches Wiedereingliede-
rungsmanagement. Darüber hinaus werden im AMIS-Bayern regelmäßig For-
schungsprojekte zu schulischen Gesundheitsthemen, auch in Kooperation mit 
relevanten wissenschaftlichen Einrichtungen initiiert und umgesetzt. Aktuell 
wird in Zusammenarbeit mit der Universität Regensburg und dem Communi-
cation and Voice Center for Teachers eine Webanwendung zur Stimmhygiene 
und Prävention von Stimmstörungen für das bayerisches Schulpersonal entwi-
ckelt. Neben der engen Verbindung zwischen Wissenschaft und Praxis ist AMIS-
Bayern auch mit diversen Akteuren aus dem Schulwesen, wie beispielsweise 
den staatlichen Schulberatungsstellen in Bayern, vernetzt, um sich gemeinsam 
für die Gesundheitsförderung des staatlichen Schulpersonals einzusetzen. 
 Ziel dieses Beitrages ist es, das Institut und dessen Arbeitsweise vorzustellen. 

                                                Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastung am 
Arbeitsort Schule – Ein Konzept des Arbeitsmedizini-
schen Instituts für Schulen in Bayern 
   Autorinnen/Autoren        D.     Ossenschmidt    1    ,      M.     Sons    1    ,      V.     Heumann    1    ,      S.     Stöhr    1    , 
     S.     Auernhammer    1    ,      M.     Sirrenberg    1    ,      S.     Heinze    1    ,      S.     Böhm    1    ,      R.     Schwieger    1    , 
     C.     Herr    1   
  Institut     1      Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, 
Arbeitsmedizinsches Institut für Schulen (AMIS-Bayern) am Standort 
München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781804 
     Die Arbeit an Schulen wird häufi g als „stressig“ wahrgenommen. Die Gründe 
hierfür sind vielfältig und reichen von schwierigen Gesprächssituationen, un-
klaren Verantwortlichkeiten, ungünstigen räumlichen Gegebenheiten bis hin 
zu umfangreichen außerunterrichtlichen Pfl ichten, die zur regelmäßigen Mehr-
arbeit führen. Ob und in welchem Ausmaß derartig kritische Arbeitsanforde-
rungen und -bedingungen vorliegen und wie die Arbeitssituation verbessert 
werden kann, sind Gegenstand der gesetzlich geforderten Gefährdungsbeur-
teilung zur psychischen Belastung, die Schulleitungen für ihre Schulen durch-
führen müssen. 
 Um den gesamten Prozess gerecht zu werden, hat das Arbeitsmedizinische 
Institut für Schulen in Bayern (AMIS-Bayern) ein ganzheitliches Konzept zur 
Unterstützung staatlicher bayerischer Schulen zur Durchführung der GBU psy-
chischer Belastungen entwickelt. Im Rahmen des Konzeptes werden die Schu-
len in den einzelnen GBU-Phasen – bestehend aus der Prozessvorbereitung, der 
Gefährdungsanalyse und dem Maßnahmenmanagement – begleitend unter-
stützt. Hierzu werden umsetzungsorientierte Handlungshilfen, Erhebungsin-
strumente zur Belastungsermittlung (z. B. Online-Fragebogen) und Informati-
onsmaterialien bereitgestellt. Zur Maßnahmenableitung und -management 
unterstützt AMIS-Bayern mit Handlungsempfehlungen und stellt zudem Pla-
nungs- und Umsetzungshilfen zur Verfügung. Um die ca. 4500 staatlichen 

Schulen in Bayern gleichermaßen zu unterstützen, wurde das Verfahren so 
konzipiert, dass Schulen die GBU psychischer Belastungen möglichst eigen-
ständig umsetzen können und nur eine punktuelle persönliche Begleitung 
durch die Arbeits- und Organisationspsycholog*innen des AMIS-Bayern erfor-
derlich ist. Das Konzept wird aktuell pilotiert, derzeit führen 27 Schulen ver-
schiedener Schulformen eine Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastung 
mithilfe des AMIS-Bayern durch. Das Konzept stellt das erste strukturell veran-
kerte und breitfl ächige Unterstützungsangebot für Schulleitungen zur Durch-
führung der Gefährdungsbeurteilung dar, welches für staatliche Schulen in 
Bayern zur Verfügung steht. 

                                                Lärm als Belastungsfaktor im Schulalltag 
   Autorinnen/Autoren        V.     Heumann    1    ,      K.     Haatanen    1    ,      S.     Heinze    1    ,      S.     Böhm    1    , 
     R.     Schwieger    1    ,      C.     Herr    1   
  Institut     1      Arbeitsmedizinisches Institut für Schulen beim bayerischen 
Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781805 
      Schlagworte : Lärm, Schule, Belastungsfaktor, Akustik, Prävention. 
 In der Schule existieren zahlreiche unterschiedliche Geräuschquellen und Lärm 
ist allgegenwärtig. Während des Unterrichts werden störende Hintergrundge-
räusche durch Schülerinnen und Schüler, lärmerzeugende Einrichtungsgegen-
stände oder Umgebungslärm verursacht. Lärm und Nachhall werden von Schul-
personal immer wieder an vorderster Stelle genannt, wenn es um 
Belastungsfaktoren im Schulalltag geht. 
 Ziel des Projekts „Lärmbelastung und stimmliche Belastung an Schulen“ ist es, 
schulspezifi sche Lärmquellen zu identifi zieren, um Schulleitungen und Lehr-
personal bei der Auswahl und Umsetzung geeigneter Maßnahmen zu unter-
stützen und die Selbsthilfe- und Handlungsfähigkeit vor Ort zu stärken. Anwen-
dungsorientierte Präventionsmaßnahmen sollen die Lärmsituation an Schulen 
und damit auch das Wohlbefi nden und die Gesundheit des Schulpersonals 
positiv beeinfl ussen. 
 Lärmpegelmessungen an insgesamt 56 Schulen aller Schularten zeigten, dass 
Tageslärmexpositionswerte von über 80 dB(A), ab welchen es zu einer Gefähr-
dung des Gehörs kommen kann, in der Regel nicht erreicht werden. Die Mes-
sungen ergaben Lautstärkepegel zwischen 60 dB(A) und 80 dB(A), welche zwar 
nicht das Gehör, allerdings die physische und psychische Konstitution des 
Schulpersonals negativ beeinfl ussen können. Die lärmbedingten Reaktionen 
sind individuell verschieden und reichen von Rückzugsverhalten, mangelnder 
Konzentrationsfähigkeit und Unruhe bis hin zu Müdigkeit oder Stress. Im Zuge 
der Schulbesuche wurden Lehrkräfte hinsichtlich ihres individuellen Lärmerle-
bens während der gemessenen Unterrichtsstunde und ihrer wahrgenommenen 
Beanspruchung in Folge der Lärmbelastung befragt. 
 Zur Unterstützung der Schulen hat AMIS-Bayern verschiedene Maßnahmen zur 
Lärmprävention entwickelt. Neben einem ausführlichen Ergebnisbericht zu den 
raumakustischen Messungen erhalten die Schulen außerdem eine individuelle 
Beratung durch Fachexpertinnen und Fachexperten des AMIS-Bayern. Darüber 
hinaus bietet das Institut unterschiedliche Schulungsangebote zu dem The-
menkomplex „Lärmbelastung, Akustik und Stimme“ an. 
 Basierend auf den Ergebnissen der Befragungen des Lehrpersonals konzipiert 
AMIS-Bayern eine Lärmtoolbox mit verschiedenen Präventionsvorschlägen aus 
den Bereichen Arbeitsumgebung, Arbeitsorganisation und Unterrichtspäda-
gogik. 
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                                       Behandlung zu Hause – Behandlung in der 
Gemeinde 

  10:30 – 12:00 | Saal X.6 

             Langfristig aufsuchende Versorgung schwerer 
psychischer Erkrankungen- Assertive Community 
Treatment (ACT) 
   Autor        M.     Lambert   
  Institut      Klinik und Polklinik für Psychiatrie und Psychotherapie, Universi-
tätsklinikum Hamburg-Eppendorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781806 
     Das UKE verfügt seit Jahren über umfängliche Erfahrungen bei der Behandlung 
schwerer psychischer Erkrankungen im ambulanten Setting (Hometreatment, 
integrierte Versorgung ua.). Diese Behandlungsformen stellen auch einen For-
schungsschwerpunkt der Klinik dar. Die einzelnen Behandlungsformen sowie 
die Forschungsergebnis werden zusammengefasst vorgestellt. 

                                                StäB im GPV – ein Praxisbericht 
   Autor        S.     Corda-Zitzen   
  Institut      PHG Viersen (Sozialpsychiatrisches Zentrum), Viersen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781807 
     Praxisbericht über Stationsäquivalente Behandlung in Kooperatin der LVR-Kli-
nik-Viersen und der PHG Viersen gGmbH. Multiprofessionelles anbieterüber-
ghreifendes Team. 

                                                Aufsuchende Beratung und Behandlung ohne ein 
Zuhause – erste Erfahrungen des „Mobilen Kontakt- 
und Beratungsteams (MKBT)“ des SpDi Leipzig 
   Autorinnen/Autoren        J.     Winkelmann    1    ,      D.     Zedlick    1    ,      T.     Seyde    2   
  Institute     1      Klinikum St. Georg gGmbH, Verbund Gemeindenahe 
Psychiatrie, Leipzig   ;   2      Stadt Leipzig, Gesundheitsamt, Leipzig  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781808 
     Eine besondere Herausforderung stellt die psychiatrische Beratung und Be-
handlung von obdachlosen Personen und gefl üchteten Menschen dar. Hierbei 
müssen andere Wege für die Versorgung dieser Personengruppen etabliert 
werden. In Leipzig wurde dafür das Angebot des Sozialpsychiatrischen Dienstes 
beim Verbund Gemeindenahe Psychiatrie (VGP) am Klinikum St. Georg gGmbH 
um ein ausschließlich mobil arbeitendes Kontakt- und Beratungsteam ergänzt. 
 Dieses „Mobile Kontakt- und Beratungsteam“ (MKBT) hat vorwiegend drei 
Schwerpunktaufgaben: die Stärkung des Angebots an psychosozialer Beratung 
in unterversorgten Gebieten der Stadt Leipzig, die Integration von schwer er-
reichbaren Menschen mit psychischen Erkrankungen in das Regelsystem und 
die Umsetzung des Modellprojekts zur Verbesserung der psychosozialen Ver-
sorgung von gefl üchteten Menschen in den Gemeinschaftsunterkünften und 
im dezentralen Wohnen der Stadt Leipzig. 
 Im Rahmen des Vortrages sollen neben den ersten Erfahrungen des multipro-
fessionellen Teams auch die besondere Rolle des MKBT diskutiert werden, für 
die eine intensive Netzwerkarbeit in den Bereichen der Obdachlosen- und Mi-
grantinnenbetreuung essentiell ist. 

                                       Umweltmedizin – Block 2 – Planetare 
Gesundheit – One Health 

  10:30 – 12:00 | Saal X.7 

             Ergebnisse Deutsche Umweltstudie GerES V (2014–
2017) zur Belastung von Kindern und Jugendlichen 
durch Umweltkontaminanten und aktualisierte 
umweltmedizinische HBM-Referenzwerte 
   Autorinnen/Autoren        C.     Röhl    1    ,      A.     Murawski    1    ,      N.     Lemke    1    ,      T.     Weber    1    , 
     H.     M.     Koch    2    ,      M.     Kolossa-Gehring    1   
  Institute     1      Umweltbundesamt, Fachbereich gesundheitsbezogener 
Umweltschutz und Schutz der Ökosysteme, Dessau-Roßlau   ;   2      Ruhr-Univer-
sität Bochum, Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung, Bochum  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781809 
     Die Deutsche Umweltstudie des Umweltbundesamtes zur Gesundheit von Kin-
dern und Jugendlichen 2014–2017 (GerES V) liefert bevölkerungsrepräsenta-
tive Human-Biomonitoring-Daten zu 107 Umweltkontaminanten. Die Mehrheit 
der HBM-Daten wurden bereits publiziert und beinhaltet neue Daten zur Expo-
sition der jungen Bevölkerung gegenüber (1.) „klassischen” Umweltchemika-
lien wie Blei, Quecksilber, PAKs, POPs; (2.) aktuell in der Diskussion stehenden 
Stoff gruppen wie Phthalate, PFAS und Glyphosat sowie (3.) Chemikalien, für 
die bis vor Kurzem noch keine analytische Methode verfügbar war. Somit liefert 
GerES V die weltweit ersten bevölkerungsrepräsentativen Daten zu beispiels-
weise den Bioziden CIT/MIT und BHT, Duftstoff en wie Lysmeral, Phthalatersatz-
stoff en wie DINCH und DEHTP sowie die aprotischen Lösungsmittel NMP und 
NEP. Für einige Substanzen, die in früheren GerES-Studien von hoher Relevanz 
waren, wie z.B. PAK, war eine Verringerung der Exposition zu beobachten. Die 
aktuelle Exposition gegenüber Phthalaten und PFAS überschreitet gesundheits-
bezogene Beurteilungswerte in teils einem erheblichen Anteil der Population. 
Obwohl Daten aus der Umweltprobenbank des Bundes eine generelle Reduk-
tion der Exposition gegenüber einigen regulierten Phthalaten zeigen (Zeitrei-
henmessungen), hatten immer noch 3 % der Kinder und Jugendlichen in der 
GerES V-Studie Urinkonzentrationen oberhalb des gesundheitsbezogenen 
Beurteilungswertes von mindestens einem Phthalat. Gleichzeitig erreichen 
einige alternative Weichmacher bereits toxikologisch bedenkliche Konzentra-
tionen in Kindern. Dieses Beispiel zeigt, dass die beobachtete Reduktion der 
Exposition nach Regulation einiger Substanzen immer auch die Aufmerksam-
keit bezüglich möglicher Ersatzstoff e erfordert. Auf Basis der mittleren Belas-
tungen konnten zudem zusammen mit der Human Biomonitoring-Kommissi-
on am Umweltbundesamt aktuelle Referenzwerte für Umweltkontaminanten 
im Urin von Kindern und Jugendlichen in Deutschland festgelegt werden, die 
in umweltmedizinischen Studien als Bezugsgrößen für die Bewertung gemes-
sener Körperbelastungen herangezogen werden können. Der Beitrag demons-
triert, wie die verschiedenen HBM-Werkzeuge des Umweltbundesamtes ein-
ander ergänzen, so ein vollständigeres Bild der Belastung der Bevölkerung durch 
Umweltkontaminanten liefern und dem öff entlichen Gesundheitsdienst Werk-
zeuge zur Bewertung umweltmedizinischer HBM-Daten zur Verfügung stellen. 

                                                Sozial-ungleiche umweltbezogene Gesundheitsrisi-
ken und -ressourcen bei Kindern und Jugendlichen in 
Deutschland: Eine Querschnittsanalyse der Deut-
schen Umweltstudie zur Gesundheit (GerES) 
   Autorinnen/Autoren        J.     Wiehn    1    ,      C.     Bunge    1    ,      A.     Murawski    2    ,      G.     Friedriszik    3    , 
     K.     Romero Starke    4    ,      A.     Conrad    1   
  Institute     1      Fachgebiet II 1.1 Übergreifende Angelegenheiten Umwelt und 
Gesundheit, Umweltbundesamt, Berlin   ;   2      Fachgebiet II 1.2 Toxikologie, 
gesundheitsbezogene Umweltbeobachtung, Umweltbundesamt, Berlin   ; 
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  3      Fachbereich Soziale Arbeit, Gesundheit und Medien, Hochschule 
Magdeburg-Stendal, Stendal   ;   4      Institut und Poliklinik für Arbeits- und 
Sozialmedizin, Technische Universität Dresden, Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781810 
      Hintergrund : Das Eigenforschungsprojekt des Umweltbundesamtes „Neues 
Europäisches Bauhaus weiterdenken“, zielt darauf ab Städte klimaresilient und 
umweltfreundlich zu gestalten, damit alle Menschen darin gesund und sozial-
gerecht leben können. Das normative Leitbild der Umweltgerechtigkeit hat das 
Potenzial sozial ungleiche Umweltbelastungen abzubauen und umweltbezo-
gene Gesundheitsressourcen für alle zu stärken. Um dies zu erreichen, bedarf 
es einer belastbaren Evidenzbasis zum Status Quo sozial ungleicher Umwelt-
bedingungen in Deutschland. 
  Forschungsinteresse : In diesem Forschungsvorhaben möchten wir die primä-
re Forschungsfrage untersuchen, wie sich die Exposition gegenüber umwelt-
bedingten Gesundheitsrisiken und der Zugang zu umweltbedingten Gesund-
heitsressourcen auf soziale Gruppen in Deutschland verteilen. Ferner zielen wir 
darauf ab etwaige Stadt-Land-Diff erenzen off enzulegen. 
  Daten und Design : Unsere Datengrundlage ist die probabilistische Stichprobe 
der Deutschen Umweltstudie zur Gesundheit (GerES V, 2014–2017) des Um-
weltbundesamtes. Die Zielpopulation dieser Querschnittsstudie sind die in 
Deutschland lebenden Kinder und Jugendlichen im Alter zwischen 3 bis 17 
Jahren. Die rund 2.300 Kinder und Jugendlichen der GerES V Stichprobe wurden 
mittels Zufallsverfahren aus der zweiten Welle der „Studie zur Gesundheit von 
Kindern und Jugendlichen“ (KiGGS 2) des Robert Koch-Instituts rekrutiert. Die 
Sozialindikatoren für die vorliegende Untersuchung stammen aus KiGGS 2 und 
die Umweltindikatoren aus GerES V. Mithilfe von R (Version 4.3.1) führen wir 
deskriptive Visualisierungen und Modellierungen durch. 
  Erste Ergebnisse : Eine erste Analyse zeigt, dass der Zugang zu Grünfl ächen 
nach sozio-ökonomischem Status (SES) variiert. Während 36 % der Kinder und 
Jugendlichen aus Haushalten mit niedrigem SES über 10 Minuten Gehzeit zur 
nächsten öff entlichen Grünfl äche benötigen, sind es 27 % der Kinder und Ju-
gendlichen aus Haushalten mit mittleren SES und 20 % der Kinder und Jugend-
lichen aus Haushalten mit hohem SES. Auch 10-minütige Gehzeiten zur nächs-
ten öff entlichen Blaufl äche wird bei Kindern und Jugendlichen aus Haushalten 
mit niedrigem (62 %), mittleren (61 %) und höheren (48 %) SES unterschiedlich 
angegeben. Weitere Analysen, insbesondere mit Blick auf das städtische Wohn-
umfeld, bauen auf diesen ersten Erkenntnissen auf. 
  Diskussion : Bei der Transformation deutscher Städte nimmt der öff entliche 
Gesundheitsdienst (ÖGD) eine zentrale Rolle ein. Durch das Forschungsvorha-
ben möchten wir dem ÖGD bevölkerungsrepräsentative Erkenntnisse und et-
waigen Handlungsbedarf zu sozial ungleichen Umweltbedingungen von Kin-
dern und Jugendlichen bereitstellen. Der ÖGD kann diese Informationen 
nutzen, um mit Maßnahmen des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes 
darauf zu reagieren. 

                                                Hitze, Gesundheit und Ungleichheiten – eine Über-
blick über systematic reviews und aktuelle Primär-
studien aus einer intersektionellen Perspektive 
   Autorinnen/Autoren        K.     Geff ert    1    ,   2    ,      K.     Wabnitz    1    ,   2    ,   3    ,      L.     Leppmeier    1    ,   2    , 
     E.     Nowossadeck    4    ,      R.     Kümpfel    5   
  Institute     1      Lehrstuhl für Public Health und Versorgungsforschung, IBE, 
Medizinische Fakultät, LMU München   ;   2      Pettenkofer School of Public 
Health, München   ;   3      Centre for Planetary Health Policy, Berlin   ;   4      Abteilung 
Epidemiologie und Gesundheitsmonitoring, Robert Koch Institut   ; 
  5      Geschäftsstelle Klimawandel & Gesundheit FG 24 Gesundheitsberichter-
stattung, Robert Koch Institut  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781811 
     Der Klimawandel wirkt auf unterschiedlichen Wegen auf die menschliche Ge-
sundheit, insbesondere Hitzewellen haben negative Auswirkung. Im Jahr 2022 
wurde die hitzebedingte Sterblichkeit in Europa auf 61.672 Fälle geschätzt, 
wobei Deutschland zu den Ländern mit der höchsten hitzebedingten Sterblich-

keit in diesem Sommer gehörte (Ballester et al., 2023). Dabei spielen soziale 
und gesundheitliche Ungleichheiten eine entscheidende Rolle (Paavlova, 2017). 
So sind beispielsweise Bevölkerungsgruppen wie ältere Menschen, Kinder, 
Menschen mit niedrigem sozioökonomischem Status und Obdachlose beson-
ders von den gesundheitlichen Auswirkungen von Hitze und Hitzewellen be-
troff en (Romanello et al., 2022). Obwohl aus anderen Bereichen die Auswir-
kungen des Zusammentreffens von mehreren sozialen Benachteiligungen 
bekannt sind, gibt es dazu bisher noch wenig Evidenz im Kontext von Hit-
zeereignisse. 
 Vor dem Hintergrund hat dieses Forschungsprojekt das Ziel, Evidenz zu Hitze 
und sozialer Ungleichheit in Europa zu mappen und unterschiedliche Wirkme-
chanismen von Ungleichheit hinsichtlich ihrer potentiellen Vermeidbarkeit zu 
analysieren. Dafür wurde einen Überblick über systematische Übersichtsarbei-
ten erstellt und dieser durch eine systematische Suche nach aktuellen Primär-
studien ergänzt. Bei der Kartierung der identifi zierten Studien haben wir die 
unterschiedlichen Ursachen und Auswirkungen dieser Ungleichheiten, z. B. auf 
der Grundlage von Alter, Geschlecht oder ethnischer Zugehörigkeit, unter An-
wendung eines intersektionellen Ansatzes bewertet. Dadurch können verschie-
denen Ansatzpunkte für Interventionen zur Verringerung hitzebedingter ge-
sundheitlicher Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten identifiziert und 
Handlungsoptionen für Forschung und Praxis, insbesondere Akteure im ÖGD, 
entwickelt werden. 
 Das Projekt wird Ende 2023 abgeschlossen, so dass bis zum Kongress Ergebnis-
se vorliegen. 

                                                Umwelt- und klimabezogener Gesundheitsschutz als 
Aufgaben des ÖGD: Eine qualitative Analyse der 16 
Gesundheitsdienstgesetze 
   Autorinnen/Autoren        C.     Brüggemeier    1    ,      D.     Schutz    1    ,      P.     Schäfer    1    ,      N.     Oster    1   
  Institut     1      Stadt Mannheim – Fachbereich Jugendamt und Gesundheitsamt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781812 
      Hintergrund : Die Aufgaben des ÖGD sind im Wesentlichen in den Gesund-
heitsdienstgesetzen (GDG) der Länder festgelegt. Der umweltbezogene Ge-
sundheitsschutz wird in den meisten der 16 GDG als Grundsatzaufgabe des 
ÖGD defi niert. Die genauen Formulierungen zu Zielen und Aufgaben des ÖGD 
im Hinblick auf den umweltbezogenen Gesundheitsschutz sind in den Bundes-
ländern allerdings sehr unterschiedlich. Die traditionellen Aufgabenfelder des 
umweltbezogenen Gesundheitsschutzes wie Schutz vor chemischen Gefahr-
stoff en und Strahlenschutz haben in den letzten Jahren im Zusammenhang mit 
dem Klimawandel eine Erweiterung durch den klimabezogenen Gesundheits-
schutz erfahren. Auf diesem Gebiet herrscht dringender Handlungsbedarf, der 
nur unzureichend durch die GDG abgedeckt ist. 
  Ziele : Diese Studie soll die genauen, durch die Gesetzgeber in den GDG fest-
gelegten Handlungspfl ichten und -möglichkeiten des ÖGD in Bezug auf um-
weltbezogenen und im Speziellen klimabezogenen Gesundheitsschutz analy-
sieren und vergleichen. 
  Methoden : Die GDG werden mittels qualitativer Inhaltsanalyse angelehnt an 
Kuckartz im Hinblick auf die Ziele und Aufgaben des ÖGD im umwelt- und 
klimabezogenen Gesundheitsschutz analysiert und länderspezifi sche Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten auf Ebene der Grundsatzparagrafen zu Zielen 
und Aufgaben sowie der speziellen Paragrafen zu diesen Aufgabenfeldern he-
rausgearbeitet. 
  Erwartete Ergebnisse : Es wird erwartet, dass zusammenfassende Ergebnisse 
zu den Zielen und Aufgaben des ÖGD im Hinblick auf den umwelt- und klim-
abezogenen Gesundheitsschutz in den GDG spezifi sch zu jedem Bundesland 
und im Vergleich zwischen den Ländern erstellt werden können, so dass sich 
länderspezifi sche Portfolios sowie länderübergreifende Cluster darstellen las-
sen. Diese sollen mit den sich aktuell in den Gesundheitsämtern entwickelnden 
Handlungsbedarfen abgeglichen werden. Gegebenenfalls werden Handlungs-
bedarfe hinsichtlich einer Harmonisierung und Präzisierung der GDG zum Um-
welt- und klimabezogenen Gesundheitsschutz abgeleitet werden. 
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             Prekäre Wohn- und Arbeitsverhältnissen in der 
COVID-19-Pandemie. Ergebnisse eines After-Action-
Review in Deutschland, 2020-2022 
   Autorinnen/Autoren        N.     Sarma    1    ,   2    ,   3    ,      J.     Seidel    3    ,      F.     Hommes    1    ,   2    ,   3    ,      J.     Schäfer    3    , 
     A.     Wolter    3    ,      A.     Heck    3    ,      R.     Biallas    1    ,   2    ,   3    ,      B.     Joggerst    5    ,      P.     Schulze    6    ,      A.     Jurke    7    , 
     K.     Kajikhina    3    ,   4   
  Institute     1      Postgraduiertenausbildung für angewandte Epidemiologie 
(PAE), Robert Koch-Institut   ;   2      ECDC Fellowship Programme, Field 
Epidemiology path (EPIET), European Centre for Disease Prevention and 
Control (ECDC), Stockholm, Schweden   ;   3      Abteilung für Infektionsepidemio-
logie, Robert Koch-Institut, Berlin   ;   4      Abteilung für Epidemiologie und 
Gesundheitsmonitoring, Robert-Koch-Institut, Berlin   ;   5      Öff entliches 
Gesundheitsamt, Enzkreis/Pforzheim   ;   6      Gesundheitsbehörde, Hamburg-
Mitte   ;   7      Fachgruppe Infektionsepidemiologie, Landeszentrum Gesundheit 
Nordrhein-Westfalen, Bochum  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781813 
      Hintergrund : Menschen, die in prekären Verhältnissen wohnen und arbeiten, 
waren in der COVID-19-Pandemie nicht nur im Hinblick auf Infektionen, son-
dern auch durch die Infektionsschutzmaßnahmen besonders belastet. Die 
Umsetzung der Maßnahmen zur Bekämpfung von SARS-CoV-2-Ausbrüchen in 
diesem Umfeld stellten die Behörden im öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) 
vor große Herausforderungen. Teilweise wurden die Bedürfnisse und Lebens-
realitäten der Betroff enen nicht ausreichend berücksichtigt. Auf Grundlage der 
Konzepte der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und des Europäischen Zen-
trums für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (ECDC) hat das 
Robert Koch-Institut einen After-Action-Review (AAR) durchgeführt. In diesem 
Rahmen wurden (1) Herausforderungen und gute Praxis-Beispiele im Pande-
miemanagement des ÖGD in Deutschland im Jahr 2020 – 2022 ermittelt und 
(2) darauf basierend Handlungsempfehlungen für zukünftige Lagen entwickelt. 
  Methoden : Im Mai 2023 haben 29 Vertretende, überwiegend aus dem ÖGD 
auf lokaler, Landes- und Bundesebene an einem zweitägigen virtuellen AAR 
teilgenommen. Alle waren beim Maßnahmenmanagement von SARS-CoV-
2-Ausbruchsgeschehen in prekären Settings beteiligt. In moderierten Diskus-
sionen und Kleingruppen ermittelten die Teilnehmenden Herausforderungen, 
Lücken und Beispiele guter Praxis-Beispiele im Infektionsmanagement. Auf der 
Grundlage der Ergebnisse entwickelte die Gruppe Handlungsempfehlungen 
für den Umgang mit künftigen Ausbrüchen in diesen Settings. 
  Ergebnisse : Als vorrangige Themen nannten die Teilnehmenden die unzurei-
chende Kommunikation der Behörden mit den in den Ausbruchsgeschehen 
betroff enen Menschen und die ungenügende Unterstützung sowie Einbindung 
der (betroff enen) Bevölkerungsgruppen bei den Maßnahmen, Defi zite in der 
intersektoralen Zusammenarbeit, mangelnder Lösungs- und Evidenztransfer, 
limitierende strukturelle Rahmenbedingungen (Gesetze, Finanzen, Zuständig-
keiten), fehlendes Wissen der Gesundheitsbehörden über standortspezifi sche 
Risiken und Maßnahmen sowie über mögliche (psycho-)soziale Folgen für die 
in den Ausbruchsgeschehen betroff enen Menschen. 
 Zu den Gute-Praxis-Beispielen und Empfehlungen für die Zukunft gehörten die 
Dokumentation und Konsolidierung der gewonnenen Erkenntnisse und die 
Erhaltung und Austausch von Wissen über zuständige Stellen und Ansprech-
personen (ÖGD, Kommune, Zivilgesellschaft etc.) als Grundlage für schnellere 
Reaktionen in der Krise. Weiterhin hielten die Teilnehmenden die Durchführung 
von Intra-Action-Reviews für kooperatives Lernen in Krisenzeiten und eine 
nachhaltige Aufrechterhaltung von Netzwerken und Wissen über prekäre 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse auch über Krisenzeiten hinaus für notwendig. 

  Schlussfolgerungen : Der AAR ermöglichte einen länder- und settingübergrei-
fenden Austausch und Transfer von Wissen und Erfahrungen. Prekäre Wohn- 
und Arbeitsbedingungen müssen im Rahmen der Pandemieprävention syste-
matisch und zukünftig noch stärker berücksichtigt werden. 

                                                Kommunikation in der COVID-19 Pandemie – Her-
ausforderungen und Grenzen der Pressearbeit 
   Autorinnen/Autoren        H.     Scharlach    1    ,      M.     Wonsikiewicz    1   
  Institut     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt, Öff entlichkeitsarbeit, 
Hannover  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781814 
     Kein Thema des öff entlichen Gesundheitsdienstes hat über einen so langen 
Zeitraum die öff entliche und mediale Aufmerksamkeit auf sich gezogen wie 
die COVID-19-Pandemie. Dabei waren die Anfragen an den ÖGD einerseits 
fachlicher Art, hatten jedoch fast immer auch einen politischen Hintergrund. 
Diese Gemengelage, die Vielzahl der Themen im Zusammenhang mit COVID-19 
sowie die oft kurzen Antwortfristen, hat die Pressestellen und damit auch die 
Fachleute im ÖGD vor große Herausforderungen gestellt. 
 Anhand der Erfahrungen aus der Pressearbeit des Niedersächsischen Landes-
gesundheitsamtes möchten wir in diesem Vortrag zunächst aufzeigen, welche 
Themen die Pressearbeit während der Pandemie dominiert haben. Anhand von 
zwei Beispielthemen soll im Anschluss erläutert werden, was die Voraussetzun-
gen für die funktionierende Pressearbeit waren, inwieweit sich die eigenen 
Kommunikationsziele erreichen ließen und wo es Grenzen gab. 
 1. Die größte Zahl an Presseanfragen über den gesamten Pandemiezeitraum 
gab es zu Infektions- und Impfdaten. Im Fokus standen Daten aus dem IfSG-
Meldewesen, aber auch zu Corona-Varianten und zur Impfeff ektivität. Heraus-
fordernd war dabei insbesondere die Frage, wie dem berechtigten Interesse 
der Medien verantwortungsvoll begegnet werden kann, da die Daten sowohl 
tagesaktuell als auch fehlerfrei sein sollten. 
 2. Ein weiteres Thema, das besonders 2021 im Blickpunkt der Öff entlichkeit 
stand, war die Debatte um die Bedeutung von Lüftungsanlagen für den Infek-
tionsschutz in Klassenräumen. Beim kritischen Blick in die Fachliteratur zeigt 
sich, dass die Geräte häufi g nicht das halten, was sie versprechen. In den Medi-
en war der Diskurs allerdings geprägt von der hohen Emotionalität des Themas 
mit Blick auf den Gesundheitsschutz von Kindern. 
 Abschließend soll diskutiert werden, was sich aus den Erfahrungen lernen lässt 
und ob es eine Blaupause für die Pressearbeit in einer Gesundheitskrise geben 
kann. 

                                                Risikokommunikation des Kreisgesundheitsamtes 
Reutlingen während der COVID-19-Pandemie – Teil-
projekt des Verbundprojektes I.N.Ge (Infektions-
schutz.Neu.Gestalten) 
   Autorinnen/Autoren        J.     Hailer    1    ,      S.     Minkwitz    1    ,      S.     Desiderato-Dorn    1    , 
     D.     Häske    2    ,      S.     Litfi n    1    ,      E.     Loidl    1    ,      L.     Müller    1    ,      E.     Piontkowski    2    ,      H.     Richter    2    , 
     C.     Schlegel    1    ,      K.     Wolfers    1   
  Institute     1      Landratsamt Reutlingen, Kreisgesundheitsamt, Reutlingen   ; 
  2      Zentrum für öff entliches Gesundheitswesen und Versorgungsforschung 
(ZÖGV) am Universitätsklinikum Tübingen, Tübingen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781815 
      Einleitung : Risikokommunikation ist ein wichtiges Werkzeug des Öff entlichen 
Gesundheitsdienstes (ÖGD), um gesundheitliche Risiken zu minimieren. Um 
aus den Erfahrungen der COVID-19-Pandemie zu lernen, erforscht das Kreis-
gesundheitsamt Reutlingen zusammen mit dem Zentrum für öff entliches Ge-
sundheitswesen und Versorgungsforschung Tübingen (ZÖGV), wie gut die 
Risikokommunikation des Kreisgesundheitsamtes in der Krise funktioniert hat 
und welche Bedarfe bei der Bevölkerung des Landkreises und bei relevanten 
Interessensvertretungen bestehen. 
  Methoden : Als wissenschaftliche Forschungsmethode werden Reallabore an-
gewendet. Charakteristisch für die Methodik wurden verschiedene Akteure 
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von Anfang an mit einbezogen, welche auch die Entwicklung der Forschungs-
frage beeinfl ussten. Es wurden zwei unterschiedliche Partizipationsformate 
gewählt: eine qualitative Datenerhebung im Rahmen eines World-Cafés mit 
Interessensvertretungen im Landkreis und eine Bürgerbefragung mittels On-
line-Fragebogen. Beim World-Café wurden in Kleingruppen unterschiedliche 
Fragestellungen diskutiert. Es wurde gefragt, welche Informationsquellen in 
der COVID-19-Pandemie genutzt wurden, welche Erfahrungen hinsichtlich der 
Kommunikation mit dem Gesundheitsamt gemacht wurden, ob Vertrauen in 
die fachliche Kompetenz des Gesundheitsamtes besteht und wie sich aus Sicht 
der Interessensvertretungen eine gelungene Risikokommunikation darstellt. 
Die Auswertung des World-Cafés erfolgt mittels qualitativer Inhaltsanalyse. 
 Für die Online-Befragung der Bürgerinnen und Bürger des Landkreises wurde 
nach umfangreicher Literaturrecherche und unterstützt durch methodische 
Fortbildungen sowie Beratungen am ZÖGV ein eigener Fragebogen entwickelt. 
  Ergebnisse : Zum World-Café trafen sich im Mai 2023 Interessensvertretungen 
von Schulen, Kindertageseinrichtungen, Kliniken, Pfl egeeinrichtungen, Artz-
praxen und Gemeinschaftsunterkünften für Gefl üchtete. Die Teilnehmenden 
gaben unter anderem an, als Informationsquellen die Homepage des Robert 
Koch-Instituts (RKI) und den telefonischen Kontakt mit dem Gesundheitsamt 
Reutlingen genutzt zu haben. Hinsichtlich der Kommunikation mit dem Ge-
sundheitsamt wurden schwere Erreichbarkeit, wechselnde Ansprechpartner 
und eine merkliche Verbesserung im Laufe der Pandemie genannt. Wider-
sprüchlich erscheinende Aussagen schwächten das Vertrauen in die fachliche 
Kompetenz des Gesundheitsamtes. Den im Lauf der Pandemie installierten 
fachspezifi schen Expertenteams wurde hohe Kompetenz bestätigt. Gelungene 
Risikokommunikation beinhaltet laut den Teilnehmenden Beratung vor Ort, 
durchgängige Erreichbarkeit des Gesundheitsamtes und eine digitale Aus-
tauschmöglichkeit. 
 Die Einladungen zur Bürgerbefragung wurden Mitte September 2023 ver-
schickt. Die Ergebnisse des World-Cafés und der Bürgerbefragung werden beim 
Kongress vorgestellt. 
  Diskussion : Aus den Ergebnissen der Reallabore wird ein Kommunikationskon-
zept für den Infektionsschutz des Kreisgesundheitsamtes Reutlingen erarbeitet. 
Die gewonnenen Erkenntnisse sollen zukünftig Anwendung fi nden. Gegebe-
nenfalls können auch andere Gesundheitsämter von der Aufarbeitung der Er-
fahrungen aus Reutlingen profi tieren. 

                                       Digitalisierung 2 

  10:30 – 12:00 | Saal X.9 

             Aktuelle Aspekte der Digitalisierung im Gesundheits- 
und Veterinäramt Magdeburg – ein Ergebnisbericht 
   Autor        A.     Mühlenbruch-Kränzel   
  Institut      Gesundheits- und Veterinäramt Landeshauptstadt Magdeburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781816 
     Die durch den Pakt für den ÖGD eröff neten Möglichkeiten der Digitalisierung 
von Gesundheitsämtern sind eine Chance für umfassende Strukturverände-
rungen und Möglichkeiten der digitalen gesundheitlichen Beratung und der 
kritischen Aufgabenanalyse der Ämter. 
 Im Vortrag wird der Weg zum Reifegrad des Gesundheitsamtes Magdeburg 
erläutert und einer kritischen Wertung unterzogen. Von Bedeutung sind auch 
die Voraussetzungen, die im Rahmen von landesspezifi schen Verwaltungsver-
einbarungen geschaff en wurden. 
 Gleichsam werden die Finanzierungswege erörtert. 
 Es wird über bereits wirksam gewordene digitalisierte Abläufe in einem Ge-
sundheitsamt berichtet und die Hindernisse auf dem Weg dorthin beschrieben. 

 Von besonderer Bedeutung ist die Zusammenarbeit mit externen Firmen und 
Professionen der Softwareentwicklung und der Nutzung notwendiger Hard-
ware. 
 Es zeigte sich, dass die Geschwindigkeit von wirksamer Digitalisierung in be-
sonderem Maße von den begleitenden Fachleuten abhängt, ohne natürlich die 
Motivation der Mitarbeiter zu unterschätzen. Demzufolge wird über ein zusätz-
liches Projekt mit dem Studiengang „Mensch, Technik, Interaktionen“ einer 
Magdeburger Hochschule berichtet, welches wir parallel zu den Digitalisie-
rungsvorhaben ins Leben gerufen haben, mit dem Ziel, Mitarbeiter zu motivie-
ren und neben den technischen Fragestellungen auch persönlich zu begleiten. 

                                                Stärkung der digitalen Kompetenz als strukturelle 
Modernisierungsmaßnahme im Fachdienst Gesund-
heit – Projekt PUMBA in Jena 
   Autorinnen/Autoren        M.     Kappelt    1    ,      A.     Pietsch    1    ,      K.     Philler    1    ,      C.     Volynskij    1   
  Institut     1      Stadtverwaltung Jena, Fachdienst Gesundheit, Jena  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781817 
     Mit dem „Pakt für den Öff entlichen Gesundheitsdienst“ sollen die Gesundheits-
ämter in die Lage versetzt werden, ihr breites Spektrum an bevölkerungsme-
dizinischen Aufgaben künftig besser wahrzunehmen. Bei der zukunftsorien-
tierten Ausrichtung spielt die Digitalisierung eine besondere Rolle. Die 
Corona-Pandemie hat auch im Gesundheitsamt Jena deutliche Defi zite in der 
technologischen Befähigung gezeigt. Deshalb wurde das Modellprojekt PUM-
BA entwickelt. Es zielt auf die Stärkung der Digitalkompetenz des Personals 
sowie auf die Förderung der Gesundheitskompetenz der Bevölkerung durch 
multimediale Gesundheitskommunikation. Das Projekt läuft vom 01.10.2022 
bis 30.09.2024 in einer Zuschusshöhe von 433.100 €. Insbesondere werden 
die Dimensionen "Mitarbeitende" und "Bürger*innenzentrierung im Reifegrad-
modell betrachtet. 
 Das Projekt besteht aus 2 Bausteinen: 
  a)    Entwicklung eines interoperablen Schulungskonzepts zum Aufbau digitaler 

Kompetenzen des Personals  
 b)    Identifi kation der Potenziale digitaler Medientechnologien in der Gesund-

heitskommunikation mit der Bevölkerung und Etablierung geeigneter tech-
nologischer Strukturen als neues Handlungsfeld im ÖGD  

  Der erste Meilenstein bestand darin, geeignetes Personal für die Projektdurch-
führung zu fi nden und damit auch Multiprofessionalität im Amt neu zu denken. 
 Für die Entwicklung des interoperablen Schulungskonzeptes wurden verschie-
dene Beteiligungsformate u.a. digitale Befragungen und interaktive Workshops 
initiiert, um den Schulungsbedarf zu ermitteln und zur Projektmitarbeit zu 
motivieren. Zusätzlich wurde ein programmspezifi sches Reifegradmodell ent-
wickelt. Das Reifegradmodell ist durch ein Baukastensystem auf verschiedene 
Stellengruppen und Arbeitsbereiche fl exibel anpassbar und somit dem intero-
perablen Ansatz gerecht. Durch wiederkehrende Evaluationsschleifen werden 
Schulungen individuell und bedarfsgrecht zusammengestellt und durchge-
führt. An den Befragungen zu Microsoft-Offi  ce-Programmen nahmen 78 % der 
Mitarbeitenden teil. Die Workshops dienen der Refl exion des Projektfortschrit-
tes und zur Vorstellung der Umfrageergebnisse. Darüber hinaus werden kon-
krete bedarfsgerechte Schulungsinhalte für die verschiedenen Teams erarbei-
tet. Die Partizipation des Personals ist dafür wesentlich. 
 Aktuell wird ein Multimediastudio bis Ende 2023 eingerichtet, um zukünftig 
Inhalte für gängige digitale Kanäle zu konzipieren und selbstständig umzuset-
zen. Im Planungsprozess werden die technische Ausstattung sowie geeignete 
Räumlichkeiten geprüft, unterstützt durch ein Beratungsunternehmen. Dieser 
multimediale Arbeitsraum ermöglicht es uns, fl exible Schulungseinheiten zu 
erzeugen z.B. in Form von Learning Nuggets sowie Weiterbildungsmaßnahmen 
live und interaktiv durchzuführen. Gleichzeitig wird der Arbeitsbereich der 
Gesundheitskommunikation neu und digital aufgestellt. 
 Im Rahmen des Vortrages werden die aktuell erreichten Meilensteine und der 
Projektverlauf bei PUMBA vorgestellt. Gleichzeitig wird das Modellprojekt in 
das gesamte Fördermittelprogramm "Pakt ÖGD" in Jena eingeordnet. 
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                                                Eltern digital erreichen – Frühe Hilfen auf Instagram 
   Autor        A.     Königstein   
  Institut      Nationales Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) in der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) in 50825 Köln  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781819 
     Mit seinem Instagram-Kanal @elternsein_info spricht das Nationale Zentrum 
Frühe Hilfen (NZFH) gezielt Eltern ab der Schwangerschaft und mit Kindern bis 
drei Jahre an, um sie über die Angebote der Frühen Hilfen zu informieren. Auch 
Akteure aus den lokalen Netzwerken der Frühen Hilfen – zu denen der ÖGD 
gehört – können den Kanal für ihre Öff entlichkeitsarbeit nutzen. Wie das aus-
sehen kann, soll im Vortrag vorgestellt und anschließend diskutiert werden. 
 Das Nationale Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) in der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BZgA) adressiert mit in seiner Kommunikation neben 
einem Fachpublikum auch direkt die Zielgruppe der Frühen Hilfen. Diese Ziel-
gruppe bilden werdende Eltern und Familien mit Kindern bis drei Jahre. Eine 
besondere Herausforderung ist dabei die Erreichbarkeit von Familien in belas-
teten Lebenssituationen. Denn gerade Familien, die aufgrund vorhandener 
Belastung(en) besonders von den Unterstützungsangeboten der Frühen Hilfen 
profi tieren würden, nehmen diese häufi g nicht in Anspruch. Um diese Kernziel-
gruppe sensibel und wertschätzend anzusprechen, kommuniziert das NZFH 
unter anderem über einen eigenen Instagram-Account. 
 Instagram ist eine wachsende Social-Media-Plattform, die den Lebensalltag 
sehr vieler Menschen begleitet. Seit November 2021 ist das NZFH mit dem 
Kanal @elternsein_info auf dieser Plattform vertreten. Ziel ist es, werdende 
Mütter und Väter sowie Familien mit Kindern bis drei Jahre über die Angebote 
der Frühen Hilfen zu informieren und insbesondere Schwangere und Familien 
in belasteten Lebenslagen zur Annahme der Angebote zu motivieren. Der Ins-
tagram-Kanal ermöglicht dem NZFH außerdem, mit (werdenden) Eltern in 
einen Dialog zu treten. So kann das NZFH die Bedarfe und Wünsche der Fami-
lien besser erfassen und die wertschätzende Grundhaltung der Frühen Hilfen 
gegenüber Familien vermitteln. 
 Der Instagram-Kanal des NZFH dient auch dazu, die Marke „Frühe Hilfen“ bei 
werdenden und jungen Eltern bekannter zu machen. Damit werden auch die 
Akteure der lokalen Netzwerke der Frühen Hilfen – zu denen der ÖGD gehört 
– in ihrer Öff entlichkeitsarbeit gestärkt. Denn durch gezielte Vernetzung und 
Kooperation mit dem Kanal @elternsein_info können diese 

 ▪    in den Sozialen Medien sichtbar und nahbar sein (auch ohne eigenen 
Account),  

 ▪   das eigene Netzwerk, seine Angebote und Mitarbeitenden bekannt 
machen und ihnen ein Gesicht geben,  

 ▪   das Vertrauen in die Frühen Hilfen fördern,  
 ▪   zur Nutzung der (über-)regionalen Angebote motivieren,  
 ▪   neue Nutzende für ein (über-)regionales Angebot gewinnen,  
 ▪   die Reichweite des eigenen Instagram-Accounts und der eigenen Website 
erhöhen,  

 ▪   die Vernetzung mit anderen Netzwerken, Trägern und Fachkräften 
fördern.  

  Wie eine solche Vernetzung und Kooperation für den ÖGD in der Praxis ausse-
hen kann – beispielsweise durch die Vorstellung lokaler Angebote auf dem 
NZFH-Instagram-Kanal – soll im Vortrag vorgestellt und im Anschluss diskutiert 
werden. 

                                                Gesundheit in Niedersachsen – Mit dem HuGO-On-
line-Panel auf dem Weg zu mehr Erkenntnis 
   Autorinnen/Autoren        N.     Jahn    1    ,      E.     Mertens    1    ,      A.     Oey    1    ,      M.     Wollenweber    1    ,   2    ,   3    , 
     J.     Woltert    1    ,      K.     Hespe-Jungesblut    1    ,      J.     Dreesman    1    ,      A.     Dörre    2    ,   3    ,   4    ,      C.     Zühlke    1   
  Institute     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt (NLGA), Hannover   ; 
  2      Postgraduiertenausbildung für angewandte Epidemiologie, Abteilung für 
Infektionsepidemiologie, Robert Koch-Institut, Berlin   ;   3      ECDC Fellowship 
Programme, Field Epidemiology path (EPIET), European Centre for Disease 

Prevention and Control (ECDC), Stockholm, Sweden   ;   4      Abteilung für 
Infektionsepidemiologie, Robert Koch-Institut, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781820 
     In Niedersachsen berät das NLGA (Niedersächsisches Landesgesundheitsamt) 
das Gesundheitsministerium u.a. zu Fragen des Gesundheitszustands und der 
Lebensbedingungen der niedersächsischen Bevölkerung (Gesundheitsbericht-
erstattung) sowie zu Infektionsrisiken und infektiologischen Fragestellungen 
(Infektionsschutzgesetz, Melde- und Surveillance-Systeme). Diese Beratungen 
und Empfehlungen zu gesundheitspolitischen Themen werden auf der Grund-
lage wissenschaftlicher Ergebnisse durchgeführt und ausgesprochen. Die Aus-
sagekraft und Belastbarkeit wissenschaftlicher Erkenntnisse hängen maßgeb-
lich davon ab, ob zuverlässige Daten zu den jeweiligen Fragestellungen 
vorliegen. 
 Spätestens in der COVID-19-Pandemie wurde der Bedarf der Gesundheitsbe-
hörden deutlich, schnell aktuelle Informationen zu erhalten und zu erheben. 
Der Informationsbedarf bezog sich einerseits auf Gesamtzahlen von Infekti-
onsfällen, Todesfällen, belegten Krankenhausbetten oder Impfungen, der durch 
unterschiedliche Surveillance-Systeme gedeckt wurde. Andererseits bestand 
jedoch auch ein Informationsbedarf in Bezug auf Wahrnehmungen und Ein-
schätzungen der Bevölkerung hinsichtlich bestimmter Maßnahmen, wie der 
Umsetzung nichtpharmazeutischer Interventionen, z.B. Abstandsgebote oder 
die Anwendung von Alltagsmasken, etwa um eine adäquate Risikokommuni-
kation zu ermöglichen. Durch bestehende Systeme konnten solche Informati-
onsbedarfe nicht bzw. nicht zeitnah genug oder nicht ausreichend spezifi sch 
abgedeckt werden. 
 Das NLGA plant den Aufbau eines interdisziplinär nutzbaren Online-Panels. Mit 
dem Panel sollen schnell und gezielt Erhebungen zu unterschiedlichen Frage-
stellungen zum Thema Gesundheit und Gesundheitsverhalten durchgeführt 
werden, um diese für die gesundheitspolitische Beratung, Gesundheitsbericht-
erstattung, weitere Analysen und Handlungsempfehlungen zu nutzen. Die 
PanelistInnen werden zwei- bis viermal im Jahr befragt. Themen sind beispiels-
weise die gesundheitliche Versorgung in Niedersachsen, Lebensumstände und 
Lebensführung, aber auch Fragen, die die Bearbeitung von Ausbruchsgesche-
hen unterstützen. 
 Auf dem BVÖGD-Kongress soll der Prozess des Aufbaus des Panels HuGO ( Health 
Understanding from Experiences) , für welches mindestens 1.000 Personen aus 
Niedersachsen gewonnen werden sollen ,  vorgestellt werden .  Herausforderun-
gen, die im Rahmen des Panel-Aufbaus auftraten, werden als „Lessons learned“ 
vorgestellt und diskutiert. 
 Mit dem Beitrag geben wir ein Praxisbeispiel fachbereichsübergreifender Zu-
sammenarbeit beim Aufbau eines Gesundheitspanels und präsentieren, wie 
wir mit dem HuGO-Panel zukünftig arbeiten werden, um bessere Daten für die 
Gesundheitsberichterstattung, den Infektionsschutz und die Politikberatung 
zu gewinnen. 

                                       Innovative Ansätze für Lehrbuchgestal-
tungen im ÖGD 

  10:30 – 12:00 | Saal X.10 

             Lehrbuch Öff entliche Gesundheit (Grundlagen, 
Praxis, Perspektiven) 
   Autorinnen/Autoren        G.     Roller    1    ,      D.     Starke    2    ,      M.     Wildner    3   
  Institute     1      Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration 
Baden-Württemberg, Landesgesundheitsamt, Stuttgart   ;   2      Akademie für 
Öff entliches Gesundheitswesen in Düsseldorf   ;   3      Bayerisches Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, Oberschleißheim  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781821 
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     Bislang ist unser Wissen über Eff ektivität und Effi  zienz in Bezug auf die Aufga-
benerfüllung durch den Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) begrenzt. Ur-
sächlich hierfür ist u.a. auch eine fehlende fl ächendeckende Präsenz von Lehr-
stühlen für Öff entliches Gesundheitswesen. Um den Herausforderungen im 
Gesundheitsbereich zu begegnen, ist eine wissenschaftlich gut begründete, 
evidenz- und wertebasierte, in ihren fachlichen Grundlagen transparente und 
qualitätsgesicherte Arbeit im Dienst Öff entlicher Gesundheit wichtig. Mit dem 
Lehrbuch Öff entliche Gesundheit (Grundlagen, Praxis, Perspektiven) wird erst-
mals in Deutschland ein komprimiertes Lehrbuch für den ÖGD vorgelegt, wel-
ches fachliche Grundlagen und damit auch einen Beitrag zur Qualitätssicherung 
im ÖGD leistet. 
 Das Lehrbuch richtet sich an alle an der Öff entlichen Gesundheit Interessierten. 
Besonders geeignet ist es für Ärztinnen und Ärzte und die verschiedenen an-
deren gesundheits- und sozialwissenschaftlichen Professionen im ÖGD. Es 
richtet sich darüber hinaus auch an Studierende in Medizin, Gesundheits- und 
vergleichbaren Wissenschaften und alle sonstigen am Aufgabenspektrum des 
ÖGD Interessierten. Die bzw. der Lesende soll durch die gewählte thematische 
Zusammenstellung einen Überblick über dieses weite Themenfeld gewinnen, 
eigene Schwerpunkte in den einzelnen Kapiteln bearbeitet fi nden und darüber 
hinaus einen orientierenden Blick auf einen anderen Schwerpunkt werfen kön-
nen. 
 Der Aufbau des Lehrbuchs Öff entliche Gesundheit (Grundlagen, Praxis, Pers-
pektiven) ist zweigeteilt: Der erste, allgemeine Teil behandelt grundlegende 
Prinzipien Öff entlicher Gesundheit, will das zugehörige Orientierungswissen 
und auch schon erstes querschnittliches Handlungswissen vermitteln. Der 
zweite, spezielle Teil legt seinen Schwerpunkt auf die spezifi schen instrumen-
tellen Kenntnisse in den vielfältigen Arbeitsbereichen im Dienst der öff entlichen 
Gesundheit, welche für ein verantwortliches und qualitätsorientiertes Handeln 
erforderlich sind. Der Ansatz dieses Lehrbuches ist in beiden Teilen: „teach 
principles, not details“. Die Themen werden anhand konkreter Fallbeispiele aus 
der Praxis und deren Aufl ösung dargestellt. Ein weiteres Merkmal im Aufbau ist 
eine punktuelle Wiederholung von Schlüsselkonzepten, welche in verschiede-
nen Kapiteln angesprochen werden und so im Sinne einer Lernspirale vertieft 
werden. Zudem können sie durch diese Vernetzung leichter in aktives, erinner-
bares Wissen überführt werden. Der vorliegende Text kann damit einerseits in 
seinen Einzelkapiteln, die aus sich heraus verständlich sind, gelesen werden 
und andererseits als Ganzes mit vernetzten Bezügen der einzelnen Kapitel un-
tereinander. 
 Aufgrund des föderalen Aufbaus in Deutschland besteht auch im Öff entlichen 
Gesundheitsdienst eine heterogene Aufgabenwahrnehmung. Auf der Basis des 
Leitbildes für den ÖGD unter Berücksichtigung der Bundes- und Landesgesetz-
gebungen wurden insbesondere die länderübergreifenden Themenschwer-
punkte des ÖGD dargestellt. Gleichzeitig wird auch ein Blick in die deutschspra-
chigen Nachbarländer Österreich und Schweiz geworfen. 
 Das Lehrbuch wird in einer Session während des ÖGD-Kongresses vorgestellt. 

                                                Ein Open Access Lehrbuch zur Gesundheitsberichter-
stattung. Entstehungsgeschichte und der Weg zur 
Version 2.0 
   Autorinnen/Autoren        L.     Arnold    1    ,      A.     Galante-Gottschalk    2    ,      J.     Kuhn    3    , 
     N.     Rosenkötter    1    ,      G.     Tempel    4    ,      T.     Ziese    5    ,      D.     Starke    1    ,      B.     Szagun    6    ,      B.     Wollenberg    7   
  Institute     1      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen in Düsseldorf   ; 
  2      Landeshauptstadt Stuttgart, Gesundheitsamt, Abteilung Gesundheitsför-
derung und Planung (53-5), Stuttgart   ;   3      Bayerisches Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, Oberschleißheim   ;   4      Freie 
Hansestadt Bremen, Gesundheitsamt, Referat Kommunale Gesundheitsbe-
richterstattung, Bremen   ;   5      Robert Koch Institut, Abteilung 2 Epidemiologie 
und Gesundheitsmonitoring, Berlin   ;   6      Hochschule Ravensburg-Weingarten, 
Fakultät für Soziale Arbeit Gesundheit und Pfl ege, Weingarten   ;   7      Landkreis 
Marburg-Biedenkopf, Fachbereich Gesundheitsamt, Marburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781822 

      Hintergrund : Die Landschaft der Lehrbücher über Aufgabenbereiche des Öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) ist äußerst überschaubar. Zwar gibt es 
Lehrbücher in den Teilwissenschaften wie Medizin, Psychologie, Soziale Arbeit 
oder Public Health, die Aspekte öff entlicher Gesundheit behandeln, doch der 
in der Verwaltung angesiedelte ÖGD arbeitet v.a. kommunal unter ganz spezi-
ellen, oft auch individuellen Rahmenbedingungen und ist mit eigenen Heraus-
forderungen konfrontiert. Diese fi nden in klassischen Lehrbüchern bislang zu 
wenig Berücksichtigung. 
  Methode : Vor diesem Hintergrund wurde in einem sogenannten Book Sprint 
innerhalb von drei Tagen die Basis für ein frei zugängliches Lehrbuch für den 
ÖGD zur Gesundheitsberichterstattung zusammengestellt. In einem struktu-
rierten Prozess wurden zunächst gemeinsam Ideen gesammelt, gegliedert und 
Schwerpunkte festgelegt. In einem zweiten Schritt wurden erste Textbaustei-
ne verfasst, kommentiert, ergänzt und entsprechend des ersten Feedbacks 
überarbeitet. Die Autor:innen verständigten sich zu Beginn darauf, dass in ei-
nem ÖGD-Lehrbuch zur GBE neben Indikatoren und Daten insbesondere auch 
administrative Rahmenbedingungen und soziale Determinanten, Netzwerk- 
und Gremienarbeit sowie relevante Planungsaspekte berücksichtigt werden 
müssen. 
  Ergebnis : Nach umfänglichen redaktionellen und gestalterischen Abstim-
mungsprozessen konnte im September 2023 die erste Version des GBE-Lehr-
buchs open access veröffentlicht werden. Das Lehrbuch bietet vor allem 
Einsteiger:innen einen umfänglichen Überblick über die Aufgaben der GBE, die 
Arbeit als Netzwerker:in und das Zusammenspiel mit der Planung. Das Open 
Access-Lehrbuch wird auf dem Server des Onlinedienstes GitHub gehostet und 
ist über https://aoegw.de/gbe kostenfrei aufrufbar. Das Besondere an dem 
Buch und dem Hosten auf einem öff entlichen Server, ist, dass die Fortschrei-
bung bereits eingeplant ist und die aktuelle Version 1.0 somit nur den Beginn 
darstellt. Es handelt sich bei dem Band um ein lebendiges Werk, das zukünftig 
durch Mitwirkung in Form von kritischen Rückmeldungen und Ergänzungsvor-
schlägen aus der Fachcommunity weiterentwickelt und kontinuierlich verbes-
sert werden möchte. 
  Schlussfolgerung : Die Version 1.0 stellt eine moderne Form der „Loseblatt-
Sammlung“ dar. Basierend auf einem Book Sprint und konzipiert als Open 
Access-Lehrbuch ist es ein Produkt zweier innovativer Ansätze, die sich pers-
pektivisch auch für die Berichterstattung selbst eignen: Kooperation und Ent-
wicklungsoff enheit. Entstanden als Kooperationsprojekt öff net es sich nun der 
weiteren Fachcommunity. Auch, um dem Facetten- und Wandlungsreichtum 
des ÖGDs gerecht zu werden und die Kompetenz der Praktiker:innen zu inte-
grieren. 

                                       Workshop "Sexuelle Gesundheit" 

  12:15 – 13:45 | Saal X.3 

             Neisseria gonorrhoeae in medizinischen Angeboten 
großer deutscher Gesundheitsämter – Entwicklung 
ÖGD-spezifi scher Qualitätsstandards und gemeinsa-
mer Handlungsstrategien 
   Autorinnen/Autoren        K.     Baumhauer    1    ,      J.     Claas    1    ,      T.     Winkel    1    ,      H.     Stelberg    1    , 
     A.     Wolff     1    ,      K.     Einbrodt    1    ,      A.     Herbst    1   
  Institut     1      Großstadtgesundheitsämter, Eingereicht durch Gesundheitsamt 
Köln, Abteilung Gesundheitshilfen, Fachdienst STI und sexuelle Gesundheit, 
Köln  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781823 
      Einleitung : Die Gonorrhö ist eine weltweit verbreitete, ausschließlich beim 
Menschen vorkommende Infektionskrankheit, die nach Schätzung der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) mit ca. 87 Millionen Erkrankungsfällen pro 
Jahr die dritthäufi gste sexuell übertragbare Infektion (STI) darstellt. 
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 Da in Deutschland keine generelle Meldepfl icht für Gonokokken-Infektionen 
gemäß Infektionsschutzgesetz besteht, stehen keine bundesweiten aktuellen 
epidemiologischen Daten zur Verfügung. Eine Grundlage, auf der der Öff ent-
liche Gesundheitsdienst (ÖGD) spezifi sche, evidenzbasierte und ressourcen-
schonende Qualitätsstandards im Umgang mit Gonokkeninfektionen entwi-
ckeln könnte, fehlt. 
 Ausschließlich im Bundesland Sachsen besteht eine Labormeldepfl icht. Diese 
Meldedaten zeigen eine Verzehnfachung der gemeldeten Gonokokken-Infek-
tionen von 1,8 Infektionen/100.000 Einwohner im Jahr 2001 auf 19,9/100.000 
im Jahr 2019. 
 Die Antibiotikaresistenz bei  Neisseria gonorrhoeae  stellt ein globales Problem 
für die Behandlung und Kontrolle der Gonorrhö dar. Die WHO hat  Neisseria 
gonorrhoeae  als einen Erreger mit hoher Priorität mit besorgniserregenden 
Resistenzsituation eingestuft.Gegenüber allen Antibiotika, die bisher zur Be-
handlung empfohlen wurden, wurden Resistenzen nachgewiesen. Derzeit ist 
Ceftriaxon als lediglich injizierbares Cephalosporin der 3. Generation die einzi-
ge verbliebene empirische Monotherapie der Gonorrhö. Zunehmend werden 
auch Multiresistenzen beobachtet. 
 Gesundheitsämter in Deutschland mit medizinischen STI- und HIV-Testange-
boten erreichen Menschen mit hohen Risikoprofi len für eine Gonokokkenin-
fektion. Möglichst niederschwellige, gleichzeitig aber leitlinienbasierte Diag-
nostik und Therapie ist aufgrund der Antibiotikaresistenzlage bei Neisseria 
gonorrhoeae unerlässlich. Wie das in ÖGD-Sprechstundenangeboten umge-
setzt und ggfs. verbessert werden kann, soll auf der Grundlage von gemeinsam 
erhobenen Daten diskutiert und verschriftlicht werden. 
  Methode : Die Vernetzung der Großstadtgesundheitsämter mit medizinischen 
STI-Angeboten in Deutschland hat in einer selbst entworfenen Abfrage Daten 
zu den Gonorrhoe-Testungen, den Ergebnissen und der Resistenzlage unter 
den positiven Fällen aus den teilnehmenden Gesundheitsämtern aus den Jahren 
2018-2022 zusammengetragen. 
 Die Abfrage und Auswertung erfolgt durch eine Arbeitsgruppe aus 3 großen 
Gesundheitsämtern. 
 Die Ergebnisse sollen der kürzlich gegründeten Vernetzungsebene „STI-Qua-
litätszirkel im ÖGD“ zur Verfügung gestellt werden, um einen Überblick über 
die Angebotsstrukturen zur Gonorrhoe-Diagnostik und Therapieumsetzung 
im ÖGD zu erhalten sowie zur Positivrate und der Resistenzlage in der sich im 
ÖGD vorstellenden Zielgruppe 
 Hiermit soll eine Diskussionsgrundlage geschaff en werden, um Gonokken-
spezifi sche Qualitätsstandards und gemeinsame Handlungsstrategien für me-
dizinische ÖGD-Angebote zu entwickeln   [ 1 ]  . 
 Ziel ist es, die Public Health-Strategie bei der Eindämmung eines sexuell über-
tragbaren Erregers mit global kritischer Resistenzlage in Deutschland zu ver-
bessern. 
       Literatur 
 [  1  ]    https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Merkblaetter/Ratge-
ber_Gonorrhoe.html#doc3763050bodyText2    

                                            Gonorrhoediagnostik in den Beratungsstellen für 
sexuelle Gesundheit der städtischen Gesundheitsäm-
ter Dresden, Leipzig, Chemnitz im Zeitraum 2018-
2022 
   Autorinnen/Autoren        M.     Stiehler    1    ,      A.     Manos    1    ,      K.     Schreiter    1   
  Institut     1      Amt für Gesundheit und Prävention Dresden, Gesundheitsamt 
Leipzig, Amt für Gesundheit und Prävention Chemnitz  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781824 
     In den Gesundheitsämtern der größeren Städte Sachsens bieten die Beratungs-
stellen für sexuelle Gesundheit auf Grundlage des IfSG § 19 auf freiwilliger 
Basis Vorsorgeuntersuchungen auf HIV, Syphilis, Hepatitis, Chlamydia tracho-
matis und Neisseria gonorrhoeae. Dies insbesondere für Personen, deren Le-
bensumstände mit einer erhöhten Gefahr für das Auftreten von sexuell über-
tragbaren Infektionen verbunden sind. Dabei besteht in Hinblick auf Neisseria 

gonorrhoeae die Möglichkeit zur Diagnostik von Abstrichmaterial von verschie-
denen Körperregionen und Urin mittels PCR, sowie Neisseria gonorrhoeae-
Kultur einschließlich Resistenztestung. Zuständiges Labor für alle Gesundheits-
ämter in Sachsen ist die Landesuntersuchungsanstalt Dresden. 
 Die Zahlen von 2018 bis 2022 zeigen eine deutliche Abhängigkeit der Inan-
spruchnahme der Untersuchungen von der Covid19 Pandemie, zum Teil auch 
von Stadt zu Stadt unterschiedlich in Anhängigkeit der vorwiegend personellen 
Ressourcen. 
 In der Sächsischen Meldeverordnung zum Infektionsschutzgesetz (SächsIfS-
GMeldeVO) von 2002 wurde in Erweiterung von § 7 IfSG u.a. eine nichtnament-
liche Meldung von Neisseria gonorrhoeae (NG) festgelegt, die im IfSG erst 2023 
aufgenommen wurde. Ein Vergleich der nach SächsIfSGMeldeVO gemeldeten 
Neisseria gonorrhoeae-Nachweise der drei großen Städte mit den positiven 
Testungen in den drei entsprechenden Gesundheitsämtern zeigt einen hohen 
Anteil der NG-Diagnosen in den Gesundheitsämtern. 
 Die Bedeutung der dortigen Testangebote liegt im Screeningangebot, während 
bei niedergelassenen Ärzten zumeist eine Diagnostik aufgrund von Symptomen 
erfolgt. Das heißt, es werden in den Gesundheitsämtern vor allem symptom-
freie Infektionen aufgedeckt. Vor dem Hintergrund steigender Erkrankungs-
zahlen und Resistenzentwicklung bei Gonorrhoe zeigt sich die Wichtigkeit des 
Angebots der Gesundheitsämter. 

                                                Untersuchung auf C. trachomatis und N. gonor-
rhoeae in NRW mit Schwerpunkt auf Personen mit 
dem Infektionsrisiko Sexarbeit und MSM 
   Autorinnen/Autoren        P.     Grotegut    1    ,      L.     Rosenberg    1    ,      A.     Jurke    1   
  Institut     1      Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen, Bochum  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781825 
      Einleitung : § 19 Abs.1 IfSG verpfl ichtet die Gesundheitsämter, für sexuell über-
tragbare Krankheiten Beratung und Untersuchung anzubieten. Die Labor-
Analytik wird seit mehreren Jahren für die Beratungsstellen der unteren Ge-
sundheitsbehörden in Nordrhein-Westfalen über das Ministerium für 
Gesundheit und Arbeit des Landes NRW vom Landeszentrum Gesundheit 
Nordrhein-Westfalen (LZG.NRW) koordiniert und fi nanziert. Seit Anfang 2021 
wurde das Testangebot auf die Erreger  C. trachomatis  und  N. gonorrhoeae  er-
weitert. Für Personen mit den Infektionsrisiken „Sexarbeit“ und „MSM“ können 
Abstriche von verschiedenen Körperregionen und Urinproben analysiert wer-
den, was nicht nur die Frage nach einer Infektion beantwortet, sondern eben-
falls Aufschluss darüber gibt wo die Infektion lokalisiert ist. Die Daten sollen 
Auskunft darüber geben, inwieweit das Testangebot in Anspruch genommen 
wird und wo die Infektion, bei den Klienten und Klientinnen der STI-Beratungs-
stellen mit den Infektionsrisiken „Sexarbeit“ und „MSM“, lokalisiert ist. 
  Methode : Die Diagnostik auf  C. trachomatis  und  N. gonorrhoeae  konnte, bei 
Personen mit den Infektionsrisiken „Sexarbeit“ und „MSM“, durch Abstriche 
des Genitaltrakts, des Rektums, des Pharynx oder durch Urinproben (Erst-
strahlurin) erfolgen. Analytik und Laboranalysen erfolgten mittels eines kom-
binierten Nukleinsäure-Amplifi kation- (NAT)-Nachweises. Die Diagnose wurde 
der STI-Beratungsstelle mitgeteilt und eine Sammlung der Ergebnisse werden 
dem LZG.NRW übermittelt. Die Daten über das Infektionsrisiko der untersuch-
ten Personen, so wie die Ergebnisse der Analysen wurden im LZG.NRW einan-
der zugeordnet, sodass berechnet werden konnte, wie viele Untersuchungen 
für Personen mit dem Infektionsrisiko „Sexarbeit“ und „MSM“ durchgeführt 
wurden, wo die Infektion lokalisiert war und wie hoch die Positivrate bei den 
einzelnen Lokalisationen ausfi el. 
  Ergebnisse : Im gesamtem Jahr 2022 wurden 13.179 Personen auf  C. tracho-
matis  und  N. gonorrhoeae  untersucht. Davon waren 5.428 (41,2 %) weiblich, 
7.659 (58,1 %) männlich, 67 (0,5 %) divers und bei 25 (0,2 %) Personen konnte 
kein Geschlecht defi niert werden. Im selben Jahr haben 3.522 der untersuchten 
Personen das Infektionsrisiko MSM angegeben. Für diese Personen wurden 
insgesamt 5.503 Testungen mit Probenmaterial aus unterschiedlichen Körper-
regionen durchgeführt. Die Positivrate für  C. trachomatis  lag bei den rektalen 
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Untersuchungen am höchsten (8 %) während der Nachweis von  N. gonorrhoeae  
im Pharynx am häufi gsten detektiert (6 %) wurde. Das Infektionsrisiko „Sexar-
beit“ wurde insgesamt von 904 Personen benannt. Insgesamt wurden für die-
se Personen 1.320 Testungen auf  C. trachomatis  und  N. gonorrhoeae  durchge-
führt. Dabei wurde eine Infektion mit  C. trachomatis  am häufi gsten bei rektalen 
Untersuchungen detektiert (9 %). Die Positivrate von  N. gonorrhoeae  wurde am 
häufi gsten im Pharynx detektiert (10 %). 
  Diskussion : Aus der Literatur ist bekannt, dass im Gegensatz zur urethralen 
Gonorrhoe bei Männern, die rektale und pharyngeale Infektionen sowie zervi-
kale Infektionen bei Frauen überwiegend asymptomatisch verlaufen und daher 
bei einer Symptom-basierten Untersuchung übersehen werden. Die hier ge-
wonnenen Daten unterstreichen die Wichtigkeit bei Testungen auf  N. gonor-
rhoeae  die verschiedenen Lokalisationsorte der Infektion zu beachten. Dies gilt 
ebenso für eine Infektion mit  C. trachomatis , da die oropharyngeale-urogeni-
tale Übertragung von  C. trachomatis  durch ungeschützten oralen Sexpraktiken 
nachgewiesen ist und daher ebenfalls ein Infektions-Reservoir darstellt. Wich-
tig ist somit ein Wandel von einer symptom-orientierten Diagnostik zu einer 
Diagnostik nach Risikokontakten und Risikogruppen, die während einer Ana-
mnese identifi ziert werden müssen. 

                                                „Hep Check im Stadtteil“, ein kultursensibles Bera-
tung- und Untersuchungsangebot, Abstract für die 
Session „Sexuelle Gesundheit und Sexarbeit“ 
   Autor        L.     Boldorini   
  Institut      Gesundheitsamt Stadt Essen, HIV- und STI-Beratungsstelle  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781826 
      Projektbeschreibung : "Hep Check im Stadtteil" ist ein mehrsprachiges und 
kultursensibles Projekt des Gesundheitsamts der Stadt Essen in Kooperation 
mit der Aidshilfe Essen e.V. Einmal im Monat fi ndet an unterschiedlichen Esse-
ner Standorten, wie zum Beispiel Stadtteilbüros, Begegnungszentren und 
Gesundheitskiosken, ein anonymes und kostenloses Beratungs- und Testange-
bot zu Hepatitis und anderen sexuell übertragenen Infektionen (STI) statt. 
Gesundheitsbotschafter*innen (Sprach- und Kulturmittler*innen) aus unter-
schiedlichen Herkunftsländern mit Hepatitis-Hochprävalenz, die mehrere 
Sprachen sprechen, begleiten die Termine vor Ort und werben für das Angebot 
in ihren Communities und Netzwerken. 
  Zielgruppen : 

 ▪    Menschen im Stadtteil/unterschiedliche Communities  
 ▪   insbesondere aus Subsahara-Afrika und LSBTIQ*-Gefl üchtete  
 ▪   andere vulnerable Gruppen von Migrantinnen und Migranten  

   Ziele : Die Zielgruppen sollen die Möglichkeit haben, sich mehrsprachig, kul-
tursensibel, niederschwellig und wohnortnah über Hepatitis, HIV und andere 
STI zu informieren, beraten und bei Bedarf vor Ort untersuchen zu lassen. 
  Merkmale  

 ▪    partizipativ: Einbeziehung von Akteuren aus den Communities  
 ▪   kultursensibel: Einsatz von Sprach- u. Kulturmittler*innen, die regelmäßig 
zu den Themen Hepatitis und anderen STI geschult werden  

 ▪   community- und stadtteilorientiert, wohnortnah  
   Angebot  

 ▪    Beratung zu Hepatitis, HIV und anderen STI  
 ▪   Untersuchungen auf Hepatitis B und C  
 ▪   HIV-Labortest  
 ▪   Syphilis-Diagnostik  
 ▪   Überleitung und Begleitung in ärztliche Behandlung  
 ▪   im Einzelfall Impfungen für Menschen ohne Krankenversicherung  

   Eckdaten und Zwischenergebnisse  
 ▪    Beginn im Mai 2022  
 ▪   Bewilligung bis Ende 2024  
 ▪   abwechselnd an sechs Standorten  
 ▪   bisher 15 Termine  

 ▪   172 Menschen vor Ort erreicht  
 ▪   davon 108 untersucht  

   Fazit : Viele Migrantinnen und Migranten aus Hepatitis-Hochprävalenzländern 
konnten bisher mit diesem Angebot erreicht und über Hepatitis und andere STI 
beraten werden. Mehrere Infektionen wurden aufgedeckt und die Menschen 
konnten mit der Unterstützung von Gesundheitsbotschafter*innen in ärztliche 
Behandlung übergeleitet werden. 
 „Hep Check“ als stadtteilbezogenes Beratungs- und Untersuchungsangebot 
mit Sprachmittlung ermöglicht neue Zugänge zu den Zielgruppen und zeichnet 
sich durch eine zunehmende Akzeptanz und Bekanntheit in den Communities 
aus. 

                                                STI-Testung im Stadtteil 
   Autorinnen/Autoren        A.     Horstmann    1    ,      H.     Cohn    1    ,      A.     Bender    1    ,      F.     Vogel-Reisch    1    , 
     I.     Vogt-Rößler    1   
  Institut     1      Landeshauptstadt München, Gesundheitsreferat (GSR) 
Gesundheitsschutz Hygiene und Umweltmedizin GSR-GS-HU-BS  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781827 
      Ziel : Durch die Etablierung von Außenberatungsstellen in zentrumsfernen 
Stadtteilen sollen Bürger*innen vor Ort für Beratungen und Testungen zu se-
xuell übertragbaren Infektionen erreicht werden. 
  Hintergrund : Gemäß §19 Infektionsschutzgesetz (IfSG) ist es im Rahmen der 
Prävention Aufgabe der Gesundheitsämter, für sexuell übertragbaren Infekti-
onen (STI) Beratung und Untersuchung auf freiwilliger Basis anzubieten. Es 
sollen dadurch bestehende Infektionsketten durchbrochen werden. 
 Sexuell übertragbare Infektionen, die Risiken der Ansteckung und Schutzmög-
lichkeiten sind grundsätzliche Themen der Gesellschaft. Jeder Mensch kann mit 
einer sexuell übertragbaren Infektion in Kontakt kommen. 
 Der aktive Schritt, sich beraten, testen und untersuchen zu lassen, ist jedoch 
oftmals mit individuellen Schwierigkeiten und Hürden verbunden. Um mög-
lichst viele Bürger*innen erreichen zu können, ist es notwendig, Angebote in 
deren unmittelbarer Lebenswelt zu etablieren, um den Zugang zum Gesund-
heitssystem zu erleichtern. Es wird dadurch die Möglichkeit geschaffen, 
Bürger*innen vor Ort niedrigschwellig Informationen und Testmöglichkeiten 
zu sexuell übertragbaren Infektionen anzubieten. Dabei soll eine Sensibilisie-
rung zu Risiken gefördert und Handlungskompetenzen erweitert werden (z. B. 
Schutzmöglichkeiten, richtige Kondomanwendung, etc.). 
 Das Projekt: Als niedrigschwellige Maßnahme wurde deshalb im Gesundheits-
treff  Hasenbergl, im gleichnamigen Stadtteil Münchens, im April 2023 zunächst 
eine Außenberatungsstelle eingerichtet. 
 Das Beratungs- und Testangebot fi ndet 2x im Monat von 14:00 -17:00 Uhr in 
den Räumlichkeiten des Gesundheitstreff s im Stadtteil Hasenbergl statt. 
 Das Beratungs- und Testangebot ist kostenlos, anonym und ohne Termin mög-
lich. Ein telefonischer Dolmetscherdienst steht zur Verfügung. 
 Das Beratungsteam besteht jeweils aus medizinischem Fachpersonal (eine 
Ärzt#ast#in, eine medizinischen Fachangestellte) und einer sozialpädagogi-
schen Fachkraft. 
 Die Bürger*innen haben die Möglichkeit sich auf folgende Infektionen testen 
zu lassen: HIV, Hepatitis A, B, C, Lues, Chlamydien und Gonorrhö. Die Tester-
gebnisse werden telefonisch oder in einem persönlichen Gespräch mitgeteilt. 
Bei Bedarf besteht eine Weitervermittlung an Beratungsstellen und Facharzt-
praxen, um eine nachhaltige Anbindung in bestehende Strukturen zu gewähr-
leisten. 
 Das Angebot wurde in den ersten Monaten jedoch nur von wenigen 
Bürger*innen des Stadtteils in Anspruch genommen. 
  Ausblick : Um das Angebot im Stadtteil noch intensiver bekannt zu machen, 
erfolgen derzeit weitere Werbemaßnahmen: Inserate in Stadtteilpublikationen, 
Informationsveranstaltungen für ehrenamtliche Mitarbeiter*innen, Fachkräfte, 
in Jugendgruppen, sowie Kontaktaufnahme mit Arztpraxen. 
 Das Projekts soll zunächst bis Ende 2024 laufen. Eine Evaluation ist vorgesehen. 
 Gesundheitsreferat der LH München (GSR-GS-HU-BS) 
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                                                Modellprojekt HIV Therapie im ÖGD 
   Autorinnen/Autoren        J.     Claass    1    ,      K.     Graefe    1   
  Institut     1      Sozialbehörde, HIV-Therapie für Menschen ohne Krankenversi-
cherung – Ergebnisse eines Modellprojektes aus Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781828 
      Hintergrund : Die Vereinten Nationen (VN) haben für 2030 das 95-95-95-Ziel 
gesetzt: 95 % der mit HIV lebenden Menschen wissen von ihrer Infektion, 95 % 
dieser befi nden sich in antiretroviraler Therapie (ART) und bei mindestens 95 % 
aus dieser Gruppe soll die Viruslast unter die Nachweisgrenze gesenkt werden. 
 Doch auch wenn die VN bestrebt ist allen HIV-positiven Menschen Zugang zu 
ART zu ermöglichen, haben HIV-infi zierte Menschen ohne Krankenversicherung 
in Deutschland kaum Zugangsmöglichkeiten zu dieser. 
 Das Hamburger Modellprojekt bietet dieser Zielgruppe eine ambulante medi-
kamentöse HIV-Therapie im ÖGD an, mit dem Ziel die Lebenserwartung bei 
besserer Lebensqualität zu verlängern, verbessertem Infektionsschutz und 
einer Eingliederung in das Sozialversicherungssystem. Das Angebot ist basiert 
auf dem Infektionsschutzgesetz. 
  Projektbeschreibung : Das im Januar 2020 initiierte Modellprojekt wird durch 
das Centrum für AIDS und sexuell übertragbare Krankheiten (CASAblanca) in 
Hamburg-Altona durchgeführt. Einschlusskriterien sind HIV-Infi zierte ohne 
Krankenversicherung, die ihren Lebensmittelpunkt in Hamburg haben und für 
die keine andere Möglichkeit zur ART besteht. Nach einer ausführlichen sozial-
pädagogischen Überprüfung der Einschlusskriterien (sog. Clearing), wird die 
Kostenübernahme für die ART und die begleitenden Laboruntersuchungen 
übernommen und eine weitere sozialpädagogische und ärztliche Betreuung 
gewährleistet. Da das Modellprojekt die bestehenden medizinischen Strukturen 
ergänzt, fi ndet eine enge Abstimmung mit den Hamburger HIV-Schwerpunkt-
praxen und dem HIV-Hilfesystem der freien Träger statt .  
  Erfahrungen : Dargestellt werden die Erfahrungen nach vier Jahren Laufzeit des 
Angebots (2020-2023). Eingegangen wird auf die Anzahl der aufgenommenen 
Personen, Anteil der Personen, die ins Regelsystem überführt werden konnten 
und Anteil derer, bei denen dies nicht möglich war. Beschrieben werden sollen 
Merkmale, Beobachtungen und Herausforderungen im Projekt, sowie wichtige 
Erfahrungen, die bei einer Etablierung ähnlicher Angebote hilfreich sein kön-
nen. 

                                                Sexuelle Gesundheit: PrEP-Komplett – die niedrig-
schwellige Verfügbarkeit der HIV-PrEP im ÖGD in 
Hamburg 
   Autorinnen/Autoren        K.     Wirtz    1    ,      J.     Claass    1   
  Institut     1      CASAblanca, Sozialbehörde Hamburg, Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781829 
      Hintergrund : Im Rahmen des Infektionsschutzgesetzes (§ 19 IfSG) bietet die 
Beratungsstelle CASAblanca (Centrum für HIV und sexuell übertragbare Infek-
tionen – STI) Zugang zur HIV-Präexpositionsprophylaxe (PrEP) für Menschen 
mit hohem HIV-Risiko an. Dieser Zugang über den Öff entlichen Gesundheits-
dienst (ÖGD) ist in Deutschland noch nicht breit etabliert. Hier wird dargestellt, 
wie ein solches Angebot aussehen kann und wer erreicht wird. 
  Methoden : Das Angebot richtet sich an Menschen ohne Krankenversicherung 
mit einem besonders hohen Risiko für eine HIV-Infektion. Für diese bietet 
CASAblanca eine niedrigschwellige und strukturierte Begleitung der PrEP an. 
Aktiv angesprochen auf die Präventionsmöglichkeit im ÖGD werden vor allem 
Sexarbeitende (insbesondere trans*und männliche Sexarbeitende) und weite-
re Männer, die Sex mit Männern haben (MSM), jedoch auch andere Menschen 
mit hohem individuellen HIV-Risiko (z.B. Menschen aus HIV-Hochprävalenzlän-
dern, Menschen, die Drogen injizieren und Partner:innen von HIV-Infi zierten 
ohne HIV-Therapie). 
 Krankenversicherte Nutzer:innen der Beratungsstelle erhalten ausführliche 
Informationen bezüglich der PrEP und werden anschließend zur weiteren Be-
treuung an Behandler:innen im Versichertensystem verwiesen. 

 Zu allen Sprechzeiten des CASAblanca kann eine PrEP-Beratung durch geschul-
te Berater:innen ohne Termin erfolgen, ggf. unterstützen Sprachmittler:innen. 
Die Nutzer:innen können alle notwendigen Tests durchführen lassen (HIV, He-
patitis B/C, STI, Nierenfunktion). Bei Vorliegen der Ergebnisse erfolgt die ärzt-
liche Aufklärung (u.a. Indikation, Notwendigkeit HBV-Schutz, Risiken, Neben-
wirkung) und Verordnung der PrEP. Die Kosten für die Medikamente werden 
von den Nutzer:innen getragen (ca. 50€ pro Monat). Im Verlauf werden ent-
sprechend der deutschen Leitlinie regelmäßige Untersuchungen und Folgebe-
ratungen durchgeführt, sowie Nebenwirkungen und korrekte Einnahme be-
sprochen. 
  Ergebnisse : Dargestellt werden die zahlenmäßigen Ergebnisse der Nutzung 
im gesamten Jahr 2023 (Anzahl der Nutzer:innen, Art des Risikos, ggf. weitere 
Faktoren). 
 Die medikamentöse PrEP erfordert eine kompetente medizinische Begleitung, 
regelmäßige Testungen und Beratungen. Für eine hohe Schutzwirkung ist die 
Einbettung in ein spezialisiertes Setting nötig, dieses kann in Gesundheitsäm-
tern angeboten werden. Insbesondere die Überwindung von Sprachbarrieren 
und die Berücksichtigung der zum Teil prekären Lebensverhältnisse, stellt eine 
besondere Herausforderung dar. Die niedrigschwellige Verfügbarkeit des An-
gebots, die Thematisierung von Sexarbeit, die Anwesenheit von Sprachmittlung 
werden als wichtige Faktoren identifi ziert, die ein vertrauensvolles Verhältnis 
erlauben und den ÖGD zu einem geeigneten Setting machen. Diese Anbindung 
der Klientel ermöglicht die kontinuierliche Thematisierung der Compliance und 
der schnellen Erkennung und Behandlung von STIs, wie einer Lues-, Chlamydi-
en- oder Gonokokkeninfektionen. 
  Schlussfolgerungen : Ein PrEP-Angebot im ÖGD kann eine Klientel erreichen, 
welches multiple Vulnerabilitätsfaktoren (Sprachbarriere, fehlende soziale Ab-
sicherung) hat, ein hohes HIV-Ansteckungsrisiko und anderweitig keinen Zu-
gang zu dieser Präventionsmethode hat. Die hohe Inanspruchnahme des nied-
rigschwelligen PrEP-Angebotes bestätigt die Sinnhaftigkeit des Angebots im 
ÖGD. Ein wichtiger Präventionsauftrag im Rahmen des IfSG wird erfüllt. 

                                                Ausbau des Angebots der HIV-PrEP im ÖGD 
   Autorinnen/Autoren        E.     Bluemchen    1    ,      C.     Schulte    1    ,      K.     Baumhauer    1    , 
     H.     Stelberg    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Köln, Fachdienst STI und sexuelle Gesundheit, 
Köln  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781830 
     Die HIV-Prä-Expositions-Prophylaxe (HIV-PrEP) ist – ebenso wie die TasP (Treat-
ment as Prevention, Schutz durch Therapie) – ein wirksames Instrument zur 
Vermeidung einer sexuell übertragenen HIV-Infektion. Die PrEP wird empfoh-
len für Menschen mit häufi g wechselnden Sexualpartner*innen und inkonse-
quentem Kondomgebrauch und/oder für Menschen in serodiskordanter Part-
nerschaft. Seit dem 01.09.2019 ist die PrEP Teil des Leistungskataloges der 
gesetzlichen Krankenversicherung und im Rahmen der Regelversorgung frei 
zugänglich. 
 Dieser Zugang zur Regelversorgung und damit zur HIV-PrEP besteht nicht für 
alle Menschen. Die Erfahrung hat gezeigt, dass gerade Menschen mit hohen 
individuellen Risikoprofi len oft sehr mobil unterwegs sind, häufi g keinen gere-
gelten Zugang zum medizinischen Versorgungssystem haben, jedoch in den 
subsidiären Sprechstunden der Gesundheitsämter andocken. HIV-Prävention 
ist Aufgabe des Öff entlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD), deshalb sollte der 
ÖGD seinen Zugang zu Menschen mit hohen Risikoprofi len nutzen, um im Sin-
ne der BIS 2030 Strategie vermeidbare HIV-Infektionen abzuwenden. 
 In der medizinischen Begleitung der HIV-PrEP sind quartalsweise Arztvisiten 
mit Laborkontrollen sowie Screenings auf sexuell übertragbare Infektionen 
(STI) inklusive HIV-Test obligat. Die erforderliche, engmaschige medizinische 
Begleitung ist durch das bislang nur vereinzelt bestehende Angebot in wenigen 
Gesundheitsämtern für die oftmals hochmobile Zielgruppe erschwert. 
 Im Sinne eines ÖGD-PrEP-Versorgungsnetzwerkes wäre es wünschenswert, 
dass weitere Gesundheitsämter, die eine entsprechende medizinische Struktur 
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und Expertise vorhalten, die HIV-PrEP-Verordnung in ihr Angebot aufnehmen, 
um damit für oft hochmobile Personen sowohl eine regelmäßige Rezeptierung 
als auch das Einhalten der erforderlichen Laborkontrollen sowie STI-Testungen 
niederschwellig zu ermöglichen. 
 Nach dem Vorbild anderer großer Gesundheitsämter, die die HIV-PrEP bereits 
seit mehreren Jahren Menschen ohne Zugang zur Regelversorgung verordnen, 
Berlin sowie Hamburg, implementiert nun auch das Gesundheitsamt Köln die 
Verordnung der HIV-PrEP im Rahmen der fachärztlichen Sprechstunde im Fach-
dienst STI und sexuelle Gesundheit. 
 Das Gesundheitsamt Köln möchte seine Erfahrungen bei der Implementierung 
der HIV-PrEP hier darlegen und teilen, um weitere Ämter zu motivieren, diese 
Struktur ebenfalls aufzubauen, das Versorgungsnetz für die HIV-PrEP im ÖGD 
zu verdichten und einen fachlich-inhaltlichen ÖGD-spezifi schen Austausch zu 
fördern. 

                                                HIV-PrEP für Sexarbeitende in Gesundheitsämtern 
– Bedarfe und Umsetzbarkeit im Rahmen des IfSG 
   Autorinnen/Autoren        E.     Willems    1    ,      J.     Claass    2   
  Institute     1      Deutsche Aidshilfe   ;   2      Sozialbehörde Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781831 
      Hintergrund : Die HIV-Präexpositionsprophylaxe (PrEP) ist eine hocheff ektive 
Präventionsmethode, bei der HIV-negative Menschen vorbeugend HIV-Medi-
kamente einnehmen, um sich vor einer HIV-Infektion zu schützen. In Deutsch-
land wird die PrEP bisher fast ausschließlich von MSM genutzt   [ 1 ]  . Bei Sexarbei-
tenden (SW) ist kein allgemein erhöhtes HIV-Risiko nachgewiesen, jedoch kann 
das individuelle Risiko durch andere Merkmale wie prekäre Lebenslagen, intra-
venösen Drogenkonsum oder männliche bzw. transweibliche geschlechtliche 
Identität deutlich abweichen. Hier wird dargestellt, warum es in Gesundheits-
ämtern für SW Angebote zur Beratung und ggf. Verschreibung von PrEP geben 
sollte und wie der Öff entliche Gesundheitsdienst (ÖGD) diese wichtige Funk-
tion erfüllen kann. 
  Methoden : Erkenntnisse zu den Bedarfen von SW bezüglich PrEP und bezüglich 
ÖGD liefert die jüngste qualitative Studie der Deutschen Aidshilfe. Von 10/2022 
bis 04/2023 haben Peer-Forschende 80 Sexarbeitende mit unterschiedlichen 
Lebens- und Arbeitshintergründen im Rahmen von 11 Fokusgruppen (FG) in 5 
unterschiedlichen Sprachen befragt. Zudem wird das Infektionsschutzgesetz 
(IfSG) mit Blick auf die PrEP betrachtet und die Umsetzbarkeit beleuchtet. 
  Ergebnisse : Die Analyse von Bedarfen der SW ergab, dass den meisten an der 
Studie teilnehmenden SW die PrEP bisher unbekannt war, das Interesse hierzu 
jedoch hoch. Gesundheitsämter sind für SW eine sehr wichtige Informations-
quelle zu gesundheitlichen Themen. Für einige SW ist das Gesundheitsamt der 
einzige Ort, an dem sie Gesundheitsleistungen erhalten, vor allem SW ohne 
Zugang in eine deutsche Krankenversicherung. In 5 FG (cis- und transweibliche 
SW aus Bulgarien, Thailand und Lateinamerika sowie mit illegalisiertem Subs-
tanzkonsum und schwarze SW) erklärten SW es für selbstverständlich bzw. 
wünschenswert, dass Information und Beratung zur PrEP sowie PrEP-Vergabe 
in Gesundheitsämtern stattfi ndet. Dies sollte im Kontext der Untersuchungen 
auf HIV und sexuell übertragbaren Infektionen (STI) sowie bei der gesundheit-
lichen Beratung nach §10 ProstSchG erfolgen. Ein Teil der SW gab an, nicht in 
der Lage zu sein, die Kosten für die PrEP bei einer Verordnung auf Privatrezept 
selbst zu tragen. 
 Ein Ziel des IfSG ist es, übertragbaren Krankheiten beim Menschen vorzubeu-
gen. Laut IfSG haben die nach Landesrecht zuständigen Stellen über Möglich-
keiten des allgemeinen und individuellen Infektionsschutzes zu informieren. 
Bezüglich HIV und STI sind in der Regel die Gesundheitsämter zuständig. Auch 
dem Ziel des §10 ProstSchG entspricht diese Informationsnotwendigkeit (Bring-
schuld) durch den ÖGD. In vielen großen Gesundheitsämtern sind Rahmenbe-
dingungen vorhanden, die als wichtige Erfolgsfaktoren für die PrEP-Vergabe 
identifi ziert werden: die niedrigschwellige Verfügbarkeit des Angebots, die 
Thematisierung von Sexarbeit, die Anwesenheit von Sprachmittlung sowie die 
Unabhängigkeit des Angebots von einer Krankenversicherung. Die Erfahrungen 

aus den Gesundheitsämtern, in denen die PrEP bereits explizit SW über den 
ÖGD zugänglich gemacht wird (z.B. Berlin und Hamburg), zeigen: Die PrEP-
Beratung, die ärztliche Beratung sowie Verordnung können erlernt werden. 
Zusätzlich zu den HIV/STI Tests, die in vielen Gesundheitsämtern kostenlos 
angeboten werden können, muss entsprechend den deutschen Leitlinien zum 
PrEP-Einsatz eine Serum-Kreatinin Bestimmung erfolgen sowie regelmäßige 
Untersuchungen und Folgeberatungen durchgeführt werden. Die Kosten für 
die Medikamente werden in der Regel von den Nutzer:innen selbst getragen 
(ca. 50€ im Monat). 
  Schlussfolgerungen : Information über die PrEP als Möglichkeit zur Vermeidung 
einer HIV-Infektion sollte SW systematisch in Gesundheitsämtern (in den Be-
ratungen nach §19 IfSG und nach §10 ProstSchG) angeboten werden. Die PrEP 
sollte für SW mit erhöhten Risiken über den ÖGD erhältlich sein, dies scheint 
vor allem sinnvoll für Menschen mit erschwertem Zugang in eine Krankenver-
sicherung. Weiterer Handlungsbedarf besteht bei der Kostenübernahme der 
Medikamente für Menschen in prekären Lebenslagen. 
       References 
 [  1  ]       Schmidt     D.    ,     Kollan     C.    ,     Schewe     K.          et al.     Evaluation der Einführung der HIV-
Präexpositionsprophylaxe als Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung 
(EvE-PrEP)  .     Bundesgesundheitsbl      2023   ;     66  :     1008  –  1018   .   doi: 10.1007/
s00103-023-03733-0    

                                            Bedarfe von Sexarbeitenden im Kontext der Angebo-
te des ÖGD – Ergebnisse einer bundesweiten qualita-
tiven Studie 
   Autorinnen/Autoren        E.     Willems    1    ,      T.     Hallermann    2    ,      J.     Claass    3   
  Institute     1      Deutsche Aidshilfe   ;   2      Zentrum für sexuelle Gesundheit und 
Familienplanung Berlin Mitte   ;   3      Sozialbehörde Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781832 
      Hintergrund : Aufgrund von unzureichendem Zugang zu Gesundheitsversor-
gung, Gewalterfahrungen, Stigmatisierung und Kriminalisierung kann die 
Gesundheit von Sexarbeitenden (SW) stark beeinträchtigt sein. Im Rahmen des 
Infektionsschutzgesetzes (§19 IfSG) haben sie den Anspruch auf Beratungs- und 
Untersuchungsangebote bezüglich sexuell übertragbarer Infektionen. Mit einer 
qualitativen Studie verfolgte die Deutsche Aidshilfe das Ziel, zu einem besseren, 
wissenschaftlich fundierten Verständnis der bisher wenig erforschten gesund-
heitlichen Bedarfe von SW beizutragen. 
  Methode : Zwischen 10/2022 und 04/2023 führten 10 Peer-Forschende 
deutschlandweit 11 Fokusgruppen (FG) in 5 Sprachen mit insgesamt 80 SW 
durch. Im Fokus standen Gesundheitsstrategien und -bedarfe der teilnehmen-
den SW (TN), die Auswirkungen des Prostituiertenschutzgesetzes (ProstSchG) 
sowie Hürden und förderliche Faktoren für Präventions- und Versorgungsan-
gebote sowie bei der HIV-Präexpositionsprophylaxe (PrEP). Die FG wurden mit 
Peer-Forschenden und dem Projektbeirat partizipativ ausgewertet. 
  Ergebnisse : An den FG haben weibliche, trans*und männliche SW in diversen 
Formen der Sexarbeit (Straße, Escort, Prostitutionsstätten) aus insgesamt 23 
Herkunftsländern teilgenommen, darunter Schwarze SW, SW mit illegalisier-
tem Substanzkonsum sowie SW mit Behinderungen und chronischen Erkran-
kungen. In allen FG wurde deutlich, dass SW sich sehr für ihre sexuelle Gesund-
heit interessieren. Die Angebote nach §19-IfSG bieten für sie verschiedene 
Vorteile: sie sind kostenlos, unabhängig vom Krankenversicherungsstatus sowie 
anonym nutzbar und SW können ihre Tätigkeit thematisieren. Dementspre-
chend spielen Einrichtungen des öff entlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) eine 
zentrale Rolle für den Gesundheitserhalt von SW. Jedoch ist der Auftrag laut 
IfSG für SW nicht gänzlich erfüllt. Einige TN kannten die Angebote des ÖGD 
nicht. Einige nicht angemeldete SW meiden Gesundheitsämter aus Angst vor 
Strafe aufgrund des ProstSchG. In 10 von 11 FG wurden inhaltliche Merkmale 
von Angeboten der Gesundheitsämter als förderlich beschrieben bzw. ge-
wünscht: Erweiterung des Angebots um Schutzimpfungen und fachärztliche 
Sprechstunden, Sprechstunden in verschiedenen Sprachen, mobile Testange-
bote auf dem Arbeitsplatz oder auf Community-Veranstaltungen und Kunden-
aufklärung. Mehr als die Hälfte der TN hatte noch nie von der PrEP gehört, das 
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Interesse war jedoch hoch. In 5 von 10 FG wurde von den TN thematisiert, dass 
das Gesundheitsamt der richtige Ort für Information und Beratung zur PrEP 
sowie für die PrEP-Vergabe wäre. 
  Schlussfolgerungen : Um ihre wichtige Funktion bei der Prävention und Ver-
sorgung von SW zu optimieren, wurden folgende Empfehlungen für den ÖGD 
identifi ziert: 
  a)    Zur verbesserten Anbindung von SW mit Vulnerabilitätsfaktoren (d.h. ille-

galisierten, fi nanziell prekär lebenden, migrantischen und drogengebrau-
chenden SW) an die Gesundheitsämter sind folgende Maßnahmen zu 
empfehlen: aufsuchende Arbeit inkl. mobiler Testangebote und offene 
Sprechstunden ohne Termin – beides zu fl exiblen, an den Zielgruppen ori-
entierten Zeiten – sowie Kooperation mit Fachberatungsstellen (in den 
Bereichen Sexarbeit, Drogenhilfe und Migration) und Bekanntmachung der 
Angebote bei ihren Klient*innen. Hierbei sollte die Anonymität der Ange-
bote nach §19 IfSG hervorgehoben werden.  

 b)    Information über die PrEP sollte systematisch in Gesundheitsämtern (in 
den Beratungen nach §19 IfSG und nach §10 ProstSchG) angeboten wer-
den. Die PrEP sollte für SW ohne Krankenversicherung über den ÖGD 
(ggf. auf Privatrezept) erhältlich sein, wie es bspw. in Berlin und Hamburg 
bereits der Fall ist.  

 c)    Zur fl ächendeckenden inhaltlichen Optimierung der gesundheitlichen Bera-
tung und der HIV/STI-Sprechstunde für SW sowie zur Implementierung von 
PrEP in Gesundheitsämtern besteht der Bedarf nach einer stärkeren Länder-
übergreifenden Koordination des Themenfelds Sexarbeit in Gesundheits-
ämtern. Hierzu wäre die Errichtung einer Koordinierungsstelle auf 
Bundesebene wünschenswert, die u.a. für die Erarbeitung von Leitfäden 
verantwortlich ist und zur Qualitätssicherung der Angebote (nach §10 Pros-
tSchG sowie nach §19 IfSG) beiträgt.  

                                                 Pilotprojekt des Gesundheitsreferats München zur 
Steigerung der STI-Testquote bei in der Prostitution 
Tätigen durch Ausgabe von Schutzpaketen 
   Autorinnen/Autoren        C.     Interthal    1    ,      M.     Elschenbroich    1    ,      H.     Cohn    1    ,      A.     Bender    1   
  Institut     1      Gesundheitsreferat München, Sachgebiet Beratungsstellen, 
GS-HU-BS, München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781833 
     Ziel des Pilotprojekts ist es, bei Menschen, die in München in der Prostitution 
arbeiten, einen nachhaltigen Anreiz für die freiwillige Testung auf STI (sexuell 
übertragbaren Infektionen) zu schaff en und gleichzeitig die Kondomanwen-
dungsrate zu steigern, um damit einen Beitrag zur Senkung der Infektionsrate 
in dieser Bevölkerungsgruppe zu leisten. In diesem Zusammenhang soll da-
durch auch der Bekanntheitsgrad der freiwilligen und kostenlosen Angebote 
des Gesundheitsreferats (STI- Beratungsstelle und gynäkologische Sprechstun-
de MAGGY) gesteigert und das Vertrauen in den Öff entlichen Gesundheits-
dienst gestärkt werden. 
  Hintergrund : Das Sachgebiet Beratungsstellen STI/ProstSchG des Gesund-
heitsreferats München bietet mit demselben Personal folgende Beratungen an 
zwei unterschiedlichen Standorten an: 
  1)    die gesundheitliche Pfl ichtberatung nach §10 Prostituiertenschutzgesetz 

(ProstSchG)  
 2)    Testung und Beratung auf STI (freiwilliges, anonymes und kostenloses 

Angebot)  
 3)    gynäkologische Sprechstunde für Frauen mit erschwertem Zugang zur 

medizinischen Versorgung (MAGGY)  
  In der gesundheitlichen Beratung nach §10 Prostituiertenschutzgesetz werden 
unter anderem der gesetzlich vorgeschriebene Kondomgebrauch sowie STI 
thematisiert und auf Symptome, Übertragungswege und Therapiemöglichkei-
ten eingegangen. Zudem wird eine regelmäßige Testung empfohlen (mind. 
2x/Jahr). Auf das Angebot der STI-Beratungsstelle und MAGGY (Münchner Am-
bulanz im Gesundheitsreferat für Gynäkologie für Menschen mit erschwertem 

Zugang zum Gesundheitswesen) wird hingewiesen und Flyer ausgehändigt. 
Dennoch wird dieses Angebot nur sehr eingeschränkt von Prostituierten ange-
nommen und nur eine kleine Minderheit (ca. < 10 % Prozent aller beratenen 
Personen) stellt sich tatsächlich in der STI-Beratungsstelle oder MAGGY vor. 
Das Projekt: In der gesundheitlichen Pfl ichtberatung nach §10 des ProstSchG 
werden die Prostituierten über das Angebot der Testung und Beratung auf STI 
informiert. Es wird jeweils ein Kondom mit Aufkleber der STI-Beratungsstelle 
ausgehändigt und erklärt, dass sie bei Vorstellung in der STI-Beratungsstelle 
und/oder MAGGY ein Schutzpaket mit 20 Kondomen, 100ml Gleitgel, Give 
Aways und Informationsmaterial zu sexueller Gesundheit erhalten. Es wird ein 
Schutzpaket pro Person pro Besuch ausgegeben. Insgesamt sind im Rahmen 
des Pilotprojektes 100 Schutzpakete im Gesamtwert von 1500€ für 6 Monate 
vorgesehen. Laufzeit des Projektes: 1. Juli 2023 bis voraussichtlich Ende 2023/ 
Anfang 2024. 
  Ausblick : Das Projekt wird evaluiert durch die Rücklaufquote (Annahme des 
Schutzpaketangebots durch die in der gesundheitlichen Beratung nach Prost-
SchG informierten Klient*innen) unter Berücksichtigung des Zeitraums der 
Ausgabe von 100 Schutz-Paketen. Im ersten Projektmonat wurden bereits 14 
Schutzpakete ausgegeben. Die Verlängerung des Projekts für 1 Jahr wurde 
bereits beantragt. Die Evaluation des Projektes steht derzeit noch aus, die Er-
gebnisse werden voraussichtlich Ende 2023 ausgewertet und können auf dem 
BVÖGD Kongress 2024 präsentiert werden. 

                                                Einsteiger: innen in die Sexarbeit 
   Autorinnen/Autoren        R.     Brinkmann    1    ,      M.     Siwek    1    ,      A.     Gaußmann    1   
  Institut     1      Untersuchungs- und Beratungsstelle für sexuelle und reprodukti-
ve Gesundheit, Gesundheitsamt Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781834 
      Einleitung : Die Thematik der Einsteiger: innen in die Sexarbeit hat eine große 
soziale Relevanz. Die strukturellen und gesellschaftlichen Bedingungen der 
letzten Jahre haben sich auch in der Arbeit der Sexarbeiter: innen widergespie-
gelt. Faktoren wie die Corona-Pandemie, Konfl ikte und Krieg in Europa und die 
angespannte wirtschaftliche Lage wirken sich auch auf den Bereich der Sexar-
beit aus. 
 Das Gesundheitsamt Frankfurt am Main berät seit 01.07.2017 Sexarbeiter: 
innen im Rahmen der regelmäßigen verpfl ichtenden Beratung nach §10 Pros-
tituiertenschutzgesetz. Anhand der hohen Zahl der bislang durchgeführten 
Beratungen konnte näher betrachtet werden, ob und inwieweit sich bei den 
Vorstellungen ein verändertes Bild zeigt. Dies bezieht sich auf den Einstieg in 
die Sexarbeit, betreff end das Alter beim Einstieg und die Anzahl der Einsteiger: 
innen, sowie auf die Thesen zu den Gründen für den Einstieg in die Sexarbeit. 
Ziel der vorliegenden Analyse ist es, anonym und freiwillig erhobene Daten 
hinsichtlich des Einstiegs in die Sexarbeit auszuwerten und zu analysieren. 
  Material und Methoden : Die erhobenen Daten aus dem Zeitraum vom 
01.07.2017 bis 30.06.2023 werden retrospektiv ausgewertet. Die Datenerfas-
sung i.R. des ProstSchG ist auf Grund der besonderen Schutzbedürfnisse der 
Betroff enen streng limitiert. Ersatzweise werden deshalb Daten aus einer ge-
sonderten anonymen Erhebung herangezogen. 
 Hierbei handelt es sich um Daten außerhalb des gesetzlichen festgelegten 
Rahmens. Sie umfassen Angaben zur Berufserfahrung in der Sexarbeit, Arbeits-
ort und Krankenversicherungsschutz. Die zusätzlichen Angaben durch die zu 
Beratenen waren freiwillig und wurden anonym erfasst. Die Erfassung zusätz-
licher Angaben dienten dem Zweck, eine bedarfsorientierte Beratung sicher-
zustellen und der Qualitätssicherung. 
  Ergebnisse : In der oben genannten Erhebungszeit wurden insgesamt 4.543 
Erstberatungen nach §10 ProstSchG durchgeführt. Davon gaben 821 Personen 
an, noch nie in der Sexarbeit tätig gewesen seien. 
  Signifi kant ist die Zahl der Einsteiger : innen, welche über 40 Jahre alt sind. 
Von 2017 bis 2022 sind es zwischen 6 % und 14 % aller Erstberatenen gewesen. 
In 2023 stieg die Zahl der Erstberatungen im Vergleich zu 2022 sogar um 25 %. 
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Entsprechend der Datenlage hat demzufolge jeder: r vierte/r Einsteiger: in das 
40. Lebensjahr überschritten. 
 Für die Altersgruppe der 18 bis 21-jährigen Einsteiger: innen zeigt sich seit 2017 
bis 2022 ein stetiger Anstieg. In der ersten Hälfte des laufenden Jahres ist ein 
Rückgang von 20 % zu verzeichnen (aktuell 18,6 %). 
  Diskussion : Die Motivation, in die Sexarbeit zu gehen, ist ebenso wie das Spek-
trum der Lebensumstände und Arbeitsverhältnisse vielfältig. Es gibt Diejenigen, 
die diese Form der unabhängigen Arbeit und des Geldverdienens sowohl als 
Hauptberuf als auch als gelegentlicher Nebenverdienst bevorzugen und die 
hohe Flexibilität dieser Tätigkeit schätzen. Einige sind aus einer Notsituation 
und aus Mangel an ausreichenden Erwerbsalternativen in die Sexarbeit gegan-
gen, da man hier weder eine spezielle Ausbildung benötigt, noch Startkapital 
braucht. Insbesondere für Frauen und Männer aus dem Ausland, meistens aus 
Osteuropa, die Geld für sich selbst und die Familie in der Heimat benötigen, ist 
Sexarbeit oftmals eine Möglichkeit einer schnellen Verdienstmöglichkeit. 
 Die Verschlechterung der Einkommensmöglichkeiten und die anhaltenden 
instabilen aktuellen (inter)nationalen wirtschaftlichen Machtverhältnissen 
greifen ineinander, verstärken sich gegenseitig und erzeugen umfassende so-
ziale, rechtliche, materielle und berufl iche Unsicherheiten. Der Anstieg der 
Mehrheit der Personen mittleren Alters kann damit erklärt werden. Eine Mög-
lichkeit, wieso die Zahl der 18 bis 21jährigen Einsteiger: innen abgenommen 
hat, könnte die zunehmende Digitalisierung sein, da die Einsteiger: innen die 
Angebote der verschiedenen Internetplattformen nutzen könnten und damit 
einer Registrierung entgehen. 
 Eine Anpassung der Beratungsinhalte erwies sich hier als notwendig, sodass 
bestimmte Themen weiterhin im Mittelpunkt stehen und sogar verstärkt wer-
den, wie zum Beispiel der Schutz vor sexuell übertragbaren Infektionen, Über-
tragungswege, sowie auf das anonyme und freiwillige Angebot des Gesund-
heitsamtes Frankfurt am Main aufmerksam zu machen. Hier werden wichtige 
Informationen bezüglich des Untersuchungs- und Therapieangebotes vermit-
telt, insbesondere wenn keine Krankenversicherung und/oder ein erschwerter 
Zugang zum Gesundheitssystem besteht. 

                                       26.04.2024

Infektionsschutz – Postersitzung

08:00 – 10:00 | Saal X.3 

            Welchen Beitrag kann Abwassermonitoring von 
SARS-CoV-2 zur Einschätzung des Infektionsgesche-
hens leisten? 
   Autorinnen/Autoren        M.     Richter    1    ,      M.     Keitel    1    ,      S.     Rot    2    ,      C.     Helmeke    1   
  Institute     1      Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt, Fachbereich 
Hygiene, Dezernat 21 Gesundheits- und Hygienemanagement, Halle 
(Saale)   ;   2      Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt, Abteilung 5, 
Dezernat 51 Spezialanalytik Gentechnik-Sicherheit Biotechnologie, Halle 
(Saale)  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781835 
     Seit Frühjahr 2021 wird durch das Landesamt für Umweltschutz in Sachsen-
Anhalt (LAU) ein SARS-CoV-2-Abwassermonitoring durchgeführt. Wir über-
prüfen in den Herbst-Winter-Saisons 2022/23 und 2023/24 den Verlauf der 
SARS-CoV-2-Viruslast im Abwasser auf Korrelationen mit anderen epidemio-
logischen Indikatoren, um die Aussagekraft der Abwasserdaten in Bezug auf 
die Einschätzung der aktuellen Infektionslage zu evaluieren. 
 Im Untersuchungszeitraum wird zweimal wöchentlich zulaufendes Abwasser 
von 12 Kläranlagen in Sachsen-Anhalt mittels quantitativer Real-Time-PCR auf 
SARS-CoV-2 untersucht. Für die Saison 2022/23 führten wir Korrelationsana-

lysen mit standortspezifi schen normierten Abwasserdaten und den entspre-
chenden regionalen COVID-19-7-Tage-Inzidenzen (Meldedaten gemäß IfSG) 
durch und leiteten daraus multiple lineare Regressionsmodelle ab. Zur Beant-
wortung der Frage, ob die im Abwasser detektierte Menge von SARS-CoV-2 die 
Infektionsdynamik von COVID-19 unabhängig von Einfl ussfaktoren, wie dem 
Test- oder Meldeverhalten bzw. klimatischen Einfl üssen, abbilden kann, führen 
wir weitere Korrelationsanalysen mit der COVID-19-Hospitalisierungsinzidenz, 
den Daten der virologischen Surveillance sowie Umweltdaten (Niederschlag, 
Temperatur) in den Herbst-Winter-Saisons 2022/23 und 2023/24 durch. 
 Vorläufi ge Ergebnisse zeigen sehr unterschiedliche Korrelationen für die be-
probten Standorte. 
 Bisher indizieren unsere Ergebnisse, dass die im Abwasser gemessene Viruslast 
Veränderungen der COVID-19-Infektionslage anzeigt. Die Ergebnisse verschie-
dener Standorte sind jedoch nur eingeschränkt vergleichbar und unabhängige 
Prognosen, die z. B. Voraussagen zur Zahl der schwer erkrankten Personen 
erlauben, werden über die Saisons 2022/23 und 2023/24 geprüft. Die Ergeb-
nisse werden auf der Konferenz vorgestellt. 

                                                Abwasserüberwachung von SARS-CoV-2-Varianten: 
Ein Vergleich von klinisch- und abwasserbasierten 
Proben in Hessen, Sep 2021-Dez 2022 
   Autorinnen/Autoren        S.     Saeed    1    ,   2    ,   3    ,      S.     Lackner    4    ,      K.     Alpers    2    ,      I.     Foppa    1   
  Institute     1      Infektionsepidemiologie, Gesundheit und Infektionsschutz, 
Hessisches Landesamt für Gesundheit und Pfl ege, Dillenburg   ;   2      Postgradu-
iertenausbildung für Angewandte Epidemiologie (PAE), Abteilung für 
Infektionsepidemiologie, Robert Koch-Institut, Berlin   ;   3      ECDC-Stipendien-
programm, Pfad der Feldepidemiologie (EPIET), Europäisches Zentrum für 
die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (ECDC), Stockholm, 
Schweden   ;   4      Wasser- und Umweltbiotechnologie, Bau- und Umweltingeni-
eurwesen, Technische Universität Darmstadt, Darmstadt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781836 
      Hintergrund : Das Abwassermonitoring ist möglicherweise eff ektiver bei der 
Erkennung neu auftretender SARS-CoV-2-Varianten als die passive Überwa-
chung auf der Grundlage von SARS-CoV-2-Abstrichtests bei symptomatischen 
Personen. Wir wollten retrospektiv ermitteln, ob die verfügbaren Daten des 
SARS-CoV-2-Abwassermonitorings in Hessen neue Varianten und deren Prä-
dominanz früher erkennen als die meldepfl ichtige Krankheitsüberwachung. 
  Methoden : Wir verwendeten Abwasser-SARS-CoV-2-Sequenzdaten aus 10 
hessischen Kläranlagen vom 13.09.2021-19.12.2022 und Sequenzinformati-
onen von gemeldeten Fällen in Hessen. Wir aggregierten die Daten aus jeder 
Datenquelle nach Woche und SARS-CoV-2-Variante, berechneten die relative 
Häufi gkeit (RH) ausgewählter VOCs und verglichen diese nach Datenquelle im 
Zeitverlauf. 
  Ergebnisse : Bis Woche 37/2021 wurde die SARS-CoV-2-Delta-Variante in 100 % 
der Abwasserproben nachgewiesen, während die RH der Delta-Variante in den 
Fallmeldungen nur 64 % erreichte. Die Omikron-Variante trat erstmals in Woche 
48/2021 mit einer RH von 19 % im Abwasser auf, während die RH in klinischen 
Probensequenzen nur 0,3 % betrug. In Woche 7/2022 betrug die RH der Omi-
kron-Subvariante BA.2 in Abwasserproben 22 %, während die RH von BA.2 in 
gemeldeten Fällen erst in Woche 15/2022 bei 13 % lag. In der Woche 19/2022 
war BA.5 die vorherrschende Variante in Abwässern, aber ihre RH betrug in 
klinischen Proben nur 1 %. In ähnlicher Weise konnten die Omikron-Subvarian-
ten BF.7 und BQ.1 in Abwasserproben nachgewiesen werden, bevor ein deut-
liches Signal in den gemeldeten Fällen zu erkennen war. 
  Schlussfolgerung : Diese Studie legt nahe, dass die Abwasserüberwachung von 
SARS-CoV-2-Varianten der Routineüberwachung meldepfl ichtiger Krankheiten 
um Wochen vorausgehen kann. Das Bundesministerium für Gesundheit erwägt 
die Einführung der Abwasserüberwachung als ergänzendes Instrument zur 
routinemäßigen Krankheitsüberwachung. 

S90



  Gesundheitswesen     2024 ;  86 (Suppl. 2) :  S55 – S181    | ©   2024  .   Thieme. All rights reserved.  

                                                WBEready – Wastewater-based epidemiology and 
preparedness: research needs for an adaptive 
monitoring in the Public Health Service 
   Autorinnen/Autoren        F.-A.     Weber    1    ,      J.     Schoth    2    ,      P.     Jagemann    2    ,      T.     Schmidt    2    , 
     M.     Widera    3    ,      A.     Wilhelm    3    ,      F.     Meyer    4    ,      R.     M.     Schmithausen    4    ,      I.     Kraiselburd    4    , 
     S.     Moebus    5    ,      D.     Schmiege    5    ,      T.     Wintgens    6    ,      V.     Linnemann    6    ,      J.-L.     Wolber    6   
  Institute     1      Research Institute for water management and cliomate future 
(FiW), RWTH Aachen University   ;   2      Emscher-Lippe Association (EGLV)   ; 
  3      Institute for Medical Virology, University Hospital Frankfurt (KGU)   ; 
  4      Institute for Artifi cial Intelligence in Medicine (IKIM), University Hospital 
Essen (UME)   ;   5      Institute for Urban Public Health (InUPH), University 
Hospital Essen (UME)   ;   6      Institute for Water Resource and Wastewater 
Management (ISA), RWTH Aachen University  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781837 
     Wastewater-based epidemiology (WBE) was able to provide early indicators of 
an infectious event during the COVID-19 pandemic in Germany, complemen-
ting individual testing for outbreak detection. WBE also enables regional sur-
veillance and can assist public health systems (PHS) in evaluating the eff ective-
ness of infectious disease control measures. The German Federal Ministry of 
Health (BMG) sees great benefi t for the PHS in further development of WBE, 
even beyond COVID- 19. However, in order to bring the full potential of WBE 
into broad application, new analytical, technical, epidemiological, and institu-
tional research questions need to be addressed. 
 The overall objective of the project WBEready applied for herewith is the sci-
entifi c extension of a roadmap for the development of a future-oriented WBE 
with adaptive monitoring capacities in the PHS. To this end, the current scree-
ning in the AMELAG (Wastewater monitoring for epidemiological situation 
surveillance) project is to be expanded to include numerous other pathogens 
in addition to SARS-CoV-2, including circulating and emerging human patho-
genic viruses as well as antimicrobial resistances, and the foundations are to be 
laid by answering open research questions in order to prepare for new require-
ments in the PHS in a targeted and cost-effi  cient manner (preparedness). 
 Central questions are if new target parameters are suitable for the WBE set-up, 
which requirements are epidemiologically necessary and how WBE can support 
the institutional work of the PHS. In order to address the relevant research 
questions, the association area of Emschergenossenschaft and Lippeverband 
with focus on the Ruhr area will be investigated as a real laboratory with regard 
to the usable wastewater infrastructure (agglomerations, sewer networks, 
hospitals, wastewater treatment plants of diff erent size classes) under consi-
deration of socio-economic parameters. 
 The interdisciplinary WBEready consortium has the expertise, experience and 
networking to answer these research questions. Already in the fi rst pandemic 
wave in April 2020, sampling for SARS-CoV-2 wastewater monitoring was car-
ried out, the fi rst publication in the Coronapandemic in Germany was published, 
own laboratory capacities were built up, and with the BMBF research project 
COVIDready and further projects in the Emscher-Lippe region, a close coope-
ration with the actors at the municipal, state and federal level essential for a 
deployment of WBE was established. 

                                                Long/Post Covid-Befragung von Covid-19-Infi zierten 
der Jahre 2020-2022 
   Autor        R.     Brey   
  Institut      Landratsamt/Gesundheitsamt Amberg-Sulzbach  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781838 
      Hintergrund/Zielsetzung : Trotz intensiver Forschung mit tausenden Publika-
tionen und hoher öff entlicher Aufmerksamkeit stellte sich das Thema Long-/
Post Covid im Jahr 2023 in vielfacher Hinsicht noch immer als eine „Blackbox“ 
dar. Defi nition, Diagnostik und Therapie waren unklar, die Datenlage defi zitär, 
gerade auch auf lokaler Ebene. Das Gesundheitsamt Amberg/Bayern wollte 
daher erste Erkenntnisse für seinen eigenen Zuständigkeitsbereich gewinnen, 
um damit ggf. den Aufbau einer Versorgungsstruktur vor Ort anstoßen zu kön-

nen. Ein weiteres Ziel war die Erprobung digitaler Möglichkeiten, die auch für 
künftige Befragungen und Ausbruchsuntersuchungen genutzt werden könn-
ten. 
  Methode : PCR-positiv getestete und dem Gesundheitsamt gemeldete Perso-
nen in den Jahren 2020-2022 wurden im Frühjahr 2023 per Mail kontaktiert 
und gebeten, sich an einer Befragung zu Folgebeschwerden im Sinne von Long/
Post Covid zu beteiligen. Diese wurde mittels eines Online-Fragebogens mit 
insgesamt 20 Fragen durchgeführt, wobei eine Beschränkung auf Erwachsene 
im Alter zwischen 18 und 65 Jahren erfolgte. Datenschutz und Sicherheitsas-
pekte waren dabei zu beachten. Durch die Vergabe einer Identifi kationsnum-
mer (ID) war eine Verknüpfung mit den Meldedaten (Alter, Geschlecht) mög-
lich. 
  Ergebnisse : Insgesamt wurden rund 24000 Mails versandt, die zu 4931 aus-
wertbaren Rückmeldungen (response rate ca. 21 %) führten. 48 % bejahten 
Folgebeschwerden nach ihrer Covid-Infektion, 52 % verneinten diese. Die fünf 
meistgenannten Symptome waren Erschöpfung/Fatigue, Probleme bei körper-
lichen Anstrengungen, Antriebslosigkeit, Atemnot bei Belastung und Gelenk- 
bzw. Muskelschmerzen. Unterschiede fanden sich beim Vergleich der Infekti-
onsjahre und zwischen den Personen, die das Vorliegen von Long Covid bejaht 
hatten, und denjenigen, die sich diesbezüglich unsicher waren. In Freitextmit-
teilungen wurden nicht nur Zweifel an der Wirksamkeit der Impfungen geäu-
ßert, sondern auch deren Nebenwirkungen beklagt und ein Zusammenhang 
mit den Beschwerden angenommen. Darin könnten sich Informationsdefi zite 
und mangelndes Vertrauen in die Eff ektivität und Sicherheit von Impfungen 
widerspiegeln. 
  Schlussfolgerungen : Das Thema erwies sich als sehr komplex und die Befra-
gung warf in Verbindung mit einem sorgfältigen Literaturstudium mehr Fragen 
auf, als sie beantworten konnte. In einem ausführlichen Bericht wurden die 
Ergebnisse vorgestellt und mit denjenigen aus nationalen und internationalen 
Studien verglichen. Dabei wurden die diversen Probleme bei der Erforschung 
von Long/Post Covid sowie die Limitationen der eigenen Umfrage erläutert. 
Damit sollte auch der Hintergrund für die kontrovers geführten Diskussionen 
über die Häufi gkeit von Long Covid verdeutlicht werden. Im Vortrag kann evtl. 
auf die weitere, sehr dynamische Entwicklung eingegangen werden. 

                                                Erfassung und zentrale Auswertung von Kennzahlen 
zu multiresistenten Erregern in der Ems-Dollart-
Region (Nord-West Niedersachsen) 
   Autorinnen/Autoren        M.     Scharlach    1    ,      D.     Rocker    1   
  Institut     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt (NLGA), Hannover  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781839 
     Im Rahmen der INTERREG-Projekte EurSafety Health-net und EurHealth-
1Health wurde in der Ems-Dollart-Region (EDR) ein großes Metanetzwerk aus 
Landkreisen/kreisfreien Städten, Gesundheitseinrichtungen und weiteren Ak-
teuren gegründet. Etabliert wurden Verbundveranstaltungen wie Fortbildun-
gen und auch Qualitätssiegel (QS) für verschiedene medizinische Einrichtun-
gen. Zur Erlangung der QS für Krankenhäuser verpflichteten sich die 
teilnehmenden Krankenhäuser, fortlaufend festgelegte Kennzahlen zu multi-
resistenten Erregern standardisiert für das eigene Haus als sog. ÖGD-Report 
zu dokumentieren. Ziel ist es, durch eine zentrale Auswertung der Reporte 
aller Teilnehmenden, die Situation zum Vorkommen multiresistenter Erreger 
in der Region besser einzuschätzen. 
 Die Reporte werden dem zuständigen kommunalen Gesundheitsamt (GA) so-
wie dem Niedersächsischen Landesgesundheitsamt (NLGA) zugeleitet. Das 
NLGA ermittelt die jährlichen Durchschnittswerte (Median) über alle teilneh-
menden Krankenhäuser und erstellt für jedes einzelne Krankenhaus eine ver-
gleichende Übersicht (individuelle Kennzahl – Durchschnittswert). Die Über-
sichten werden den Krankenhäusern zurückgespiegelt, ergänzt um einen 
Gesamtreport über die EDR. Erfolgte die Zuleitung der Reporte an GA und NLGA 
zunächst über Excel-Tabellen, steht inzwischen eine Online-Plattform für die 
Eingabe zur Verfügung. 
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 Für den MRSA-Report liegen für 33 Einrichtungen von 2012 bis 2022 jährliche 
Kennzahlen zur Gesamt- und Aufnahmeprävalenz vor. Beide Kennzahlen zeigen 
seit 2017 bis 2020 einen rückläufi gen Trend und stagnieren seitdem. Die Scree-
ningrate war im Jahr 2019 mit einem Median von 64 % am höchsten (Spann-
weite 5 – 92 %) und ist seitdem rückläufi g. Mit zunehmender Screeningrate 
werden MRSA-Fälle, die sonst erst im Verlauf des stationären Aufenthaltes 
entdeckt und dann als nosokomial deklariert wurden, bereits bei Aufnahme 
entdeckt. Entsprechend sank die nosokomiale Inzidenzdichte bis 2020 und 
steigt seitdem wieder leicht an. 
 Beginnend 2012 mit MRSA wurden die ÖGD-Reporte 2015 um Kennzahlen zu 
multiresistenten gramnegativen Erregern (MRGN) und 2018 zu Vancomycin-
resistenten Enterokokken (VRE) erweitert. Die stete und fortlaufende Erfassung 
kann dazu beitragen Interventionen zielgerichteter durchzuführen oder anzu-
passen. Da die meisten Interaktionen zwischen Akteuren des Gesundheitswe-
sens wie z. B. Patientenverlegungen regional erfolgen, ermöglicht die zentrale 
Erfassung aller ÖDG-Reporte einen einrichtungsübergreifenden Vergleich in-
nerhalb der EDR. Durch Veränderungen in der Kliniklandschaft mit daraus fol-
gender Schließung, Zusammenlegung oder Neugründungen von Klinken und 
Klinikverbünden variiert die Anzahl der teilnehmenden Einrichtungen über die 
Jahre. Außerdem können nicht alle Einrichtungen Angaben zu allen Kennzahlen 
machen. Dennoch wird auch nach Beendigung der Projektlaufzeit eine Fort-
führung des Konzeptes ÖGD-Report und eine Übernahme für andere Regionen 
angestrebt. 

                                                Projekt "Geeignete Surveillance nach IfSG aus Sicht 
der Krankenhäuser in Sachsen". Vorstellung der 
Online-Befragung und erste Ergebnisse. 
   Autorinnen/Autoren        S.     Kolbe-Busch    1    ,      W.     Sydow    2    ,      M.     Arvand    3    , 
     I.     F.     Chaberny    1   
  Institute     1      Universitätsklinikum Leipzig, Institut für Hygiene, Krankenhaus-
hygiene und Umweltmedizin, Leipzig   ;   2      Sächsische Staatsministerium für 
Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt, Referat 23, Dresden   ; 
  3      Robert Koch-Institut, Abteilung 1 Infektionskrankheiten, FG 14 
Angewandte Infektions- und Krankenhaushygiene, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781840 
      Hintergrund : In Deutschland besteht die gesetzliche Verpfl ichtung zur syste-
matischen Erfassung und Bewertung von nosokomialen Infektionen (NI) und 
von Erregern mit besonderen Resistenzen und Multiresistenzen (MRE). Diese 
Verpfl ichtung leitet sich u.a. aus Studienergebnissen ab, die zeigen, dass Infek-
tionssurveillance in Verbindung mit Maßnahmen der Infektionskontrolle die 
Raten nosokomialer Infektionen senkt. 
  Fragestellung : Waren die im Jahr 2023 in den sächsichen Krankenhäusern 
durchgeführten hausinternen Prozesse zur Surveillance mit Bezug auf die Me-
thodik sowie den Einsatz personeller und technischer Ressourcen grundsätzlich 
geeignet, einen Einfl uss auf nosokomiale Infektionsraten und die Verbreitung 
von MRE zu haben? 
  Methoden : Mithilfe eines strukturierten Online-Fragebogens werden die Kran-
kenhäuser im Freistaat Sachsen anonym befragt, welche Surveillance-Kompo-
nenten etabliert sind, welche Ressourcen dafür aufgewendet werden, in wel-
chem Umfang eine elektronische Unterstützung eine Rolle spielt, ob auff ällige 
Infektionsraten ermittelt und welche Maßnahmen daraus abgeleitet wurden. 
Der zuvor an einer Stichprobe getestete Fragebogen wird den Gesundheitsäm-
tern im Freistaat Sachsen über das Sächsische Staatsministerium für Soziales 
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt durch Übermittlung eines Online-Links 
zur Verfügung gestellt. Die Gesundheitsämter verschicken zu Beginn des Jahres 
2024 den Link an die Krankenhäuser in ihrem Zuständigkeitsbereich. Die Aus-
wertung erfolgt durch das Institut für Hygiene, Krankenhaushygiene und Um-
weltmedizin des Universitätsklinikums Leipzig. 
  Ergebnisse : Der Pretest mit Beteiligung von sechs Krankenhäusern aus drei 
sächsischen Kommunen im April 2023 ergab, dass das Thema als wichtig ein-
geschätzt wurde. Der Fragebogen wurde als umfangreich, aber auch inhaltlich 

verständlich und nachvollziehbar bewertet, so dass die Befragung mit leichter 
Modifi kation voraussichtlich im Januar 2024 gestartet wird. Die Ergebnisse 
sollen im Rahmen der Studie für die gesamte Stichprobe ausgewertet werden, 
getrennt nach Maßnahmen der Surveillance von NI und von MRE. Darüber hi-
naus besteht die Möglichkeit, dass der Fragebogen von den Gesundheitsämtern 
als zuständige Behörde für die infektionshygienische Überwachung für die 
individuelle Einschätzung der Durchführung der Surveillance in den einzelnen 
Krankenhäusern verwendet wird. 
  Schlussfolgerung : Die Ergebnisse können dazu beitragen, den Impakt der 
Maßnahmen zur systematischen Erfassung und Bewertung von NI und MRE 
besser einzuschätzen und Optimierungspotential zu identifi zieren. 

                                                Krankenhaushygiene: Begehungen mit dem Fokus 
auf Flächen – Erfahrungen und kritische Diskussion 
zur Umsetzung durch die einzelnen Berufsgruppen 
   Autorinnen/Autoren        M.     Berres    1    ,      K.     Schuster    1    ,      J.     Domić    1    ,      H.     Notz    1    , 
     P.     Franke    1    ,      B.     Böddinghaus    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main, Abteilung Hygiene und 
Umwelt, Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781841 
      Hintergrund : 2022 veröff entlichte die Kommission für Krankenhaushygiene 
und Infektionsprävention (KRINKO) eine Aktualisierung ihrer Empfehlung zu 
den „ Anforderungen an die Hygiene bei der Reinigung und Desinfektion von Flä-
chen “. Vor diesem Hintergrund wurden 2023 in Frankfurt am Main die jährlichen 
Begehungen der Krankenhäuser mit dem Schwerpunkt Flächenhygiene durch-
geführt. Beleuchtet werden soll (1) die Qualität bei der praktischen Umsetzung 
von Vorgaben aus Reinigungs- und Desinfektionsplänen im Arbeitsalltag und 
(2) etwaige Unterschiede bei den drei Anwendergruppen: pfl egerisches und 
ärztliches sowie Reinigungspersonal. 
  Methodik : Alle Kliniken im Frankfurter Raum (n = 14) wurden innerhalb eines 
Jahres begangen. Vorab erfolgte eine Erhebung der Strukturqualität in Bezug 
auf Flächenhygiene mittels Fragebogen, welcher durch das Gesundheitsamt 
Frankfurt am Main eigens für diesen Modus der Begehungen erstellt und durch 
Mitarbeitende der Hygienefachabteilungen teilweise in Zusammenarbeit mit 
den Reinigungsdienstleistern ausgefüllt wurde. Durch die Kliniken vorzuhal-
tende Unterlagen (darunter Reinigungs- und Desinfektionspläne sowie Leis-
tungsverzeichnisse, Verfahrensanweisungen, Schulungsnachweise etc.) wurden 
im Vorfeld der Begehungen überprüft. 
 Im Rahmen der Begehungen fanden Befragungen der o. g. Berufsgruppen in 
Bezug auf anzuwendende Verfahren und Konzentration-Zeit-Relationen sowie 
Beobachtungen zur Beurteilung der Prozessqualität in den Häusern statt. Wei-
terhin konnte die Ergebnisqualität der Flächenhygienemaßnahmen durch 
Sichtprüfung von aufbereiteten Oberfl ächen und Medizinprodukten (Perfuso-
ren, Toilettenstühle, Ultraschallgeräte, Arbeitsfl ächen für aseptische Tätigkeiten 
etc.) beurteilt werden. 
  Ergebnisse : Insgesamt zeugte die Prozessqualität der Unterhaltsreinigungen 
von Patient:innenzimmern incl. –bädern durch den Reinigungsdienst von guter 
Fachkompetenz. Die Befragungen des Per-sonals hinsichtlich der Auswahl ein-
zusetzender Wirkstoff e und deren Konzentration-Zeit-Relationen ließen – trotz 
Sprachbarriere – auf einen ausreichend guten Wissensstand schließen. 
 In die Zuständigkeit des pfl egerischen Personals fallende Medizinprodukte (hier 
beispielhaft aufgeführt: Toilettenstühle), welche als bereits aufbereitet gelagert 
wurden, fi elen bei Sichtprüfungen mehrheitlich mit mäßigen bis starken Res-
tanschmutzungen auf. Befragungen in Bezug auf die Anwendung des zweistu-
fi gen Verfahrens zur Entfernung sichtbarer Kontaminationen mit organischem 
Material wurden überwiegend falsch wiedergegeben. 
 Ärztliches Personal schien hinsichtlich des Vorgangs der gezielten Flächendes-
infektion vor aseptischen Tätigkeiten zwar in der Theorie gut informiert zu sein; 
welche Einwirkzeit eingehalten werden muss, war jedoch in nur wenigen Fällen 
bekannt. Prozessbeobachtungen der Aufbereitung von Ultraschallgeräten zeig-
ten wiederholt, dass die Schallkopfhalterungen der Geräte meist nicht in die 
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Aufbereitung einbezogen werden. Auch hier konnte bei Sichtprüfungen eine 
im Median eher mäßige Ergebnisqualität festgestellt werden. 
  Diskussion : Die Ergebnisse aus den Begehungen des Gesundheitsamts Frank-
furt am Main zeigen, dass als Fehlerquellen insbesondere Zeitmangel und un-
genügende Personalschulung kritisch diskutiert werden können. 
 Das Reinigungspersonal hat in der Regel ausschließlich die Aufgabe der desin-
fi zierenden Flächenreinigung der Räumlichkeiten einer Station zu erfüllen und 
hierzu nach Schilderungen mehrheitlich ausreichend Zeit. Hier scheint jedoch die 
häufi g bestehende Sprachbarriere die Schulung und Fortbildung des Personals zu 
erschweren. In der Berufsgruppe Pfl ege und Ärzt:innen ist die Flächenhygiene nur 
eine von sehr vielen Aufgaben der stationären Patient:innenversorgung. Zeit-
knappheit – insbesondere vor dem Hintergrund des Personalmangels – muss 
kritisch diskutiert werden. Eine Entlastung könnte durch hauswirtschaftlich aus-
gebildete „Stationsassistenzen“ erreicht werden. 
 Fortlaufende, praktische Schulungen – bestenfalls in der Muttersprache – durch 
Vorarbeiter:innen oder Objektleitungen der Reinigungsdienstleister in Zusam-
menarbeit mit den Hygienefachkräften der Krankenhäuser sind unerlässlich. 
Hierzu müssen Hygienefachabteilungen personell angemessen aufgestellt sein; 
auch um die Aus- und regelmäßige Fortbildung mehrerer Multiplikatoren (Hy-
gienebeauftragte) pro Station gewährleisten zu können, damit diese als Vor-
bilder agieren und in Alltagssituationen praxisnah anleiten können. 

                                                Gesunde Häfen – gemeinsam stark (GESA): Ist-Analy-
se von Strukturen und Prozessen in deutschen 
IGV-Häfen bei gesundheitlichen Gefahrenlagen 
   Autorinnen/Autoren        M.     Frese    1    ,      J.     Bäßler    1    ,      M.     Boldt    2    ,      L.     Ehlers    2    ,      S.     Gueye    1    , 
     M.     Dirksen-Fischer    2    ,      V.     Harth    1    ,      J.     Heidrich    1   
  Institute     1      Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE), Zentralinstitut 
für Arbeitsmedizin und Maritime Medizin (ZfAM), Hamburg   ;   2      Institut für 
Hygiene und Umwelt (HU), Hamburg Port Health Center (HPHC), Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781842 
      Hintergrund : Aufgrund seiner strukturellen Merkmale ist der maritime Sektor 
dezidierten Risiken im Bereich der übertragbaren Krankheiten ausgesetzt. In 
Deutschland sind fünf Häfen (Bremen/Bremerhaven, Hamburg, Kiel, Rostock, 
Wilhelmshaven) zur Durchsetzung der Internationalen Gesundheitsvorschriften 
(IGV) benannt und müssen über bestimmte Kernkapazitäten verfügen, um auf 
grenzüberschreitende Gesundheitsgefahren sofort reagieren zu können. Im 
Zuge einer gemeinsamen externen Evaluierung unter Leitung der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) wurde hierbei die Notwendigkeit einer Stärkung 
zentraler Strukturen in Deutschland festgestellt. Übergeordnetes Ziel der Stu-
die "Gesunde Häfen – gemeinsam stark (GESA)" ist es daher, erforderliche Ka-
pazitäten für die maritime Gesundheitssicherheit zu harmonisieren, stärken 
und zu verstetigen. 
  Methoden : Im Rahmen der Erhebung des Ist-Zustands von Strukturen und 
Prozessen (Arbeitspaket 1) wurden qualitative Interviews mit den Hafenärztli-
chen Diensten sowie mit relevanten Akteursgruppen, darunter Hafenbehörden, 
Terminalbetreiber, Lotsen, Agenten, Seemannsmissionen, die Bundes- und 
Wasserschutzpolizei, das Havariekommando und Feuerwehren, durchgeführt. 
Die zu untersuchenden Parameter beinhalten unter anderem die Zusammen-
arbeit zwischen den beteiligten Akteursgruppen, spezifi sche Tätigkeiten und 
Einsatzabläufe, Erfahrungen mit vergangenen Infektionsgeschehen, Übungs-
praxis sowie Handlungsbedarfe. Zudem erfolgte eine Dokumentenanalyse mit 
Sichtung vorhandener Notfallpläne und Standardarbeitsanweisungen. 
  Ergebnisse : Im Wesentlichen hat die COVID-19-Pandemie nach anfänglichen 
Herausforderungen zu eingespielten Arbeitsabläufen und Schnittstellen zwi-
schen den beteiligten Akteursgruppen und den Hafenärztlichen Diensten ge-
führt. Es besteht der Bedarf an einem gesteigerten persönlichen Austausch der 
beteiligten Akteursgruppen, nachhaltiger Übungspraxis, sowie einer größeren 
Sensibilisierung für relevante Infektionserkrankungen und ihren Spezifi ka. Zu-

dem werden mehr Transparenz und die Vereinheitlichung von Regularien bei 
gesundheitlichen Notlagen internationaler Tragweite gewünscht. 
  Diskussion : Aufgrund des verhältnismäßig seltenen Auftretens von grenzüber-
schreitenden Infektionsereignissen an Bord von Schiff en, hat die gezielte Vor-
bereitung innerhalb der Akteursgruppen in der Regel eine geringe Priorität 
gegenüber anderen Arbeitsschwerpunkten. Hierdurch sind zeitliche und fi nan-
zielle Kapazitäten oft begrenzt. Hinzu kommen unterschiedliche Gegebenhei-
ten an den Häfen, die zu weiteren Abweichungen bei der Umsetzung der Kern-
kapazitäten führen. Das partizipative Studiendesign zielt hier auf eine 
praxisorientierte und realitätsnahe Erarbeitung von Best Practices ab, um auf 
Grundlage des Ist-Zustands im späteren Studienverlauf gemeinsam mit den 
IGV-Häfen übergreifende Konzepte zu entwickeln und diese in Plangesprächen 
zu erproben. Durch die Etablierung von Schulungsformaten soll die Weiterfüh-
rung der entwickelten Konzepte sichergestellt werden. 

                                                Die Nationale Impfkonferenz als Plattform für 
wissenschaftliche Innovationen, gemeinsamen 
Austausch und Entwicklung neuer Konzepte! 
   Autorinnen/Autoren        M.     S.     Ludwig    1    ,      E.     Gottwald    1    ,      J.     Milbradt    1    ,      S.     Speiser    1    , 
     L.     Lechler    1    ,      D.     Stöckl    1    ,      B.     Kouros    ,      A.     Henze    1    ,      M.     Stengl    1   
  Institut     1      Nationale Impfkonferenz  
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      Hintergrund : Angesichts der komplexen föderalen und nationalen Struktur 
des Impfwesens in Deutschland wurde im Jahr 2009 die 1. Nationale Impfkon-
ferenz (NIK) von Rheinland-Pfalz initiiert, um eine nationale Plattform zum 
Austausch von Entscheidungsträgern, Impfexperten und verschiedenen Impf-
akteuren zu ermöglichen. Dank des großen Erfolgs der Konferenz und zur Fort-
setzung des gemeinsamen politischen Bekenntnisses zur Impfprävention ent-
schied die Gesundheitsministerkonferenz (GMK), die Impfkonferenzen im 
Abstand von 2 Jahren zu verstetigen. Jede Nationale Impfkonferenz (NIK) bietet 
einen breiten Austausch zu aktuellen Impfthemen und regionalen Best Practi-
ce-Beispielen, dabei werden neue Konzepte angestoßen. Seit dem Jahr 2011 
werden die Konferenzen in alphabetischer Reihenfolge der Bundesländer aus-
gerichtet. 
  Ergebnis : Einer der ersten Ergebnisse der NIK war die Veröff entlichung des von 
Bund und Ländern gemeinsam entwickelten „Nationalen Impfplans (NIP)“ im 
Jahr 2012. Ergänzt wurde dieser im Jahr 2015 bei der 4. NIK durch die Veröf-
fentlichung des „Nationalen Aktionsplans Masern/ Röteln 2020 (NAP)“. Viele 
in diesen Impfplänen enthaltenen Anregungen für Maßnahmen (z. B. die grund-
sätzliche Impfberechtigung jedes Arztes, die Förderung von Impfangeboten 
durch den Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) und der Abbau von Abrech-
nungshürden) wurden in nachfolgenden Gesetzen (u. a. dem Präventionsge-
setz) berücksichtigt. Ein Kernelement des NIP war die von der GMK im Jahr 2016 
eingesetzte „Nationale Lenkungsgruppe Impfen (NaLI)“. 
 Seitdem sind NIK und NaLI fest miteinander verzahnt: Das Bundesland, das für 
die Ausrichtung der nächsten NIK verantwortlich ist, übernimmt zeitgleich auch 
den Vorsitz der NaLI. Um eine stets aktuelle Übersicht zu neuen Impfdaten und 
Aktionen der Länder, den Impfempfehlungen sowie zu Verantwortlichkeiten 
im komplexen Impfwesen im Sinne einer Lotsenfunktion zu ermöglich, hat die 
NaLI eine eigene Webseite etabliert: www.nali-impfen.de. 
 Bei der Ausrichtung der NIKs werden vom NaLI-Vorsitz Expertinnen und Exper-
ten aus ÖGD, Ärzteschaft, Gesundheitspolitik, Wissenschaft, Ständiger Impf-
kommission (STIKO), Forschung, Kostenträger und weitere Impfakteure betei-
ligt, um stets aktuelle Impfthemen und Diskussionen aufgreifen zu können. 
 Ein wichtiger Bestandteil der NIK sind die Poster-Sessions. Sie gewährleisten 
einen direkten Austausch zu praxisnahen guten Ideen zur Impfkommunikation 
und Impfaktionen des ÖGD sowie der Ärzte- und Apothekerschaft. Sie infor-
mieren aber auch niedrigschwellig über wissenschaftliche Neuerungen und 
aktuelle Daten von Surveillance- und Impfdaten. Auch können sich Hersteller 
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mit Forschungsdaten und weitere Akteure für einen konstruktiven Dialog bei 
den Postern einbringen. 
 Bei den letzten NIKs wurden Vertreter des ÖGD aufgrund ihrer inspirierenden 
Posterbeiträge mit dem Posterpreis ausgezeichnet, der von der Stiftung „Kin-
der.Gesundheit.Mainz“ für die NIK bereitgestellt wurde. 
 Die vielfältigen Ergebnisse der NIK werden in einem Berichtsband mit den Vor-
trägen, Postern und festgehaltenen Diskussionsinhalten veröff entlicht und sind 
auch Basis für die weitere Arbeit der NaLI (abrufbar unter www.nali-impfen.de/
nali/nationale-impfkonferenzen-nik/). Auch auf Basis dieser Ergebnisse und 
Anregungen aus der NIK hat die NaLI zusammen mit der GMK aktuell einen 
besonderen Schwerpunkt bei der Förderung der Aufklärung und der Impfan-
gebote der HPV-Impfung gesetzt. Ein NaLI-HPV-Impfkonzept ist derzeit in Er-
arbeitung. 
  Ausblick : Die NIK als Impulsgeber und Plattform für einen konstruktiven Impf-
dialog in Deutschland wird turnusgemäß im Jahr 2024 fortgesetzt: Mecklen-
burg-Vorpommern richtet zusammen mit Sachsen-Anhalt die 8. NIK am 13. 
und 14. Juni 2024 im Kurhaus Warnemünde in Rostock aus. Unter dem Motto 
„Impfen mit Blick in die Zukunft – Neue Segel setzen!“ werden Forschungser-
gebnisse zu moderner Impfkommunikation, innovativen Impftechnologien und 
Impfstoff en, neuen Impfempfehlungen und Impfzielen in Deutschland und 
Europa auch im Kontext des Klimawandels sowie das neue NaLI-Konzept zur 
Förderung der HPV-Impfung präsentiert. Am 2. Tag ist insbesondere auch für 
den ÖGD ein praxisorientierter Austausch von Ärztevertretern, ÖGD, STIKO-
Mitgliedern und Entscheidungsträgern vorgesehen. Nähere Informationen mit 
Einladung zur NIK fi nden sich unter  https://nationale-impfkonferenz.de/ . 

                                                Botulismus Fall im Bezirk Hamburg-Harburg 
   Autorinnen/Autoren        L.     Chennaoui    1    ,      S.     Bühler    2    ,      K.     Choudhury    2    , 
     M.     Lotze-Rupp    1   
  Institute     1      Gesundheitsamt Hamburg-Harburg, Abteilung Gesundheits-
schutz/Infektionsschutz, Hamburg   ;   2      Infektionsepidemiologisches 
Landeszentrum, Institut für Hygiene und Umwelt, Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781844 
     Als häufi gste Form des Botulismus tritt in Deutschland bei insgesamt wenigen 
Fällen pro Jahr, der Lebensmittelbotulismus auf. Verursacht wird die Erkrankung 
durch Botulinum Neurotoxine (BoNT). Diese Toxine werden von sporenbilden-
den Stäbchenbakterien der Gattung Clostridium (in den meisten Fällen durch 
 Clostridium botulinum ) gebildet. Weite Verbreitung fi nden die Dauerformen 
des Erregers (Sporen) z. B im Erdboden, in Gemüse-, Obst und Fleischerzeug-
nissen. Bei nicht ausreichender Erhitzung von Lebensmitteln (unter 80 °C), 
bleiben die Sporen überlebensfähig und können unter anaeroben Bedingungen 
auskeimen und Toxine ausbilden. Durch den Verzehr von Toxin-kontaminierten 
Lebensmitteln kommt es zur Ausbildung der Botulismus-Erkrankung, gekenn-
zeichnet durch akut entstehende Hirnnervenstörungen, Atemstörungen und 
eine sich rasch entwickelnde herabsteigende schlaff e Lähmung. 
 Am 11.07.2023 erfolgte durch ein Klinikum die §6-Meldung über den Verdacht 
auf Lebensmittelbotulismus bei einer 32-jährigen Patientin an die Abteilung 
für Infektionsschutz des Gesundheitsamtes Hamburg-Harburg. Stationär auf-
genommen wurde die Patientin über die Notaufnahme, in der sie sich selbstän-
dig vorstellte, aufgrund von in der Nacht zuvor akut aufgetretener Schluck- und 
Atemstörung sowie Lähmungserscheinungen der oberen Extremitäten. Es 
erfolgte unter der genannten Verdachtsdiagnose die rasche Gabe eines Anti-
toxins sowie die Übernahme auf Intensivstation; hier wurde die Patientin akut 
beatmungspfl ichtig. Neben der laborchemischen Routinediagnostik wurden 
von der Patientin mitgebrachte Speisereste der letzten Mahlzeit bestehend aus 
Hackfl eisch und Rosenkohl sowie Erbrochenes zur weiteren Diagnostik einge-
sandt. Am 19.07.2023 wurde mittels PCR-Diagnostik das Botulinum Neuroto-
xin Typ B im Erbrochenem und in der Mahlzeit am Konsiliarlabor für Neurotoxin-
produzierende Clostridien des Robert Koch-Instituts (RKI) nachgewiesen. 
Darüber hinaus erfolgte mittels Maus-Bioassay der Toxinnachweis im Serum 
der Patientin. 

 Die Abteilung für Infektionsschutz begann unmittelbar nach Eingang der 
§6-Meldung mit den Ermittlungen zur Kausalitätsüberprüfung des Infektions-
geschehens. Zeitgleich wurden der Verbraucherschutz, die Landesstelle sowie 
die Sozialbehörde hinzugezogen. Darüber hinaus bestand ein regelmäßiger 
Austausch mit dem RKI zu den erhobenen Befunden. Nach telefonischer Rück-
sprache mit dem Ehemann der Patientin wurden unter Einbeziehung des Ver-
braucherschutzes diverse Hackfl eischprodukte aus dem zuletzt von der Pati-
entin aufgesuchten Supermarkt beprobt. In keinem der Fleischprodukte 
konnte  C. botulinum  nachgewiesen werden. Daraufhin erfolgte eine Begehung 
des Haushaltes der Patientin durch Mitarbeiter des Gesundheitsamtes und 
Verbraucherschutzes. Dort fanden sich diverse abgelaufene Lebensmittel sowie 
eine Vielzahl an selbst eingelegtem Gemüse und eingefrorenem Fleisch. Es 
wurden 7 Lebensmittelproben aus dem Haushalt der Familie mitgenommen 
und zur Diagnostik eingesandt. Hierbei konnte in einer Probe aus eingefrore-
nem Fisch/Fleisch das Botulinum Neurotoxin nachgewiesen werden. Der Ehe-
mann wurde daraufhin angewiesen, sämtliche eingelagerten Lebensmittel zu 
verwerfen. In der Zusammenschau der erhobenen Befunde wird von einem auf 
die Häuslichkeit begrenzten Infektionsherd ausgegangen. Die Patientin konn-
te nach rückläufi gen Lähmungserscheinungen, jedoch weiterhin beatmungs-
pfl ichtig, am 24.07.2023 in ein Rehabilitationszentrum zur Beatmungsentwöh-
nung verlegt werden. Am 04.09.2023 konnte die Patientin im stabilisierten 
Allgemeinzustand zurück in die Häuslichkeit entlassen werden. 
 Die Fallstudie ist ein gutes Beispiel für die überamtliche Zusammenarbeit zwi-
schen Gesundheitsämtern, Verbraucherschutz, Laboren, Kliniken und den 
Landes- und Bundesstellen. 

                                                RSV im Wandel – saisonale Auswertungen in Leipzig 
von 2018/19 bis 2022/23 
   Autorinnen/Autoren        C.     Püschmann    1    ,      A.     Sommer    1    ,      K.     Nerkelun    1    ,      A.     Kühn    1    , 
     I.     Möller    1    ,      C.     Anders    1    ,      B.     Pantenburg    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Leipzig, Leipzig  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781845 
      Einleitung : Das Respiratorische Synzytial-Virus (RSV) gilt als weltweit verbrei-
teter Atemwegserreger, welcher insbesondere bei Säuglingen und Kleinkindern 
schwere Krankheitsverläufe verursachen kann. Die epidemiologische Datenla-
ge bezüglich RSV-Infektionen in Deutschland weist Lücken auf, da bis zum 
Sommer 2023 lediglich in Sachsen der Nachweis mit RSV, wenn dieser auf 
akute Krankheit hinweist, an das zuständige Gesundheitsamt meldepfl ichtig 
war. 
  Fragestellung : Gibt es für die betrachteten Zeiträume Verschiebungen hin-
sichtlich Saisonbeginn, -ausprägung und -ende? Zeigen sich während und nach 
den Corona-Schutzmaßnahmen Veränderungen in den RSV-Fallzahlen und der 
Altersstruktur der Betroff enen im Vergleich zur präpandemischen Phase? 
  Methodik : Datenbasis bilden alle im Zeitraum von 24. KW 2018 bis 23. KW 
2023 an das Gesundheitsamt Leipzig gemeldeten RSV-Fälle. Diese wurden aus 
OctoWare® TN in MS Excel 2016 exportiert, anonymisiert und deskriptiv aus-
gewertet. Untersucht wurden saisonale Verläufe der gemeldeten RSV-Fallzah-
len sowie die saisonweise Altersverteilung zum Erkrankungszeitpunkt. 
  Ergebnisse : Bei der Auswertung der Daten konnte ein vollständiges Ausbleiben 
einer „RSV-Welle“ in der Saison 2020/21 festgestellt werden. Zudem fiel 
2021/22 eine deutlich vorverlagerte Erkrankungssaison auf. In der Saison 
2022/23 zeigte sich eine deutliche Zunahme der Fallzahlen (N = 1403) im Ver-
gleich zu den Erhebungszeiträumen der Vorjahre. 
 Signifi kante Unterschiede ließen sich in der Altersstruktur der gemeldeten Fäl-
le eruieren, wobei 2022/23 ein höheres Durchschnittsalter (26,2 Jahre) und ein 
deutlicher Zuwachs in der Altersgruppe über 60 Jahren auffi  elen (ca. 20 % ≥ 60 
Jahre). 
  Schlussfolgerung und Ausblick : Ein Zusammenhang zwischen den Kontakt-
beschränkungen im Rahmen der Corona-Schutzmaßnahmen im Jahr 2020 und 
dem vollständigen Ausfall der RSV-Saison 2020/21 ist anzunehmen. Die zeitli-
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che Verlagerung 2021/22 interpretieren wir als daraus resultierendes „Nach-
holphänomen“. 
 Um die Meldedaten besser im Kontext interpretieren zu können und Ableitun-
gen für z.B. Impfempfehlungen oder weitere präventive Maßnahmen zu ge-
stalten, wäre das Zusammenführen der Ergebnisse mit klinischen Daten anzu-
streben. 

                                                Die neue Meldepfl icht für Respiratory Syncytial Virus 
(RSV) in Deutschland 
   Autorinnen/Autoren        U.     Heudorf    1    ,      A.     Marcic    2    ,      K.     Steul    3   
  Institute     1      Institut für Hygiene und Umweltmedizin, Justus Liebig 
Universität Giessen   ;   2      Abteilung Infektionsschutz, Amt für Gesundheit, 
Landeshauptstadt Kiel   ;   3      Institut für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin, 
Universitätsmedizin Mainz  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781846 
      Hintergrund : Im Sommer 2023 wurde in Deutschland eine namentliche Mel-
depfl icht für Respiratory Syncytial Virus (RSV) eingeführt. Als Ziele wurden 
angegeben: 1) Verbesserung der Datengrundlage (zur Verhütung der Überlas-
tung des Gesundheitssystems), 2) Durchführung zielgerichteter und frühzeiti-
ger Ermittlung und Maßnahmen der Gesundheitsämter vor Ort zur Verhinde-
rung der Weiterverbreitung und 3) Beurteilung der Impfstoff e nach der zu 
erwartenden Zulassung einer RSV-Impfung   [ 1 ]  . 
  Methoden : Diese Ziele sollen vor dem Hintergrund der Daten der seit mehr als 
20 Jahren bestehenden RSV-Meldepfl icht in Sachsen sowie der Daten aus dem 
ARE-Survey betrachtet werden unter Berücksichtigung a) der grundsätzlichen 
rechtlichen und fachlichen Anforderungen und Möglichkeiten des Infektions-
schutzgesetzes   [ 2 ]  , b) der Anforderungen der EU-Kommission zur Erfassung 
von Infektionserkrankungen, sowie der Experten der Europäischen Gesund-
heitsbehörde   [ 3   ,  4 ]  , c) der Möglichkeiten für individuelle oder allgemeine Prä-
ventionsmaßnahmen durch die Gesundheitsämter und d) der bisherigen Er-
fahrungen zu den Bewertungsmöglichkeiten der Meldedaten (insbesondere 
im Hinblick auf die Eff ektivität vom Impfungen) 
  Ergebnisse und Diskussion : Eine Hochrechnung der bisherigen Meldedaten 
aus Sachsen auf ganz Deutschland zeigt, dass mit über 100.000 Meldungen pro 
Jahr gerechnet werden muss (mehr als die Meldungen an Rota- und Noroviren 
zusammen). Weder in den Anforderungen der EU-Kommission   [ 3 ]   noch nach 
den Betrachtungen der EU-Experten ist eine RSV-Meldepfl icht empfohlen. Eine 
namentliche Meldepfl icht ist auch aus rechtlichen Betrachtungen nicht ange-
zeigt   [ 2 ]  . Hier wäre – um die Gesundheitsämter nicht unnötig zu überlasten – 
ein Sentinel, das auch zur Beurteilung von Impfungen besser geeignet ist, 
grundsätzlich sinnvoller   [ 2 ]  . Darüber hinaus haben erste Erfahrungen mit Ab-
wassersentinels bzgl. RSV gezeigt, dass hiermit lokale und regionale RSV-In-
fektionsgeschehen erfasst werden können – allerdings ohne Angaben zur Er-
krankungsschwere und damit zur Belastung des Gesundheitssystems   [ 5 ]  . 
 Vor diesem Hintergrund erscheint die Meldepfl icht für RSV nicht sachgerecht. 
Stattdessen sollten die vorhandenen Sentinels weiter aufgestockt und fortge-
führt werden, ggf. ergänzt durch RSV-Abwassermonitoring 
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                                            Lessons learned – Vorstudie (HepMig) zur Versor-
gungssituation von Hepatitis B und C bei Menschen 
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      Hintergrund und Ziel : Deutschland hat sich verpfl ichtet, die WHO-Ziele für 
die Eliminierung von Hepatitis B (HBV) und C (HCV) als Bedrohung der öff ent-
lichen Gesundheit bis 2030 zu erreichen. Deutschland ist insgesamt ein Land 
mit niedriger Prävalenz für beide Infektionen, allerdings fehlen valide Daten zur 
Prävalenz und zum Zugang der Versorgung von Menschen, die aus Ländern mit 
höherer HBV- oder HCV-Prävalenz zugewandert sind. Ziel der HepMig-Vorstu-
die war die Entwicklung und Pilotierung eines machbaren und akzeptierten 
Studiendesigns für eine Erhebung zur Einschätzung der Versorgungssituation 
von Hepatitis B, (D) und C (HBV, HCV, HDV) in Deutschland bei Menschen mit 
Migration aus ausgewählten Ländern. Hier beschreiben wir das Studiendesign 
und die „lessons learned“. 
  Methoden : Ziel der Pilotierung in Frankfurt am Main war es, jeweils 200 Per-
sonen, die in Rumänien oder in der Türkei geboren wurden, zu rekrutieren. Es 
wurden zwei unterschiedliche Wege der Gewinnung von Teilnehmenden pilo-
tiert. Der Hauptstudienort war das Frankfurter Gesundheitsamt, wo die Studi-
enteilnahme an 5 Tagen/Woche zu bestimmten Zeiten möglich war. Darüber 
hinaus wurden eine Arztpraxis, eine Kirchengemeinde und der Cargo Bereich 
des Frankfurter Flughafens als Standorte für die Outreach-Rekrutierung von 
Teilnehmenden gewonnen. Vor Studienbeginn wurden an verschiedenen Orten 
in Frankfurt, welche von einem hohen Anteil an Menschen aus der Zielpopula-
tion aufgesucht werden, Informationsfl yer zur Studie in mehreren Sprachen 
ausgelegt und Poster aufgehängt. Ein entsprechender, mehrsprachiger Beitrag 
wurde zudem in den sozialen Medien gepostet. Alle Teilnehmenden wurden 
mittels Fragebogen (online oder Papier) zu soziodemografi schen Faktoren, zum 
Risiko- und Präventionsverhalten sowie ihrem Zugang zur Versorgung befragt. 
Zusätzlich erfolgte eine Blutabnahme aus Kapillarblut, die Proben wurden vor 
Ort auf Filterpapier getropft in einem zentralen Labor auf Hepatitis B, (D) und 
C getestet. Die Testergebnisse konnten durch die Studienteilnehmenden im 
Rahmen einer ärztlichen Beratung abgeholt werden. Zusätzlich konnten die 
Teilnehmenden auf freiwilliger Basis einen kurzen Fragebogen zur Akzeptanz 
der Studie ausfüllen. Alle Studienmaterialien waren in mehreren Sprachen ver-
fügbar, zusätzlich gab es die Möglichkeit einer Sprachmittlung durch einzelne 
Personen aus dem mehrsprachigen Studienteam. Alle Teilnehmenden erhielten 
eine Aufwandsentschädigung. 
  Ergebnisse : Zwischen dem 04.05.2023 und dem 16.06.2023 wurden insge-
samt 78 Teilnehmende rekrutiert, darunter 37 Personen in der Kirche, 28 in der 
Arztpraxis und fünf am Flughafen. Acht Studienteilnehmende nahmen im Ge-
sundheitsamt Frankfurt an der Studie teil. Insgesamt 61 Teilnehmende haben 
den Fragebogen ausgefüllt, davon kamen 37 Teilnehmende aus der Türkei und 
24 aus Rumänien, 36 waren männlich und 31 weiblich. Der Altersmedian betrug 
42 Jahre, mit einer Spanne von 18-82 Jahre. Studiendesign, Fragebogen und 
Blutentnahme wurden von allen Teilnehmenden, die den Fragebogen zur Ak-
zeptanz der Studie ausfüllten, mit gut oder sehr gut bewertet (N = 60). 
  Fazit : Das Zusammenspiel von guter Akzeptanz des Studiendesigns durch die 
Teilnehmenden und trotzdem geringer Anzahl an Teilnehmenden legt nahe, 
dass das Gesundheitsamt als Hauptstudienort und die Rekrutierungsstrategie 
nicht geeignet waren. Erfolgreicher war der Weg der Outreach-Rekrutierung 
in Kombination mit einem multilingualen Studienteam. 
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                                                Weiterbildungsbefugnis 2.0 – Behördenübergreifen-
de Weiterbildungsbefugnis zum*r Fachärzt*in für 
Hygiene und Umweltmedizin 
   Autorinnen/Autoren        A.     Kossow    1    ,   2    ,      D.     Zahn    3    ,      K.     Ademi    1    ,      S.     Scharkus    1   
  Institute     1      Gesundheitsamt der Stadt Köln, Infektions- u. Umwelthygiene, 
Köln   ;   2      Institut für Hygiene, Universität Muenster, Münster   ;   3      Bezirksregie-
rung Köln, Dezernat 24, Köln  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781848 
     Zu den vom Fachkräftemangel in Deutschland besonders betroff enen Bereichen 
zählt in den akademischen Berufsgruppen unter anderem der Bereich Medizin 
( https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/fachkraeftesicherung.html ). 
Da sich nicht nur der Fachkräftemangel in den nächsten Jahren zuspitzen wird, 
zudem gerade das Fachgebiete Hygiene und Umweltmedizin besonders betrof-
fen sein wird, sondern das Angebot an Weiterbildungsstellen im genannten 
Fachbereich im Vergleich zur Nachfrage sehr gering ist, bedarf es neuer Wege, 
um den Mangel an Fachärtz*innen für Hygiene und Umweltmedizin wirksam 
entgegentreten zu können. 
 Diesen neuen Weg gehen das Gesundheitsamt Köln und die Bezirksregierung 
Köln nun gemeinsam. Da eine Weiterbildung grundsätzlich nur in Vollzeitbe-
schäftigung möglich ist, die Vereinbarkeit mit Familie sich oft aber nur in Teilzeit 
umsetzen lässt, konnte nun die Erteilung einer gemeinsamen Weiterbildungs-
ermächtigung durch die Kooperation zweier Fachärztinnen mit einem Stellen-
umfang von je 70 und 60 % realisiert werden. Die Inhalte, die an den jeweiligen 
Weiterbildungsstätten erlernt werden können wurden im Rahmen des der 
Ärztekammer Nordrhein vorgelegten Konzepts abgestimmt. Zudem besteht 
eine Kooperation mit dem Universitätsklinikum Köln, so dass die Assisten*innen 
mindestens 6 Monate ihrer Weiterbildungszeit an das dortige Institut für Hy-
giene rotieren und u.a. den Laboralltag erleben zu können. 
 Derzeit werden 3 Ärzt*innen in unterschiedlichen Arbeitzeitmodellen weiter-
gebildet. 
 Das Konzept zeigt ein gelungenes Beispiel für die Vereinbarkeit von Karriere 
und Familie sowohl für die Weiterbildungsbefugten als auch die Assistent*innen. 
Zudem kann so Kolleg*innen, die während der Corona Pandemie befristet ein-
gestellt wurden und sich bewährten im ÖGD eine Perspektive gegeben und ein 
Beitrag zur Fachärzt*innenausbildung geleistet werden. 

                                                ÖGD und ambulante Versorgungsstrukturen bei 
Tuberkulose. Absicherung der ambulanten Therapie 
bei komplexen Fällen – Beobachtungen für die Stadt 
Leipzig 
   Autorinnen/Autoren        Y.     N.     Wachsmuth    1    ,      C.     Püschmann    2    , 
     E.     Schweickert de Palma    3   
  Institute     1      Gesundheitsamt Stadt Leipzig, Abteilung Hygiene – SG 
Infektion und Prävention – Facharzt Innere Medizin, Bereichsleitung 
Infektionsschutz Tuberkulose und Fürsorge   ;   2      Gesundheitsamt Stadt 
Leipzig, Abteilung Hygiene – SG Infektionsschutz – MPH, Hygieneinspekto-
rin   ;   3      Gesundheitsamt Stadt Leipzig, Abteilung Hygiene – SG Infektion und 
Prävention – Ärztin Asyl  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781849 
      Inhalt : Wie können der öff entliche Gesundheitsdienst (ÖGD) und ambulante 
Versorgungsstrukturen zum Gelingen der Tuberkulosetherapie beitragen? Vor 
welchen Herausforderungen stehen die Akteure? 
  Komplex 1 : Besteht ein Unterschied zwischen der regulären ambulanten fach-
ärztlichen Anbindung und ASV Ambulanzen (Ambulante Spezialfachärztliche 
Versorgung nach § 116b SGB V)? Beleuchtung der rechtlichen und strukturel-
len Grundlagen und Unterschiede zwischen den beiden Versorgungsarten. 
  Erhebung : Vergleich zwischen ASV-Ambulanz und regulärer ambulanter fach-
ärztlicher Versorgung: Auswertung der Therapieabbrüche und deren Gründe, 
sowie der durchgeführten Interventionen seitens des ÖGD (Maßnahmen gem. 
§§ 29 und 30 IfSG) im Stadtkreis Leipzig im Zeitraum von 2016 bis 2023. 

  Komplex 2 : Warum ist das ggf. von Relevanz? Beleuchtung der Entwicklung 
seit 2009. Gefühlt komplexer werdende TB-Patientinnen und -Patienten (The-
rapiedauer, WW, NW, Sprachbarriere, Resistenzen; Compliance-Schwierigkei-
ten). 
  Erhebung : Entwicklung der Merkmale von TB-Patientinnen und -Patienten in 
Leipzig von 2009-2013 und 2019-2023: Auswertung Sprachbarriere, Kosten-
träger bei Erstdiagnose, Koinfektionen, Abususproblematik und Resistenzmu-
ster des Erregers und ähnicher Hemmnisse der Therapieadherenz in zwei ver-
schiedenen Zeiträumen. Zudem Auswertung der durchführung von 
Maßnahmen gem. §§ 29 und 30 IfSG in den genannten Zeiträumen. Vergleich 
der beiden Zeiträume. 
  Resümee : Notwendigkeit der Entwicklung enger, robuster und tendenziell auch 
personenunabhängiger Kooperationsstrukturen in der Absicherung der The-
rapie der Betroff enen. Zuständigkeiten und vernetztes Agieren. 

                                                TBC unter Asylbewerbern und Gefl üchteten aus der 
Ukraine – Daten und Fallbeispiele aus 10929 Erstauf-
nahmeuntersuchungen. 
   Autorinnen/Autoren        B.     Tegtmeyer    1    ,      M.     Alabadla    2    ,      L.     Jung    3    ,      S.     Haag-Milz    4   
  Institute     1      Gesundheitsamt, Infektionsschutz und LEA, Sigmaringen   ; 
  2      Gesundheitsamt, Außenstelle LEA, Sigmaringen   ;   3      Gesundheitsamt, 
Außenstelle LEA, Sigmaringen   ;   4      Gesundheitsamt, Leitung Fachbereich 
Gesundheit, Sigmaringen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781850 
      Hintergrund : In Baden-Württemberg werden die Erstaufnahmeuntersuchun-
gen durch die Gesundheitsämter in den Landeserstaufnahmeeinrichtungen 
(LEAs) durchgeführt. Die LEA Sigmaringen ist seit Sommer 2015 in Betrieb. 
Damals mussten im Zuge der Migrationsbewegung rasch Kapazitäten geschaf-
fen werden, um bei einer großen Zahl von ankommenden Asylbewerbern die 
gesetzlich vorgesehene Erstaufnahmeuntersuchung durchzuführen. Nach 
vorübergehend niedrigen Untersuchungszahlen wird seit November 2020 in 
der Außenstelle des Gesundheitsamtes in der LEA Sigmaringen wieder regel-
mäßig untersucht. Ab März 2022 wurden auch Gefl üchtete aus der Ukraine, 
die in der LEA Sigmaringen oder in Gemeinschaftsunterkünften des Landkreises 
aufgenommen wurden, einem Tuberkulose-Screening unterzogen. 
 Anhand der retrospektiven Analyse der Untersuchungsergebnisse in einem 
Landkreis mit Landeserstaufnahme in Baden-Württemberg mit Blick auf die 
Herkunftsländer sollen Faktoren identifi ziert werden, die mit einem höheren 
Tuberkuloserisiko einhergehen. 
  Methode : Insgesamt wurden 10 929 Untersuchungen von Asylbewerbern (ge-
mäß § 62 Asylgesetz) und Gefl üchteten aus der Ukraine (gemäß § 36 Infekti-
onsschutzgesetz) zwischen November 2022 und Ende Juni 2023 durchgeführt. 
Die Untersuchung umfasste bei Personen ab 15 Jahren eine Inaugenscheinnah-
me, Röntgen-Thorax und bei auff älligem Befund eine Interferon-Gamma-Re-
lease-Assay (IGRA) -Testung. Schwangere wurden nicht geröntgt, es wurde 
jedoch stets eine IGRA-Testung durchgeführt. Bei Gefl üchteten aus der Ukrai-
ne wurde aufgrund der anderen gesetzlichen Grundlage zum Teil auf die Inau-
genscheinnahme zugunsten von Fragebögen verzichtet. Die Dokumentation 
und Auswertung der Untersuchungsergebnisse erfolgte mittels standardisier-
ter Erhebungsbögen und einer eigenen Datenbank. 
  Ergebnisse : Im Untersuchungszeitraum wurden 9236 Asylbewerber – häufi gs-
te Herkunftsländer Syrien (3454), Türkei (1992) und Afghanistan (973) – und 
1693 Gefl üchtete aus der Ukraine untersucht. Es traten 11 Fälle einer aktiven 
Tuberkuloseerkrankung auf. Darunter waren sechs Fälle von ansteckender Lun-
gentuberkulose (zwei mikroskopisch off en, vier kulturell off en). Drei dieser 
off enen TBC-Fälle kamen aus der Ukraine. Bei einem 61jährigen Ukrainer lag 
eine multiresistente (prä-XDR-) TBC vor. Bei extrem schlechter Compliance war 
eine mehrmonatige geschlossene Unterbringung im Bezirksklinikum Obermain 
notwendig. Bei drei Fällen aus Syrien bzw. Afghanistan wurde ein spezifi scher 
Pleuraerguss ohne Ansteckungsfähigkeit diagnostiziert, bei je einem weiteren 
Fall eine Lymphknotentuberkulose und ein tuberkulöser Abszess im M. Psoas. 
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Aus Georgien stammten nur knapp 5 % aller Untersuchten, aber zwei der 11 
TBC-Fälle, beide waren ansteckend. Aus Syrien und der Türkei kamen über die 
Hälfte aller Untersuchten, aber nur zwei der 11 aktiven Tuberkulosefälle. Bei 
194 Schwangeren wurden IGRA-Testungen durchgeführt, 24 davon waren po-
sitiv. Die höchste Rate an positiven IGRA-Testungen bei Schwangeren zeigt sich 
bei Frauen aus Kamerun (7/13) und Nigeria (3/10). 8086 Personen wurden 
geröntgt. Der Anteil an Röntgenbefunden mit Hinweisen auf eine abgelaufene 
oder frische Tuberkuloseinfektion war bei den Untersuchten aus Georgien 
(3,14 %), der Ukraine (2,9 %) gegenüber 1,31 % bei allen Untersuchungen am 
höchsten. 
  Schlussfolgerung : Die vorliegende Analyse bestätigt den hohen Wert der ak-
tiven Fallfi ndung mittels Röntgenuntersuchung auf Tuberkulose bei gefl üchte-
ten Menschen für den Infektionsschutz. 
 Bei 10 929 Erstaufnahmeuntersuchungen fi elen insgesamt 11 aktive Tuberku-
loseerkrankungen auf. Darunter waren sechs Fälle mit ansteckender Lungen-
tuberkulose ohne klinische Auff älligkeiten, ebenso drei weitere nichtanstecken-
de Fälle mit spezifischem Pleuraerguss. Mittels aktiver Fallfindung können 
Tuberkuloseerkrankungen in früheren, weniger infektiösen Stadien detektiert 
und die Ansteckungsgefahr für Kontaktpersonen verringert werden. Als beson-
ders gefährdet für Tuberkuloseerkrankungen wurden Migranten aus der Ukra-
ine, Georgien und Subsaharaafrika identifi ziert. 

                                                Extrapulmonary tuberculosis in Cologne 2012-2022: 
a retrospective analysis validating national patterns 
   Autorinnen/Autoren        D.     Rauschning    1    ,   2    ,      J.     Reusch    3    ,      N.     Funke    4    ,      M.     Hellmich    3    , 
     F.     Neuhann    5    ,      I.     Suárez    1    ,   6   
  Institute     1      University of Cologne, Department I of Internal Medicine, 
Division of Infectious Diseases, Cologne   ;   2      Bundeswehr Central Hospital 
Koblenz, Department IB of Internal Medicine, Koblenz   ;   3      Institute of 
Medical Statistics and Computational Biology, Faculty of Medicine and 
University Hospital Cologne, University of Cologne, Cologne   ;   4      Health 
department of Cologne, Cologne   ;   5      Faculty of Medicine and University 
Hospital, Heidelberg Institute of Global Health (HIGH), Heidelberg 
University, Heidelberg   ;   6      German Center for Infection Research (DZIF), 
Partner Site Bonn-Cologne, Cologne  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781851 
      Introduction : Tuberculosis (TB) remains a widespread and life-threatening 
global infectious disease. Extrapulmonary tuberculosis poses unique challenges 
in both diagnosis and treatment. This study's goal was to investigate cases of 
extrapulmonary TB, with a particular focus on epidemiology, diagnostic me-
thods, and treatment practices, within a major German city over a ten-year 
period. The study aimed to ascertain the incidence rate and identify patient 
groups at higher risk, comparing them to cases of pulmonary TB. 
  Methods : We performed a retrospective analysis of case data reported to the 
public health department of the city of Cologne for both extrapulmonary and 
pulmonary TB cases during the period from 2012 to 2022. For extrapulmonary 
TB cases, in addition to analyzing the reported data, we conducted a review of 
patient fi les to gather information about prior medical conditions, diagnostic 
procedures, and treatments. 
  Results : We analyzed a total of 1003 reported TB cases from 2012 to 2022. 
Among these, 32 % (254/803) were identifi ed as extrapulmonary TB. Lymph 
nodes were most frequently aff ected followed by pleural manifestation. Myco-
bacterium tuberculosis was the predominant pathogen type, accounting for 
223 (88 %) cases. The majority of the detected species were pan-susceptible 
(166/254, 65 %), with 189 cases having susceptibility data available. 
 The average length of hospital stay for patients with extrapulmonary TB was 
14.5 days, and the mean total therapy duration was 257 days. Approximately 
40 % (99/252) of patients with extrapulmonary TB had some form of immuno-
suppression. 

 There was a signifi cant diff erence in gender distribution, with pulmonary TB 
being more common in male patients and extrapulmonary TB occurring more 
frequently in women. 
 The majority of infected individuals originated from Europe (622/1003, 62 %) 
or countries with a low TB incidence ( < 10/100,000) (397/1003, 40 %). Pulmo-
nary TB was more prevalent in individuals from these regions (302/647, 45 %). 
In contrast, extrapulmonary TB was signifi cantly more common in people from 
high-incidence countries ( > 100/100,000) (133/315, 42 %, p < 0.0001). Appro-
ximately 16 % of all TB cases were asylum seekers. 
 The overall mean TB incidence rate was 8.1/100,000, with the highest rates 
observed in 2016 and 2017 (10.4 and 9.5, respectively). Pulmonary TB inci-
dence decreased, but extrapulmonary TB remained relatively stable. Particu-
larly among asylum seekers, there was an increasing trend in extrapulmonary 
TB incidence over the years. 
  Conclusion : Extrapulmonary TB exhibits distinct epidemiological patterns 
compared to pulmonary TB. Migration appears to be a signifi cant factor in this 
regard. Therefore, in regions with a high incidence of TB, especially when pul-
monary TB has been ruled out, healthcare providers should maintain a high 
index of suspicion for TB when treating patients with relevant symptoms. In a 
broader context, our study aligns with the nationwide trend related to TB. 

                                                Tuberkulose und Kunst 
   Autorinnen/Autoren        O.     Bock-Hensley    1    ,      R.     Schulz    1    ,      C.     Denkinger    1   
  Institut     1      Tuberkulose-Museum Heidelberg, Heidelberg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781852 
      Einleitung : Medizinhistorisch betrachtet ist die Tuberkulose die einzige Erkran-
kung, die tiefgreifende Spuren in der Kunst hinterlassen hat. In jeder Epoche 
wurde die Erkrankung unterschiedlich eingeschätzt und künstlerisch verarbei-
tet. Jahrhunderte lang war die Ursache der Tuberkulose nicht bekannt, bis 1882 
Robert Koch den Tuberkulose-Erreger entdeckte. Die Tuberkulose galt als chro-
nische Erkrankung mit hoher Sterberate und wurde erst ab ca. 1950 durch die 
Entwicklung von Antibiotika heilbar. Um die Wende zum 20. Jahrhundert war 
die Tuberkulose eine Volksseuche. Das unermessliche Leid der Erkrankten fand 
Ausdruck in der Kunst – mit großer Trauer und wenig Hoff nung. 
  Material und Methode : Kunsthistorische Bedeutung hat das Thema Tuberku-
lose vor allem in der Darstellenden Kunst, in der Literatur und in der Bildenden 
Kunst. Viele berühmten Künstler erkrankten selbst an Tuberkulose. Es zeigt sich 
eine eindrucksvolle Wechselbeziehung zwischen Krankheit und Kunst, die sich 
über einen langen Zeitraum auf unterschiedliche Weise äußerte. 
  Ergebnisse : Besonders bekannte Beispiele der Verbindung von Tuberkulose 
und Musiktheater sind die Opern „La Traviata“ und „La Bohème. 
 In der Literatur hat der Roman „Der Zauberberg“ von Thomas Mann einen hohen 
Stellenwert. Neu ist „Empusion“, ein 2023 erschienener Roman von Olga Tokarczuk 
über ein Sanatorium in Görbersdorf, dem Ort der ersten Lungenheilstätte. 
 Beispiele aus der Malerei: Sandro Botticelli, dessen Lieblingsmodell Simonetta 
Vespucci mit 23 Jahren an Tuberkulose starb und Edvard Munch, der sich in Bildern 
mit dem Tuberkulose-Tod seiner Schwester auseinandersetzte. Von Heinrich Zille 
stammen zahlreiche drastische Grafi ken zum Thema Tuberkulose. 
 Beispiele aus dem Kunsthandwerk: Moulagen, dreidimensionale Darstellungen 
verschiedener Formen der Tuberkulose (ca. 1850-1950) sowie der Taschen-
spucknapf „Blauer Heinrich“, entwickelt 1889 von dem Lungenfacharzt Peter 
Dettweiler. 
  Fazit : Die Geschichte der Tuberkulose ist noch nicht zu Ende. 
 Da sie Jahrhunderte lang unheilbar war, haben Künstler aus eigener Anschauung 
das Leiden, die Hoff nungslosigkeit und den qualvollen Tod dargestellt. Mit Ein-
führung der Antibiotika um 1950 ist die Tuberkulose heilbar geworden. 
Deutschland ist heute ein Niedriginzidenzland. Weltweit sterben jedoch jährlich 
ca. 1,5 Mill. Menschen in Hochendemieländern an Tuberkulose, weil sie keinen 
Zugang zu Diagnostik und Therapie haben. Die Geschichte der Tuberkulose 
wird erst dann beendet sein, wenn die Krankheit mit eff ektiven Mitteln (Diag-
nostika, Therapeutika und Impfung) ausgerottet werden kann. 
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                                                Vektorsurveillance im Hamburger Hafen (and 
beyond) 
   Autorinnen/Autoren        S.     Bühler    1    ,      K.     Choudhury    1    ,      S.     Sawarsa    1    ,      A.     von Reiswitz    1    , 
     R.     Lühken    1    ,      S.     Jansen    1    ,      F.     Sauer    1   
  Institut     1      Institut für Hygiene und Umwelt der Freien und Hansestadt 
Hamburg, Infektionsepidemiologisches Landeszentrum; Sozialbehörde, Amt 
für Gesundheit; Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin; Universität 
Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781853 
     Begünstigt durch den internationalen Handel und die Klimaerwärmung wurden 
in der jüngeren Vergangenheit verstärkt exotische Stechmücken-Arten in 
Deutschland eingeschleppt, die sich dauerhaft ansiedeln konnten. Dazu gehört 
u.a. die Asiatische Tigermücke ( Aedes albopictus ). In Deutschland sind etablier-
te Stechmückenpopulationen in Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rhein-
land-Pfalz, Thüringen und Berlin anzutreff en. In Hamburg wurde die Tigermü-
cke bisher nicht gemeldet. Aufgrund ihrer Eigenschaft als potenzieller 
Überträger gefährlicher Krankheitserreger ist ein präventiver Ansatz geboten. 
Daher ist es wichtig, dass die Mücke frühzeitig erkannt und bekämpft wird, 
damit ihre Ausbreitung vermieden werden kann. 
 Der Hamburger Hafen ist als eine potentielle Eintrittspforte für exotische Stech-
mücken prädestiniert. Das Infektionsepidemiologische Landeszentrum des 
Instituts für Hygiene und Umwelt hat in Zusammenarbeit mit dem Hafenärzt-
lichen Dienst ein Vektormonitoring am Hamburger Hafen gestartet. Dazu 
wurden an 4 Standorten Stechmückenfallen aufgestellt und in einem wöchent-
lichen Rhythmus zwischen dem 1. August und dem 31. Oktober 2023 auf hei-
mische und nicht-hemische Stechmücken untersucht. Die Untersuchung der 
Stechmücken sowie eine Testung auf eine potentielle Erregerbelastung erfolgt 
am Bernhard-Nocht Institut für Tropenmedizin. 
 Parallel zu dem aktiven Stechmückenmonitoring erfolgt eine Aufklärung der 
Bürger, insbesondere der Kleingärtner zur Prävention und Brutstättenbeseiti-
gung sowie der Aufruf sich an den Citizen-Science-Projekten "Der Mückenatlas" 
und "Neobiota Nord" zur Einsendung von Stechmücken zur Spezies-Bestim-
mung bei auff älligen Funden zu beteiligen. 
 Derzeit werden stufenweise Bekämpfungsmaßnahmen für die Freie und Han-
sestadt Hamburg erarbeitet. 

                                                Tick borne encephalitis and West Nile Virus preva-
lence in Hamburg – TiboWeNi 
   Autorinnen/Autoren        S.     Bühler    1    ,      T.     Nießen    1    ,      G.     Dobler    1   
  Institut     1      Institut für Hygiene und Umwelt, ZIT-Zentralinstitut für 
Transfusionsmedizin GmbH in Hamburg, Nationales Konsiliarlabor für FSME 
– Institut für Mikrobiologie der Bundeswehr  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781854 
      Background : Part i: Over the past 20 years, the risk areas for  tick borne ence-
phalitis (TBE)  have extended from Southern Germany to Northern areas. Ham-
burg is one of the only German states without a reported local infection. How-
ever, infections have been detected in the surrounding areas. A majority of 
infections (around 70–95 %) have an asymptomatic course. These remain un-
discovered and unnotifi ed. Thus, also in Hamburg, TBE-infections may have 
remained undiagnosed and thus unnotifi ed in the past years. In addition, di-
sease awareness may be low among physicians and thus TBE cases may have 
been missed. In this study, we aim to conduct a TBE-seroprevalence study in 
healthy blood donors in Hamburg. Our objectives are to investigate TBE-anti-
body prevalence and potential protection rates through vaccination in Ham-
burg. 
 Part ii:  West-Nile Virus (WNV)  is a fl avivirus which has classically circulated in the 
Tropics. The virus is mainly transmitted by mosquitoes between wild birds. 
Mosquitoes infected with birds can also transmit the virus to humans and other 
mammals (especially horses). Vectors are various mosquitoes. With migratory 
birds, WNV has travelled to areas in Europe around the Mediterranean Sea. In 
Southern Europe, it has been transmitted seasonally in summer for a long time 

and it can also hibernate locally. In 2018, a circulation of WNV in birds and 
horses was registered in Germany for the fi rst time, and autochthonous human 
infections have also been notifi ed in Germany since 2019. Mainly the Eastern 
Federal States and Berlin have been aff ected. The Culex mosquitoes, which are 
widespread throughout Germany, are considered the main vectors. Also in 
Hamburg, WNV has been in detected in several birds since 2018, and in 2022, 
a fi rst WNV infection was diagnosed in a horse. For WNV, a majority of infections 
are asymptomatic in humans. Around 20 % of infected persons, develop a feb-
rile, fl u-like illness. Around 1 % develop a neuroinvasive form of the disease, in 
the form of a meningitis, or rarely an encephalitis. Approximately 5–10 % of 
patients with a neuroinvasive West Nile disease die, especially the elderly and 
patients with a pre-existing cardiovascular condition or immunosuppression 
can develop a severe course. In this study, we aim to conduct a WNV-seropre-
valence study in healthy blood donors in Hamburg. Our objectives are to inves-
tigate WNV-antibody prevalence in Hamburg. 
  Methods : This is a cross-sectional study. TBE infection-induced seroprevalence, 
WNV infection induced seroprevalence and TBE vaccination induced seropre-
valence are determined in around 1,000 persons aged ≥ 18 years living in the 
Metropolitan region of Hamburg and donating blood at the Zentralinstitut für 
Transfusionsmedizin (ZIT) in Hamburg in May 2023. At the Bundeswehr Insti-
tute for Microbiology/ National TBEV Consultant Laboratory, Munich, Enzyme-
linked immunosorbent assays (ELISAs), Microneutralisation assays (mNAs) and 
Indirect immunofl uorescence tests are performed and results are expected in 
November 2023. 
  Conclusion : With knowledge gained from this project, we aim to initiate awa-
reness campaigns among physicians, especially primary care physicians, vac-
cinologists, and neurologists. Furthermore, information campaigns among the 
population can be performed about prevention measures (e.g. TBE-vaccination, 
tick prevention, mosquito bite prevention, mosquito control). 

                                                Enzephalitis bei West-Nil-Virus (WNV) Infektion – 
Fallbeschreibung und komplexer Meldevorgang bei 
einer Infektion außerhalb des bekannten Endemie-
Gebiets 
   Autorinnen/Autoren        K.     Steul    1    ,      A.     Martin    1    ,      C.     Schwärzel    1    ,      J.     Krahn    1   
  Institut     1      Verwaltungsverband für das Gesundheitsamt für die Stadt 
Darmstadt und den Landkreis Darmstadt Dieburg, Darmstadt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781855 
     Das West-Nil-Virus (WNV) ist ein weltweit verbreitetes Flavivirus. In Deutsch-
land wird es seit 2018 bei Stechmücken und Vögeln nachgewiesen. Nachweise 
kennt man in Deutschland auch von Menschen und Pferden, die jedoch in der 
Infektionskette keine Rolle spielen, da sich Stechmücken an Ihnen nicht infi zie-
ren können. Man bezeichnet sie daher als Fehlwirte. Eine Infektion beim Men-
schen spielt in der Ausbreitung des weiteren Infektionsgeschehens keine Rolle. 
Das Auftreten von WNV Infektionen beim Menschen orientiert sich jedoch stark 
an der WNV-Zirkulation bei den Tieren. Infektionen beim Menschen treten in 
der Regel in Gebieten auf, in denen zuvor bereits Nachweise bei Stechmücken, 
Vögeln und Pferden erfolgt sind. In Deutschland zählen zu diesen Gebieten 
Berlin, Teile von Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 
 In Deutschland besteht eine Meldepfl icht nach §7 IfSG seit 2016. Insgesamt 
wurden dem Robert-Koch Institut (RKI) bis Juni 2023 insgesamt 48 Fälle eines 
West-Nil Virus Nachweis beim Menschen gemeldet. 
 Am 30.08.2023 erreichte das Gesundheitsamt der Stadt Darmstadt und des 
Landkreises Darmstadt-Dieburg (Hessen) die Meldung des Nachweises von 
Antikörpern gegen das WNV vom Typ IgM bei einer 58-jährigen Frau. Der Mel-
devorgang und die Recherche wurden durch mehrere Faktoren erschwert: 
 Es handelt sich bei der Meldeperson um eine Touristin ohne Meldeadresse in 
Deutschland. 
 Der (gewöhnliche) Aufenthaltsort in Deutschland ist nicht in der selben Kom-
mune wie die versorgende Klinik. 
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 Die Labordiagnostik wurde nicht durch die versorgende Klinik durchgeführt, 
sondern privat durch die Angehörigen. 
 Durch die ausführliche Recherche und zuletzt Anamnese der Frau konnte der 
Infektionszeitraum soweit eingegrenzt werden, dass sich die Frau im Herkunfts-
land (USA; Florence, Colorado) infi ziert haben musste. Infektionen mit WNV 
sind in den USA seit den frühen 2000er Jahren bekannt. Auch im Herkunftsge-
biet der Meldeperson kann WNV als endemisch betrachtet werden. Klinisch 
zeigte sich die Patientin in deutlich reduziertem AZ, mit hochfi eberhaften 
Temperaturen über wenigstens vier Tage und mit Symptomen einer akuten 
Encephalitis (kognitive Einschränkungen, Gedächtnisverlust). Die Patientin 
musste intensivmedizinisch behandelt werden. Zudem wurde der 10-tägige 
stationäre Aufenthalt durch die Entgleisung des bestehenden Diab. Mell. Typ 
1 kompliziert. 
 Der hier vorgestellte Fall zusammen mit dem speziellen Meldevorgang verdeut-
licht die Komplexität von Zoonosen außerhalb des eigentlichen Endemiege-
biets. 

                                                West-Nil-Virus in Leipzig von 2019 bis 2023 
   Autorinnen/Autoren        A.     Sommer    1    ,      A.     Kühn    1    ,      C.     Püschmann    1    ,      I.     Möller    1    , 
     C.     Anders    1    ,      B.     Pantenburg    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Leipzig, Leipzig  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781856 
      Einleitung : Das West-Nil-Virus zählt zu den Erregern „Emerging Infectious 
Diseases“ und verursacht seit 2019 auch autochtone Erkrankungsfälle bei Ein-
wohnerinnen und Einwohnern in der Stadt Leipzig. Die gemeldeten Fälle un-
terschieden sich erheblich bezüglich der Erkrankungsschwere, von Asympto-
matik bis hin zu schweren Verläufen mit letalem Ausgang. Zur demo- und 
geografi schen Einordnung der Infektionsfälle, Detektion von Risikofaktoren 
und Ableitung möglicher Maßnahmen erfolgte eine retrospektive Auswertung. 
  Methodik : Mittels Recherche in der Meldedatenbank OctoWare® TN wurden 
für den Zeitraum 2018-2023 14 bestätigte WNV-Fälle im Zuständigkeitsbereich 
des GA Leipzig identifi ziert. 
 Diese wurden in MS Excel 2016 exportiert, pseudonymisiert und deskriptiv 
ausgewertet. Untersucht wurden dabei soziodemografi sche Merkmal, Reisea-
namnese sowie potentielle Risikofaktoren, klinische Verläufe und geografi sche 
Verteilung der Fälle im Stadtgebiet. 
  Ergebnisse : Dem Gesundheitsamt Leipzig wurden seit 2019 14 (Erkrankungs-)
Fälle von West-Nil-Virus gemeldet. Die Mehrzahl der Fälle (n = 10) traten dabei 
2020 auf, während im Jahr 2023 nur eine Fallmeldung erfolgte (Stand: 
27.10.2023). Ein Großteil der betroff enen Personen hatte seinen Wohnsitz im 
Osten (n = 8) bzw. Südosten (n = 2) von Leipzig, teilweise mit geografi scher Nähe 
zu kleineren Gewässern oder mit eigenem Kleingarten. Schwere Krankheits-
verläufe mit Aufenthalt auf Intensivstation betrafen ältere Personen (Alter > 65 
Jahre) bzw. Personen mit schweren Grunderkrankungen. 
  Schlussfolgerung/Fazit/Diskussion : Vor dem Hintergrund des Klimawandels 
ist zukünftig mit einer Zunahme von WNV-Fällen zu rechnen. Eine – entspre-
chend der identifi zierten Risiken – zielgruppenspezifi sche Aufklärungskampa-
gne ist zu erwägen. Im Sinne des One Health Ansatzes sollten diese sowie 
weitere Forschungsaktivitäten in Zusammenarbeit mit anderen Behörden und 
universitären Einrichtungen erfolgen. 

                                                Die Asiatische Tigermücke als Herausforderung für 
den ÖGD im Kontext des Klimawandels – Erfahrun-
gen aus Bayern 
   Autorinnen/Autoren        S.     Böhm    1    ,   2    ,      J.     Metz    1    ,      J.     Neusser    3    ,      K.     Katz    1    ,      M.     Hoch    4    , 
     S.     Heinze    5    ,      F.     Just    6   
  Institute     1      Bayerisches Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit, Daten- und Modellierungsunit und Surveillance, Infektionsepidemiolo-
gie (GI-TFI2), München   ;   2      Medizinische Fakultät Ludwig-Maximilians-Uni-
versität, München   ;   3      Bayerisches Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit, Stabs- und Steuerungsstelle (GI-TFI1), München   ; 

  4      Bayerisches Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, Task 
Force Infektiologie (TFI), München   ;   5      Bayerisches Landesamt für Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit, Arbeits- und Umweltbezogener Gesund-
heitsschutz (AP3), München   ;   6      Bayerisches Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit, Pathologie, Parasitologie und Bienenkrankheiten 
(TG6), Oberschleißheim  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781857 
      Hintergrund : Die ursprünglich aus Südostasien stammende Asiatische Tiger-
mücke (Aedes albopictus) fi ndet in Europa zunehmend geeignete klimatische 
Bedingungen sich anzusiedeln. In Deutschland wurde sie 2007 erstmals regis-
triert. Sie ist in der Lage Erreger wie das Dengue-, Chikungunya oder Zika-Virus 
zu übertragen. In Nachbarstaaten wie Frankreich und Italien kommt es aufgrund 
höherer Temperaturen bereits zur Übertragung autochthoner Dengue-Virus-
Infektionen. Um dieser potenziellen Gesundheitsgefahr frühzeitig zu begegnen, 
ist schnelles Handeln durch Monitoring, Aufklärung, Kompetenzaufbau und 
Bekämpfung notwendig. Die Umsetzung von Maßnahmen liegt in der Verant-
wortlichkeit lokaler Behörden, dies stellt häufi g eine Herausforderung dar. Eine 
Machbarkeitsstudie des Bayerischen Landesamts für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit (LGL) in 2022/2023 zielte darauf ab, die Ausgangslage in Bay-
ern zu dokumentieren, Bedarfe zu identifi zieren sowie Strukturen und Kompe-
tenzen aufzubauen, um kompetente Vektoren, wie der Asiatischen Tigermücke, 
als neuer Herausforderung für den ÖGD zu begegnen. 
  Methode : In einer Erhebung wurden bisher bekannte Fundorte der Asiatischen 
Tigermücke in Bayern und Erfahrungen auf lokaler Ebene dokumentiert. Das 
LGL hat im Rahmen der Machbarkeitsstudie an ausgewählten Standorten eige-
ne Monitoring-Maßnahmen durchgeführt. Es fanden Vernetzungen mit 
Vertreter:innen des ÖGD auf lokaler und Bundeslandebene sowie weiterer 
Expert:innen statt. 
  Ergebnisse : Bislang wurden in Bayern nur an vereinzelten Standorten Funde 
der Asiatische Tigermücke bekannt. In Austauschen mit lokalen Behörden wur-
den Unklarheiten in den Verantwortlichkeiten und beim Vorgehen bei Monito-
ring und Bekämpfungsmaßnahmen identifi ziert. In bundesweiten Austauschen 
mit Kolleg:innen aus dem ÖGD zeigte sich, dass auch außerhalb Bayerns Fragen 
zu Verantwortlichkeiten, konkreten Handlungsempfehlungen, Bekämpfungs-
maßnahmen und den damit verbundenen Ressourcen teils ungeklärt sind. Am 
LGL wurden im Bereich Monitoring Erfahrungswerte gesammelt und Kompe-
tenzen aufgebaut. Um einer ressourcenintensiven, eigenen Erarbeitung auf 
lokaler Ebene entgegenzuwirken und Maßnahmen zu vereinheitlichen, wurden 
durch das LGL erste Handlungsempfehlungen und Informationsmaterialien für 
Behörden und die Bevölkerung erstellt. 
  Diskussion : Um einer Verbreitung der Asiatischen Tigermücke in Bayern ent-
gegenzuwirken, ist frühzeitiges Handeln notwendig. Bisherige Erfahrungen 
zeigen deutlich, dass Einzelfunde möglichst schnell abgeklärt werden sollten, 
um Populationen frühzeitig zu erfassen und zu bekämpfen. In Bayern besteht 
diesbezüglich noch Ausbaubedarf. Gegenmaßnahmen sollten als gemeinsame 
Anstrengung verstanden werden. Für den Erfolg ist die Einbeziehung der Be-
völkerung unabdingbar. Aufklärungsarbeit ist dabei essentiell. Es besteht zu-
dem hoher Bedarf an abgestimmten 
 Empfehlungen, die Verantwortlichkeiten und die zu ergreifende Maßnahmen 
klar regeln. Für die Realisierung eines abgestimmten Vorgehens wäre eine bun-
desweite Initiative zur Erarbeitung von Handlungsempfehlungen unter Mitwir-
kung betreff ender Organisationen und Behörden zu begrüßen. Jetziges Handeln 

                                                „Pictohealth-Audio“ für die Gesundheitsberatung 
nach §10 Prostituiertenschutzgesetz 
   Autorinnen/Autoren        L.     Eichner    1    ,      E.     Thumm    1    ,      C.     Schlegel    1   
  Institut     1      Kreisgesundheitsamt Reutlingen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781858 
      Hintergrund : Schätzungsweise bis zu 95 % der in Deutschland arbeitenden 
Prostituierte sprechen und verstehen wenig bis kein Deutsch. Beratende und 
unterstützende Arbeit scheitert nicht selten an der sprachlichen Verständigung. 
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Im Rahmen eines Projektes mit Unterstützung des Ministeriums für Soziales 
und Integration (SM) Baden-Württemberg hat das Gesundheitsamt Reutlingen 
im Jahr 2018 Piktogramme entwickelt, welche im Rahmen der Gesundheits-
beratung nach §10 ProstSchG bei Schwierigkeiten in der Verständigung unter-
stützend angewendet werden können („Pictohealth“). Zur weiteren Verbesse-
rung der Qualität der Gesundheitsberatung wurden die Piktogramme durch 
Fördermittel vom SM im Sommer 2023 so erweitert, dass sie in mehrere Spra-
chen übersetzt und mit Audio-Dateien versehen wurden. 
  Material und Methoden : Die Nationalität der meisten Prostituierten in der 
Gesundheitsberatung des Gesundheitsamtes Reutlingen wurde seit Einführung 
des Prostituiertenschutzgesetzes evaluiert. Parallel wurde geprüft, bei welchen 
Nationalitäten in der Gesundheitsberatung am häufi gsten Sprachbarrieren 
festgestellt wurden. Beim Statistischen Bundesamt wurde die Nationalität der 
meisten Prostituierten in Deutschland erfragt und mit den Daten aus dem Ge-
sundheitsamt Reutlingen verglichen. Die sechs häufi gsten Nationalitäten wur-
den für das Projekt ausgewählt. Beim SM Baden-Württemberg wurden Förder-
mittel zur Umsetzung des Projekts beantragt. Die Erklärungstexte wurden über 
ein regionales Übersetzungsbüro übersetzt und anschließend durch ein kos-
tenpfl ichtiges Online-Tool in Audiodateien verwandelt, welche in das vorhan-
dene „Pictohealth“ eingebettet wurden. 
  Ergebnisse : Die Piktogramme („Pictohealth“) wurden für folgende Themen-
bereiche in Englisch, Rumänisch, Bulgarisch, Spanisch, Ungarisch und Thailän-
disch übersetzt und vertont: 
 allgemeine Information über sexuell übertragbaren Krankheiten (STD) und wie 
man sich davor schützen kann, Kondomnutzung zum Schutz vor STD, Vorgehen 
bei Verhütungspannen (Kondom reißt), Körperhygiene sowie Prostitution und 
Gewalt. 
 „Pictohealth-Audio“ ist interaktiv gestaltet. Die Erklärungstexte können zu-
sammen mit den Piktogrammen angezeigt und vorgelesen oder einzeln ohne 
Bilder genutzt werden. 
  Diskussion : „Pictohealth-Audio“ ist ein nützliches Werkzeug, um unterstüt-
zend Informationen im Rahmen der Gesundheitsberatung nach §10 ProstSchG 
zu vermitteln. Es ist auf Anfrage kostenlos über das Ministerium für Soziales 
und Integration Baden-Württemberg oder über das Gesundheitsamt Reutlin-
gen frei verfügbar (ifsg@kreis-reutlingen.de). 

                                                J.I.Ma: Potential zur Prävention von sexuell übertrag-
baren und impfpräventablen Infektionen in der 
off enen Jugendarbeit in Mannheim 
   Autorinnen/Autoren        P.     Braun    1    ,      E.     Piontkowski    2    ,      H.     Richter    2    ,      A.     Herrmann    2    , 
     M.     A.     Rieger    2    ,      S.     Joos    2    ,      D.     Häske    2    ,      P.     Schäfer    1    ,      N.     Oster    1    ,   2   
  Institute     1      Fachbereich Jugendamt und Gesundheitsamt der Stadt 
Mannheim, Gesundheits- und Infektionsschutz, R1 12, Mannheim   ; 
  2      Zentrum für Öff entliches Gesundheitswesen und Versorgungsforschung 
Universität Tübingen, Tübingen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781859 
      Hintergrund : Die vorliegende Studie ist Teilprojekt eines BMG-geförderten 
Forschungsverbundes zur Zusammenarbeit von Forschung und Gesundheits-
ämtern zu Themen des Infektionsschutzes (I.N.Ge). Sexuell übertragbare In-
fektionen (STI) und impfpräventable Infektionen (IPI) sind die im Infektions-
schutz für Jugendliche wesentlichen Themen. Die KiGGs-Studie des Robert Koch 
Institut (RKI) berichtet unzureichende Impfraten bei Jugendlichen für Humanes 
Papillomavirus (HPV), Pertussis und Tetanus. Studien weisen bei deutschen 
Jugendlichen auf Defi zite beim Wissen zu STI hin. Einrichtungen der off enen 
Jugendarbeit wurden bislang kaum als Multiplikationsorte für Aufklärung über 
STI und IPI erforscht. Die Freiwilligkeit der Inanspruchnahme von Angeboten 
der off enen Jugendarbeit stellt eine Herausforderung für den direkten Zugang 
zu Jugendlichen dar. Gleichwohl bestehen hier häufi g Vertrauensverhältnisse 
zwischen Jugendlichen und pädagogischem Personal. 

  Ziele : Ziele der Studie sind, Wissen und Haltung und Umgang zu STI und IPI bei 
Mitarbeitenden in der off enen Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) zu erheben, 
deren Veränderung im zeitlichen Zusammenhang mit einer kommunal ange-
botenen sexualpädagogischen Multiplikator*innen-Schulung zu erfassen und 
ein kommunales Konzept zur Verstetigung der Aufklärung von Jugendlichen zu 
STI und IPI zu entwickeln. 
  Methoden : Vor (T1) einer sexualpädagogischen Multiplikator*innen-Schulung 
mit Schwerpunkt auf STI und IPI, sowie kurzfristig (T2) bzw. 12 Monaten (T3) 
danach wurden Mitarbeitende der OKJA mittels quantitativ-qualitativem Fra-
gebogen und in qualitativen Interviews zu Wissen und Haltung zu STI und IPI, 
zum Umgang mit diesen Themen in der pädagogischen Arbeit und den Erwar-
tungen an eine Schulung befragt. Die Auswertung der Fragebögen erfolgte 
deskriptiv qualitativ-quantitativ, die der qualitativen Interviews mittels quali-
tativer Inhaltsanalyse in Anlehnung an Kuckartz. Die Ergebnisse werden Studi-
enteilnehmenden zurückgespiegelt und ein Konzept zur Verstetigung der 
Themen STI und IPI in der OKJA in Mannheim erarbeitet. 
  Bisherige Ergebnisse : An der quantitative Fragebogenerhebung T1 nahmen 
29 % (40 von 140) der Mitarbeitenden der OKJA in Mannheim teil. Für die T1-
Interviews konnten fünf Personen gewonnen werden. 
 Auf einer Skala von minimal null bis maximal fünf wurde die Aussage „Sexuell 
übertragbare Infektionen sind ein Thema, das in der off enen Jugendarbeit an-
gesprochen werden sollte“ im Mittelwert Durchschnitt mit 4,2 bewertet. Die 
Aussage „Ich fühle mich verantwortlich, mit Jugendlichen über das Thema 
Verhütung von sexuell übertragbaren Infektionen zu sprechen“ wurde im 
Durchschnitt mit 3,3 bewertet. 83 % (33 von 40) gaben an, dass in ihrer Einrich-
tung keine Informationsplakate zu STI aushängen, 65 % (26 von 40), dass keine 
Broschüren oder Flyer ausliegen, und 90 % (35 von 39), keine konkreten Ange-
bote zum Thema Sexualität oder STI zu machen. Aus den qualitativen Interviews 
geht hervor, dass das Thema STI sowohl von Jugendlichen als auch von 
Multiplikator*innen nur sehr selten angesprochen wird. Jugendliche, deren 
Elternhaus dem Thema STI nicht aufgeschlossen gegenüber ist, sind im Rahmen 
der OKJA nach Einschätzung der Befragten zum Thema STI schwer zu erreichen. 
Darüber hinaus wird der gemischtgeschlechtliche Rahmen der off enen Jugend-
arbeit als Hemmnis für die Ansprache des Themas STI gewertet. 
 Auf einer Skala von null bis fünf wurde die Aussage „Jugendliche sollten über 
das Impfen aufgeklärt werden“ im Durchschnitt mit 4,6 bewertet. Die Aussage 
„Impfen ist ein Thema, das in der off enen Jugendarbeit angesprochen werden 
sollte“ wurde im Durchschnitt mit 3,6 bewertet. 95 % (36 von 38) gaben an, 
dass in ihrer Einrichtung kein Informationsmaterial zu IPI vorhanden ist. Keiner 
gab an, konkrete Angebote zu IPI zu machen. Die Befragten wünschen sich, für 
die Jugendlichen leicht verständliches Informationsmaterial. 
  Fazit : Die bisherigen Ergebnisse der Studie weisen darauf hin, dass eine Aufklä-
rung zu den Themen STI und IPI in der off enen Kinder- und Jugendarbeit von 
den dort Mitarbeitenden als wichtig erachtet wird, sie sich jedoch fachlich und 
strukturell nicht ausreichend in der Lage sehen, diese Themen umzusetzen. Aus 
diesem Grund erscheint die Verstetigung und Stärkung der Aufklärung über STI 
und IPI in der off enen Kinder- und Jugendarbeit in Mannheim als sinnvoll. 

                                                ARE- und COVID-19-Surveillance mittels Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigungen – ein Rückblick auf einein-
halb Jahre Beobachtungsdaten in Niedersachsen 
   Autorinnen/Autoren        K.     Usipbekova    1    ,      I.     Overesch    1    ,      M.     Wollenweber    1    , 
     E.     Mertens    1    ,      J.     Dreesman    1    ,      W.     Böhne    2    ,      U.     Junius-Walker    1   
  Institute     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt   ;   2      AOK-Niedersachsen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781860 
     Zum Monitoring der Aktivität von akuten respiratorischen Erkrankungen (ARE) 
gehört seit der SARS-CoV-2-Pandemie auch eine Covid-19-Surveillance. Die 
Rahmenbedingungen für eine solche Surveillance haben sich jedoch durch den 
Übergang von der pandemischen in die endemische Situation gravierend ver-
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ändert. Ein Wechsel der Meldevorgaben, der Wegfall von Isolierungen sowie 
die Schließung der Testzentren nahmen Einfl uss auf die SARS-CoV-2 Diagno-
sestellung allgemein und speziell auch auf das Kodierverhalten der Ärzt*innen 
beim Ausstellen von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen. 
 Seit 2004 beobachtet das niedersächsische Landesgesundheitsamt (NLGA) die 
saisonale ARE-Aktivität mittels zwei verschiedener Surveillance-Module: die 
virologische Surveillance in Arztpraxen sowie das Monitoring des ARE-Kranken-
standes in vorschulischen Kindertageseinrichtungen. Da über diese beiden 
Module lediglich das Infektionsgeschehen bei Kindern abgebildet werden kann, 
hat das NLGA das Projekt PanCHECK-iN (Pandemie-Check in Niedersachsen) in 
Kooperation mit der AOK Niedersachsen initiiert. PanCHECK-iN verwendet 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen (AU) aller versicherungspfl ichtigen Be-
schäftigten der AOK Niedersachsen als Datenquelle. Die an die Krankenkasse 
versandten AUs enthalten eine oder mehrere ärztliche ICD-Diagnosen, welche 
im Rahmen des Projektes wöchentlich auf ARE-Codes gescreent werden. Dafür 
werden in Anlehnung an das SEED ARE  Projekt des RKI defi nierte ICD-Codes für 
COVID-19 und ARE genutzt. Ab Oktober 2022 werden die wöchentlich erho-
benen 7-Tage-AU-Inzidenzen für ARE und COVID-19 als Trends dargestellt und 
zusammen mit vorhandenen Datensätzen der bestehenden Surveillance-Sys-
teme abgeglichen. Die Ergebnisse sollen auf dem BVÖGD-Kongress vorgestellt 
werden. 
 Über die Kombination der beiden Surveillance-Systeme gelingt eine umfassen-
de Beobachtung des ARE-Infektionsgeschehens in Niedersachsen über nahezu 
alle Altersgruppen. Jedoch werden nicht-Berufstätige Personen, Rentner*innen 
und Personen, die trotz ARE-Erkrankungen ihrer Arbeit nachgehen in diesem 
Surveillance-System nicht abgebildet. Zu diskutieren ist, inwieweit eine Sur-
veillance per AU-Bescheinigungen mit ihren Einschränkungen ergänzende 
Aussagen über die vorhandenen Surveillance-Systeme hinaus erlaubt. 

                                                COVID-19 Pandemie-Management – eine qualitative 
Analyse der Zusammenarbeit zwischen dem Gesund-
heitsamt Heidelberg und den Alten- und Pfl egehei-
men 
   Autorinnen/Autoren        I.     Plaza-Munet    1    ,      S.     Hatziavramidis    1    ,      B.     Knorr    1    , 
     N.     Primc    1    ,      M.     Borchert    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Rhein-Neckar-Kreis, Heidelberg, Universität 
Heidelberg, Institut für Geschichte und Ethik der Medizin, Medizinische 
Fakultät, Heidelberg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781861 
      Hintergrund : Es besteht ein Interesse an der Aufarbeitung von Pandemie-
Management-Strategien. Es gibt bereits eine Reihe von Berichten aus anderen 
Ländern und verschiedenen Regionen Deutschlands, die sich auf die psycholo-
gischen Aspekte und die getroff enen Maßnahmen konzentrieren. Die Zusam-
menarbeit zwischen öff entlichem Gesundheitsdienst (ÖGD) und Alten- und 
Pfl egeheimen (APH) war bislang noch nicht Fokus von Untersuchungen, daher 
wollen wir mit der vorliegenden Studie ermitteln, welche Maßnahmen für die 
Pfl egeheime wichtig und hilfreich waren, und welche Strategien für eine zu-
künftige produktive Zusammenarbeit der Institutionen beibehalten, erweitert 
oder neu eingesetzt werden können. Dabei werden die Perspektiven von Mit-
arbeitenden der Einrichtungen und des Gesundheitsamts gleichermaßen in 
den Blick genommen. 
  Methoden/ Projektbeschreibung : In dieser Studie wird eine Stichprobe von 
acht Einrichtungen anhand der folgenden Kriterien ausgewählt: 
 Pandemiephase früh (z.B. Phase 1/spät (z.B. Phase 3), Einrichtungsgröße 
(groß > 100/klein <  = 90) und Inzidenz (hoch/niedrig). 
 Mit jeweils 3 Mitarbeitenden in jedem Pfl egeheim werden jeweils 60 Minuten 
semistrukturierte individuelle Interviews geführt. 
 Weiterhin werden alle 14 Mitarbeitende des Gesundheitsamtes zur Teilnahme 
eingeladen, die in den Jahren 2020 bis 2023 im COVID-19-Heim-Team gearbei-

tet haben. Dazu gehören Mitarbeitende aus folgenden Gruppen: Ärzt*innen 
mit Leitungsfunktion, nicht-ärztliche Koordinator*innen, Fallbearbeitende. 
 Die Interviews werden aufgezeichnet, transkribiert und einer qualitativen In-
haltsanalyse nach Mayring und Kuckartz unterzogen. 
  Erwartete Ergebnisse : Wir erwarten von dieser Studie Hinweise, wie Strate-
gien zur Pandemiebewältigung umgesetzt wurden, und wie Prozesse verbessert 
und auf andere Krankheiten ausgeweitet werden können. Erforderliche Ände-
rungen an den Krisenmanagementstrukturen und Pandemieplänen der Ein-
richtungen können vorgenommen werden. Probleme bei der Bewältigung der 
Pandemie im Allgemeinen, und bei der Zusammenarbeit mit dem Gesundheits-
amt im Besonderen, können identifi ziert und Strategien zur zukünftigen Ver-
besserung erarbeitet werden. 

                                                Epidemiologie der SARS-CoV-2 Pandemie in Alten- 
und Pfl egeheimen: Welche Lehren lassen sich 
ziehen? 
   Autorinnen/Autoren        N.     J.     Knab    1    ,      B.     Knorr    1    ,      C.     Dyer    1    ,      M.     Borchert    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Rhein-Neckar-Kreis und Heidelberg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781862 
     Eine der wichtigsten Herausforderungen während der Covid-19 Pandemie war 
es, die Bewohnenden von Alten- und Pfl egeheimen (APH) vor einer SARS-CoV-2 
Infektion zu schützen, die aufgrund ihres Alters und häufi gen Vorerkrankungen 
eine besonders vulnerable Personengruppe darstellten. Infektionsdaten aus 
diesen Einrichtungen stellen die Grundlage dar, um Probleme zu identifi zieren 
und daraus für ähnliche Szenarien zu lernen. 
 Wir zeigen die Melde- und Ermittlungsdaten aus der Kontaktaufnahme des 
Gesundheitsamts mit den APH im Verlauf der Pandemie von 2020-2023 aus 
dem Rhein-Neckar-Kreis und dem Stadtkreis Heidelberg. 
 Bei den 7041 Heimbewohnenden (BW) in 88 APH und deren Mitarbeitenden 
(MA) kam es insgesamt zu 9574 Covid-19 Infektionen, davon waren 63 % Infek-
tionen der Bewohnenden, 37 % Infektionen unter den Mitarbeitenden. Im Ver-
gleich zu der jeweiligen Inzidenz in der Bevölkerung war der Eintrag in die 
Pfl egeheime immer zu Beginn einer neuen Welle am höchsten, fl aute dann aber 
trotz steigender Inzidenz wieder ab. Dabei war der Primärfall, durch den der 
Eintrag in die Einrichtung erfolgte, in 70 % der Ereignisse ein Mitarbeitender 
(Pfl ege 53 %, weiteres Personal 17 %). Der Anteil an Ansteckung durch positive 
Besuchende, externe Kontakte der Bewohnenden und Krankenhausrückkeh-
rende lag jeweils unter 5 %. 
 Der weitaus größte Teil der Covid19 Infektionen in APH (88 %) fand aber nicht 
als Eintrag von außen, sondern als Teil von Ausbrüchen innerhalb der Einrich-
tung statt. 95 % der infi zierten Bewohnenden (75 % der Fälle bei MA) traten 
innerhalb von Ausbrüchen auf. Das Ausbruchsrisiko war dabei unabhängig von 
der Größe der Einrichtung. 
 Der hohe Anteil an Mitarbeitenden als Primärfall zeig das Potential, mit einer 
engeren Teststrategie und Schulung der Mitarbeiter, z.B. im Umgang mit Mas-
ken, den Eintrag in die APH möglicherweise noch weiter zu reduzieren und die 
Infektion gar nicht erst in die Heime zu bringen. Der niedrige Eintrag durch 
Besuchende weist möglicherweise darauf hin, dass Besuchertestungen und 
externe Kontaktreduktion als Maßnahmen wirksam waren. 
 Problematisch war, dass es nicht gelang, Ausbrüche innerhalb der Einrichtung 
mit teilweise vielen Fällen zu verhindern. Hier wäre es wichtig, in gemeinsamer 
Überlegung mit den Einrichtungen umsetzbare Konzepte zu entwickeln, die 
die hier gewonnenen Erkenntnisse mit einbeziehen und damit die Erfolgsquo-
te erhöhen könnten. 
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                                                Erfahrungsbericht zur Umsetzung der ‘Einrichtungs-
bezogenen Impfpfl icht’ nach § 20a Infektionsschutz-
gesetz in Hamburg-Eimsbüttel 
   Autorinnen/Autoren        C.     Strauß    1    ,      A.     Weidlich    1    ,   2    ,      P.     Schröder-Bäck    3    , 
     S.     Thober    2    ,      J.     Schreiber    1    ,   3   
  Institute     1      Amt für Gesundheit, Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, 
Familie und Integration, Freie und Hansestadt Hamburg   ;   2      vormals Fachamt 
für Gesundheit, Dezernat Soziales, Jugend und Gesundheit, Bezirksamt 
Eimsbüttel, Freie und Hansestadt Hamburg   ;   3      Institut für Geschichte und 
Ethik, Hochschule für Polizei und öff entliche Verwaltung Nordrhein-Westfa-
len (HSPV NRW), Aachen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781863 
      Hintergrund : Die sogenannten Einrichtungsbezogene COVID-19 Impfpfl icht 
(EBI) galt bundesweit zwischen dem 16.03.2022 und dem 31.12.2022 für Per-
sonen, die im medizinischen und pfl egerischen Sektor tätig waren und wurde 
kontrovers diskutiert sowie in unterschiedlichem Maße in den Bundesländern 
und deren Kommunen umgesetzt. In Hamburg wurde gegenüber Personen, 
die nach entsprechender Auff orderung keinen gültigen Impfnachweis vorlegen 
konnten, im Rahmen einer Ermessensentscheidung des zuständigen Gesund-
heitsamtes (GA) ein Betretungsverbot ausgesprochen oder die weitere Tätigkeit 
unter Aufl agen gestattet, sofern durch ein Betretungsverbot ein Versorgungs-
engpass drohte. Die Präsentation stellt am Beispiel der Umsetzung der EBI im 
Gesundheitsamt Hamburg-Eimsbüttel die behördlichen, medizinischen und 
ethischen Herausforderungen und den Umgang mit diesen dar. 
  Methoden : Eine Beschreibung der Umsetzung der EBI sowie den damit ver-
bundenen Herausforderungen erfolgt anhand von Vorgängen aus der Software-
Anwendung ‘Hamburger Pandemiemanager’ (HPM), vorliegenden Konzept-
papieren, Arbeitsleitfäden, Protokollen von Fallkonferenzen und Papieren, die 
als Bewertungskriterien zur Ermessensentscheidung der Gesundheitsämter 
dienten sowie aktueller Literatur. Darüber hinaus fl ießen die Erfahrungen der 
im Prozess beteiligten Autor*innen ein. 
  Ergebnisse : Eine bereichsübergreifende multiprofessionelle Arbeitsgruppe der 
Sozialbehörde Hamburg (SB) entwarf unter Beteiligung eines Bezirksvertreters 
einen Prozess für die Bearbeitung der Meldungen, der auf konsensualer Basis 
durch die bezirklichen GAs umgesetzt wurde. Große Teile des Prozesses konn-
ten automatisiert und digitalisiert werden. 
 Eine während der Pandemie eingerichtete temporäre Einheit der SB zur Unter-
stützung der GAs übernahm die ersten Schritte der Bearbeitung sämtlicher 
Meldungen. Ein Großteil der Fälle konnte zügig abgeschlossen werden, da nach 
Auff orderung entweder Impfnachweise nachgereicht wurden, eine Beschäfti-
gungsänderung erfolgt war oder es sich um Falschmeldungen handelte. 
 Meldungen aus dem Bezirk Eimsbüttel bei denen sich nach erster Prüfung der 
Unterlagen durch die Einheit der SB herausstellte, dass die Ermessensentschei-
dung weitreichende fachliche Expertise erforderte, wurden zur Bearbeitung an 
das GA Eimsbüttel weitergeleitet. 
 Ein zentrales Instrument waren hierbei bezirksinterne Fallkonferenzen, in denen 
nach Sichtung und Besprechung der Unterlagen und unter der Möglichkeit 
eines Vetos, Entscheidungen nach dem Mehrheitsprinzip getroff en wurden. 
Darüber hinaus wurden Fälle, die intern strittig waren, im Rahmen bezirksüber-
greifender Fallkonferenzen vorgestellt und diskutiert. Über diese Instrumente 
konnte eine möglichst weite Konsistenz in der Entscheidungsfi ndung erreicht 
werden. 
 Als besondere Herausforderungen im Umsetzungsprozess wurde unter ande-
rem (1) die Kurzfristigkeit der Einführung und Wirkdauer des Gesetzes, (2) die 
sich ändernden Bedingungen durch Virus-Varianten und Änderungen relevan-
ter Vorgaben sowie (3) ethische und moralische Bedenken und Konfl ikte der 
GA-Mitarbeitenden, die die Entscheidungen trafen, identifi ziert. 
 Die Betrachtung der Umsetzung der EBI in Hamburg bietet keine abschließen-
de Bewertung über Impfpfl ichten als politisches Werkzeug der Prävention. Die 

Benennung und Diskussion der Herausforderungen bieten aber eine Grundla-
ge um diesen in ähnlichen Szenarien, die zukünftig auf die Politik und den Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst zukommen könnten, möglichst weitreichend 
vorbeugen zu können. 

                                                Etablierung eines Forschungsnetzwerks auf kommu-
naler Ebene im ÖGD – Unwägbarkeiten und Potenzi-
ale am Beispiel der Datenauswertung zur COVID-19 
Pandemie 
   Autorinnen/Autoren        J.     Hellinckx    1    ,   15    ,      S.     Diefenbacher    1    ,   15    , 
     A.     Galante-Gottschalk    1    ,   15    ,      R.     Zöllner    2    ,      L.     E.     Jentzen    3    ,      A.     Mischnik    3    , 
     M.     Pfahler    4    ,      D.     Behringer    4    ,      M.     Borchert    5    ,      C.     Dyer    5    ,      A.     Kühn    5    ,      S.     Frölich    6    , 
     M.     Schneider    6    ,      N.     Tecle    7    ,      S.     Meyer    7    ,      J.     Söller    8    ,      S.     Kiefer    8    ,      A.     Kossow    9    , 
     S.     Scharkus    9    ,      D.     Redemann    10    ,      A.     Schmidt    10    ,      T.     Becker    10    ,      F.     Bauer    10    , 
     A.     Sigmund    11    ,      M.     Teinert    11    ,      S.     Gleich    12    ,      N.     Savaskan    13    ,      J.     Wüste-Rieback    14    , 
     P.     Tinnemann    2    ,   16    ,      S.     Ehehalt    1    ,   16    ,      E.     A.     Rehfuess    14    ,   16   
  Institute     1      Gesundheitsamt Stuttgart   ;   2      Gesundheitsamt Frankfurt am 
Main   ;   3      Gesundheitsamt Lübeck   ;   4      Gesundheitsamt Rems-Murr-Kreis   ; 
  5      Gesundheitsamt Heidelberg/Rhein-Neckar-Kreis   ;   6      Gesundheitsamt 
Landkreis Off enbach   ;   7      Gesundheitsamt Landkreis Böblingen   ;   8      Gesund-
heitsamt Wiesbaden   ;   9      Gesundheitsamt Köln   ;   10      Gesundheitsamt 
Dresden   ;   11      Gesundheitsamt Neckar-Odenwald-Kreis   ;   12      Gesundheitsamt 
München   ;   13      Gesundheitsamt Neukölln   ;   14      Lehrstuhl für Public Health und 
Versorgungsforschung an der Ludwig-Maximilians-Universität München   ; 
  15      gleichberechtigte Erstautoren   ;   16      gleichberechtigte Letztautoren  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781864 
      Hintergrund : Vor dem Hintergrund der wachsenden Bedeutung von evidenz-
basiertem Handeln im Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) haben sich die 
Gesundheitsämter der vierzehn größten Städte in Deutschland im Frühjahr 
2022 entschlossen, gemeinsame Forschungsprojekte umzusetzen. Mit der 
statistischen Auswertung von Meldedaten zu COVID-19 wurde im Dezember 
2022 das erste Projekt festgelegt und eine wissenschaftliche Arbeitsgruppe 
durch die Gesundheitsämter Stuttgart und Frankfurt am Main initiiert. 
 Der Lehrstuhl für Public Health und Versorgungsforschung an der Ludwig-
Maximilians-Universität (LMU) in München begleitet das Vorhaben als wissen-
schaftlicher Partner. 
 Das Ziel ist es, Lehren aus der COVID-19-Pandemie zu ziehen, um eine Pande-
miebekämpfung zukünftig eff ektiver gestalten zu können. 
  Vorgehensweise : Die Zusammenarbeit wird federführend durch das Gesund-
heitsamt Stuttgart koordiniert. Neben größeren sind mittlere und kleine Ge-
sundheitsämter eingebunden. In einer Stufenstrategie wurden Fragestellungen 
formuliert und daraus Arbeitspakete abgeleitet. 
 Parallel dazu entwickelt die LMU mit den Gesundheitsämtern Stuttgart und 
Frankfurt am Main ein standardisiertes Vorgehen zur Datenbereinigung. 
 Die Gesundheitsämter übermitteln die bereinigten und aggregierten Daten an 
die LMU, wo diese in einen gemeinsamen Datensatz überführt werden. Die 
Auswertung erfolgt gemeinschaftlich durch die Gesundheitsämter und die 
LMU. Ein Datenschutzkonzept wird erarbeitet und ein Ethik-Votum eingeholt. 
  Ergebnisse : Elf Gesundheitsämter aus Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Schleswig-Holstein sind beteiligt. Die Or-
ganisation der Zusammenarbeit ist zeitintensiv. Neben inhaltlichen Fragestel-
lungen sind organisatorische Aspekte (u.a. technische Ausstattung, interne 
Vorgaben und Rahmenbedingungen) zu adressieren. Die Beteiligung wird von 
den Gesundheitsämtern neben der originären Tätigkeit erbracht. 
  Schlussfolgerung : Der Aufbau einer wissenschaftlichen Arbeitsgruppe auf 
kommunaler Ebene im ÖGD wurde erfolgreich umgesetzt. Die bisherigen Er-
fahrungen zeigen eine hohe Kompetenz und Motivation. Es besteht großes 
Interesse daran, die im jeweiligen Gesundheitsamt erhobenen Daten einzu-
bringen und die bestehende Expertise auszubauen. 
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                                                Evaluation der Meldepfl icht gemäß § 35 Abs. 6 IfSG: 
Ergebnisse der Befragung der Pfl egeeinrichtungen 
   Autorinnen/Autoren        D.     Said    1    ,   2    ,      A.     Meinen    1    ,   2    ,      S.     B.     Schink    1    ,      M.     Abu Sin    1    , 
     B.     Schweickert    1    ,      T.     Eckmanns    1   
  Institute     1      Robert Koch-Institut, Berlin   ;   2      Diese Autorinnen haben 
gleichwertig zum Abstract beigetragen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781865 
      Hintergrund : Die COVID-19-Pandemie stellte insbesondere für pfl egebedürf-
tige Personen ein erhöhtes Erkrankungs- und Sterberisiko dar. Aufgrund man-
gelnder Daten zur Bewertung der COVID-19-Impfsituation in Pfl egeeinrichtun-
gen wurde im März 2022 eine Meldepfl icht gemäß § 35 Abs. 6 (ehemals § 20a 
Abs. 7) eingeführt. Diese verpfl ichtete voll- und teilstationäre Pfl egeeinrich-
tungen, dem Robert Koch-Institut (RKI) monatlich anonymisierte Informatio-
nen über den COVID-19- Impfstatus ihrer Beschäftigten, Bewohnenden und/
oder Gäste zu übermitteln. Zur Evaluierung des eingesetzten Meldesystems 
führte das RKI zu deren Ende eine Befragung der Einrichtungen, Gesundheits-
ämter und Landesgesundheitsbehörden durch. Ziel war es den Nutzen des 
Meldesystems und dessen Umsetzbarkeit zu ermitteln, die bereitgestellten 
Unterstützungsangebote zu bewerten sowie Herausforderungen und Verbes-
serungsmöglichkeiten zu identifi zieren. Zusätzlich sollte die Bereitschaft zur 
Einführung weiterer Monitoring-Systeme untersucht werden. Es werden die 
Ergebnisse der Befragung der Einrichtungen vorgestellt. 
  Methode : Teilnahmeberechtigt waren alle ca. 11.837 bundesweiten melden-
den Einrichtungen, mit Ausnahme der Einrichtungen in Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen, deren Daten über landeseigene Systeme an das RKI über-
mittelt wurden und die daher nicht die Zielgruppe der Befragung waren. Da 
Hospize in Nordrhein-Westfalen direkt über das RKI-Meldesystem meldeten, 
konnten jedoch auch diese an der Evaluation teilnehmen. Zur Befragung wurde 
das Online-Tool "Voxco" verwendet. Der Befragungszeitraum war von April 2023 
bis Mai 2023. Der Fragebogen sollte für jede Einrichtung einmalig ausgefüllt 
werden. Die Teilnahme erfolgte freiwillig und anonym, weiterhin waren keine 
Rückschlüsse auf einzelne Einrichtungen möglich. 
  Ergebnisse : Insgesamt nahmen ca. 19,2 % (2.271/11.837) der teilnahmebe-
rechtigten Einrichtungen an der Befragung teil. Pro Bundesland schwankte die 
Teilnahmequote der Einrichtungen zwischen 15,4 % (8/52) in Nordrhein-West-
falen und 22,8 % (43/189) in Hamburg. Den Großteil stellten vollstationäre 
Einrichtungen (67,3 %, 1.528/2.271), darunter insbesondere Pfl egeheime für 
ältere Menschen (47,9 %, 732/1.528) und mittelgroße Einrichtungen mit 50 
bis 99 Bettenplätzen (43,2 %, 660/1.528). In Bezug auf die Umsetzung der Mel-
depfl icht wurden die Impfkategorien von 36,1 % (820/2.271) als „sehr gut“ 
verständlich empfunden und auch die bereitgestellten Unterstützungsange-
bote wie z.B. die Ausfüllhilfe bei Nutzung von 23,9 % (168/704) als “sehr hilf-
reich“ bewertet. Verbesserungswünsche betrafen insbesondere technische 
Aspekte, wie Speicher- (36,8 %, 836/2.271) und Exportfunktionen (20,7 %, 
471/2.271). Als Herausforderungen im Hinblick auf die Umsetzung der Melde-
pflicht besonders oft genannt wurden mangelnde personelle Ressourcen 
(36,4 %, 826/2.271), die Kooperation der Bewohnenden/Gäste (20,4 %, 
463/2.271) bzw. der Beschäftigten (380/2,271, 16,7 %) und interne Dokumen-
tationsmöglichkeiten (420/2.271, 18,5 %). Zugleich gaben 25,5 % (578/2.271) 
an, dass sie die Anforderungen der Meldepfl icht ohne Probleme bedienen konn-
ten. In Bezug auf die Meldung anderer Erreger halten 22,7 % (515/2.271) ein 
freiwilliges Monitoring für zukünftige Erreger mit signifi kanten Gesundheits-
auswirkungen für sinnvoll, gleichzeitig sind aber auch 43,2 % (980/2.271) der 
Ansicht, dass weitere Monitoring-Systeme generell nicht angezeigt seien. 
  Diskussion : Die Evaluationsergebnisse zeigen, dass die Meldekategorien und 
Unterstützungsangebote des Meldesystems von den Einrichtungen als ver-
ständlich bzw. hilfreich empfunden wurden, das Bestehen einer Meldepfl icht 
die Akquirierung von Information zum Impfstatus häufi g jedoch nicht erleich-
terte. In der Umsetzung der Meldepfl icht stellen insbesondere die Bedingungen 
und Kapazitätsengpässe in den Einrichtungen eine Herausforderung dar. Die 
Bereitschaft zur Einführung weiterer Monitoring-Systeme scheint von Seiten 

der Einrichtungen nur begrenzt zu sein. Dies verdeutlicht, dass für einen ver-
besserten Infektionsschutz in den Einrichtungen unter anderem die Möglich-
keiten zur Meldung vereinfacht werden müssen. Dazu gehört auch, den Aufbau 
digitaler Infrastrukturen in den Einrichtungen zu fördern. Angesichts bereits 
bestehender Gesundheitsrisiken in den Einrichtungen, wie beispielsweise an-
tibiotikaresistente Erreger und auch in Hinblick auf zukünftige Pandemien 
sollte die Etablierung von Monitoring-Systemen unter Berücksichtigung der 
Gegebenheiten in den Einrichtungen verstärkt in den Fokus des Öff entlichen 
Gesundheitsdienstes, der Politik und der Wissenschaft gerückt werden. 

                                                Evaluation der Meldepfl icht gemäß § 35 Abs. 6 IfSG: 
Ergebnisse der Befragung des öff entlichen Gesund-
heitdienstes 
   Autorinnen/Autoren        A.     Meinen    1    ,   2    ,      D.     Said    1    ,   2    ,      S.     B.     Schink    1    ,      M.     Abu Sin    1    , 
     B.     Schweickert    1    ,      T.     Eckmanns    1   
  Institute     1      Robert Koch Institut, Abteilung für Infektionsepidemiologie, 
Fachgebiet 37: Nosokomiale Infektionen, Surveillance von Antibiotikaresis-
tenz und -verbrauch, Berlin   ;   2      Diese Autorinnen haben gleichwertig zum 
Abstract beigetragen.  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781866 
      Hintergrund : Im März 2022 wurde die Meldepfl icht gemäß § 35 Abs. 6 (ehe-
mals § 20a Abs. 7) Infektionsschutzgesetz (IfSG) eingeführt, welche stationäre 
Pfl egeeinrichtungen verpfl ichtete, dem Robert Koch-Institut monatlich Anga-
ben zum Anteil der Beschäftigten und Bewohnenden/Gäste, die gegen das 
Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft sind in anonymisierter Form direkt zu über-
mitteln. Da im Rahmen des bereits am RKI etablierten Meldesystems eine 
kurzfristige Umsetzung nicht möglich war, wurde ein alternativer Meldeweg 
eingerichtet. Es wurde vom RKI eine Evaluation des eingesetzten Meldesystems 
durchgeführt mit dem Ziel die Eignung für die Erfassung der Meldedaten zu 
untersuchen. In die Evaluation wurden die Pfl egeeinrichtungen sowie der öf-
fentliche Gesundheitsdienst eingebunden. Es werden die Ergebnisse der Befra-
gung des öff entlichen Gesundheitsdienstes vorgestellt. 
  Methode : Die Landesgesundheitsbehörden und Gesundheitsämter wurden 
bundesweit per E-Mail-Anschreiben eingeladen, an einer Online-Befragung 
teilzunehmen. Die Befragung wurde überlappend mit Ende der zeitlich befris-
teten Meldepfl icht durchgeführt. Der Befragungszeitraum war Anfang April bis 
Ende Mai 2023. Die Evaluation wurde mit Hilfe des Online-Tools Voxco durch-
geführt. Inhalte der Evaluation waren unter anderem eine Einschätzung zur 
Kenntnis über COVID-19-Impfquoten in stationären Pfl egeeinrichtungen vor 
Einführung der Meldepfl icht und Fragen zum Aufbau und der Nutzung des mo-
natlich erschienenen Bundes- sowie Bundeslandberichts sowie daraus abgelei-
teten Unterstützungsmaßnahmen. Die Teilnahme war freiwillig und anonym. 
  Ergebnisse : Insgesamt haben 304 Mitarbeitende aus Gesundheitsämtern aller 
Bundesländer und 37 Mitarbeitende aus zwölf Landesgesundheitsbehörden 
teilgenommen. Bereits vor der Meldepfl icht erhoben etwa die Hälfte (48 %) der 
Gesundheitsämter regelmäßig COVID-19-Impfquoten von Beschäftigten und 
Bewohnenden/Gästen voll- und teilstationärer Einrichtungen. Insgesamt gaben 
78 % der Gesundheitsämter an, dass die monatlich vom RKI bereitgestellten 
Bundes- sowie Bundeslandberichte zur Beurteilung der COVID-19-Impfsitua-
tion hilfreich waren. Für 22 % der Gesundheitsämter war der Informationsgehalt 
nicht ausreichend, da auf Kreisebene aggregierte Daten bereitgestellt wurden 
und das Ableiten von einrichtungsindividuellen Maßnahmen nicht möglich war. 
Hier wurde ein passwortgeschützter Online-Zugang zu den Impfquoten indi-
vidueller Pfl egeeinrichtungen gewünscht. Gesundheitsämter stellten den Ein-
richtungen zur Verbesserung der COVID-19-Impfsituation vor allem Impfakti-
onen sowie Gesprächs- oder Beratungsangebote zur Verfügung. Für 42 % der 
Gesundheitsämter war die Definition der von den Pflegeeinrichtungen zu 
meldenden Impfkategorien nicht ausreichend, da neben der Impfung der Ge-
nesenenstatus nicht mit einbezogen war. Die Landesgesundheitsbehörden 
nutzen den Bericht hauptsächlich zur Einschätzung der Impfsituation im Bun-
desland (27,0 %) sowie zur Einordnung der Ergebnisse im Vergleich zu angren-
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zenden Bundesländern (18,9 %). Etwa 11 % der Landesgesundheitsbehörden 
geben an, den Bundes- oder Bundeslandbericht nicht genutzt zu haben. 
  Diskussion : Die Umsetzung der Meldepfl icht gemäß § 35 Abs. 6 IfSG war trotz 
der kurzfristigen Einführung erfolgreich. Die übergeordneten Meldedaten wur-
den von den Gesundheitsämtern und Landesstellen zu einem Großteil als epi-
demiologisch wertvoll angesehen und genutzt, waren jedoch für konkrete 
Maßnahmen in stationären Pfl egeeinrichtungen eher ungeeignet, weil – nach 
gesetzlicher Vorgabe – keine Daten zu einzelnen Altenheimen zur Verfügung 
gestellt wurden. Es ist davon auszugehen, dass auch in zukünftigen Pandemien 
stationäre Pfl egeeinrichtungen betroff en sein werden. Surveillance-Systeme 
müssen daher bereits vorher geplant und in den Grundzügen schon etabliert 
sein, um dann im akuten Ereignis schnell erweitert werden zu können. 

                                                Importierte Malaria Erkrankungen in Nordrhein-
Westfalen – Ergebnisse aus der landesweiten Surveil-
lance 
   Autorinnen/Autoren        J.     Schauer    1    ,      A.     Jurke    1   
  Institut     1      Landeszentrum Gesundheit NRW, Fachgruppe Infektionsepide-
miologie, Bochum  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781867 
     Mit der Einführung der namentlichen Meldepfl icht von Malaria bzw.  Plasmodium 
spp.  gemäß § 7 Abs.1 des Infektionsschutzgesetzes am 17.07.2023 erhielt das 
Landeszentrum Gesundheit NRW als Landesmeldestelle für meldepfl ichtige 
Erkrankungen seit August 2023 erstmalig Meldungen von Malaria-Fällen aus 
den Gesundheitsämtern in NRW. Die Inzidenz ist zwar gering, jedoch können 
Malaria-Erkrankungen innerhalb kürzester Zeit einen lebensbedrohlichen Ver-
lauf nehmen. 
 Für das Outcome ist das schnelle Erkennen der Erkrankung und das umgehen-
de Einleiten von adäquaten therapeutischen Maßnahmen von hoher Bedeu-
tung, gerade bei der Erkrankungsform Malaria tropica, welche vornehmlich 
durch die Plasmodienspezies  P. falciparum  verursacht wird und unbehandelt 
bei 20 % der nichtimmunen Erkrankten zum Tode führt. Insbesondere bei Fällen 
mit Verdacht auf virale hämorrhagische Fieber sollte Malaria diff erenzialdiag-
nostisch in Betracht gezogen werden und sofern erforderlich zeitnah eine Ma-
lariatherapie eingeleitet werden, auch wenn weitere Infektionen noch labordi-
agnostisch in Abklärung sind. Da es gut wirksame Prophylaxen gegen Malaria 
gibt, ist die Erkrankung grundsätzlich vermeidbar. 
 Bereits in den letzten Jahren (zwischen 2017 und 2021) erhielt das RKI jährlich 
nichtnamentliche Meldungen von durchschnittlich 765 importierten Malaria-
Fällen, welche die Referenzdefi nition erfüllen. Die Anzahl der nach Deutschland 
importierten Malaria-Infektionen hängt dabei stark von der stets schwanken-
den epidemiologischen Situation in den Reiseländern sowie der Veränderung 
von Reiseströmen ab. 
 Mit einem nun möglichen Überblick über die Zahl und Entwicklung der nach 
Nordrhein-Westfalen importierten Malaria-Infektionen können Trends identi-
fi ziert und erstmalig Informationen zu verschiedenen demographischen und 
epidemiologischen Aspekten dieser Fälle analysiert werden. Anhand der erho-
benen Informationen wie z.B. der Speziesverteilung der Plasmodien kann eine 
Risikobewertung bezogen auf die Häufi gkeit schwerer Verläufe oder dem Auf-
treten und der Verbreitung von Resistenzen in den verschiedenen Spezies ge-
genüber eingenommener Prophylaxe durchgeführt werden. 
 Des Weiteren können anhand der erhobenen Daten Risikogruppen defi niert 
und anhand dessen Aufklärungsstrategien zum Thema Malaria, Malariatherapie 
und Malariaprophylaxe entwickelt werden, welche für Ärztinnen und Ärzte und 
für eben diese Risikogruppen niederschwellig erreichbar sind (z.B. Flyer in Haus- 
oder Kinderarztpraxen). 

                                                Intensivierte Surveillance zur Erfassung möglicher 
FSME-Infektionsorte in Bayern, Mai–Oktober 2023 
   Autorinnen/Autoren        J.     Metz    1    ,   2    ,      S.     Böhm    1    ,   3    ,      M.     Böhmer    1    ,   4   
  Institute     1      Landesinstitut Task Force Infektiologie, Bayerisches Landesamt 
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL), München   ;   2      Postgraduier-
tenausbildung für angewandte Epidemiologie (PAE), Abteilung für 
Infektionsepidemiologie, Robert Koch-Institut, Berlin   ;   3      Medizinische 
Fakultät Ludwig-Maximilians-Universität, München   ;   4      Institut für 
Sozialmedizin und Gesundheitssystemforschung, Otto-von-Guericke-Uni-
versität, Magdeburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781868 
      Hintergrund : In Deutschland ist ein Anstieg und eine geografi sche Ausbreitung 
von Erkrankungsfällen der zeckenübertragenen, durch ein Flavivirus verursachten 
Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME) zu beobachten. Ein erhöhtes Risiko geht 
von FSME-Naturherden aus, die aus einem oder mehreren fußballfeldgroßen Mi-
krofoci gebildet werden, in denen das FSME-Virus zirkuliert. In der FSME-Surveil-
lance nach Infektionsschutzgesetz (IfSG) werden Informationen zum Infektionsort 
auf Landkreisebene erfasst, was die räumliche Feinstruktur der Naturherde nicht 
angemessen wiedergibt. In der Zeckensaison 2023 wurde in Bayern eine intensi-
vierte Surveillance zur detaillierteren Erfassung möglicher FSME-Infektionsorte 
erprobt. Ziel ist es, potentielle Infektionsorte kleinräumiger zu erfassen, um so 
Hinweise auf bisher unbekannte Naturherde zu liefern. 
  Methoden : Von Mai bis Oktober 2023 wurden gemäß IfSG übermittelte FSME-
Fälle zur Teilnahme an der Studie eingeladen. Mithilfe eines Online-Fragebogens 
wurden Teilnehmende anonym zu möglichen Infektionsorten befragt (Orte im 
Freien mit möglichem Zeckenkontakt in den 14 Tagen vor Beginn der Erkran-
kung). Diese Befragungsdaten wurden mit Surveillancedaten verknüpft, um 
Analysen zur Rücklaufquote zu ermöglichen. 
  Vorläufi ge Ergebnisse : Von 184 zur Befragung eingeladenen FSME-Fällen nahmen 
38 teil (Rücklaufquote: 21 %). Der Rücklauf war am höchsten in der Altersgruppe 
der 50–59- (35 %) und 70–79-Jährigen (24 %), am geringsten unter den 30–39-Jäh-
rigen (11 %). 35 Teilnehmende gaben insgesamt 51 mögliche Infektionsorte in 
Bayern an. Meist wurde lediglich ein möglicher Infektionsort genannt (71 %). Es 
konnten drei Orte identifi ziert werden, an denen sich die Angaben unterschiedli-
cher Studienteilnehmenden zu möglichen Infektionsorten überschnitten. 
  Diskussion und Schlussfolgerung : Obwohl bisher nur wenige FSME-Fälle in 
dieses Pilotprojekt eingeschlossen wurden, wurden bereits sich überschnei-
dende mögliche Infektionsorte detektiert. Eine Verstetigung der Datenerhe-
bung ermöglicht es, kontinuierlich Hinweise auf potentielle FSME-Naturherde 
zu erhalten. Dies ist mit dem getesteten Instrument möglich. Auch die Alters-
gruppen mit der höchsten FSME-Inzidenz (ab 60 Jahren) konnten problemlos 
mit diesem Erhebungsinstrument erreicht werden. 

                                                Meldeverhalten der Pfl egeeinrichtungen im Rahmen 
der Meldepfl icht §35 Abs. 7 IfSG 
   Autorinnen/Autoren        B.     Schweickert    1    ,      D.     Said    1    ,      A.     Meinen    1    ,      N.     Willrich    1    , 
     A.-C.     Vietor    1    ,      M.     Abu Sin    1    ,      T.     Eckmanns    1   
  Institut     1      Robert Koch Institut, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781869 
      Hintergrund : Im März 2022 wurde eine befristete Meldepfl icht gemäß § 35 
Abs. 6 (ehemals § 20a Abs. 7) eingeführt, welche stationäre und teilstationäre 
Pfl egeeinrichtungen (PE) verpfl ichtete monatlich Angaben zum Anteil der Be-
schäftigten und Bewohnenden/Gäste, die gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 
geimpft sind, an das Robert Koch-Institut (RKI) zu übermitteln. Aufgrund der 
Notwendigkeit einer kurzfristigen Implementierung wurde parallel zu dem 
bestehenden, im öff entlichen Gesundheitswesen etablierten Meldeweg (Surv-
Net) ein elektronisches Meldesystem bereitgestellt, das eine direkte Übermitt-
lung der Meldetatbestände von den PE an das RKI erlaubte. Dies war für viele 
PE ein Novum und musste ungeachtet der unterschiedlichen Voraussetzungen 
hinsichtlich der personellen und technischen Infrastruktur von allen PE glei-
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chermaßen umgesetzt werden. Teilergebnisse einer Analyse des Meldeverhal-
tes der PE werden vorgestellt. 
  Methoden : Die Meldung durch die PE erfolgte über die online Plattform Voxco. 
Im Rahmen der Meldung wurden entsprechend den gesetzlichen Vorgaben 
Informationen zur Einrichtungsart (vollstationär, teilstationär, vollstationär mit 
Tagespfl ege) und dem Bundesland des Standortes erfasst. Die Größe der voll-
stationären PE wurde indirekt über die Angabe der aggregierten Impfzahlen 
der Bewohnenden in den verschiedenen Impfkategorien ermittelt. Der Beob-
achtungszeitraum erstreckt sich über die Dauer der gesetzlichen Meldepfl icht 
von April 2022 bis April 2023. Die absolute Anzahl und der relative Anteil der 
meldenden PE wurden im zeitlichen Verlauf betrachtet sowie stratifi ziert nach 
Einrichtungsart, Bundesland, der Anzahl gemeldeter Monate (Mon) (Kategori-
en: <  = 3 Mon/ 4-6 Mon/ 7-9 Mon/ 10-13 Mon) und bei vollstationären PE nach 
Größenkategorie (1-40 Plätze/ 41-60 Plätze/ 61-80 Plätze/ 81-100 Plätze/ 101-
150 Plätze/ > 151 Plätze). Darüber hinaus wurde der Median und interquartile 
Range (IQR) der Anzahl der gemeldeten Monate/PE berechnet. 
  Ergebnisse : Insgesamt haben 15.652 Einrichtungen mindestens 1 Monat ge-
meldet. Dies entspricht etwa 98 % der Gesamtzahl der Pfl egeeinrichtungen 
(Destatis 2021). Davon entfi elen 10.422 auf vollstationäre, 4677 auf teilstati-
onäre und 553 auf vollstationäre Einrichtungen mit Tagespfl ege. Im zeitlichen 
Verlauf stieg die Anzahl der meldenden Einrichtungen zunächst an und erreich-
te im Monat August einen Höchststand (12.804 PE). In den Folgemonaten kam 
es zu einem leichten Rückgang gefolgt von einem abrupten Abfall um 30 % von 
Dezember 2022 auf Januar 2023 koinzidierend mit dem Ende der Impfpfl icht 
von Beschäftigten der PE. Die Anzahl der meldenden Einrichtungen sank dar-
aufhin weiter bis April 2023 auf etwa 50 % des Höchststandes (6408 PE) zusam-
menfallend mit dem Ende der verbliebenen Coronamaßnahmen. Die Anzahl 
der Meldemonate betrug im Median 10 Mon (IQR: 7-12 Mon) bei vollstationä-
ren PE und PE mit > 80 Plätzen und 9 Mon (IQR: 6-12 Mon) bei vollstationären 
PE mit <  = 80 Plätzen und bei teilstationären PE. Nahezu 50 % der Einrichtungen 
haben 10-13 Monate gemeldet, 26 % 6-9 Mon, 13 % 3-6 Mo und 11 % < 3 Mona-
te. Eine ähnliche Verteilung fi ndet sich auch in den Strata der einzelnen Grö-
ßenkategorien der vollstationären PE, wobei der Anteil der PE, die 10-13 Mon 
gemeldet haben, in PE mit > 80 Plätzen etwas höher war (54 %) als in PE 
mit <  = 80 Plätzen (50 %). Der bundesland-spezifi sche Anteil der PE mit mindes-
tens 1 Meldung variierte zwischen 86 % in Sachsen-Anhalt und 100 % in Nord-
rhein-Westfalen und Rheinlandpfalz (Bezug Destatis 2021) und der Anteil der 
PE, die 10-13 Mon gemeldet haben, bewegte sich zwischen 41 % in Bremen und 
57 % in Mecklenburg-Vorpommern. 
  Schlussfolgerungen : Die Meldepfl icht wurde von nahezu allen PE ungeachtet 
von deren Art und Größe umgesetzt und etwa 50 % haben entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben nahezu vollumfänglich monatlich gemeldet. Die Ent-
wicklung der Anzahl der meldenden Einrichtungen im zeitlichen Verlauf spie-
gelte die sich ändernde Politik der Coronamaßnahmen wider, was darauf hin-
weist, dass auch unabhängig von einrichtungsindividuellen Ressourcen der 
politische Kontext und die damit verbundene Einschätzung der Pandemiesitu-
ation eine große Rolle spielten. Dies zeigt die Wichtigkeit der Einbettung von 
Maßnahmen (Meldepfl icht oder z. B. Surveillance-Projekte) in einen konsisten-
ten äußeren Kontext für die Einschätzung von deren Sinnhaftigkeit und damit 
verbunden der Motivation zur Umsetzung. 

                                                Pandemiemanagement in der stationären Langzeit-
pfl ege – qualitative Analyse der Herausforderungen 
und "Best Practice" aus Sicht der Mitarbeiter*innen 
des Gesundheitsamtes 
   Autorinnen/Autoren        N.     Primc    1    ,      I.     Plaza-Munet    2    ,      S.     Hatziavramidis    1    , 
     B.     Knorr    2    ,      M.     Borchert    2   
  Institute     1      Institut für Geschichte und Ethik der Medizin, Medizinische 
Fakultät der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg   ;   2      Gesundheitsamt 
Rhein-Neckar-Kreis, Heidelberg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781870 

      Hintergrund und Fragestellung : Die Corona-Pandemie hat die deutschen 
Gesundheitsämter vor große Herausforderungen gestellt. Innerhalb kürzester 
Zeit mussten intern neue Strukturen und Arbeitsabläufe implementiert, sowie 
zusätzliches Personal rekrutiert und geschult werden, um die pandemiebeding-
ten Maßnahmen koordinieren zu können. Kaum untersucht wurde bisher die 
Perspektive der Mitarbeiter*innen der Gesundheitsämter, die die pandemie-
bedingten Maßnahmen und deren Umsetzung begleitet haben. Diesem For-
schungsdesiderat soll im Rahmen einer qualitativen Interviewstudie entgegen-
gewirkt werden, welches die Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen 
dem sogenannten „COVID-19 Heim-Team“ des Gesundheitsamts Rhein-Ne-
ckar-Kreis und den in dessen Zuständigkeitsbereich fallenden Pfl egeheimen 
untersucht. Hierdurch sollen Erkenntnisse zur erfolgreichen Implementierung 
von Maßnahmen zur Bewältigung von zukünftigen pandemieähnlichen Gefah-
renlagen gewonnen werden. 
  Methodisches Vorgehen : Mittels leitfadengestützter qualitativer Interviews 
werden in den Monaten November 2023-Januar 2024 (ehemalige) 
Mitarbeiter*innen des während der Pandemie am Gesundheitsamt Rhein-
Neckar-Kreis eingerichteten „COVID-19 Heim-Teams“ befragt. 
 Um einen möglichst breiten Einblick in die einzelnen Verantwortungsbereiche 
zu erhalten und eine qualitative Datensättigung sicherzustellen, werden Per-
sonen aus den drei Gruppen an Mitarbeiter*innen des „Covid-19 Heim-Teams“ 
in die Interviewstudie einbezogen, 1) den (zum Teil extern rekrutierten) 
Fallbearbeiter*innen, 2) den nicht-ärztliche Koordinator*innen, sowie 3) den 
Ärzt*innen mit Leitungsfunktion. Die Interviews werden mittels Audiogerät 
aufgezeichnet, anschließend transkribiert und pseudonymisiert. Die Transkrip-
te werden in Form einer inhaltlich strukturierenden Inhaltsanalyse mittels 
deduktiver und induktiver Kategorien analysiert (siehe Kuckartz/Rädiker 2022. 
Qualitative Inhaltsanalyse. Methoden, Praxis, Computerunterstützung. Wein-
heim). 
  Ergebnisse : Ziel der qualitativen Inhaltsanalyse ist es, aus Sicht der (ehemali-
gen) Mitarbeiter*innen des „COVID-19 Heim-Teams“ Herausforderungen und 
„best practice“- Beispiele 1) in der Kommunikation mit den Pfl egeheimen, 2) der 
Implementierung und Begleitung von pandemiebedingten Maßnahmen in den 
Pfl egeheimen, sowie 3) der internen Kommunikationsstrukturen, Arbeitsabläufe 
sowie Schulungs- und Unterstützungsangebote für die Mitarbeiter*innen des 
„COVID-19 Heim-Teams“ zu identifi zieren. 

                                                Prävalenz und Risikofaktoren von Hepatitis C in 
niedersächsischen Justizvollzugsanstalten 
   Autorinnen/Autoren        M.     Scharlach    1    ,      A.     Baillot    1   
  Institut     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt (NLGA), Hannover  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781871 
     Gefängnisinsassen sind häufi ger Träger von Hepatitis C-Virus-Infektionsmar-
kern (HCV) als die Allgemeinbevölkerung. Ein bekannter Übertragungsweg ist 
die Benutzung gemeinsamer Nadeln beim Spritzen von Drogen sowie vermut-
lich auch Tätowieren und Piercen. Infektionen bleiben oft jahrelang unerkannt 
und unbehandelt und können so zu gesundheitlichen Folgeschäden führen und 
sich weiter ausbreiten. 
 Für die Niedersächsischen Justizvollzugsanstalten untersucht das NLGA Blut-
proben auf Hepatitis C-Antikörper und andere Virusinfektionen. Die labordia-
gnostischen Untersuchungen wurden zunächst mit einer umfassenden epide-
miologischen Studie begleitet und anschließend in ein Routinesystem 
überführt. Beantwortet werden die Fragen: Wie hoch ist die HCV-Prävalenz in 
den Justizvollzugsanstalten in Niedersachsen und welche Risikofaktoren für 
eine HCV-Infektion gibt es? 
 Im Zeitraum 1. Januar 2013 – 1. Juli 2023 lag für 3 928 Gefangene ( >  = 16 
Jahre) ein erstes Untersuchungsergebnis vor. Das Medianalter der 3 549 männ-
lichen Gefangenen betrug 27 Jahre, das der 279 weiblichen Gefangenen 35 
Jahre. 13 % der männlichen Gefangenen und 31 % der weiblichen Gefangenen 
wiesen HCV-Antikörper auf. Als unabhängige Risikofaktoren für den Nachweis 
von HCV-Antikörpern konnten intravenöser (i. v.) Drogenkonsum, ein Geburts-
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land außerhalb Deutschlands, mehr als zwei Inhaftierungen in der Vergangen-
heit sowie Tätowierungen und ein zunehmendes Alter identifi ziert werden. Für 
männliche Inhaftierte war konkret ein Geburtsland in den Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion ein unabhängiger Prädiktor für den Nachweis von HCV-Anti-
körpern. 
 Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, dass die Risikofaktoren i. v. Drogenkonsum 
und Tätowierungen für HCV in Justizvollzugsanstalten weiterhin von Bedeutung 
sind. Bedingt durch die deutlich abnehmende Anzahl der verwertbaren epide-
miologischen Informationen ist eine belastbare Aussage zu Entwicklung des i. 
v. Drogenkonsums in Justizvollzugsanstalten und der anderen Risikofaktoren 
nicht möglich. Das Studienkonzept wird derzeit evaluiert, um die Teilnahme-
bereitschaft in den Einrichtungen zu erhöhen. 

                                                Rechts- und Handlungssicherheit im behördlichen 
Infektionsschutz: Ergebnisse einer qualitativen 
Studie mit Infektionsschutzexpert*innen aus 
Gesundheitsämtern 
   Autorinnen/Autoren        N.     Oster    1    ,   2    ,      D.     Häske    1    ,      P.     Schäfer    2    ,      S.     Joos    1   
  Institute     1      Zentrum für Öff entliches Gesundheitswesen und Versorgungs-
forschung, Universitätsklinikum Tübingen   ;   2      Fachbereich Jugendamt und 
Gesundheitsamt der Stadt Mannheim  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781872 
      Hintergrund : Die Umsetzung des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) mit dem 
Zweck der frühzeitigen Erkennung, Verhütung und Bekämpfung von übertrag-
baren Krankheiten ist im Wesentlichen Aufgabe der Gesundheitsämter. Rechts- 
und Handlungssicherheit im Rahmen dieser Tätigkeit sind für die persönliche 
Absicherung der handelnden Mitarbeitenden essentiell. Das Handeln von In-
fektionsschutzbehörden war während der Pandemie zentrales Thema der öf-
fentlichen Diskussion und der Rechtsprechung. Vielfach mussten sich Gesund-
heitsbehörden gerichtlichen Verfahren als Zeugen oder Angeklagte stellen, 
was zu erheblicher Verunsicherung bei den Mitarbeitenden führte. Inhaltliche 
oder strukturelle Voraussetzungen der Arbeit im Infektionsschutz, die die 
Rechts- und Handlungssicherheit im Infektionsschutz beeinfl ussen, wurden 
bislang weder analysiert noch diskutiert. 
  Ziele : Ziel des vorliegenden Teilprojektes der IfSG-CHECK-Studie ist es, Erfah-
rungen und Meinungen von Infektionsschutzexpert*innen aus Gesundheits-
ämtern zu den bestehenden Voraussetzungen für Rechts- und Handlungssi-
cherheit zu erheben und zu diskutieren. 
  Methoden : Es wurden eine leitfadengeführte Fokusgruppendiskussion mit vier 
Infektionsschutzexpert*innen und drei qualitative Einzelinterviews zu indivi-
duellen Kritikpunkten zur These „Das IfSG bietet für Gesundheitsämter keine 
ausreichende Rechts- und Handlungssicherheit“ sowie mit Rechts- und Hand-
lungssicherheit im Zusammenhang stehender Ko-Faktoren geführt und mittels 
qualitativer Inhaltsanalyse angelehnt an Kuckartz ausgewertet. Die Auswahl 
von IfSG-Expert*innen erfolgte anhand einschlägiger Publikationstätigkeit, 
Gremienarbeit oder Facharztqualifi kation. 
  Ergebnisse : Die These „Das IfSG bietet für Gesundheitsämter keine ausreichen-
de Rechts- und Handlungssicherheit“ erhielt vier zustimmende, eine ablehnen-
de und zwei ambivalente Rückmeldungen. Es wurde angemerkt, dass die ver-
waltungsrechtlichen Anforderungen an die Gesundheitsämter zu hoch seien. 
Als Gründe hierfür wurden nicht ausreichend verwaltungsrechtliche Qualifi ka-
tion des überwiegend medizinischen Personals und große Verunsicherungen 
auch von Jurist*innen aufgrund mangelnder Eindeutigkeit der gesetzlichen 
Vorgaben angegeben. Dies habe in der Folge in der Pandemie zu Verunsiche-
rung und Angst beim Personal geführt. Als Ko-Faktoren für Defi zite in Bezug 
auf Rechts- und Handlungssicherheit wurden mangelnde Verständlichkeit und 
zu großer Umfang des IfSG, Mangel an Bundeseinheitlichkeit der gesetzlichen 
Vorgaben, konkurrierende gesetzliche Pfl ichten bei beschränkten Ressourcen 
sowie Mangel an Datenschutzregelungen und an digitaler Reife im IfSG ge-
nannt. 

  Fazit : Die Aussagen der Infektionsschutzexpert*innen lassen den Schluss zu, 
dass mangelnde Rechts- und Handlungssicherheit für Gesundheitsämter im 
behördlichen Infektionsschutz nicht nur vereinzelt, sondern hinsichtlich ver-
schiedener Aspekte strukturell bedingt ist. Wenn behördlicher Infektions-
schutz, der sich wirkungsorientiert an den Zwecken des IfSG gemäß §1 Abs.(1) 
ausrichtet, für Gesundheitsämter umsetzbar sein soll, dann sind Rechts- und 
Handlungssicherheit hierfür Grundvoraussetzung. Ein erster Schritt hierzu 
könnte ein Dialog zu diesem Thema zwischen der Legislative zum Infektions-
schutz beim Bund und den exekutiven Gesundheitsbehörden darstellen, um 
auf beiden Seiten ein Problembewusstsein zu erreichen. 

                                                SARS-CoV-2 in Kindergärten – eine die Kindergarten-
öff nungen begleitende Erarbeitung von präventiven 
Hygienemaßnahmen 
   Autorinnen/Autoren        V.     K.     Merk    1    ,      M.     Savin-Hoff meyer    1    ,      G.     Wilbring    1    , 
     E.     Sib    1    ,      M.     Exner    1    ,      S.     Engels    2    ,      R.     M.     Schmithausen    3    ,      N.     Mutters    1   
  Institute     1      Universitätsklinikum Bonn, Institut für Hygiene und Public 
Health, Bonn   ;   2      Gesundheitsamt der Bundesstadt Bonn   ;   3      Universitätsme-
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     Von Mai bis Juli 2020 wurde eine prospektive longitudinale Beobachtungsstu-
die ,,KiRaSu-Kindergarten Risk Assessment and Surveillance‘‘ begleitend zu 
den Kindergartenöff nungen die Prävalenz und Inzidenz von SARS-CoV-2-Infek-
tionen. Bei 200 freiwillig teilnehmenden Kindern und Mitarbeitenden in zwei 
ausgewählten Kindergärten in Bonn wurden durch medizinisch geschultes 
Personal in den drei Zeiträumen 26.-29. Mai, 22.-24. Juni und 06.-08. Juli 2020 
insgesamt 435 tiefe Rachenabstriche entnommen. Diese wurden mittels Real-
Time RT-PCR auf SARS-CoV-2-RNA untersucht. Die Testungen begleitend füll-
ten die Teilnehmenden insgesamt 469 Fragebögen aus. Diese dienten zur As-
soziation von PCR-Ergebnis und Symptomen sowie zur Betrachtung des 
Hygienebewusstsein der Teilnehmenden, des Erlebens der Situation und der 
Betreuung der Kinder zuhause. Zur Erfassung möglicher Risikofaktoren einer 
Übertragung von SARS-CoV-2 füllten 70 der Großteils im Gesundheitswesen 
der Uniklinik Bonn beschäftigten Elternteile insgesamt 167 Fragebögen aus. 
Abschließend wurden insgesamt 124 Drop-out-Fragebogen analysiert. 
 In diesem Zeitraum konnten keine SARS-CoV-2-Infektion bei teilnehmenden 
Kindern und Mitarbeitenden nachgewiesen werden. Die Prävalenz und Inzidenz 
waren somit 0, übereinstimmend mit der Infektionslage in Bonn. Auch die im 
medizinischen Sektor tätigen Eltern schienen keinen Einfl uss auf die Infektions-
zahl der Kinder eines Kindergartens zu haben. Hohe Teilnahmequoten spiegel-
ten das Interesse der Teilnehmenden an der Studie wider. 
 Ein gesetzlich vorgeschriebenes Hygienekonzept stellt die Grundlage zur Infek-
tionsprävention dar. Daher ist es für eine hygienisch vertretbare Öff nung sowie 
für das übergeordnete Ziel einer Aufrechterhaltung des Kindergarten-Betriebs 
wichtig, die Begebenheiten der Kindergarten-Situation sowie Infektionslage 
darin zu berücksichtigen. Viele bekannte präventive Hygienemaßnahmen las-
sen sich, teilweise angepasst oder erweitert, gut in Kindergärten umsetzen. Im 
Fragenbogen konnte ein gesteigertes Hygienebewusstsein der Teilnehmenden 
nachgewiesen werden. Ein Großteil der Befragten hat seit Beginn der Pandemie 
persönliche Hygienemaßnahmen geändert, in den persönlichen Alltag integ-
riert und beibehalten. Dieses anscheinend bereits vorhandene Hygienebe-
wusstsein der Kinder sollte weiterhin im Kindergarten gefördert werden durch 
z.B. ein kindgerechtes Besprechen der aktuellen Maßnahmen und durch die 
Rolle der Mitarbeitenden als Vorbilder. 
 Schlussfolgernd lässt sich zusammenfassen, dass die Kindergarten-Öff nungen 
zum Juni 2020 einen richtigen Schritt darstellten. Dies bestätigen die beglei-
tenden Testungen der Kinder, bei denen sich keine positiven Fälle zeigten, in 
Übereinstimmung mit der damaligen Infektionslage, und kein die Öff nungen 
begleitender Anstieg des Infektionsgeschehens in Bonn und Deutschland. 
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                                                SARS-CoV-2 Screening von Einreisenden aus China 
am Flughafen Frankfurt International, Januar 2023 
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      Hintergrund : Nach Aufgabe der Null-COVID-Strategie im November 2022 
stiegen in China die COVID-19-Fallzahlen steil an. Getrieben von der Sorge vor 
der Einschleppung neuer Virusvarianten wurde in Deutschland die Einreisever-
ordnung ab 9. Januar 2023 geändert. Für Einreisende aus China wurde ein ma-
ximal 48 h alter negative SARS-CoV-2-Test verlangt. Das Ziel der Untersuchung 
war es, durch stichprobenartige Tests auf SARS-CoV-2, neue Virusvarianten 
frühzeitig zu erkennen. 
  Maßnahmen : Die vier Fluggesellschaften mit Flügen aus China wurden beauf-
tragt, unmittelbar vor Landung von Flügen aus China einen Text des Gesund-
heitsamtes Frankfurt am Main zur stichprobenartigen Testung auf SARS-CoV-2 
zu verlesen. 
 Vom 9. bis 28. Januar wurden Passagiere am Gepäckband angesprochen. Davon 
ausgeschlossen waren Passagiere mit Anschlussfl ügen und Familien mit Kindern 
unter 12 Jahre. Sie wurden aufgefordert, sich auf SARS-CoV-2 testen zu lassen 
und erhielten ein Informationsblatt in Deutsch, Englisch und Chinesisch mit 
den rechtlichen Grundlagen sowie einen QR-Code zur Registrierung in einem 
Testzentrum. Die Passagiere wurden in Gruppen zum am Flughafen befi ndli-
chen Testzentrum begleitet. Es wurden zeitgleich Antigen Schnelltest und PCR 
Test durchgeführt, um die Wartezeit der Passagiere zu reduzieren. Bei einem 
positiven Schnelltest wurde das PCR Röhrchen an das Labor der Universität Klink 
zur Sequenzierung verschickt. 
 Um die Wirksamkeit der alleinigen Durchsage an Bord beurteilen zu können, 
war auf fünf von 36 Flügen kein Personal des Gesundheitsamtes bei der Ge-
päckausgabe anwesend. 
  Ergebnisse : Nach Angaben der Fluggesellschaften kamen vom 09.01.2023 bis 
zum 28.01.2023 auf 36 Flügen aus China 2983 Passagiere ohne Anschlussfl üge 
in Frankfurt am Main an. Auf Nachfrage wurden ausnahmslos negative PCR-
Ergebnisse von SARS-CoV-2-Tests von Passagiere vorgelegt. Bei 31 der 36 Flü-
ge aus China (16/18 aus Shanghai, 7/10 aus Peking, 3/3 aus Chengdu, 3/3 aus 
Guangzhu und 2/2 aus Hangzou) war Personal am Gepäckband gewesen. Ohne 
persönliche Ansprache an der Gepäckausgabe besuchte kein einziger Passagier 
das Testzentrum. 
 Vom 09.01.2023 bis zum 28.01.2023 wurden 1446 Schnelltests (AST), ent-
sprechend 48,5 % (1446/2983) der an der Gepäckausgabe ankommenden 
Personen, durchgeführt. 
 Drei AST ergaben ein positives Ergebnis, von denen nur einer durch PCR bestä-
tigt wurde. Der entsprechende CT-Wert lag über 30, sodass eine variantenspe-
zifi sche PCR und Sequenzierung nicht möglich war. 
 Zur Qualitätskontrolle wurden 130 Passagiere aus drei angekommene Fliegern 
simultan mit AST und PCR untersucht. Zwei Proben mit negativem AST erwie-
sen sich in der PCR mit CT > 30 als schwach positiv. 
  Zusammenfassung und Bewertung : Unter 1446 getesteten Passagieren wur-
den nur drei mittels PCR schwach-positiv auf SARS-CoV-2 getestet. Aufgrund 
einer zu geringen Viruslast (CT > 30) war eine Sequenzierung in keinem der 
genannten Fälle möglich. Im Vergleich zu der ersten Omikron Welle und dem 
teils nicht funktionierenden Ausreisescreening aus Süd Afrika, könnten die 
strikten vorangehende Ausreisescreening in China mittels PCR, eine Erklärung 
für die geringe Ausbeute positiver Tests bei der Einreise sein. 

 Wir kommen zu dem Schluss, dass im Fall von SARS-CoV-2, basierend auf einem 
hochwertigen Ausreisescreening, ein zusätzliches Einreisescreening für Passa-
giere ein personalintensives und zeitaufwändiges Verfahren mit geringer Aus-
beute an positiven Ergebnissen ist. Gleichzeitig war das ursprüngliche Ziel neue 
SARS-Cov2-Varianten zu identifi zieren, durch die geringe Anzahl an positiven 
Test nicht möglich. 

                                                Sexuelle Gesundheit: Ansprache im Internet von 
männlichen/trans Escorts in Hamburg – Entwicklung 
von 2020 bis 2023 
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      Hintergrund : Menschen, die der mann-/trans-männlichen Sexarbeit nachge-
hen, sind aus epidemiologischen Gründen eine wichtige Zielgruppe für Maß-
nahmen der HIV/HEP/STI Prävention und dem Infektionsschutz. Bereits vor der 
Corona-Pandemie haben Anbahnungsaktivitäten der Sexarbeitenden über 
Internetforen stark zugenommen, auch in Verbindung mit dem in Kraft treten 
des Prostituiertenschutzgesetzes. Ein Teil der Zielgruppe ist ausschließlich on-
line zu erreichen. Ziel der hier vorgestellten Methode war die Entwicklung einer 
niedrigschwelligen online-basierten Ansprache durch den ÖGD für männliche/
trans Escorts. 
  Methoden : Das Centrum für HIV und sexuell übertragbare Infektionen (CASAb-
lanca, Einrichtung des öff entlichen Gesundheitsdienstes in Hamburg) spricht 
seit 2020 Männer, trans und nicht binäre Personen online an mit dem Ziel An-
gebote des ÖGDs im Infektionsschutz bezüglich sexuell übertragbarer Infekti-
onen bekannter zu machen. 
 Das Profi l CASAblancas ist mehrsprachig und enthält Kontaktinformationen der 
Einrichtung. Nutzer:innen der Plattform können mit CASAblanca per Chat in Kon-
takt treten. Eine live-Betreuung des Profi ls ist mehrmals täglich sichergestellt, um 
eine direkte Kontaktaufnahme möglich zu machen. CASAblanca nimmt aktiv 
Kontakt auf mit Personen, die angeben sich in Hamburg zu befi nden (standarisier-
te Texte in verschiedenen Sprachen). Die aktive und mehrsprachige Betreuung des 
Profi ls benötigt insgesamt ca. eine Arbeitsstunde pro Tag. 
  Ergebnisse : Ergebnisse der Jahre 2021, 2022 und 2023 werden präsentiert und 
Veränderungen beschrieben. Beschrieben wird die Anzahl der Kontaktaufnahmen 
sowie Reaktionen, der Sprachbedarf, inhaltliche Bedarfe wie Testung auf HIV und 
weitere sexuell übertragbare Infektionen, HIV-Präexpositionsprophylaxe, weitere 
gesundheitliche Bedarfe ebenso wie die Grenzen des Angebotes. Dargestellt wer-
den auch Nebeneff ekte: Die Angebote der Beratungsstelle zur Testung, Behand-
lung, PrEP werden häufi g kurzfristig in Anspruch genommen. Freier mit Präventi-
onsbedarfen nehmen aktiv Kontakt auf mit der Beratungsstelle. 
  Schlussfolgerungen : Internetgestützte Präventionsangebote können vom 
ÖGD umgesetzt werden. Mann/trans-männliche Sexarbeitende können über 
diesen Weg erreicht werden und bestehende Angebote besser bekannt ge-
macht werden. In der Zielgruppe bestehen Bedarfe nach HIV/STI Präventions-
angeboten, aber auch darüber hinweg. Ein fremdsprachiges Angebot ist wichtig. 

                                                Stärkung evidenzinformierter Entscheidungsfi n-
dungsprozesse auf kommunaler Ebene. Wie gelingt 
institutionelles Lernen aus epidemisch bedeutsamen 
Lagen? 
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      Hintergrund : Die Koordination komplexer Entscheidungsfi ndungsprozesse 
gehört zu den originären Aufgaben des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD) auf kommunaler Ebene. Insbesondere in Krisen und epidemisch bedeut-
samen Lagen können diese Prozesse von epistemischer Unsicherheit geprägt 
sein und müssen zum Teil unter erheblichem Zeitdruck erfolgen. Das erschwert 
ein systematisches Abwägen der Vielzahl relevanter Faktoren und stellt die 
beteiligten Akteursgruppen und Institutionen vor große Herausforderungen. 
Die Erfahrungen aus der COVID-19-Pandemie stellen eine gute Möglichkeit dar, 
getroff ene Entscheidungen sowie das prozedurale Vorgehen zur Entscheidungs-
fi ndung kritisch zu prüfen und methodisch weiterzuentwickeln. 
  Zielsetzung : Institutionell verankerte Lessons-Learned-Prozesse können dazu 
beitragen (1) prospektiv evidenzinformierte Entscheidungsfi ndungsprozesse 
zur Priorisierung notwendiger Maßnahmen zu unterstützen und (2) struktu-
rierte Ansätze zur „Zwischenschau“ bzw. „Retrospektion“ ermöglichen, um 
während und aus epidemisch bedeutsamen Lagen nachhaltig und institutionell 
zu lernen. Damit all dies in Krisen und unter Zeitdruck möglich ist, zielt das Koope-
rationsprojekt ILEAs (Institutionelles Lernen aus epidemisch bedeutsamen Lagen: 
Implementierung institutionell verankerter Lern- und Entscheidungsfi ndungspro-
zesse im ÖGD) auf die Erarbeitung von Methoden und Herangehensweisen zur 
Implementierung evidenzinformierter Entscheidungsfi ndungsprozesse (TP 1) und 
eigenständiger Lernerfahrungen während und nach Krisen (TP 2) ab. 
  Methodik : TP 1 analysiert evidenzinformierte Entscheidungsfi ndungsprozesse auf 
kommunaler Ebene. In enger Zusammenarbeit mit Kooperationspartner:innen 
aus der Kommune erfolgt zunächst ein systematisches Stakeholdermapping. 
Prioritäre Themen für den Lessons-Learned-Prozess werden gemeinsam erar-
beitet. Parallel werden in einem Scoping Review bestehende Leitlinien für evi-
denzinformierte Prozesse identifi ziert und relevante Entscheidungskriterien 
extrahiert. Die Ergebnisse werden anschließend gemeinsam mit Vertreter:innen 
aus den Kommunen in Fokusgruppen analysiert und synthetisiert. 
 Das TP2 konzentriert sich auf die Stärkung der Kapazitäten und Kompetenzen 
des ÖGD, selbstständig In(tra)- und After-Action-Reviews zu konzeptionieren, 
zu erproben und durchzuführen. Hierfür wird zunächst aufbauend auf den WHO 
und ECDC-Standards in enger Zusammenarbeit mit den Verbundpartner:innen ein 
Methodenhandbuch in deutscher Sprache entwickelt. Des Weiteren wird mit in-
teressierten Partner:innen aus dem ÖGD ein eigens konzipiertes Grundlagentrai-
ning und ein Peer-Review-Workshop angeboten. Diese geben eine umfassende 
Einführung in die IAR/AAR-Methodik und sollen die Verbundpartner:innen bei der 
eigenständigen Planung, Erprobung, Organisation und Durchführung von IAR/
AAR unterstützen. 
  Ausblick : Aus den Ergebnissen beider Teilprojekte werden wichtige Erkennt-
nisse für die zukünftige institutionelle Verankerung evidenzinformierter Ent-
scheidungsfi ndungsprozesse auf kommunaler Ebene erwartet. Um die Kapa-
zitäten und Kompetenzen zur Implementierung entsprechender Prozesse 
nachhaltig zu stärken, werden die Ergebnisse von TP 1 und 2 in der abschlie-
ßenden dritten Projektphase mittels kostenfreiem E-Learning in die Aus-, Fort- 
und Weiterbildung integriert werden. Zur Sicherstellung der methodischen wie 
fachlichen Qualität wird das Vorhaben durch einen praktischen und einen wis-
senschaftlichen Beirat begleitet. Im Beitrag werden Projektlogik und -hinter-
grund erläutert sowie die methodische Vorgehensweise und erste Ergebnisse 
vorgestellt. 

                                                Tuberkulose im Spiegel der Zeit – eine empirische 
Analyse der „Zeitschrift für Medizinal-Beamte“ von 
1888 – 1914 
   Autor        A.     Mühenbruch-Kränzel   
  Institut      Gesundheits- und Veterinäramt Landeshauptstadt Magdeburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781877 
     Die Industrialisierung war eine Zeit von Entwicklung und Umbruch. Im Laufe 
dieser Veränderungen veröff entlichte auch Robert Koch seine Entdeckungen 
zum Tuberkuloseerreger. Diese Mitteilung brachte – wie viele Entdeckungen 

in dieser Zeit – nicht nur Klarheit, sondern eröff nete ein breites Feld an For-
schung, Diskussion und Spekulation. 
 Im Rahmen einer Masterarbeit im Studiengang Sozialwissenschaften wurden 
die Wechselwirkungen zwischen der Erkrankung an Tuberkulose und der Ent-
wicklung der deutschen Gesellschaft zur Zeit der Hochindustrialisierung mit-
hilfe einer Dokumentenanalyse der „Zeitschrift für Medizinal-Beamte“ unter-
sucht. Diese Zeitschrift erschien erstmals 1888 und wurde fast ununterbrochen 
bis heute als „Das Gesundheitswesen“ publiziert. Bei dieser Analyse wurden 
alle Artikel zum Thema Tuberkulose der Jahre 1888 bis 1914 zusammengetra-
gen. Gleichzeitig werden einige interessante Ergebnisse der damaligen For-
schung beschrieben, ohne sie einer Wertung aus heutiger Sicht zu unterziehen. 

                                                Veranstaltungs- und Sporthygiene 
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     Der Sport in Deutschland und auf der ganzen Welt steht heute vor der großen 
Herausforderung, frühzeitig potenzielle gesundheitliche Risiken zu identifi zie-
ren und infektiologische Gefährdungspotentiale für teilnehmende Sportler und 
die Öff entliche Gesundheit zu vermeiden. 
 Dabei stellen sich folgende Forschungsfragen: 
 Welche Faktoren lassen sich beobachten, die einen positiven bzw. negativen 
Einfl uss auf die Entwicklung einer infektiologischen Gefahrenlage bei Sport-
veranstaltungen besitzen können? 
 Welche Leit- und Richtlinien bzw. Modelle oder Konzepte existieren zur Risiko-
analyse und Risikobewertung von Sportstätten und/oder Sportveranstaltungen 
in Bezug auf infektiologische Gefahrenlagen? 
 Wie können bestehende Präventions- und Risikobewertungskonzepte unter 
Berücksichtigung der in den Beobachtungen gewonnenen Erkenntnisse erwei-
tert werden, um diese einer Vorsorgeplanung (besser) zugänglich zu machen? 
 Ergibt sich durch eine Katalogisierung der Präventiv- und Hygienemaßnahmen 
für verschiedene Sportarten, weitere Anhaltspunkte zur Optimierung oder 
Erweiterung von Konzepten bzw. Systemen zur Früherkennung oder Verlaufs-
kontrolle (Surveillance) infektiologische Gefahrenlagen bei Sport- bzw. Trai-
ningsveranstaltungen? 
 Wie sinnvoll wäre ein qualitatives Benchmarking von Sportstätten und Sport-
veranstaltungen im Sinne einer „Hygienemedaille“, vergleichbar zu einem 
Hygienesiegel im Gesundheitssektor? 
 Nur mittels Prävention im Rahmen der Sporthygiene und damit einhergehend 
rascher Früherkennung können die Infektionsketten durch Interventionen früh-
zeitig unterbrochen und die Eskalationen verhindert werden. Dies bedeutet, 
dass sowohl Vorsorgebemühungen als auch andauernde Überwachung für 
einen adäquaten gesundheitlichen Bevölkerungsschutz in Bezug auf Sportver-
anstaltungen (an Sportstätten) maßgeblich sind. 
 Somit ist neben der vorgelagerten präventiven Minimierung etwaiger infekti-
onsfördernder Quellen, das Vorliegen eines funktionierenden, effi  zienten und 
dynamischen Surveillance-Systems maßgebend. 
 Im Vordergrund steht dabei die Synchronisierung von Sport und Hygiene. 
 Mögliche weitergehende Vorteile einer Hygiene-Medaille für Sportstätten ist 
die Visualisierung in der Öff entlichkeit, dass sie einen Hygienestandard auf 
Basis eines umfassenden Hygienekonzepts eingeführt haben und dieses kon-
tinuierlich betreuen. Damit wird für die Sportler sowie für die Besucher von 
Sportveranstaltungen ein größtmögliches Maß an Sicherheit aus bakteriolo-
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gischer und virologischer Sicht gewährleistet. Die Inhalte der Hygiene-Medail-
le umfassen mehrere inhaltliche und organisatorische, im Rahmen des Pilot-
projektes zu defi nierende, Aspekte wie z.B. Basishygiene, erregerspezifi sche 
Maßnahmen zu Prävention und Kontrolle von Infektionserregern und organi-
satorische Aufgaben der Hygiene in Sportstätten, etc. 
 Weitergehend könnte eine kostenlose Teilnahme am Hygiene-Medaillen. NRW 
Programm gerade unter Pandemie-Bedingungen als grundlegende Maßnahme 
für den Infektionsschutz empfohlen werden. Übergeordnetes Ziel ist es, eine 
Qualifi zierung für die Zertifi zierung in regelmäßigen Abständen in Zusammen-
arbeit mit dem zuständigen Gesundheitsamt anzubieten. 
 Grundsätzlich sollte auch bedacht werden, dass die Sportveranstaltungen nur 
eine Schnittmenge der gesamten Veranstaltungswirtschaft in NRW ausma-
chen, sodass perspektivisch eine Ausweitung solcher Kennzeichnungen zur 
öff entlichkeitswirksamen Wahrnehmung hygienisch-infektiologischer Aspek-
te auch anderen Bereichen zugänglich gemacht werden könnte. Hierbei ist 
festzustellen, dass Sportstätten per se zwar Besonderheiten aufweisen, die im 
Rahmen einer hygienisch-infektiologischen Betrachtung berücksichtigt werden 
müssen, jedoch allgemein nur zu den bereits bestehenden strukturellen Vari-
ablen eines Veranstaltungsortes (bspw. Station, Arena, etc.) hinzutreten. So 
wäre die Vergabe eines „Hygienesiegels“ für Veranstaltungen mit modularem 
Konzept denkbar, das bestimmte Bereiche in die Zertifi zierung einbezieht (Hy-
gienesiegel Sport, Konzert, Theater, etc.). 

                                                Vom Mauerblümchen zum Blumenstrauß – Das Sach-
gebiet der Infektionshygiene vor und nach der 
Covid-19-Pandemie 
   Autorinnen/Autoren        R.     Spittel    1    ,      S.     Scharkus    1    ,      K.     Ademi    1    ,      A.     Fidler    1    , 
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      Einleitung : Durch die Covid-19-Pandemie hat sich gezeigt, dass das öff entliche 
Gesundheitswesen (ÖGW) schnell und gezielt auf das Infektionsgeschehen 
reagieren kann. Dies ist möglich durch die Sicherung und Weiterentwicklung 
wissenschaftlicher Standards sowie die Gewährleistung fl exibler Strukturen 
hinsichtlich des Personalkörpers. In diesem Beitrag soll gezeigt werden, welche 
Strukturen das Sachgebiet der Infektionshygiene des Gesundheitsamtes Köln 
vor der Covid-19-Pandemie aufwies und welche Veränderungen und Anpas-
sungen übernommen wurden und heute weiterhin umgesetzt werden. Wei-
terhin sollen Eff ekte dieser Veränderungen und mögliche Herausforderungen 
diskutiert werden. 
  Schlussfolgerungen : Die COVID-19-Pandemie war eine große Chance, das 
ÖGW und insbesondere den Bereich Infektionsschutz an aktuelle Entwicklun-
gen des Infektionsgeschehens anzugleichen und somit beispielsweise durch 
Anpassung des Personalkörpers und damit verbunden höherer Flexibilität und 
schnellerer Reaktionsfähigkeit die qualitativ hohen Standards zu erweitern und 
auf zukünftige Infektionsgeschehen vorbereitet zu sein. 
 Die COVID-19-Pandemie bot neben den zahlreichen Herausforderungen somit 
auch Chancen für die Weiterentwicklung des ÖGW an aktuelle Gegebenheiten 
und ein Umdenken in vielen Bereichen. So konnten beispielsweise durch den 
ÖGD-Pakt zahlreiche neue Stellen geschaff en werden. Zudem ist die Wissen-
schaftlichkeit innerhalb des ÖGWs gestiegen. Der ÖGW sollte in diesen Ent-
wicklungen unterstützt werden. So gelingt eine bessere Bewältigung sowohl 
der Regelarbeit als auch von Krisen und es stehen Ressourcen zur Verfügung, 
der Wissenschaftlichkeit des ÖGW gerecht zu werden. 
  1 Gesundheitsamt der Stadt Köln, Infektions- u. Umwelthygiene, Neumarkt 15-
21, 50667 Köln 
  2 Institut für Hygiene, Universität Muenster, Robert-Koch-Straße 49, 48149 
Münster 

                                                Welche Routinedatensammlungen zu Zoonotischen-
Erregern gibt es? Hier kann ich suchen: https://shiny.
tiho-hannover.de/connectohd/ 
   Autorinnen/Autoren        T.     Winkelmann    1    ,      A.     Schnepf    1    ,      K.     Hille    2    ,      G.     van Mark    3    , 
     K.     Remm    3    ,      K.     Kunze    3    ,      M.     Scharlach    2    ,      K.     Nordhoff     3    ,      R.     Velleuer    3    , 
     E.     Haunhorst    3    ,      J.     Dreesman    2    ,      L.     Kreienbrock    1   
  Institute     1      Institut für Biometrie, Epidemiologie und Informationsverarbei-
tung, WHO Collaborating Centre for Research and Training for Health at the 
Human-Animal-Environment Interface, Stiftung Tierärztliche Hochschule 
Hannover   ;   2      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt   ;   3      Niedersächsi-
sches Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781880 
     Im Rahmen das Projektes "Connect One Health Data" wurde recherchiert, wel-
che Routinedatensammlungen zu zoonotischen Erregern in Niedersachsen 
existieren und welche Informationen zu zoonotischen Erregern enthalten sind. 
Die identifi zierten Datenquellen, z.B. zu humanen oder tierischen Infektions-
meldefällen, Nachweisen in Lebensmitteln oder in Badegewässern, wurden 
anhand eines Erhebungsbogens systematisch beschrieben. 
 Diese sogenannten Metadaten umfassten Grundinformationen wie beispiels-
weise den Hintergrund und Zweck der Datenerfassung, die Population, die Art 
der Datenerhebung (z.B. Stichprobenplan, Sentinel), die Art der Veröff entli-
chung der Daten und die Verfügbarkeit bzw. den Zugang. Für die einzelnen 
Erreger bzw. Infektionsfälle wurden unter anderem erfasst: Falldefi nitionen/
Grenzwerte/Kriterien sowie welche Informationen zur Tiefe der Charakterisie-
rung (Genus, Spezies, Subtypen), zur Probenmatrix, zu Herkunftsangaben (z.B. 
Betrieb, Wohnort, Labor, Schlachtbetrieb), zu geographische Angaben oder 
zur Häufi gkeit der Aktualisierung der Daten zur Verfügung stehen. 
 Zu den erfassten Datensammlungen gehören unter anderem die Meldedaten 
nach Infektionsschutzgesetz in der SurvNet-Datenbank auf Landesebene oder 
das Labor-Informations- und Management-System (LIMS) des Niedersächsi-
sches Landesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (LAVES). 
 Um die gesammelten Metadaten der Öff entlichkeit zugänglich zu machen, 
werden sie zum Teil durch eine Shiny-App in der Programmiersprache R im 
klassischen HTML-Format auf einer Webseite dargestellt. Die Webseite liefert 
Informationen dazu, welche Daten jeweils zu den verschiedenen Erregern ge-
sammelt wurden. Zudem stehen diverse Filteroption, z.B. nach Sektor, Popu-
lation (z.B. Futtermittel, Haustier, Mensch) oder Erreger zur Verfügung. So 
können Nutzer nach Datenquellen zu bestimmten Erregern oder Fragestellun-
gen suchen und sich über die jeweiligen Datenquellen informieren (https://
shiny.tiho-hannover.de/connectohd/). 

                                       GBE und Prävention – Postersitzung 

  08:00 – 10:00 | Saal X.4 

             Erwachsenenbildung im europäischen Ausland – Das 
Erasmus + -Projekt „European network for prostituti-
on, health and information“) am Gesundheitsamt 
Frankfurt am Main 
   Autorinnen/Autoren        L.     Grünberg    1    ,      S.     Lang    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main, Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781881 
      Hintergrund : Mit der Einführung des Prostitutiertenschutzgesetzes (Prost-
SchG) 2017 wurde Gesundheitsämtern die Durchführung einer gesetzlich 
verpfl ichtenden gesundheitlichen Beratung für in der Prostitution tätige Men-
schen übertragen. Durch die Heterogenität und hohe Mobilität der Zielgruppe 
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entstanden für das beratende Personal neue Anforderungen. Mit dem auf 3 
Jahre angelegten europäischen Mobilitätsprojekt im Bereich der Erwachsenen-
bildung „European network for prostitution, health and information“ (ENPHI) 
wurde dies vom Gesundheitsamt Frankfurt am Main durch ein Weiterbildungs-
angebot adressiert. 
  Projektbeschreibung : Mit ENPHI wurde ein europaweites Netzwerk von staat-
lichen und nichtstaatlichen Organisationen mit Schwerpunkt im Bereich Ge-
sundheit und Soziales für die o. g. Zielgruppe aufgebaut. Anhand der Faktoren 
Legalität, Regulierung und Strafbarkeit wurden verschiedene Kategorien von 
Ländern unterschieden und darauf aufbauend Mobilitäten, mehrtägige Bil-
dungsaufenthalte zu Weiterbildungszwecken bei Partnerorganisationen in 8 
europäischen Länder (Rumänien, Bulgarien, Österreich, Spanien, Schweden, 
Frankreich, Kroatien und Niederlande) geplant. In Hospitationen sollte der Ar-
beitstag der Partnerorganisationen kennengelernt und ein Austausch zu ver-
schiedenen relevanten Themen realisiert werden. Die gewonnenen Erfahrun-
gen sollten für die Kompetenzentwicklung im Gesundheitsamt Frankfurt am 
Main genutzt und eine Optimierung in den Bereichen Zielgruppen-Ansprache, 
Informationsvermittlung, Beratung und Heranführung an die Angebote der 
bestehenden Hilfesysteme erzielt werden. 
  Ergebnisse : Innerhalb der Projektlaufzeit wurden 25 Beschäftigte mit Aufgaben 
in der Konzeption und/oder Umsetzung von Erwachsenenbildungsangeboten 
aus der für die gesundheitliche Beratung nach ProstSchG zuständigen Abteilung 
Medizinische Dienste, Beratung und Humanitäre Sprechstunden im Rahmen 
von 20 Mobilitäten entsandt. Dabei fand ein intensiver Austausch mit 18 Part-
nerorganisationen in vier europäischen Städten (Wien, Graz, Bukarest und 
Sofi a) statt. Die Teilnehmenden vertieften ihre landesspezifi schen Kenntnisse 
in den Bereichen Rechte und Pfl ichten von Sexarbeitenden, Gleichstellung der 
Geschlechter in der Gesellschaft und Sozial- und Gesundheitssysteme. Auf-
grund der pandemiebedingten Einschränkungen erfolgte eine Anpassung der 
Projektplanung und es konnten nur 3 (Österreich, Rumänien und Bulgarien) 
der geplanten Länder besucht werden. Gleichzeitig wurde der thematische 
Fokus verstärkt auf das Thema Zugang zur Gesundheitsversorgung gelegt. 
  Schlussfolgerungen : Auch mit den erforderlich gewordenen Anpassungen in 
der Projektdurchführung wurden die zentralen Ziele erreicht. Auf der Ebene 
der Mitarbeitenden wurde eine berufsrelevante formelle und informelle Kom-
petenzentwicklung sowie eine Steigerung der Motivation erzielt. Die erworbe-
nen Kompetenzen wurden in den bestehenden Sprechstunden eingesetzt und 
fl ießen in die Konzeption neuer Projekte und Angebote für Menschen ohne 
Zugang zur Gesundheitsversorgung am Gesundheitsamt Frankfurt am Main 
ein. Nachhaltige positive Eff ekte zeigten sich auch in 2022. Motiviert durch den 
Austausch im Rahmen des ENPHI-Projektes in Bukarest besuchten Mitarbei-
tende der rumänischen Nichtregierungsorganisation Romanian Angel Appeal 
Foundation (RAA) das Gesundheitsamt Frankfurt am Main, mit dem Ziel, die 
soziale Infrastruktur für marginalisierte Gruppen in Frankfurt besser kennen-
zulernen und die Erkenntnisse daraus für die eigene Arbeit nutzbar zu machen. 

                                                Zugänge schaff en – Sozialmedizinische Vernetzung 
im Kontext Prostitution als Tor zur Gesundheit in der 
Landeshauptstadt Stuttgart 
   Autorinnen/Autoren        C.     Winzer    1    ,      F.     Müller    1    ,      M.     Priwitzer    1   
  Institut     1      Landeshauptstadt Stuttgart, Gesundheitsamt, Abteilung 
Gesundheitliche Versorgung, Amtsärztliche Gutachten, Sachgebiet 
Sozialdienst für sexuelle Gesundheit, Prostitution und Tuberkulose  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781882 
     Ausgehend von den Aufgaben des Infektionsschutzgesetzes, des Gesundheits-
dienstgesetzes Baden-Württemberg sowie des Prostituiertenschutzgesetzes 
(ProstSchG) wurde in der Landeshauptstadt Stuttgart in den vergangenen 
Jahrzehnten ein umfassendes Netz an Hilfsangeboten in Komm- und Gehstruk-
tur aufgebaut, verstetigt und ausgebaut. Der Beitrag stellt die Stuttgarter 
Strukturen vor, beleuchtet Herausforderungen, praktische Probleme und Ent-
wicklungsperspektiven. 

 Zur Einführung des ProstSchG 2017 wurden vom Gesundheitsamt (GA) Stutt-
gart Vernetzungstreff en mit Fortbildungscharakter (VEBS) organisiert und in 
Kooperation mit Fachreferentinnen und Fachreferenten durchgeführt. Diese 
Treff en werden in Form von „Runden Tischen“ und Arbeitskreisen fortgeführt 
und dienen der Qualitätssicherung. 
 Kooperationspartner sind z.B. das Regierungspräsidium, das Landesgesund-
heitsamt und verschiedene Fachberatungsstellen wie der Sozial- und medizi-
nische Dienst für Prostituierte des GA Stuttgart, HIV/STI-Beratungsstellen, 
Caritas und Diakonie, zielgruppenspezifi sche Vereine und Träger, die Malteser 
Migranten Medizin, Schwangerschaftsberatungsstellen, das Jobcenter, das Amt 
für öff entliche Ordnung, der Kriminaldauerdienst der Polizei, das Finanzamt 
sowie niedergelassene Ärztinnen und Ärzte. 
 Zusätzlich bestehen Kooperationen mit Gesundheitsämtern in Baden-Würt-
temberg und den deutschen Großstadtgesundheitsämtern. 
 Unter dem Dach des GA Stuttgart sind die HIV/STI-Beratungsstelle und die 
Beratungsstellen nach §§ 7,10 ProstSchG angesiedelt, die Beratungsstelle für 
Prostituierte und die niedrigschwellige Anlaufstelle „Café La Strada“ für weib-
liche Prostituierte und „Café Strichpunkt“ für männliche Prostituierte und 
Transpersonen, mit den entsprechenden medizinischen Angeboten. Sozialpä-
dagoginnen, Gynäkologinnen und Ärzte, sozialmedizinische Fachangestellte 
und Sachbearbeiterinnen kooperieren eng bei der Beratung von Menschen aus 
der Allgemeinbevölkerung und Prostituierten. 
 Zentrale Aufgaben in der Arbeit mit Prostituierten sind soziale Beratung, Einzelfall-
hilfe und bei Bedarf auch Unterstützung beim Ausstieg aus der Prostitution, die 
vom Stuttgarter Gemeinderat mitfi nanziert werden. Die Anlaufstelle wird von vier 
Trägern in Kooperation betrieben. Sie ist Rückzugsort mit Essens- und Bekleidungs-
angebot und oft Ausgangspunkt zu spezialisierten Beratungsangeboten. Multilin-
guale Sprach- und Kulturmittlerinnen begleiten Sozialarbeiterinnen mit ihren 
Erstsprachen Rumänisch, Ungarisch, Bulgarisch, Türkisch und Spanisch. 
 Gute Kooperation mit dem Jobcenter, spezifi schen Vereinen und Plätzen in 
Ausstiegswohnungen unterstützen erfolgreiches Arbeiten. 
 Das Thema HIV/ STI ist psychisch und physisch belastend, insbesondere für 
Menschen der Allgemeinbevölkerung. Kulturelle Aspekte, Scham, eine vermu-
tete sexuell übertragene Infektion, fi nanzielle Notlagen, Sprach- und Verstän-
digungsbarrieren, fehlende Krankenversicherung oder das Arbeiten im sexuel-
len Dienstleistungssektor sind häufig ein Hindernis, sich beim Haus- oder 
Facharzt zu melden. Die kostenlose und anonyme Beratungsstelle im GA wird 
deshalb vielfach vorgezogen. 
 Streetwork im gesamten Stadtgebiet ausgehend vom GA, Prävention in Form 
von Einzelgesprächen und zielgruppenspezifi scher Arbeit sowie die Präsenz bei 
Veranstaltungen in der Stadt machen das Angebot und die Mitarbeitenden 
bekannt, schaff en Vertrauen und Zugänge zu Gesundheit. 

                                                Die Bedeutung des Trialog für die gesundheitliche 
Beratung nach §10 Prostituiertenschutzgesetz 
(ProstSchG) 
   Autorinnen/Autoren        A.     Gaußmann    1    ,      M.     Siwek    1    ,      R.     Brinkmann    1   
  Institut     1      Untersuchungs- und Beratungsstelle für sexuelle und reprodukti-
ve Gesundheit, Gesundheitsamt Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781883 
      Einleitung : In der multikulturell und durch Sprachvielfalt geprägten Mainme-
tropole Frankfurt existiert Sexarbeit in all ihren Facetten. Seit 01. Juli 2017 
berät das Gesundheitsamt Frankfurt am Main Sexarbeiter: innen im Rahmen 
des Prostituiertenschutzgesetzes. Zur Sicherstellung der Beratungsqualität werden 
zunehmend Instrumente zur Unterstützung bei der sprachlichen Vermittlung ein-
gesetzt. In der vorliegenden Erhebung wird die Entwicklung des Bedarfs des Ein-
satzes von Sprachvermittler: innen und deren Mehrwert für die Qualität der ge-
setzlich verpfl ichtenden Beratung nach §10 ProstSchG dargelegt. 
  Material und Methoden : Anonymisiert erhobene Daten zu 9.026 Beratungen 
nach §10 ProstSchG wurden für den Zeitraum 01.07.2017-30.06.2023 retros-
pektiv ausgewertet. Erfasst wurde die Anzahl von Muttersprachler: innen pro 
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Sprache. Im Weiteren wird die Einsatzhäufi gkeit von Sprachmittler: innen de-
skriptiv beschrieben. 
  Ergebnisse : Im Betrachtungszeitraum wurden von 9.026 Beratungen anteilig 
32 % in deutscher Sprache geführt (für Klient: innen mit Deutsch als Erst- und 
Zweitsprache), gefolgt von Rumänisch (37 %), Spanisch (18 %), Bulgarisch (8 %) 
und Englisch (3 %). Mit ≤ 1 % sind Sprachen wie unter anderem Thai, Mandarin, 
Tschechisch, Ungarisch, Ukrainisch, Türkisch und Italienisch vertreten. 
 Neben deutsch und englisch werden durch die Beraterinnen im Gesundheits-
amt Frankfurt am Main auch die Sprachen Spanisch und Rumänisch abgedeckt, 
sodass für die zu Beratenden in diesen Sprachen eine Terminierung zeitnah und 
unkompliziert erfolgen kann. Während das Gesundheitsamt Frankfurt am Main 
die Beratungen unter Einsatz von Sprachmittler: innen in 2017 noch in 17 wei-
teren Sprachen anbieten konnte, werden inzwischen über 90 Sprachen ange-
boten. In Anspruch genommen werden derzeit 21 verschiedene Sprachen. 
  Diskussion : Ein entscheidender Mehrwert durch die gesetzlich verpfl ichtende 
Beratung für die Zielgruppe ist unbestreitbar: durch die Beratung nach §10 
ProstSchG können fokussiert wichtige Informationen vermittelt werden, wie 
zum Beispiel die Möglichkeit, sich vor Ort niedrigschwellig gynäkologisch und 
allgemeinmedizinisch untersuchen zu lassen. Wenn die Deutschkenntnisse für 
die Verständigung nicht ausreichend sind, wird ein: e Dolmetscher: in hinzu-
gezogen. 
 Die Unterstützung von Dolmetscher: innen, die zumeist auch Muttersprachler: 
innen, bzw. interkultureller Mediator: innen sind, wäre der Informationsüber-
trag unzureichend, beziehungsweise nicht möglich. 
 Wichtig ist, dass Dolmetschende sensibel und akzeptierend mit dem unter 
anderem (häufi g mehrfach-) stigmatisierten und diskriminierten Thema Pro-
stitution umgehen. 
 In Frankfurt am Main wurde bereits 2017 entschieden, Dolmetscher: innen vor 
Ort zu bestellen, da auch der Blickkontakt durch das Persönliche eine Rolle in 
der Beratung spielt, aber auch um Sexarbeiter: innen ein sicheres Gefühl zu 
geben. Die Beratung im Trialog beginnt mit der Sitzordnung, Aufklärung der 
Sexarbeiter: innen über die Pfl ichten des/der Dolmetscher: in, bis hin zur Ein-
haltung der Gesprächsregeln und Rückmeldung von sprachlichen oder inhalt-
lichen Missverständnissen. Der auf dieser Weise geschaff ene vertrauensvolle 
Rahmen bietet die Möglichkeit einer off enen Kommunikation mit Personen, 
welche zum Beispiel Opfer von Menschenhandel und kommerzieller sexueller 
Ausbeutung geworden sind. Auf diese Weise wird gewährleistet, die erklärte 
Zielsetzung des Gesetzes zu erreichen. 

                                                Durchführung des „Masernschutz“-Gesetzes (§20(8) 
IfSG ) durch die untere Gesundheitsbehörde – Daten 
und Verfahrensabläufe aus Darmstadt Dieburg 
   Autorinnen/Autoren        K.     Steul    1    ,      R.     Fertig    1    ,      R.     Heinrich    1    ,      R.     Reisert    1    ,      J.     Krahn    1   
  Institut     1      Verwaltungsverband für das Gesundheitsamt für die Stadt 
Darmstadt und den Landkreis Darmstadt Dieburg, Darmstadt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781884 
      Einleitung : Seit dem ersten März 2020 gilt in Deutschland für bestimmte Per-
sonengruppen die Verpfl ichtung zum Nachweis der Masernimmunität. Die 
Verpfl ichtung zum Nachweis der Immunität besteht auf Basis von §20 Infekti-
onsschutzgesetz (IfSG). Die entsprechende Gesetzgebung wird als „Masernschutz-
gesetz“ bezeichnet. Zum Nachweis verpfl ichtet sind Personen, die in Kinderge-
meinschaftseinrichtungen (Schulen und sonstige), Kinder-Heimen sowie 
Unterkünften der Gefl üchteten- und Obdachlosenhilfe betreut oder untergebracht 
sind. Ferner sind die Personen zur Vorlage verpfl ichtet, die in einem Krankenhaus, 
einer Kindergemeinschaftseinrichtung oder Kinder-Heim beschäftigt sind sowie 
die, die in einer Unterkunft für Gefl üchtete beschäftigt sind. 
  Methode : Das Gesundheitsamt der Stadt Darmstadt und des Landkreises 
Darmstadt Dieburg sammelt seit Beginn der Meldeverpfl ichtung die Meldungen 
der betroff enen Einrichtungen und geht diesen nach. Dargestellt wird hier das 
Procedere des Gesundheitsamtes nach Meldung durch die Einrichtung. Gleich-
zeitig wird die Anzahl der Meldungen aus den verschiedenen Bereichen ange-
geben und entsprechend diskutiert. 

  Resultate : Die meisten Meldungen zwischen April 2020 und Mai 2023 bezogen 
sich auf Personen, die in einer kommunalen Unterkunft untergebracht waren 
(ca. 4.000 Meldungen). Ca. 1.500 Meldungen bezogen sich auf Schülerinnen 
und Schülern der allgemeinbildenden Schulen. Im Verlauf des Procederes konn-
te bei 70 % der gemeldeten Schülerinnen und Schülern schließlich eine voll-
ständige Masernimmunität festgestellt werden. Von allen anderen Gruppen 
Beschäftigter, Betreuter oder Untergebrachter wurden jeweils nur wenige 
Meldungen registriert. 
  Diskussion : Vor diesem Hintergrund werden die folgenden Punkte diskutiert: 
 Die Meldeverpfl ichtung der verschiedenen Einrichtungen wurde unterschied-
lich wahrgenommen. Ein starker Fokus liegt in der Bearbeitung der Meldungen 
aus allgemeinbildenden Schulen. 
 Aussagen zur Durchimpfungsrate in den Einrichtungen kann auf dieser Daten-
grundlage nicht getroff en werden. Primär werden die gemeldeten Fälle aus den 
Einrichtungen bearbeitet. Wie umfangreich diese der Meldeverpfl ichtung nach-
kommen, kann in dieser Analyse nur grob bestimmt werden. 
 Bei den zunächst gemeldeten Schüler:innen konnte in 2/3 der Fälle letztlich 
eine Masernimmunität nachgewiesen werden; meist durch den Nachweis von 
zwei Impfungen. Möglicherweise ist ein Eff ekt des Masernschutzgesetzes also 
eine gewisse Erinnerungsfunktion zur Komplettierung des Impfstatus. 
 Um zu evaluieren, ob das Masernschutzgesetz geeignet ist, die Gefährdung durch 
Maserninfektionen zu reduzieren, können verschiedene Parameter betrachtet 
werden: Masernfälle pro Jahr, Impfrate bei Schuleingangsuntersuchungen etc. Auch 
die hier analysierten Meldefälle nach Masernschutzgesetz können dabei hilfreich 
sein, insbesondere in der Analyse von kommunalen Unterschieden. 

                                                AMELAG – ein Vorhaben des Bundes für die Überwa-
chung von Erregern im Abwasser 
   Autorinnen/Autoren        J.     Schumacher    1    ,      M.     Helmrich    1    ,      P.     Pütz    1    , 
     A.     Schattschneider    1    ,      H.     Schulze    1    ,      J.     Hocke    1    ,      M.     Diercke    1    ,      T.     Greiner    1    , 
     T.     Fretschner    2    ,      H.-C.     Selinka    2    ,      B.     Walther    2    ,      A.     Ullrich    2    ,      T.     Exner    2    , 
     B.     Schneider    2    ,      N.     Obermaier    2    ,      C.     Saravia    2    ,      M.     Marty    2    ,      M.     Lukas    2    ,      U.     Braun    2   
  Institute     1      Robert Koch-Institut, Berlin   ;   2      Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781885 
     Spuren von verschiedenen Krankheitserregern gelangen u.a. über Stuhl oder 
Urin ins Abwasser, wo sie nachgewiesen und quantifi ziert werden können. Da-
durch ist eine Überwachung dieser Erreger unabhängig von Teststrategien und 
Testverhalten in der Bevölkerung möglich. 
 Seit November 2022 wird im Vorhaben AMELAG – Abwassermonitoring für die 
epidemiologische Lagebewertung – von Robert Koch-Institut und Umweltbun-
desamt eine Abwassersurveillance zunächst für SARS-CoV-2 etabliert. Das 
Vorhaben wird gefördert vom Bundesministerium für Gesundheit. Weiterhin 
beteiligt sind das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Si-
cherheit und Verbraucherschutz, die 16 Bundesländer, Kläranlagen sowie La-
bore, die Technische Universität Darmstadt und weitere Universitäten. Aufge-
baut werden Strukturen für Probenahme, -transport und -verarbeitung sowie 
eine digitale Dateninfrastruktur und automatisierte Auswerteprozesse. Die 
Ziele des Vorhabens sind: (1) die Ausweitung der Abwassersurveillance auf 
bundesweit bis zu 175 Kläranlagen, (2) die Harmonisierung der Arbeitsabläufe, 
Qualitätskontrolle und Normalisierung der Daten sowie der Trendberechnung, 
und (3) die Ausweitung der Abwassersurveillance auf weitere Erreger, wie z.B. 
Infl uenzaviren. 
 Die im Vorhaben gewonnen Daten werden seit dem Herbst 2023 im  Wochen-
bericht zur Abwassersurveillance  des RKI sowie im  Pandemieradar  des BMG ver-
öff entlicht. Dabei werden die Entwicklungen der Viruslast einzelner Standorte 
und die eines bundesweiten Indikators abgebildet. Zudem werden die Anteile 
an Virusvarianten an einzelnen Standorten ermittelt. In Zusammenschau mit 
den Daten aus der syndromischen und virologischen Surveillance akuter Atem-
wegserkrankungen unterstützt die Abwassersurveillance die Bewertung des 
COVID-19-Infektionsgeschehens. Die generierten Daten stehen dem ÖGD und 
der interessierten Öff entlichkeit als Open Data zur Verfügung. 
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                                                Freizeitlärmexposition bei Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen: Die OHRKAN Kohortenstudie 
   Autorinnen/Autoren        J.     Huß    1    ,      D.     Gerstner    1    ,      V.     Weilnhammer    1    , 
     S.     Senninger    1    ,      J.     Szperalski    1    ,      C.     Quartucci    1    ,   2    ,      C.     Herr    1    ,   2    ,      S.     Heinze    1    ,   2   
  Institute     1      Landesinstitut arbeits- und umweltbezogener Gesundheits-
schutz und Produktsicherheit, Bayerisches Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (LGL), München   ;   2      Institut und Poliklinik für 
Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin, Klinikum der Universität München, 
Ludwig-Maximilians-Universität, München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781886 
      Hintergrund : In den vergangenen Jahren ist Freizeitlärm als möglicher Risiko-
faktor für Gehörschäden verstärkt in das Blickfeld der Öff entlichkeit gelangt. 
Insbesondere Diskotheken-, Konzertbesuche und Musikkonsum über tragbare 
Musikabspielgeräte (Portable Listening Devices/PLD) wie Smartphones oder 
MP3-Player stehen im Verdacht, für Gehörschäden unter Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen verantwortlich zu sein. 
 Ziel der OHRKAN Kohortenstudie ist es, Erkenntnisse über das mit einer riskan-
ten Lärmexposition verbundene Freizeitverhalten von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen zu gewinnen sowie Veränderungen im Zeitverlauf aufzuzeigen. 
Außerdem soll untersucht werden, ob sich ein Zusammenhang zwischen der 
Freizeitlärmexposition und einer Minderung der Hörfähigkeit zeigt. 
  Methoden : Die OHRKAN Kohortenstudie wird durch das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Gesundheit und Pfl ege gefördert. In den Jahren 2009-2011 wur-
den 2.148 Schüler der 9. Jahrgangsstufe an Schulen der Stadt Regensburg als 
geschlossene Kohorte rekrutiert. Die Exposition von Jugendlichen gegenüber 
Freizeitlärm wurde bislang über einen Zeitraum von ca. 10 Jahren in fünf Erhe-
bungswellen im Abstand von etwa 2,5 Jahren per Fragebogen erhoben. Riskan-
te Freizeitlärmexposition wird, angelehnt an den Schwellenwert aus dem Ar-
beitsschutz defi niert als das Überschreiten von 85dB(A) gemittelt über eine 
40-Stunden-Woche (LEX,40h). Begleitend wurde die Hörfähigkeit am Univer-
sitätsklinikum Regensburg in den Erhebungswellen 1, 3 und 5 untersucht. 
 Die Prävalenz riskanter Freizeitlärmexposition insgesamt und mit Fokus auf 
tragbare Musikabspielgeräte sowie Diskotheken wird über die fünf Erhebungs-
zeitpunkte dargestellt. Die Longitudinalanalyse und die Bestimmung möglicher 
Determinanten einer riskanten Freizeitlärmexposition wie Soziodemographie, 
Rauchen oder Lebensereignisse erfolgen mittels Regressionsmodellen. 
  Ergebnisse : Zu Studienbeginn, als die Schüler*innen ca. 15 Jahren alt waren, 
lag der Anteil der Personen mit riskanter Freizeitlärmexposition (LEX40h 
> 85dB(A)) bei 41,9 %. Im Alter von ca. 18 Jahren stieg ihr Anteil auf 73,8 % und 
sank in den nachfolgenden Erhebungswellen auf 64,1 % (20 J.), 53,2 % (23 J.) 
und 31,8 % (26 J.). Neben dem Alter konnten weitere Determinanten des Risikos 
einer riskanten Freizeitlärmexposition identifi ziert werden. Das Risiko ist bei 
Rauchern höher, während die Lebensereignisse Heirat bzw. Zusammenziehen 
mit einem Partner und Elternschaft das Risiko senken. Zusätzlich war eine ris-
kante Lärmexposition durch PLDs mit einem Migrationshintergrund assoziiert. 
Außerdem zeigte sich ein Zusammenhang zwischen riskanter Freizeitlärmex-
position und intermittierenden Tinnitus. 
  Schlussfolgerungen : Die gewonnenen Ergebnisse zeigen, dass riskante Frei-
zeitlärmexposition insbesondere junge Erwachsene betriff t und während des 
Älterwerdens abnimmt. Daher sollten Präventionsprogramme gegen Freizeit-
lärm möglichst frühzeitig einsetzen. Es besteht ein Bedarf an schulischen Prä-
ventionsprogrammen gegen Freizeitlärm, um Einstellungen und Verhaltens-
weisen von Schüler*innen gegenüber Freizeitlärm so früh wie möglich zu 
ändern. Die Umsetzung solcher Programme im schulischen Umfeld in jungen 
Jahren kann dazu beitragen, gesunde Verhaltensweisen beim Übergang ins 
Erwachsenenalter zu fördern. 

                                                Kooperationsprojekt anonymer Krankenschein Köln 
   Autorinnen/Autoren        A.     J.     Gläser-Zorn    1    ,      K.     Baumhauer    1    ,      H.     Stelberg    1    , 
     I.     Mach-Völker    1    ,      J.     Paul    1    ,      A.-M.     Müller    1    ,      U.     Hodissen    1    ,      J.     Nießen    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt der Stadt Köln, Köln  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781887 
     Im Rahmen eines Kooperationsprojektes wurde ein Konzept zur Vergabe von 
anonymen Krankenscheinen für Köln implementiert. Das Projekt sieht eine 
Zusammenarbeit von Malteser Medizin für Menschen ohne Krankenversiche-
rung, dem Netzwerk Menschen ohne Papiere (agisra e.V, Caritas für die Stadt 
Köln e.V., Diakonisches Werk Köln und Region gGmbH, Kölner Flüchtlingsrat 
e.V. und Rom e.V), der Clearingstelle Migration (Caritas für die Stadt Köln e.V., 
Diakonisches Werk Köln und Region gGmbH), dem Gesundheitsamt und Amt 
für Integration und Vielfalt der Stadt Köln vor. 
 Im Vorfeld wurde im Rahmen der konzeptionellen Arbeit ein Vorgehen erarbei-
tet, welches explizit die bereits bestehende gut ausgebaute Hilfsstruktur für 
Menschen ohne Zugang zur Regelversorgung in Köln nutzt und nicht ersetzt. 
Die Finanzierung erfolgt über kommunale Mittel und konnte befristet für die 
Jahre 2023 und 2024 umgesetzt werden. Seit dem 01.07.23 ist das Projekt 
gestartet. 
 Hierdurch gibt es nun in Köln die Möglichkeit, die im Kontext Subsidiärversor-
gung durch den ÖGD und ehrenamtlich organisierte Strukturen erreichten 
Patient*innen bei weitergehendem diagnostischem oder therapeutischem 
Bedarf in das Regelsystem zu vermitteln. 
 Im Vortrag sollen, neben der Präsentation der Struktur des Kooperationskon-
zeptes, die defi nierten Zugangskriterien für Patient*innen genannt, Zahlen der 
ersten Ausgabe-Monate und besonders eindrückliche Fälle vorgestellt werden. 

                                                Ein Pilotprojekt gegen die Periodenarmut – kosten-
freie Menstruationsartikel zur Stärkung der sozialen 
und gesundheitlichen Chancengleichheit. 
   Autorinnen/Autoren        S.     Constantin    1    ,      W.     M.     Borgmann    2    ,      F.     Rübenkönig    1    , 
     C.     Sörensen    2    ,      V.     Papadopoulos    1   
  Institute     1      Freie und Hansestadt Hamburg, Fachamt Gesundheit, 
Hamburg   ;   2      Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 
Fakultät Pfl ege und Management, Department Wirtschaft und Soziales, 
Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781888 
      Hintergrund : Periodenarmut benennt das Phänomen, wenn menstruierende 
Personen nicht die fi nanziellen Mittel zur Verfügung haben, um geeignete Hy-
gieneartikel während der Menstruation zu kaufen oder der Kauf eine fi nanziel-
le Belastung darstellt. Im Kontext stadtteilbezogener Disparitäten aufgrund 
sozoökonomischer Faktoren gibt es teilweise ein erhöhtes Risiko, an Periode-
narmut zu leiden. Das Fehlen von Periodenprodukten aufgrund fi nanzieller 
Einbußen kann die körperliche, psychische, sowie psychosoziale Gesundheit 
einschränken. 
 Das primäre Ziel des Pilotprojektes ist die Stärkung der sozialen und gesund-
heitlichen Chancengleichheit und die Selbstbestimmung der menstruierenden 
Personen. Zudem kann das Pilotprojekt zur Entstigmatisierung- und tabuisie-
rung der Menstruation beitragen. Die Ziele sollen erreicht werden, indem kos-
tenfreie Menstruationsartikel für alle menstruierenden Menschen bereitgestellt 
werden. 
 Der Ablauf des Pilotprojektes umfasst mehrere Phasen. Vor der Implementie-
rung soll zunächst in Form von qualitativen Befragungen mit menstruierenden 
Personen der Bedarf, die Akzeptanz und die Erwartungen in Bezug auf das Pi-
lotprojekt ermittelt werden. Dies wird voraussichtlich bis Anfang des Jahres 
2024 im Rahmen einer Bachelorarbeit in Zusammenarbeit mit der Hochschule 
für Angewandte Wissenschaften Hamburg durchgeführt werden. Anschließend 
erfolgt voraussichtlich ab Sommer 2024 die Implementierung der Bereitstel-
lung kostenfreier Menstruationsartikel für für einen vordefi nierten Zeitraum 
von sechs Monaten in einer ausgewählten sozialen Einrichtung im Stadtteil 
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Schnelsen des Bezirkes Eimsbüttel. Die Zielerreichung soll mittels qualitativen 
Befragungen nach der Pilotprojekt-Phase evaluiert werden. 
  Methodik : Für die Untersuchung der Thematik wurde eine narrative Literatur-
recherche durchgeführt. Um den Bedarf, die Akzeptanz und Erwartung des 
Pilotprojektes zu erkennen, sollen Befragungen mit menstruierenden Personen 
in Form von qualitativen Interviews durchgeführt werden. 
  Ergebnisse : Die qualitativen Befragungen könnten einen erhöhten Bedarf an 
kostenlosen Menstruationsartikeln aufzeigen, insbesondere in sozial schwä-
cheren Stadtteilen. 
  Diskussion : Das Pilotprojekt könnte demnach verdeutlichen, dass die Bereit-
stellung kostenloser Menstruationsartikel von der Stadt Hamburg zu einer 
Stärkung der gesundheitlichen Chancengerechtigkeit führt. In naher Zukunft 
könnten die Ergebnisse des Pilotprojektes aus dem Bezirk Eimsbüttel auf das 
gesamte Stadtgebiet übertragen werden. 

                                                Organspende: Herzenssache für die Rathausspitze 
Fortbildung für die Bürgerbüros 
   Autorinnen/Autoren        U.     Traub    1    ,      J.     Theiss    2    ,      U.     Nethe    1    ,      G.     Wanner    2    ,      K.     Stark    1   
  Institute     1      Gesundheitsamt, Landratsamt Ludwigsburg, Ludwigsburg   ; 
  2      Lebertransplantierte Deutschland e.V., Bietigheim-Bissingen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781889 
      Hintergrund : Seit Inkrafttretens des Gesetzes zur Stärkung der Entscheidungs-
bereitschaft zur Organspende am 1. März 2022 sind Bürgerämter verpfl ichtet 
z.B. bei Beantragung eines Personalausweises Bürgerinnen und Bürger auf 
Organspende anzusprechen, Informationsbroschüren und Organspendeaus-
weise anzubieten sowie später die Registrierung in einem Online-Register an-
zuregen. Allerdings fühlen sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bür-
gerbüros oft überfordert und unsicher. Sie sprechen die Thematik nicht an und 
den 8500 Todkranken auf der Warteliste kann nicht rechtzeitig geholfen wer-
den. 
  Ziel : Tod auf der Warteliste zu reduzieren und mehr Menschen zu ermutigen, 
sich mit der Thematik Organspende auseinander zu setzen, sich zu entscheiden 
und ihre Angehörigen zu informieren durch Befähigung von Bürgerbüro-Mit-
arbeitenden sowie Einbindung von Bürgermeistern. 
  Methodik : Schulung der Mitarbeitenden der Bürgerbüros durch Experts des 
Gesundheitsamts Ludwigsburg und durch Betroff ene des Vereins Lebertrans-
plantierte Deutschland e.V., um die Thematik fachlich und emotional darzu-
stellen. Bürgermeisterinnen und Bürgermeister werden gebeten, sich diesem 
lebenswichtigen Thema als „Chefsache“ anzunehmen. Nach einer Vorstellung 
in der Bürgermeisterversammlung des Landkreises im Jahr 2022 folgte eine 
Online-Schulung, an der über 50 Personen aus den 39 Gemeinden des Land-
kreises Ludwigsburg teilnahmen. 
 Bürgerbüropersonal mehrerer Gemeinden bekommen vor Ort Schulungen mit 
Betroff enengeschichten, Informationen über das Gesetz und die Verpfl ichtung 
der Bürgerbüros. Anhand von Rollenspielen wird vermittelt, wie man mit un-
terschiedlichen Klienten umgeht. Die Rathausspitzen lassen sich medienwirk-
sam mit riesigen Organspendeausweisen fotographieren. Medienvorlagen, 
Infomaterial und Vorschläge für gemeinsame Öff entlichkeitsarbeit stehen zur 
Verfügung. 
  Fazit, Ausblick : Geschultes Personal geht selbstbewusster auf die Bürgerschaft 
zu. Die erstellten Mappen, Kurzfi lm und Schulungsmaterial kann von interes-
sierten Ämtern, Gemeinden etc. kostenlos erworben werden. Schulungen 
können auf andere Institutionen, die auch vom Gesetz betroff en sind (z.B. 
Fahrschulen) ausgeweitet werden. 

                                                Suizid – Keep on talking! Eine Ausstellung zur 
Suizidprävention 
   Autorinnen/Autoren        I.     Beig    1    ,      N.     Hauschild    1    ,      V.     Dichter    1    ,      C.     Schlang    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781890 

     Jedes Jahr sterben in Deutschland etwa 9.000 Menschen durch Suizid. Die Zahl 
der Suizidversuche liegt noch um ein Vielfaches höher. Dennoch erhält das 
Thema nur wenig Aufmerksamkeit. 
 Vor diesem Hintergrund wurde im Jahr 2014 auf Initiative des Frankfurter Ge-
sundheitsamtes das Frankfurter Netzwerk für Suizidprävention (FRANS, www.
frans-hilft.de) gegründet und wird seitdem von dort aus koordiniert. FRANS ist 
ein Zusammenschluss von mehr als 80 Institutionen und Organisationen, die 
gemeinsam eine Verringerung von Suiziden und Suizidversuchen in Frankfurt 
erreichen möchten. Unter anderem werden öff entlichkeitswirksame Veranstal-
tungen organisiert, um auch in der breiten Bevölkerung Aufmerksamkeit und 
Sensibilität für das Thema zu schaff en und somit der Stigmatisierung und Ta-
buisierung entgegenzuwirken. 
 In 2023 zeigte FRANS zu diesem Zweck vom 09.09.2023 bis 08.10.2023 unter 
dem Titel „Suizid – Keep on talking!“ einen Auszug aus der erfolgreichen Aus-
stellung „Suizid – Let‘s talk about it!“. Die ursprüngliche Ausstellung wurde in 
einer Kooperation des Kasseler Museums für Sepulkralkultur und der Universi-
tät Kassel entwickelt. In Frankfurt wurden Exponate verschiedener 
Künstler:innen gezeigt, die vom Direktor des Museums für Sepulkralkultur und 
der Kuratorin für die Ausstellung in Frankfurt ausgewählt und neu kuratiert 
worden waren. Als Begleitprogramm wurde während der Ausstellungsdauer 
ein Abendprogramm zu verschiedenen thematischen Schwerpunkten ange-
boten. 
 Ziel von Ausstellung und Begleitprogramm war es, anhand unterschiedlicher 
künstlerischer Medien die öff entliche Auseinandersetzung mit dem Thema 
Suizid zu ermöglichen und fördern sowie zur Refl exion des gesellschaftlichen 
und persönlichen Umgangs damit anzuregen. 
 Die Zahl der Besucher:innen während der regulären Öff nungszeiten, die Reso-
nanz bezüglich des Begleitprogramms wie auch persönliche und schriftliche 
Rückmeldungen lassen darauf schließen, dass diese Ziele erreicht wurden. 
Während 51,68 % der Öff nungszeiten wurden die Besucher:innen-Zahlen erfasst 
(53,75 Stunden, Besucher:innen gesamt: 358 davon m: 106, w: 252), hochge-
rechnet auf die Gesamt-Öff nungszeiten ergibt sich eine geschätzte Anzahl von 
693 Besucher:innen insgesamt während der vierwöchigen Laufzeit. Während 
der Anwesenheits-Zeiten von psychosozialen Fachkräften in der Ausstellung 
wurden insgesamt 56 (Info-)Gespräche geführt. Das Begleitprogramm wurde 
je nach Veranstaltung von 37 bis 75 (insgesamt 247) Personen besucht. 
 Auf Basis der Frankfurter Erfahrungen lässt sich schlussfolgern, dass mittels 
eines kulturellen Angebots Zugänge für die Bevölkerung zu einem schwierigen 
Thema geschaff en und dadurch die Aufklärung über gesundheitsrelevante/
psychiatrische Themen vorangetrieben werden kann. Diese Herangehenswei-
se kann eine Chance für weitere (Präventions-) Felder im Öff entlichen Gesund-
heitsdienst darstellen. 

                                                PRO-OEGD – Living Protocol für Regelbegehungen 
durch den Öff entlichen Gesundheitsdienst 
   Autorinnen/Autoren        A.     Schwabe    1    ,      A.     Wollkopf    1    ,      T.     Slanger    1    ,      F.     Droop    1    , 
     S.     Engelhart    1    ,      N.     T.     Mutters    1   
  Institut     1      Universitätsklinikum Bonn Institut für Hygiene und Öff entliche 
Gesundheit/Public Health Venusberg Campus 1 53127 Bonn  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781891 
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  Hintergrund : Gesundheitsbehörden spielen eine zentrale Rolle im Infektions-
schutz und tragen unter anderem im Rahmen ihrer Überwachungspfl ichten zur 
Prävention nosokomialer Infektionen und multiresistenter Erreger bei. Einen 
wichtigen Bestandteil stellt dabei die anlassunabhängige Regelbegehung von 
Krankenhäusern dar. Die Ausgestaltung dieser Begehungen liegt im Ermessen 
der jeweiligen lokalen Gesundheitsbehörde, ein bundesweiter Standard exis-
tiert bislang aber nicht. Infolgedessen können sich Struktur und Inhalt der 
Begehung von Kommune zu Kommune stark unterscheiden. 
  Ziel : Das vom Bundesministerium für Gesundheit für drei Jahre geförderte Pro-
jekt „PRO-OEGD“ hat zum Ziel, ein bundesweit verwendbares „Living Protocol“ 
zu erstellen, das aus einem Portfolio an Begehungsprotokollen für Krankenhäuser 
besteht. Die Nutzung eines solchen Standards könnte zu einer überregionalen 
Vergleichbarkeit führen, die Ressourcen durch eine regelmäßige, zentrale Aktua-
lisierung bündeln und nachfolgend einfacher eine Prozess-Digitalisierung ermög-
lichen. So soll eine nachhaltige Entlastung der Gesundheitsbehörden erreicht 
und die Qualität gesteigert werden. 
  Ablauf/Methodik : Zu Beginn erfolgt eine Bestandsanalyse via Online-Umfrage 
unter allen deutschen Gesundheitsämtern bzw. zuständigen Überwachungs-
behörden. Hierbei werden die Organisation und Struktur von Regelbegehungen 
erfragt und die Inhalte nach Relevanz bewertet. Die Ergebnisse dienen als 
Grundlage für die Erstellung des „Living Protocol“. Zusätzlich werden aktuelle 
rechtliche Bestimmungen sowie Richt- und Leitlinien implementiert und Ex-
pertenmeinungen im Rahmen eines Delphi-Verfahrens berücksichtigt. An-
schließend wird das Protokoll in der Praxis getestet, evaluiert und adjustiert. 
Nach Abschluss dieser Phase erfolgt eine erste Aktualisierung des „Living Pro-
tocol“. 
  Erwartete Ergebnisse : Durch die deutschlandweite Bestandsanalyse ergibt 
sich erstmals ein umfassenderes Bild der konkreten Organisation und inhaltli-
chen Gestaltung von Krankenhaus-Regelbegehungen durch die jeweiligen 
Gesundheitsbehörden. 
 Das auf dieser Grundlage als Angebot entwickelte „Living Protocol“ bietet durch 
themenbezogene Portfolios und einen modularen Aufbau einerseits eine mög-
lichst konkrete Hilfestellung bei der Durchführung von Krankenhaus-Regelbe-
gehungen, weist andererseits aber auch genug Variabilität auf, um lokalen 
Gegebenheiten und der heterogenen Krankenhauslandschaft gerecht zu wer-
den. 
 Sekundär könnten sich hieraus für die Überwachungsbehörden bei guter Um-
setzbarkeit weitere positive Eff ekte ergeben wie beispielsweise leichtere Mit-
arbeitereinarbeitung, personenunabhängige standardisierte Vorgehensweisen 
sowie zeitliche Entlastung des Personals. 

                                                Was hat sich seit der COVID19-Pandemie geändert? 
Eine Analyse Bedarfs und Aktivitäten zu Forschungs-
themen im ÖGD 
   Autorinnen/Autoren        E.     Piontkowski    1    ,      S.     Joos    1    ,      H.     Sturm    2    ,      M.     A.     Rieger    1    , 
     D.     Häske    1   
  Institute     1      Zentrum für öff entliches Gesundheitswesen und Versorgungs-
forschung Tübingen, Universitätsklinikum Tübingen   ;   2      Institut für 
Allgemeinmedizin und Interprofessionelle Versorgung, Tübingen, 
Universitätsklinikum Tübingen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781892 
      Hintergrund : Die COVID-19-Pandemie hat den Fokus im und auf den Öff ent-
lichen Gesundheitsdienst (ÖGD) verändert. Der ÖGD rückte nicht nur in den 
Mittelpunkt der Öff entlichkeit, sondern auch in den Fokus der Forschung. Das 
Interesse an einer intensiveren Zusammenarbeit zwischen ÖGD und Forschung 
war bereits vor der Pandemie vorhanden. Ausgehend von einer Bedarfserhe-
bung vor der Pandemie wurden die wissenschaftlichen Aktivitäten seit 2017 
auf Bundesebene skizziert. 
  Methodik : Im Januar 2020, kurz vor Beginn der COVID-19-Pandemie, trafen 
sich 42 Vertretungen von Einrichtungen des ÖGD in Baden-Württemberg von 
kommunaler und Landesebene mit Vertretungen des Zentrums für Öff entliches 

Gesundheitswesen und Versorgungsforschung (ZÖGV) in Tübingen im Rahmen 
eines World Cafés. Zu den vier Themenbereichen Gesundheitsschutz, Gesund-
heitshilfen, Gesundheitsplanung und Gesundheitsberichterstattung (GBE) 
sowie Gesundheitsförderung und Prävention (entsprechend des baden-würt-
tembergischen ÖGDG §1: Ziele und Aufgaben des ÖGD) wurden im ersten 
Schritt von allen Teilnehmenden forschungsrelevante Themen gesammelt, im 
zweiten Schritt zusammengefasst und im dritten Schritt durch die Teilnehmen-
den priorisiert. Diese empirischen Erkenntnisse wurden mit der Entwicklung 
der Anzahl der Abstracts und Vorträge des BVÖGD-/BZÖG-Kongresses, des 
bayrischen ÖGD-Kongresses sowie des Freiburger Infektiologie- und Hygiene-
kongresses der Jahre 2017-2023 näherungsweise verglichen. 
  Ergebnisse : Beim World Café waren vor allem Personen in Leitungsfunktionen, 
38 aus dem ÖGD, 4 vom ZÖGV, anwesend. Der größte Teil war ärztliches Per-
sonal, aber auch wissenschaftliches Personal war vertreten. 24 Teilnehmende 
räumten der (integrierten) Versorgungsstrukturanalyse besondere Priorität 
ein. Auch die Wirksamkeit des ÖGD wurde von der Hälfte (19/38) der Teilneh-
menden als relevantes Forschungsfeld eingeschätzt. Hierbei wurden die for-
mulierten Unterkategorien Evidenzgenerierung für die Arbeit des ÖGD (z.B. 
der Einschulungsuntersuchung) von 11 Teilnehmenden, der „Health in all 
Policies“-Ansatz von 5 Teilnehmenden sowie eine zielgruppengerechte Anspra-
che von 3 Teilnehmenden als relevante Themen eingeschätzt. Die Gesundheits-
kompetenz von besonderen Zielgruppen wurde von 14 Teilnehmenden als 
relevant bewertet und somit im mittleren Bereich der Priorisierung eingestuft. 
Von lediglich 5 Teilnehmenden wurden ÖGD-interne Aspekte wie Ressourcen-
einsatz, Qualität und vorhandene Angebote sowie die GBE hinsichtlich Daten-
qualität und Standards als wichtige Forschungsthemen bewertet. 
 Im näherungsweisen Vergleich zeigt sich, dass die Anzahl der Abstracts und 
Vorträge auf ausgewählten ÖGD-relevanten Kongressen seit Beginn der COVID-
19-Pandemie gestiegen ist. Auf den ausgewählten Kongressen gab es im Jahr 
2017 kumuliert etwa 300 Vorträge und Abstracts, im Jahr 2018 waren es etwa 
200, im Jahr 2019 etwa 200 (ohne Bayrischen ÖGD-Kongress), im Jahr 2020 
unter 50 (BVÖGD/BZÖG-Kongress fi el aus), 2021 etwa 50 (BVÖGD/BZÖG-
Kongress fi el aus), im Jahr 2022 etwa 200 und im Jahr 2023 gab es über 400 
Vorträge und Abstracts. 
  Diskussion : Die Pandemie führte zu vielen Publikationen und Aktivitäten im 
ÖGD. Der Vergleich macht deutlich, wie sich die Interessen und der Fokus in 
zeitlichem Zusammenhang mit der Pandemie veränderten. Während vor der 
Pandemie die ÖDG-internen Themen im World Café von den Teilnehmenden 
als wenig prioritär eingestuft wurden, sind seit Beginn der Pandemie For-
schungsfragen zur Organisation der ÖGD-Arbeit in den Vordergrund gerückt. 
Wirksamkeit und Evidenzbasierung des ÖGD waren vor der Pandemie wichtig 
und sind es weiterhin. Das hohe wissenschaftliche Interesse zeigt sich deutlich 
an der gestiegenen Anzahl an Abstracts und Vorträgen an unterschiedlichen 
ÖGD-relevanten Kongressen. Zudem steigt die Zahl von Drittmittelförderungen 
für Forschungsprojekte im und mit dem ÖGD. 
  Schlussfolgerung : Es zeigt sich, dass sich der Fokus in manchen Bereichen im 
prä-/post-pandemischen Vergleich verändert hat. So sind ÖGD-interne Aspek-
te wie Qualitätssteigerung oder Ressourceneinsatz seit der COVID-19-Pande-
mie stärker in den Fokus gerückt. Die Generierung von Evidenz im Bereich der 
öff entlichen Gesundheit ist weiterhin ein wichtiges Thema. Die Anzahl der 
Abstracts und Vorträgen ist auf den ausgewählten betrachteten Kongressen 
im post-pandemischem Vergleich deutlich angestiegen, was vermuten lässt, 
dass das wissenschaftliche Interesse steigt. 

                                                Die Rolle wissenschaftlicher Evidenz in der Entschei-
dungsfi ndung auf kommunaler Ebene: Eine systema-
tische Literaturübersicht 
   Autorinnen/Autoren        S.     Bimczok    1    ,      L.     Arnold    1    ,      F.     Vosseberg    1    ,      J.     Stratil    2   
  Institute     1      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen in Düsseldorf   ; 
  2      Independant Author  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781893 
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      Hintergrund : Der Öff entliche Gesundheitsdienst spielt insbesondere in Krisen 
und epidemisch bedeutsamen Lagen eine zentrale Rolle bei der Koordination 
komplexer Entscheidungsfi ndungsprozesse. Ein Votum für oder wider der Ein-
führung weitreichender (Schutz-)Maßnahmen muss gegebenenfalls unter 
erheblichem Zeitdruck und angesichts großer Unsicherheit aufgrund mangeln-
der Evidenz getroff en werden. Dabei können sich sowohl etwaige Wechselwir-
kungen wie auch unintendierte Konsequenzen auf den Entscheidungsfi ndungs-
prozess auswirken. In einer evidenzinformierten Entscheidungsfi ndung müssen 
zahlreiche, teilweise auch widersprüchliche Faktoren abgewogen werden, um 
zu einer legitimen und akzeptablen Lösung zu gelangen. Die Art und Weise wie 
wissenschaftliche Evidenz in einen strukturierten Prozess eingebunden wird ist 
bislang jedoch weitestgehend unklar. 
  Methodik : Mit dem Ziel, den Stand der Nutzung von Evidenz auf kommunaler 
Ebene abzubilden, wird eine systematische Literaturübersicht erstellt. Neben 
der Frage, in welchem Umfang wissenschaftliche Evidenz genutzt wird, sollen 
dabei auch die Arten von wissenschaftlicher Evidenz extrahiert und der Prozess 
der Evidenznutzung deskriptiv betrachtet werden. Aufbauend auf den Ergeb-
nissen werden hinderliche und fördernde Faktoren bei der Nutzung von wis-
senschaftlicher Evidenz auf kommunaler Ebene erörtert. 
  Ergebnisse/Diskussion : Im Beitrag wird die methodische Herangehensweise 
vorgestellt und zentrale Ergebnisse präsentiert. Darauf aufbauend soll die per-
spektivische Nutzung der Ergebnisse sowie ihre Bedeutung für die ÖGD-Praxis 
auf kommunaler Ebene diskutiert werden. 

                                                Gewalt hat viele Gesichter – Facetten der Gewalt im 
Pfl egealltag 
   Autor        A.     Winther   
  Institut      Landkreis Leer, Gesundheitsamt, Leer  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781894 
      Einleitung : Gewalt in der Pfl ege kann alle beteiligten Personen in der ambu-
lanten oder stationären Pfl ege betreff en – sowohl Bewohner/innen, Mitarbei-
tende, Therapeut/innen und Angehörige. Es handelt sich um ein gesamtgesell-
schaftliches Problem, welches immer mehr ins Blickfeld rückt. Quantitative und 
auch qualitative Personalmängel und eine zunehmende Arbeitsbelastung für 
die in diesem Bereich Tätigen verschärfen das Problem. Ein sensibler Umgang 
mit in der Pfl ege und im Gesundheitswesen tätigen Personen ist erforderlich. 
Wir planen am 25.10.2023 einen Fachtag durchzuführen, um die vielschichtige 
Problematik zu erkennen und gleichzeitig Wege im Umgang mit problemati-
schen Situationen aufzuzeigen. Ziel ist es, Möglichkeiten aufzuzeigen, den 
Umgang miteinander gewaltfrei zu gestalten. 
  Methodik : Auf dem Fachtag soll zum Einstieg ein World-Café erfolgen und 
dann ein Fachvortrag zur Gewaltprävention in der Pfl ege. 
 Anschließend können die Teilnehmenden einen der folgenden vier Workshops 
wählen: 
 „Auszeit für meine Emotionen“ aus Sicht der Physiotherapie 
 Skills für die Akutsituation im Berufsalltag 
 Auspowern zum Emotionsabbau und 
 Entspannungsübungen 
 „Aggressives Verhalten von und gegen demenzkranke Menschen in der Pfl ege” 
aus der Sicht des Sozialpsychiatrischen Dienstes des Landkreises Leer 
 In diesem Workshop soll in einem kurzen fachlichen Input durch die Referentin 
der Schwerpunkt auf den Austausch der bereits gemachten Erfahrungen, An-
regungen und Fragen der Teilnehmenden liegen 
 „Psychologie der Aggressionen” aus fachpsychologischer Sicht 
 Es sollen in diesem Workshop Ursachen und Umgang mit Aggressionen aufge-
arbeitet werden. 
 „Miteinander ins Gespräch kommen”, Zentrum für Qualität in der Pfl ege (ZQP) 
in Berlin 
 Dieser Praxis-Workshop soll anhand von Fallbeispielen zur Sensibilisierung, 
Refl ektion und Wissensaustausch anregen – hierbei werden Handlungsmög-
lichkeiten besprochen, um problematische Situationen zu vermeiden oder 
angemessen damit umzugehen. 

  Ergebnisse & Diskussion : Es wurde ein Fragebogen zur Evaluation des Fachta-
ges entwickelt. Dieser erfasst die berufspraktische Relevanz für die Teilneh-
menden sowie Qualität und Nachhaltigkeit der Veranstaltung. Zusätzlich wird 
erfragt, ob aus Sicht der Teilnehmenden ein Verstetigungswunsch besteht. 

                                                KoGi – „KLIMeinsam-Buddies“ für die Begleitung von 
vulnerablen Zielgruppen (alte Menschen) durch 
klimabezogene Extremwetterereignisse mit Einsam-
keitsprävention als Synergieeff ekt 
   Autorinnen/Autoren        M.     Schade    1    ,      S.     Stenzel    2    ,      P.     Tinnemann    3   
  Institute     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main, Wissenschaft, GBE und 
Gesundheitsförderung, Frankfurt am Main   ;   2      Kinder im Zentrum Gallus 
e.V., Mehrgenerationenhaus Frankfurt, Frankfurt am Main   ;   3      Gesundheits-
amt Frankfurt am Main, Amtsleitung, Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781895 
      Hintergrund : Die fortschreitende Klimakrise hat zunehmend negative gesund-
heitliche Auswirkungen auf Menschen in Städten (urbaner Hitzeinseleff ekt). 
Neben Kleinkindern sind insbesondere die Risiken für ältere, chronisch kranke, 
alleinlebende und sozial isolierte Menschen erhöht. Wir stellen ein Konzept zur 
Stärkung der Gesundheitskompetenz und zielgerichteten Begleitung vulnera-
bler Hochrisikogruppe vor. Ziel ist durch „KLIMeinsam-Buddies“ soziale Teilha-
be zu ermöglichen und erhöhte Morbidität, Hospitalisierung und vorzeitige 
Mortalität durch klimakrisen-assoziierte Auswirkungen auf die Gesundheit zu 
verringern. 
  Methodik : In der Frankfurter Stadtgesundheitskonferenz 2023 wurde das Pro-
jektvorhaben eingebracht und in einem Workshop erörtert, welche Akteure 
zur Umsetzung des erstellten Projektvorhabens benötigt werden, welche Ziel-
gruppe das Projekt erreichen und wie der Zugang gelingen kann und was in-
haltlich bei Kontakten mit der Zielgruppe thematisiert und vermittelt werden 
soll, insbesondere durch Kompetenzsteigerung von ehrenamtlichen Buddies. 
  Ergebnisse : Unterschiedliche Akteure sind notwendig um die primäre Hoch-
risikogruppe über 75jähriger, alleinlebender, sozial isolierter und evtl. pfl ege-
bedürftiger Menschen zu identifi zieren und zu betreuen. Der Zugang zur Ziel-
gruppe sollte über Hausarztpraxen erfolgen. Notwendige Schulungsinhalte zur 
Ausbildung von Buddies wurden erarbeitet, u.a. zu den Themenbereichen z.B. 
Hitzeprävention, Erste Hilfe, verhältnispräventive Aspekte zu Hitze im Wohn-
raum, gesundheitsbezogene Warnzeichen erkennen. 
 Weiteres Vorgehen: Im Nachgang der Konferenz wurde eine Arbeitsgruppe 
eingerichtet, die einen Projektantrag erarbeitet. Im ersten Schritt soll ein Cur-
riculum für die Ausbildung von „KLIMeinsam-Buddies“ erarbeitet werden und 
als Grundlage für Schulungen ab Mai 2024 zu Verfügung stehen. 

                                                „Aktionsplan Integration“– Maßnahmen und Ansät-
ze im Bereich der Gesundheitsförderung und Präven-
tion für Menschen mit Migrationshintergrund 
   Autorinnen/Autoren        S.     Pohl    1    ,      P.     Aleksandrowicz    1    ,      S.     Taché    1    ,      K.     Winkler    1   
  Institut     1      Amt für Gesundheit und Prävention, Abteilung Grundsatz und 
Verwaltung, Landeshauptstadt Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781896 
      Hintergrund : Der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund in Dresden 
steigt stetig. Hatten im Jahr 2015 noch ungefähr 9,8 % der Dresdner Bevölke-
rung einen Migrationshintergrund, so stieg der Anteil bis 2022 auf 13,8 %. In 
Bezug auf Gesundheitsförderung und Prävention von Migrant*innen gibt es im 
Amt für Gesundheit und Prävention der Landeshauptstadt Dresden verschie-
dene Ansätze und Umsetzungsstrategien. Dennoch ist über den Zugang und 
den Nutzen der Angebote der Primärprävention in Dresden wenig bekannt und 
es fehlen belastbare Daten. 
  Methode : 2022 wurde der „Aktionsplan Integration“ der Landeshauptstadt 
Dresden beschlossen, welcher Maßnahmen und Zielstellungen in verschiede-
nen Handlungsfeldern (u.a. „Gesundheit“) formuliert, deren Umsetzung und 
Erreichung für die jeweiligen Fachämter bis zum Jahr 2026 verpfl ichtend sind. 
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 Hinsichtlich der Thematik „Gesundheit“ wird das Ziel verfolgt, die kommunalen 
Angebote und Dienstleistungen auszubauen, bedarfsgerecht zu vernetzen und 
allen zugänglich zu machen. Des Weiteren sollen Menschen mit Migrationshin-
tergrund umfassend über die Angebote und Dienstleistungen sowie über die 
Zugangswege informiert sein. Zudem benennt der Aktionsplan konkrete Ziele 
und Maßnahmen im Bereich „Gesundheit“ welche u.a. federführend durch das 
Amt für Gesundheit und Prävention umgesetzt bzw. geplant werden. Diese 
umfassen neben der Anpassung bereits bestehender Angebote die Erfassung 
und Berücksichtigung der Bedarfe und Mehrfachbelastungen von Menschen 
mit Migrationshintergrund. 
  Ziele und Erwartungen : Ziel ist es, einerseits bestehende Angebote der Bera-
tung und Unterstützung bekanntzumachen und entsprechend für die Zielgrup-
pe der Menschen mit Migrationshintergrund zu öff nen und diese bedarfsge-
recht anzupassen und andererseits auf Basis des festgestellten Mehrbedarfs 
weitere Maßnahmen und Angebote zu entwickeln. Dabei müssen bestimmte 
Faktoren, welche die Gesundheit beeinfl ussen können, berücksichtigt werden, 
um die Gesundheit des Einzelnen zu fördern und Krankheitsrisiken minimieren 
zu können. Dazu zählen u.a. Alter und Geschlecht, die individuelle Lebenswei-
se, soziale und städtische Netzwerke, Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie 
allgemeine Bedingungen der sozioökonomischen, kulturellen und physischen 
Umwelt. 
 Das Amt für Gesundheit und Prävention hat bereits eine Vielzahl an Maßnah-
men und Projekten umgesetzt, um Menschen mit Migrationshintergrund zu 
erreichen. Die Gesundheit dieser Zielgruppe wurde bisher vor allem in Bezug 
auf Lebensstilfaktoren wie Ernährung von migrantischen Kindern und Jugend-
lichen sowie im Bereich der Sexualpädagogik und psychiatrischen Versorgung 
betrachtet. Exemplarisch zu nennen sind hierbei eine mehrsprachige Öff ent-
lichkeitsarbeit (Veröff entlichung von Flyern und Broschüren in unterschiedli-
chen Sprachen) sowie die Inanspruchnahme von Dolmetscherdiensten in Be-
ratungssituationen oder kultursensible Suchtprävention. Zudem werden im 
Rahmen des Projekts „Gesundheitsförderung und Prävention für Frauen mit 
Migrationserfahrungen“ Vorträge und Workshops u.a. zu den Themen Stress-
bewältigung und psychische Gesundheit angeboten. Dennoch besteht weite-
rer Handlungsbedarf, um die Ziele des Aktionsplans zu erreichen und somit den 
Menschen mit Migrationshintergrund einen Zugang zu den Maßnahmen und 
Angeboten des Amts für Gesundheit und Prävention zu ermöglichen. 
 Weitere Maßnahmen und zukünftige Vorhaben werden auf dem Kongress vor-
gestellt. Dabei wird der Fokus auf den Herausforderungen und Erfolgsfaktoren 
liegen, welche sich in der bisherigen Arbeit mit und für die Zielgruppe heraus-
gestellt haben. 

                                                Die Rolle des Gesundheitsamtes beim Aufbau der 
Jenaer Präventionskette als Baustein einer integrier-
ten Gesamtstrategie zur Förderung der Gesundheit 
   Autor        F.     Alff    
  Institut      Stadtverwaltung Jena, Stabsstelle Gesundheitsförderung, Jena  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781897 
     Jena ist mit knapp 110.000 Einwohner#ast#innnen eine Großstadt in Thüringen. 
Als kleine weiterhin wachsende Universitätsstadt bietet sie vielfältige Entwick-
lungs- und Umstrukturierungspotenziale. Um diese besonderen Qualitäten 
zukunftsweisend und nachhaltig weiterzuentwickeln, rückt der Blick auf die 
Lebensqualität der Bevölkerung in den Fokus. Die fachspezifi schen Routineda-
ten und Analysen zu einer langfristig tragbaren Strategie zusammenzufügen, 
die ressortübergreifende Kommunikation zu fördern und einen integrierten 
ganzheitlichen Ansatz zu verfolgen im Sinne des HiAP-Ansatzes, ist ein zentra-
les Anliegen des Stadtgesellschaft. 
 Mit dem Pakt für den Öff entlichen Gesundheitsdienst konnte im Fachdienst 
Gesundheit die Gesundheitsförderung neu aufgestellt werden. Im Juni 2022 
wurde eine Stabsstelle eingerichtet, um die Aufgaben der Gesundheitsbericht-
erstattung, Gesundheitsplanung und Gesundheitsförderung zu etablieren. 
Zentrale Aufgabe ist der Auf- und Ausbau kommunaler Steuerungsstrukturen, 

die Koordinierung der gesundheitsförderlichen Angebote und die Vernetzung 
zwischen den verschiedenen Fachplanungsbereichen und kommunalen Akteu-
ren. Aktuell wird der Beitritt zum Gesunde Städte-Netzwerk vorbereitet, um 
die Selbstverpfl ichtung der Kommune zu bestärken und den Erfahrungsaus-
tausch zu nutzen. Insbesondere sollen die Themenfelder der gesundheitlichen 
Chancengerechtigkeit und Beteiligung ausgebaut werden. Dazu werden erst-
malig die Fördermöglichkeiten über das Präventionsgesetz genutzt. 
 Bereits 2019 wurde im Rahmen der Armutspräventionsstrategie der Stadt Jena 
vom Stadtrat der Aufbau einer Präventionskette als Teil der kommunalen Ge-
samtstrategie beschlossen. Das Programm Jenaer Präventionskette ist im Juni 
2023 gestartet. Ziel ist ein chancengerechtes und gesundes Aufwachsen mit 
dem Fokus auf Kinder und deren Familien in Jena. Dafür ist die Förderung eines 
koordinierten Austauschs und Vernetzung innerhalb der Verwaltung sowie mit 
Akteuren aus dem Gesundheits-, Sozial- und Bildungswesens sowie dem Um-
weltbereich und der Stadtplanung zentral. Das Programm wird für drei Jahre 
durch die Auridis Stiftung und ESF-Plus Mitteln fi nanziell gefördert. Die Förde-
rung umfasst die Einrichtung einer Koordinierungstelle in der Kommune sowie 
die fachliche Prozessbegleitung durch ein Beratungsinstitut. Die Förderung ist 
an eine Fokussierung auf die Lebenslagen von Kindern im Alter von 0 bis zehn 
Jahren gebunden. Die Gesamtstrategie blickt allerdings auf die gesamte Le-
bensspanne mit Blick auf integrierte Prozesse. Ein zentrales Anliegen der Ge-
sundheitsförderung ist es, nach Beendigung des dreijährigen Förderzeitraums 
auf eine Verstetigung der Koordinierungsstellen durch die Kommunen hinzu-
wirken. 
 Die Aufbauphase besteht aus verschiedenen Meilensteinen. Ein zentrales Ins-
trument zur Planung und Steuerung von Präventionsketten ist der Einsatz einer 
bereichsübergreifend zusammengesetzten Steuerungsgruppe. Daher wurde 
zu Beginn ein Modell für die Prozesssteuerung erarbeitet. Der Fachdienst Ge-
sundheit ist auf allen Ebenen mit seiner Expertise vertreten. Im Anschluss wur-
den Expert*innen- Interviews mit verschiedenen Fachbereichen durchgeführt, 
welche Kinder und Familien im Fokus der Arbeit haben, um Bedarfe zur Idee 
der Jenaer Präventionskette einzufangen. Im Oktober fand die Auftaktveran-
staltung statt, bei der Akteure aus der Verwaltung zum Thema zusammen 
kamen, um eine gemeinsame Vision zu entwickeln. 
 Im Vortrag wird die Präventionskette in die Entwicklung der kommunalen Ge-
samtstrategie Gesundheit eingeordet sowie die zukunftsfähige Aufstellung des 
Gesundheitsamtes Jena durch den Pakt ÖGD mit konsequenter Ausrichtung 
auf die Gesundheitsförderung erörtert. 

                                                GUT GEHT’S – kommunaler Strukturaufbau im 
Bereich Gesundheitsförderung im Gesundheitsamt 
Frankfurt am Main: jährliche Stadtgesundheitskonfe-
renzen 
   Autorinnen/Autoren        C.     Ostermann    1    ,      P.     Tinnemann    1    ,      P.     Thermann    1   
  Institut     1      Stadt Frankfurt am Main -Der Magistrat- Gesundheitsamt 53.15 
Kommunikation, Wissenschaft & Gesundheitsförderung, Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781898 
      Hintergrund : Im Jahr 2015 trat das Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsför-
derung und Prävention (PrävG) in Kraft. Das Präventionsgesetz bzw. die daraus 
hervorgegangene hessische Landesrahmenvereinbarung fördern die zielge-
richtete Zusammenarbeit und Kooperation gesundheitsbezogener Akteure in 
der Prävention und Gesundheitsförderung. Maßnahmen und Angebote sollen 
insbesondere dort greifen und umgesetzt werden, wo Menschen leben, lernen 
und arbeiten (vgl. Ottawa Charta 1986). Gesundheitsämter sind dazu befähigt, 
diese Strukturen vor Ort aufzubauen (vgl. §1 (2) Nr. 3 HGöGD). Wie die Umset-
zung im Gesundheitsamt Frankfurt am Main aussieht, wird im Folgenden be-
antwortet. 
  Methode : Der kommunale Strukturaufbau GUT GEHT’S wurde im Rahmen des 
Programms „Gesunde Städte und Regionen – Prävention kommunal“ durch die 
Techniker Krankenkasse für fünf Jahre seit Sommer 2017 bis Ende 2022 beglei-
tet und gefördert, seit 2023 verstetigt und in die Strukturen des Gesundheits-
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amts Frankfurt als Teil des Sachgebiets Kommunikation, Wissenschaft und 
Gesundheitsförderung eingegliedert. 
 Die Förderung der Gesundheit ist die gemeinsame Verantwortung aller 
Akteur:innen in der Stadt. Deshalb konzentriert sich GUT GEHT’S in der Kern-
struktur auf die Vernetzung, Vermittlung und Multiplikation der Frankfurter 
Akteur:innen, die an dem Ziel arbeiten, Gesundheit und Lebensqualität der 
Frankfurter:innen zu erhalten, zu verbessern und zu fördern sowie Krankheit 
zu verhüten. Gesundheitsförderung wird dabei als Querschnittsaufgabe ver-
standen, die eine sektorenübergreifende Zusammenarbeit der städtischen 
Ämter mit allen gesundheitsrelevanten Akteur:innen, Institutionen und Initia-
tiven außerhalb der Stadtverwaltung erfordert (health in all policies). 
  Ergebnisse : Seit 2018 fi ndet einmal im Jahr eine Stadtgesundheitskonferenz 
(SGK) statt, mit der GUT GEHT’S jährlich über 100 engagierte Fachleute diver-
ser Disziplinen zusammenbringt, die sich für die Förderung der Gesundheit der 
Menschen in der Stadt stark machen. Ziel der SGKs ist die Vernetzung, der 
Austausch und die Bündelung von gesundheitsförderlichen Strategien und 
Projekten, um gemeinsam gesundheitsbewusste Verhaltensweisen und gesun-
de Lebensverhältnisse in Frankfurt voranzubringen. Jedes Jahr wird ein neues 
Schwerpunktthema ausgerufen. Den Vorsitz der SGKs haben das Gesundheits-
amt und das Gesundheitsdezernat der Stadt Frankfurt. 
 Ende Juni 2023 fand die 4. SGK statt und stellte unter dem Titel „GUT GEHT’S 
gemeinsam durch heiße Zeiten“ die Frage, mit welchen Präventionsmaßnah-
men und Angeboten den Auswirkungen des Klimawandels auf die Gesundheit 
der Bevölkerung begegnet werden kann. Das Ergebnis einer Themengruppe 
dient nun als Grundlage für einen Projektantrag, bei dem es um die Etablierung 
eines Buddy Systems geht, um Menschen, die allein leben oder nicht mehr 
mobil sind, in ihrem Zuhause zu erreichen. 
 Zudem fi nden auf Wunsch der Konferenzteilnehmenden von 2022 seit Ende 
2022 zusätzlich einmal im Quartal Vernetzungstreff en statt, wo sich Frankfur-
ter Akteur:innen zu ausgewählten Themen austauschen und vernetzen. 
  Schlussfolgerung : Die Erfahrungen des kommunalen Strukturaufbaus in Frank-
furt zeigen, dass die jährlichen Stadtgesundheitskonferenzen ein wichtiges 
Instrument sind, um Akteur:innen aus unterschiedlichen Bereichen der Stadt-
gesellschaft zusammenzubringen, die sich für die Gesundheit aller 
Frankfurter:innen in der Metropole stark machen. 
 Die Struktur der SGKs wird derzeit weiterentwickelt, um die Beteiligung der 
Akteur:innen sowie die Aufgaben und Ziele der Akteursarbeit in den SGKs zu 
schärfen. 

                                                Das Gesunde Städte-Netzwerk im Öff entlichem 
Gesundheitsdienst (ÖGD) Rückblick und 
Perspektiven 
   Autorinnen/Autoren        A.     Christ    1    ,      J.     Bauer    1    ,      B.     Böddinghaus    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt/ Main Abteilung 2 – Umwelt & 
Hygiene Geschäftsstelle Gesunde Städte-Netzwerk, Frankfurt/ Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781899 
      Hintergrund : Im Juni 1989 in Frankfurt am Main gegründet, umfasst das Ge-
sunde Städte-Netzwerk (GSN) als bundesweites Netzwerk heute zirka 100 
Mitgliedskommunen. Die Verteter:innen der Mitgliedskommunen kommen 
überwiegend aus dem ÖGD. Generell tritt das GSN als ältestes WHO Netzwerk 
dafür ein, dass die Gesundheitsförderung tatsächlich im Alltag der Menschen 
ankommt. Zudem versteht sich das Netzwerk als kommunales Sprachrohr auf 
Bundesebene im Bereich Gesundheitsförderung und Prävention. Die Beson-
derheit des Netzwerkes besteht darin, dass sowohl auf Bundesebene, als auch 
vor Ort kommunale Verwaltungen und zivilgesellschaftliche Initiativen gleich-
berechtigt zusammenarbeiten. 
 Im letzten Jahr hat sich das GSN auf dem BVÖGD-Kongress in Potsdam vorge-
stellt. Durch zahlreiche vor Ort Austausche wurde deutlich, dass die enge Zu-
sammenarbeit zwischen dem GSN und dem ÖGD vielfältige Möglichkeiten zur 
Förderung der Gesundheit in unseren Städten eröff net – dabei stehen Gesund-
heitsförderung und Prävention im Zentrum. Ein moderner ÖGD ist bürgernah, 

fokussiert die Erreichbarkeit aller sozialen Schichten und steht für die Erhöhung 
der gesundheitlichen Chancengleichheit ein. 
  Diskussion und Schlussfolgerung : Hier stellen wir die Forderung, dass eine 
robuste Verzahnung zwischen dem ÖGD und einer kommunal übergreifenden 
Plattform wie dem GSN als Grundlage für eine nachhaltige Gesundheitssiche-
rung verstanden werden kann. Gesundheitsförderung und Prävention bilden 
die Eckpfeiler eines zukunftsorientierten Gesundheitssystems. Indem wir 
Krankheiten und Gesundheitsprobleme von vornherein verhindern, wird nicht 
nur das Gesundheitssystem entlastet, sondern auch das langfristige Wohlbe-
fi nden unserer Bürgerinnen und Bürger gesichert. Zudem sind Gesundheits-
förderung und Prävention nicht nur kosteneffi  zient, sondern vor allem eine 
ethische Verpfl ichtung gegenüber unseren Bürgerinnen und Bürgern. 
 Es ist festzuhalten, dass die Entwicklung des GSN und seine Partnerschaft mit 
dem ÖGD eine Erfolgsgeschichte ist, die sich über die Jahre hinweg entfaltet 
hat und großes Potenzial für weitere Entwicklungsmöglichkeiten bietet. Wir 
sehen in dieser Partnerschaft die Fähigkeit, Ämterübergreifend noch intensiver 
zu vernetzen und neue – zumeist dezentral entwickelte – kommunale Struk-
turen zur Gesundheitsförderung und Prävention zu bündeln. In der Zukunft 
könnten Kommunikationsstrategien evidenzbasierte Ansätze und verstärkte 
internationale Zusammenarbeit die Grundlage für eine noch erfolgreichere 
Gesundheitsstrategie bilden, die das Wohlbefi nden der urbanen, sowie der 
ländlichen Bevölkerung nachhaltig fördern. 

                                                Der kommunale ÖGD in Land und Stadt 
   Autorinnen/Autoren        A.     Raisle    ,      A.     Göppel-Schneider    ,      L.     Huber    ,      B.     Szagun   
  Institut      RWU Hochschule Ravensburg-Weingarten University of Applied 
Sciences, Weingarten  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781900 
      Einleitung : Der kommunale Öff entliche Gesundheitsdienst (ÖGD) ist der hier-
zulande wichtigste Akteur bzgl. Gesundheitsschutz, Prävention und Gesund-
heitsförderung. Auf Basis seiner gesetzlichen Aufgaben und der Position in der 
Kommunalverwaltung ist er insbesondere für die Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen von größter Bedeutung. Sowohl die Bedarfslagen wie u.a. struk-
turelle Rahmenbedingungen unterscheiden sich dabei zwischen Landkreisen 
und kreisfreien Städten. Ziel dieser Untersuchung ist es, Unterschiede zwischen 
o.g. Gebietskörperschaften bzgl. ihrer Schwerpunktsetzungen mit dem Fokus 
auf die Gesundheit von Kindern systematisch zu erfassen und zu beschreiben. 
  Methode : Angewandt wird ein deutschlandweites, exploratives, systemati-
sches, non-reaktives Onlinescreening der Webseiten auf Basis zweier Cluster-
stichproben von je 50 Landkreisen und Kreisfreien Städten, jeweils mit eigenem 
ÖGD. Um einem föderalen Bias vorzubeugen, wird durch die Cluster-Bildung 
eine Gleichverteilung der Bundesländer in beiden Stichproben sichergestellt. 
Um Themenkomplexe, Aktivitätsgrad und Berichtswesen der entsprechenden 
Landkreise und kreisfreien Städte zu erfassen, wird auf Basis eines deduktiven 
Kategoriensystem induktiv ergänzt und kategoriell quantifi ziert. Es folgen ex-
plorative Analysen unter Einbezug von Strukturinformationen und erfasster 
GBE-Aktivität 2010-2019 aus dem GBE-Monitor. 
  Ergebnisse : In den randomisierten Cluster-Stichproben fi nden sich 50 Land-
kreise und 50 Kreisfreie Städte mit einer durchschnittlichen Einwohnerzahl von 
ca. 234.000 (Range 36.000 bis knapp 1,5 Mio.). ÖGD-gesetzlich sind beim 
knapp überwiegenden Teil der Stichprobe kommunale Gesundheitskonferen-
zen verankert. Unterschiede zwischen den Gebietskörperschaftsstichproben 
zeigen sich u.a. bzgl. der GBE-Aktivität zwischen 2010 und 2019 sowie für In-
dikatoren der sozialen Lage und gesundheitlichen Versorgung. 
  Diskussion : Zu erwarten ist, dass sich kindergesundheitsrelevante ÖGD-The-
men zwischen Landkreisen und Städten systematisch i.d.S. unterscheiden, dass 
sich unterschiedliche strukturelle Rahmenbedingungen, soziale Determinanten 
und Versorgungsbedingungen widerspiegeln. Themenauswahl und Aktivität 
könnten auch von Faktoren wie der Größe der Kommune und der strukturellen 
Integration des ÖGD in der Kreisverwaltung beeinfl usst werden. In diesem Zu-
sammenhang werden auch die Limitationen der angewandten Methodik zur 
Diskussion gestellt. 
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                                                Schuleingangsuntersuchungen: Grafi sche Ergebnis-
darstellung als Wegweiser für gezielte Präventions-
arbeit in Hamburg-Bergedorf? 
   Autorinnen/Autoren        J.     Borutta    1    ,      T.     P.     Engel    1    ,      J.     Duwe    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Hamburg-Bergedorf, Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781901 
      Hintergrund : Bekanntermaßen ist die bedarfsorientierte Erreichbarkeit von 
Zielgruppen eine Herausforderung für die kommunale Präventionsarbeit. Für 
die Planung von Maßnahmen sollte das Problem und dessen Ursprung bekannt 
sein. Hierfür bieten sich die Daten der Schuleingangsuntersuchungen (SEU) an. 
Dieser Beitrag soll aufzeigen, in wieweit sich die Ergebnisse der SEU und die 
Angebotsstruktur in einem Quartier auf einer Karte gemeinsam darstellen las-
sen und sich so Anhaltspunkte für eine gezielte und ressortübergreifende Prä-
ventionsarbeit bieten. 
  Methodik : Im Schuljahr 2021/22 wurde im Bezirk Hamburg-Bergedorf bei 1483 
zukünftigen Schüler:innen der Gesundheitsstatus erfasst, hinzu kamen die 
sozioökonomischen Merkmale der Eltern. Auf einer Karte werden die Ergebnis-
se der SEU auf der Ebene von statistischen Gebieten in den Einzugsbereichen 
der Grundschulen graphisch dargestellt zusätzlich erfolgt die Darstellung der 
vorhandenen Angebote im Quartier. 
  Ergebnisse : Es ist zu erwarten, dass die Visualisierung der Daten wiederholt 
Zusammenhänge zwischen sozioökonomischen Faktoren, den Angeboten am 
Wohnort und Kindern mit Gesundheitsrisiken bzw. Bedarfen abbildet. Mög-
lichweise zeigen bestimmte Quartiere mit hohen Werten an Risiken auch eine 
Verminderung von Zugängen bzw. Verfügbarkeiten von förderlichen Angebo-
ten und Einrichtungen und umgekehrt. Ein Beispiel hierfür wäre z. B. die Ver-
fügbarkeit von gesunden Lebensmitteln und Übergewicht. 
  Diskussion : Die Kleinräumige Zuordnung von Kindern mit Risiken bzw. Bedar-
fen an Förderung und Unterstützungsmaßnahmen soll als Handlungsempfeh-
lung für zukünftige Präventionsplanung dienen. Zudem soll die graphische 
Ergebnisdarstellung ressortübergreifende Zusammenhänge besser erkennbar 
machen (z. B. weniger Grün- und Freifl ächen in Quartieren mit verminderten 
koordinativen Fähigkeiten). 

                                                Dashboard Kindergesundheit – Der Weg zu einer 
modernen Gesundheitsberichterstattung 
   Autorinnen/Autoren        M.     Glienke    1    ,      C.     Korebrits    1   
  Institut     1      Stadt Leipzig Gesundheitsamt Leipzig  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781902 
     Die Kunst der Gesundheitsberichterstattung ist es die „richtigen“ Informatio-
nen, zur „richtigen Zeit“ am „richtigen Ort“ auf die „richtige Weise“ zu trans-
portieren. Bisher wurden Erkenntnisse jedoch nur über aufwendige Berichte, 
Vorträge und Datenblätter aufgezeigt, welche zum Zeitpunkt der Veröff entli-
chung teilweise schon wieder überholt waren oder an Relevanz verloren haben. 
 Die Gesundheitsberichterstattung liegt im Spannungsfeld zwischen steigen-
dem Bedarf an datengestützten Informationen und den tatsächlichen zeitlichen 
und personellen Ressourcen, welche eingesetzt werden können. Das Resultat: 
Datenschätze bleiben oftmals verborgen und werden weder aktuell noch fach-
gerecht aufbereitet, analysiert und dem Fachpublikum zur Verfügung gestellt. 
 Eine Möglichkeit, um Daten der Kindergesundheit zeitnah und kontinuierlich 
zur Verfügung zu stellen, ist ein Dashboard. Seit Juni 2023 ist das Dashboard 
Kindergesundheit in der Stadt Leipzig gelebte Praxis. Auf Basis von Ergebnissen 
der Schulaufnahmeuntersuchung werden Zeitreihen und Trends sowie klein-
räumige Darstellungen auf Ortsteilebene öff entlich präsentiert und sind inter-
aktiv nicht nur für die Stadtverwaltung sondern auch für Verantwortliche aus 
Politik oder Wissenschaft einsehbar. Eine detaillierte Analyse der Schwerpunkt- 
und Aufmerksamkeitsgebiete des Integrierten Stadtentwicklungskonzepts der 
Stadt stellt zusätzlich eine wichtige Basis für amtsinterne Projekte und Planun-
gen aber auch für integrierte kommunale Strategien im Sinne des Health in all 
Policies Ansatzes dar. 

 Das Gesundheitsamt der Stadt Leipzig geht mit der Veröff entlichung des Dash-
boards einen neuen Weg und nimmt in Sachsen aber auch bundesweit eine 
Vorreiterrolle. Neben der jährlichen Aktualisierung der Daten zur Schulaufnah-
meuntersuchung besteht zudem perspektivisch die Möglichkeit, das Dashboard 
um zusätzliche vom Gesundheitsamt erfasste Daten zur Kinder- und Jugend-
gesundheit zu erweitern und somit Gesundheitsberichterstattung noch trans-
parenter und greifbarer zu machen. 
 Weitere Informationen sowie der Link zum Dashboard sind einsehbar unter: 
 https://www.leipzig.de/gesundheit  

                                                Vom Verwalter zum Gestalter – Konzept für eine 
„gesunde Kommunikation“ 
   Autor        F.     Bauer   
  Institut      Landeshauptstadt Dresden, Amt für Gesundheit und Prävention, 
Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781903 
      Hintergrund : „Die Gesundheitsämter klären die Bevölkerung in Fragen der 
körperlichen, geistig-seelischen und sozialen Gesundheit (Gesundheitshilfe) 
auf und beraten sie über die Gesunderhaltung und Krankheitsverhütung.“ So 
oder so ähnlich fi ndet sich einer der Aufträge an den Öff entlichen Gesundheits-
dienst in den gesetzlichen Grundlagen. Doch in Zeiten eines diversen Zugangs 
zu Gesundheitsinformationen unterschiedlichen Gehalts ist es umso wichtiger, 
dass sich der ÖGD als Gesundheitskommunikator aufstellt. Die Vorteile liegen 
auf der Hand: Daten zur Beschreibung der Lage aber auch die Expertise, gerade 
zur Prävention von Erkrankungen, liegen gebündelt im ÖGD vor. Die Multipro-
fessionalität des Öff entlichen Gesundheitsdienstes ermöglicht nicht nur die 
Beschreibung, sondern auch die Intervention zur Förderung der Gesundheit. 
Schließlich ist der ÖGD als neutraler Partner verfügbar, ist er doch allein den 
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen verpfl ichtet. Diese Vorzüge einer 
„gesunden Kommunikation“ sollte sich der ÖGD zu Nutze machen und ggf. 
noch stärker als bisher Gesundheitskommunikation betreiben. Doch hierfür 
sollte es ein geplantes und strukturiertes Vorgehen geben, um Zielgruppe, 
Botschaft und Kanal gleichermaßen zu durchdenken und erreichen. 
  Ziele : Der Beitrag informiert, unter Beachtung von Erkenntnissen aus den Kom-
munikationswissenschaften, zur Entwicklung eines Kommunikationskonzeptes 
auf Basis „des Regelkreises in zehn Denkschritten“ nach Jürg W. Leipziger: 
  1.    Darstellung von Ansätzen für die Gestaltung von Kommunikationskonzep-

tionen,  
 2.    Beschreibungen von Zielstellungen, die mit einem Kommunikationskon-

zept erreicht werden sollen,  
 3.    Beleuchtung kommunikativer Probleme und Ansätze der Behebung für 

eine „gesunde Kommunikation“ sowie  
 4.    Ausblick auf eine mögliche Kommunikationsstrategie für den Öff entlichen 

Gesundheitsdienst.  
   Methode : Beschreibung von Grundlagen der Kommunikationskonzeption mit 
anschließender Entwicklung von Lösungsansätzen unter Beachtung einer ex-
emplarischen Stakeholderanalyse für den Öff entlichen Gesundheitsdienst. 
  Ergebnisse : Der Öff entliche Gesundheitsdienst wirkt beratend, fördernd und 
schützend auf die Gesundheit der Bevölkerung ein. Ausschließlich am Leitbild 
und den Überzeugungen zur Rolle des ÖGD orientiert, kann er durch seine 
neutrale und dabei fundiert agierende Funktion ein wichtiger Ansprechpartner 
in gesundheitlichen Fragestellungen sein. Hierbei muss er diff erenzieren nach 
der jeweiligen Anspruchsgruppe, nach den Botschaften und den zur Verfügung 
stehenden kommunikativen Mitteln. Gleichsam kämpft der ÖGD mit Kommu-
nikationsproblemen, die beachtet werden müssen. Im Ergebnis dieser Betrach-
tungen und Feststellungen ist es jedoch möglich, mit erprobten und vorhanden 
Kommunikationskonzepten auch dem Öff entlichen Gesundheitsdienst zu mehr 
Profi l zu verhelfen und so dem gesetzlichen Auftrag als beratende und unter-
stützende Instanz bestmöglich nachzukommen. Voraussetzung hierfür dürfte 
eine Auseinandersetzung mit Themen und Zielstellungen ebenso sein wie den 
Kommunikationspartnern. Ein planvolles Vorgehen kann dies befördern. 
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  Diskussion : Aus Sicht des Autors muss der Öff entliche Gesundheitsdienst sei-
ne Rolle als neutraler Gesundheitskommunikator mehr noch als bisher als 
Chance verstehen und nutzen. Der gesetzliche Auftrag ist kein Selbstzweck und 
es muss Anspruch und Wunsch aller Akteur*innen im ÖGD sein, den Zugang 
zu Gesundheitsinformation, den Gehalt an Informationen und die Erreichbarkeit 
der Zielgruppen bestmöglich zu gestalten. Eine informierte Gesellschaft kann 
informierte Entscheidungen treff en. Und informierte Entscheidungen wirken 
sich positiv auf verhaltens- und verhältnispräventive Ansätze aus – so die These. 

                                                Bedarfsplanung für die medizinische Versorgung des 
zukünftigen Stadtteils Oberbillwerder in Hamburg 
   Autorinnen/Autoren        J.     Borutta    1    ,      J.     Duwe    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Bergedorf Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781904 
      Hintergrund : Für die bedarfsgerechte medizinische Versorgung im zukünftigen 
Stadtteil Oberbillwerder (OBW) wurde das Gesundheitsamt vom Sozialraum-
management um eine Einschätzung gebeten. Der Stadtteil soll bis zum Jahr 
2042 auf 118 Hektar mit einer Wohnfl äche von 35.000 Quadratmeter fertig-
gestellt warden   [ 1 ]  . In der Stadtplanung ist die übergreifende Zusammenarbeit, 
so von Sozialraummanagement und Kommunalem Gesundheitsförderungs-
management bisher selten und daher pilothaft. 
  Methodik : Als Berechnungsgrundlage standen dem Gesundheitsamt folgende 
Materialen zur Verfügung: Die Versorgungsgrade der Kassenärztlichen Verei-
nigung (2022), die Bevölkerungsdaten der umliegenden Quartiere aus den 
Jahren 2021 oder 2022. Zudem weitere Informationen wie die prognostizierten 
Bevölkerungsdaten für OBW seitens der IBA Hamburg GmbH (2023). Metho-
disch wurden die vorhandenen Bevölkerungsdaten in vier Altersgruppen mo-
difi ziert. Unter der Berücksichtigung von regionalen wie auch demographischen 
Gegebenheiten erfolgte die Berechnung der Bedarfe. 
  Ergebnisse : In der Zusammenarbeit von Gesundheitsamt und Sozialraumma-
nagement stellten sich die verschiedenen Sichtweisen der Fachämter, aber auch 
Schnittmengen heraus. Besonders regionale Gegebenheiten, wie z. B. die Un-
terversorgung des anliegenden Quartieres Billwerder, konnten in der Berech-
nung berücksichtig werden. 
  Diskussion : In der städtebaulichen Planung sollte grundsätzlich auch das Ge-
sundheitsamt mit seiner spezifi schen Sichtweise eingebunden werden. So 
könnten vorausschauend Entwicklungen in der medizinischen Versorgung, der 
Bevölkerungs- und Umweltmedizin und in der Prävention besser berücksichtigt 
werden. 
       Literatur 
 [  1  ]    Vgl     https://www.oberbillwerder-hamburg.de/projekt/    

                                   Umweltmedizin – Postersitzung 
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             Kühle Orte in Frankfurt am Main – Resonanz der 
Bevölkerung und Optimierung 
   Autorinnen/Autoren        M.     Maraslioglu    1    ,      K.     Duggan    1    ,      A.     Sauer    1    ,      A.     Christ    1    , 
     B.     Böddinghaus    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main Umwelt und Hygiene Breite 
Gasse 28 60313 Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781905 
      Einleitung : 2023 war laut EU-Klimawandeldienst weltweit der heißeste Som-
mer seit Beginn der Wetteraufzeichnungen. Der Klimawandel mit seinen Ext-
remen wie Hitze, Dürre, Starkregen, etc. schreitet fort. Hitzeextreme belasten 
vor allem die städtische Bevölkerung, da Großstädte durch Hitzeinseln geprägt 
sind. Mittelfristig müssen Konzepte zur Anpassung an den Klimawandel entwi-
ckelt und umgesetzt werden. 

 Die Rolle des ÖGD ist hierbei, Präventionsarbeit im Hinblick auf die gesundheit-
lichen Folgen von Hitze zu leisten. Um Hitzestress vorzubeugen, wurde im 
Gesundheitsamt Frankfurt das Projekt „Kühle Orte“ entwickelt. Die Bevölke-
rung wurde animiert ihre bevorzugten Rückzugsorte bei Hitze zu nennen. 
Kühle Orte im Stadtgebiet wurden so gesammelt und digital im Geoportal der 
Stadt und auf Printkarten für die Öff entlichkeit zugänglich gemacht. 
 Des Weiteren wurde eruiert, wie das Angebot bisher von den Bürger:innen 
angenommen wird, welche Teile der Bevölkerung erreicht werden und welche 
Kanäle nötig sind, um die Insider Tipps der Frankfurter:innen zu erfahren. 
  Vorgehensweise : Um die Resonanz der Bevölkerung zu evaluieren, wurden die 
Aufrufe der Kühle Orte Karte des Geoportals Frankfurt ausgewertet und die 
Ansprechpartner:innen von Kirchen, Museen, Bibliotheken, etc. hinsichtlich der 
Nutzung des Angebots befragt. Hierbei wurden folgende Kategorien verwendet, 
um eine Veränderung der Besucherzahl zu messen: „Deutliche Unterschiede“, 
„wenig bis kaum spürbare Veränderung“, „keine Unterschiede“ und „keine Aussa-
ge möglich“. Eine Analyse, ob die Veränderung der Besuchszahlen nur an heißen 
Tagen zutriff t oder die Unterschiede genereller Natur sind, erfolgte ebenfalls. 
  Zusammenfassung : Um das Verzeichnis der Kühlen Orte zu erweitern und den 
Bekanntheitsgrad zu steigern, auch unter Bevölkerungsgruppen, die keinen 
oder erschwerten Zugang zu digitalen Medien haben, wurden verschiedene 
Strategien verfolgt. Ziel war, ein umfassendes Angebot an Rückzugsmöglich-
keiten vor Sommerhitze im Frankfurter Stadtgebiet allen Teilen der Bevölkerung 
zugänglich zu machen. Hierfür wurden weitere Printkarten für das Stadtgebiet 
erstellt. Die Online Karte wurde mit Fotographien der Orte ergänzt, um den Wie-
dererkennungswert zu steigern. Zusätzlich wurde eine Sortierfunktion im Geo-
portal eingefügt, so dass nach Stadtteil, Art des Kühlen Ortes, Kostenfreiheit und 
Barrierefreiheit gefi ltert werden kann. Unter Einbeziehung von Akteuren außerhalb 
der Stadtverwaltung, u.a. mittels des Programms „Aktive Nachbarschaft der Stadt 
Frankfurt am Main“, erfolgte ein erneuter Aufruf an Bürger:innen, ihren beliebtes-
ten kühlen Ort in ihrem Quartier zu nennen. Außerdem ist geplant, das Angebot 
der Kühlen Orte Karte über Stadtteiltreff s, Gemeindebriefe der Kirchen und wei-
tere Verteiler bekannter zu machen. So soll gewährleistet werden, dass auch an 
Tagen extremer Hitze Gesundheitsrisiken für Menschen, deren Aufenthalt im Frei-
en unumgänglich ist, gemindert werden. 

                                                Hitzeschutz für obdachlose und gefl ohene Menschen 
   Autor        A.     Kietzmann   
  Institut      Heinrich Heine Universität Düsseldorf, Weiterbildungsstudiengang 
Master of Science in Public Health/Öff entliches Gesundheitswesen, 
Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781906 
     Längerdauernde Hitzeperioden in Deutschland erhöhen nachweislich die Mor-
talität und die Morbidität in der Bevölkerung. Eine Barriere in der Erstellung von 
Hitzeaktionsplänen (HAP) sind u.a. fehlendes Wissen über den Bedarf von Ri-
sikogruppen und die unklare Adressierung der Aufgabe zwischen den kommu-
nalen Behörden. In groß angelegten kommunalen Befragungen wird bisher der 
Bedarf von chronisch erkrankten und der älteren Menschen abgefragt. Dagegen 
gibt es kaum Studien zum Bedarf des Hitzeschutzes von sozialen Randgruppen 
wie den vulnerablen Gruppen obdachloser und gefl ohener Menschen. 
 Um diese Forschungslücke zu füllen, werden in einer quantitativen Hauptab-
frage obdachlose Menschen, die in Obdachlosennotunterkünften und gefl üch-
tete Menschen, die in Übergangswohnheimen nächtigen zu ihren Beeinträch-
tigungen und Bedarf bei großer Hitze befragt. Die Befragung erfolgt als 
Online-Umfrage, bei der QR-Codes in verschiedenen Sprachen verfügbar sind 
oder kann alternativ als Papier-Format vor Ort ausgefüllt werden. In einer quan-
titativen Nebenabfrage werden Mitarbeiter der Unterkünfte gebeten einen 
Fragebogen zum Hitzeschutz der Notunterkünfte und Übergangsheime zu 
beantworten. Die Ergebnisse der Umfragen werden hinsichtlich der einzelnen 
Gruppen analysiert, verglichen und gegen die Umfragen der Bevölkerung aus 
der Literatur, die diese Gruppen nicht eingeschlossen haben, refl ektiert   [ 1         – 4 ]  . 
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 Die Studie soll zum einen zur Sichtbarkeitsmachung des spezifi schen Bedarfs 
der obdachlosen und gefl ohenen Menschen beitragen. Zum anderen sollen 
konkrete Handlungsempfehlungen entwickelt werden, die das Gesundheits-
wesen adressieren und in interdisziplinären kommunalen HAPs aufgenommen 
werden können. 
       Literatur 
 [  1  ]       Bittner     M          Auswirkungen von Hitzewellen auf die Mortalität in Deutsch-
land  .     Gesundheitswesen      2014   ;     76  :     508  –  512  
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                                            Auf dem Weg zum HAP 2.0: Evaluation des Mannhei-
mer Hitzeaktionsplans nach zwei Jahren Umset-
zungsphase 
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      Hintergrund : Der Mannheimer Hitzeaktionsplan (HAP) wurde im Oktober 2021 
durch den Gemeinderat beschlossen und befi ndet sich seit Februar 2022 in der 
Umsetzung. Global gesehen war der Sommer 2023 der heißeste seit Beginn 
der Wetteraufzeichnungen. Aktuelle Prognosen gehen für Baden-Württemberg 
von einem Temperaturanstieg von 3 bis 4 °C bis 2040 aus. Hitzeschutz nimmt 
in der politischen Diskussion auf allen Ebenen inzwischen einen deutlich höhe-
ren Stellenwert ein als noch vor zwei Jahren. Diese geänderten Rahmenbedin-
gungen sowie der immanente Verlauf der HAP-Umsetzung legen eine grund-
sätzliche Evaluation des Mannheimer HAP nahe. 
  Ziele : Ziel der Arbeit ist es, die Ergebnisse der Evaluation der bisherigen Um-
setzung des Mannheimer HAP projektimmanent als auch im Vergleich zu an-
deren Hitzeaktions- bzw. Hitzeschutzplänen zu beschreiben. 
  Methode : Auf Grund der Komplexität und Weiterentwicklung der Inhalte von 
HAP ist sowohl eine projektimmanente als auch nach extern vergleichende 
Evaluation notwendig. Die projektimmanente Evaluation identifi ziert im Rah-
men von Workshops und interner SOLL-IST-Analysen fördernde und hemmen-
de Faktoren sowie die Wirkweite des HAP in die Stadtgesellschaft hinein. So 
können Anpassungsbedarfe im Bereich der Zielgruppen, Maßnahmen und 
Strukturen abgeleitet werden. Zur Evaluation im Vergleich mit anderen HAP 
werden parallel bundesweit Pläne und Maßnahmen zur Klimafolgenanpassung 
identifi ziert und mittels qualitativer Inhaltsanalyse in Anlehnung an Kuckartz 
analysiert und anschließend mit dem Mannheimer HAP verglichen. 
  Erwartete Ergebnisse : Bislang konnten über 50 % der Maßnahmen des Mann-
heimer HAP auf Ebene der Stadtverwaltung bereits umgesetzt werden. Jedoch 
ist die Wirkweite in die Stadtgesellschaft hinein bei vielen Maßnahmen noch 
nicht ausreichend. Es wird erwartet, dass sich Förder- und Hemmfaktoren auf 
Ebene der kommunalen Verwaltung im Rahmen der projektimmanenten Eva-
luation gut erfassen lassen, auf der häufi g verwaltungsextern gelegenen Wir-
kebene aber schwer zu erfassen sein werden. Es zeichnet sich ab, dass für ver-
schiedene Zielgruppen des HAP sehr ähnliche Maßnahmen erforderlich sind, 
so dass voraussichtlich Zielgruppen zusammengefasst werden können. Des 
Weiteren wird die Notwendigkeit eines einheitlichen Datenerhebungskonzep-
tes, mit dem Erfolgsindikatoren für die Umsetzung des HAP vergleichbar mög-

lich werden, deutlich. Aus der Evaluation im Vergleich zu HAP anderer Kreise 
wird erwartet, dass sich hieraus ein umfassender Good-Practice-Katalog für 
HAP ableiten lässt, anhand dessen auch andere HAP evaluiert werden können. 

                                                Hitze und Gesundheit 
   Autorinnen/Autoren        S.     Ruhrmann    1    ,      N.     Lenz    2    ,      F.     Martens    2    ,      U.     Heudorf    3   
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                                        DOI     10.1055/s-0044-1781908 
     Durch den Klimawandel werden verschiedene Hitzeereignisse auch in Deutsch-
land immer wahrscheinlicher und in ihrer Ausprägung extremer. Hitze stellt 
eine gesundheitliche Belastung dar, die insbesondere für verschiedene Risiko-
gruppen, wie Kinder, Schwangere und Ältere bedrohliche Folgen haben kann. 
Diese Arbeit stellt lokale Wetterdaten und Mortalität, sowie die Morbidität aus 
rettungsdienstlichen Daten in einem mittelhessischen Landkreis gegenüber. 
Den unterschiedlichen Hitzeereignissen werden die jeweiligen Risiken zuge-
ordnet. 
 Eine Zunahme der Mortalität und Morbidität während Hitzeereignissen ist vor 
allem bei den ab 70-Jährigen zu verzeichnen. Die Einsatzfrequenz im Rettungs-
dienst steigt ab dem ersten Tag eines Hitzeereignisses, die Mortalität steigt 
wenige Tage später. Hitzewochen (Montag bis Freitag mit Wochenmitteltem-
peratur ≥ 20 °C) und Hitzewellen (mindestens fünf Tage in Folge mit Maxima-
temperatur ≥ 32 °C) nehmen Einfl uss auf die Sterblichkeit, die Transportfre-
quenz im Rettungsdienst steigt jedoch nicht zusätzlich (über das erwartete 
Maß der Summe einzelner Hitzetage) an. Auch in diesem Landkreis zeigt die 
demographische Entwicklung eine Alterung der Bevölkerung, so dass mit einer 
Zunahme der Risikogruppe in den nächsten Jahren gerechnet werden muss. 

                                                Bayerisches Kompetenzzentrum für Gesundheits-
schutz im Klimawandel 
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München   ;   2      Institut und Poliklinik für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin, 
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München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781909 
      Hintergrund : Der Klimawandel stellt eine zunehmende Gefahr für die mensch-
liche Gesundheit dar. Dabei spielen sowohl direkte Auswirkungen in Form von 
Extremwetterereignissen, wie Hitze und Starkregen, als auch indirekte Auswir-
kungen, wie eine vermehrte Anzahl an Infektionserkrankungen oder eine ver-
änderte Belastung durch Pollen, eine Rolle. Um die negativen Folgen abzumil-
dern, erfordert es Anpassungsstrategien. Am Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (LGL) wurde zu diesem Zweck das Bayerische Kompe-
tenzzentrum für Gesundheitsschutz im Klimawandel gegründet. Dieses soll die 
Bürgerinnen und Bürger sowie Kommunen bei der Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels unterstützen und durch Kompetenzbündelung im Bereich 
Klimawandel und Gesundheit Synergieeff ekte schaff en. 
  Aktivitäten : Das Bayerische Kompetenzzentrum für Gesundheitsschutz im 
Klimawandel gliedert sich in drei Schwerpunkte: Dazu gehört unter anderem 
die Bayerische Landesarbeitsgemeinschaft Gesundheitsschutz im Klimawandel 
(LAGiK), die sich zum Ziel gesetzt hat, die bayerischen Bürgerinnen und Bürger 
auf die gesundheitlichen Auswirkungen des Klimawandels vorzubereiten. Be-
sonders vulnerable Personengruppen stehen dabei im Fokus der interdiszipli-
nären Zusammenarbeit. Das Hitzemanagement als weiterer Bereich des Kom-
petenzzentrums bietet den bayerischen Kommunen Unterstützung bei der 
Erarbeitung und Umsetzung von Hitzeschutzmaßnahmen, beispielsweise durch 
fachliche Beratung oder Informationsveranstaltungen. Der dritte Schwerpunkt 
des Kompetenzzentrums setzt sich aus den (Forschungs-)Projekten im Bereich 
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Klimawandel und Gesundheit am LGL zusammen. Beispielsweise wurden im 
Projekt „KlapP“ vulnerable Personen im Bereich der Pfl ege adressiert und be-
züglich Pfl ege bei Hitze sensibilisiert. Die Inhalte wurden sowohl für Berufspfl e-
gende als auch pflegende Angehörige durch Informationsmaterialien und 
Schulungen vermittelt. Im Projekt „HitziG“ wurde ein Hitzeaktionsplan für eine 
Gesundheitsregion plus  erstellt, wobei die gewonnenen Erkenntnisse im Nach-
gang auch für andere Kommunen zugänglich gemacht werden. Das Verbund-
projekt Klimawandel und Gesundheit (VKG) wird vom Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Gesundheit und Pflege (StMGP) und vom Bayerischen 
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) gefördert und 
dient der evidenzbasierten Forschung zu den gesundheitlichen Auswirkungen 
des Klimawandels. Verschiedene Forschungseinrichtungen arbeiten hierfür 
zusammen und führen unter anderem Projekte zu vektorübertragenen Krank-
heiten und Pollenfl ug durch. 
  Schlussfolgerung : Die Aktivitäten des Bayerischen Kompetenzzentrums für 
Gesundheitsschutz im Klimawandel zeigen auf, wie den zunehmenden Gesund-
heitsrisiken durch den Klimawandel facettenreich auf Landesebene begegnet 
werden kann. 

                                                Hitzeassoziierte Mortalität und Morbidität von 
Herz-Kreislauf-Krankheiten in Sachsen-Anhalt 
   Autorinnen/Autoren        M.     Keitel    1    ,      G.     Wahl    1   
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     Zahlreiche Studien zeigen, dass das Auftreten von Herz-Kreislauf-Krankheiten 
durch eine steigende thermische Belastung verstärkt wird, speziell bei älteren 
Menschen. Die Gesundheitsberichterstattung des Landesamtes für Verbrau-
cherschutz Sachsen-Anhalt untersuchte Herz-Kreislauf-bezogene Daten der 
Todesursachenstatistik und der Krankenhausdiagnosestatistik im Hinblick auf 
eine mögliche Assoziation mit Hitzedaten im Zeitraum von 2000 bis 2019. 
Dabei wurde die Altersgruppe der ≥ 65-Jährigen betrachtet und als Diagnose-
gruppen die Hauptgruppe der Krankheiten des Kreislaufsystems (ICD-10-Code: 
I00-I99) sowie die beiden zugehörigen Untergruppen der ischämischen Herz-
krankheiten und der zerebrovaskulären Krankheiten herangezogen. 
 In Vorbereitung der Analysen wurden Hitzejahre für Sachsen-Anhalt identifi ziert 
und die Zeitreihen der altersstandardisierten Sterbe- und Krankenhausfallquo-
ten vom Hitze-unabhängigen Abwärtstrend bereinigt. Zudem wurde eine 
Hitzevariable geschaff en, die Informationen zur Hitzeintensität und Hitzehäu-
fi gkeit vereint. Anschließend wurde mit zwei statistischen Signifi kanztests 
geprüft, ob die (trendbereinigten) Sterbe- und Krankenhausfallquoten positiv 
mit der Hitzevariable korrelieren und ob diese Fallquoten in Hitzejahren größer 
sind als in Nicht-Hitzejahren. 
 Im Ergebnis zeigt sich, dass Hitzeereignisse in den letzten Jahren des Untersu-
chungszeitraums vermehrt auftraten und dass die Häufi gkeit von Herz-Kreis-
lauf-bedingten Sterbefällen bei älteren Menschen signifi kant mit Hitze assozi-
iert ist; am stärksten bei den zerebrovaskulären Krankheiten. Bei den 
Herz-Kreislauf-bedingten Krankenhauseinweisungen ist lediglich für die zere-
brovaskulären Krankheiten eine signifi kante Hitzeassoziation festzustellen. 

                                                Hitzeschutzmaßnahmen für Pfl egeheimbewohner im 
Landkreis Ludwigsburg in Zeiten des Klimawandels 
   Autor        M.-D.     Stumpf   
  Institut      Landratsamt Ludwigsburg; Gesundheitsamt Ludwigsburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781911 
     Der Klimawandel ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit mit Aus-
wirkungen auf unser tägliches Leben. Besonders davon betroff en sind Men-
schen die zur vulnerablen Gruppe gehören (Menschen mit akuten oder chro-
nischen Erkrankungen, Pflegebedürftigen mit ggf. reduzierten Mobilität, 
Menschen die Medikamente einnehmen die Auswirkungen auf Durstempfi nden 
oder auf den Wasserhaushalt haben, Säuglingen, Kleinkinder, Senioren, Ob-

dachlose, Menschen die in sozialschwachen Verhältnisse leben). Im Landkreis 
Ludwigsburg wurde eine Kreisweite Umfrage mittels Fragebögen durchgeführt 
um festzustellen ob in den Pfl egeheimen des Landkreises Ludwigsburg ein Be-
wusstsein hinsichtlich der Auswirkungen des Klimawandels auf die Pfl egeheim-
bewohner vorhanden ist, ob Hitzeschutzmaßnahmen bekannt sind bzw. bereits 
umgesetzt werden und ob ein Optimierungsbedarf besteht. In der Umfrage 
wurden Die Umfrage bezog sich auf mehrere Kategorien (Informationsbeschaf-
fung /Wetter, Beschattung, Trinkbrunnen, Klimatisierung, Maßnahmenplan, 
Ernährungsangebot, Flüssigkeitsangebot). Von den 73 angeschriebenen Pfl e-
geheime beantworteten 65 die Fragebögen d.h. 89 %. Anhand der Rückmel-
dungen wurden die Ergebnisse nach festgelegten Kategorien zusammengestellt 
und analysiert und ein Optimierungsbedarf ausgearbeitet. 

                                                Wissen, Einstellungen und Verhalten bezüglich 
Zeckenprävention und zeckenübertragener Erkran-
kungen – Befragung von Lyme-Borreliose-Fällen, 
Bayern 2019 
   Autorinnen/Autoren        S.     Böhm    1    ,   2    ,      V.     Fingerle    3    ,      M.     M.     Böhmer    1    ,   4   
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versität, München   ;   3      Bayerisches Landesamt für Gesundheit und 
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Oberschleißheim   ;   4      Institut für Sozialmedizin und Gesundheitssystemfor-
schung, Otto-von-Guericke-Universität, Magdeburg  
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      Hintergrund : Lyme-Borreliose (LB) ist die häufi gste durch Zecken übertragene 
Erkrankung in Deutschland. Da es keine zugelassene Impfung gibt, stellen in-
dividuelle Maßnahmen zum Schutz vor Zeckenstichen die Hauptpräventions-
möglichkeit dar. Die Anwendung derer hängt maßgeblich von Wissens- und 
Einstellungsfaktoren ab. Wir haben im Rahmen einer Studie LB-Fälle zu ihrem 
Wissen, ihren Einstellungen und ihrem Verhalten (knowledge, attitudes, beha-
vior (KAB)) in Bezug auf Zeckenprävention und zeckenübertragene Krankheiten 
vor und nach ihrer LB-Diagnose befragt, um Informationsbedarf und Zielgrup-
pen für zukünftige Präventionskampagnen zu ermitteln. 
  Methoden : Wir erstellten einen Fragebogen und luden eine Stichprobe der 
zwischen der 23. und 35. Kalenderwoche 2019 in Bayern gemeldeten LB-Fälle 
zur Teilnahme an einer KAB-Befragung (online oder Papierform) ein. Einladun-
gen wurden innerhalb von zwei Wochen nach der Meldung verschickt, um eine 
zeitnahe Teilnahme zu ermöglichen. 
  Ergebnisse : Von 1.105 eingeladenen Fällen nahmen 377 (34 %) an der Studie 
teil, 298 Jugendliche/Erwachsene (Medianes Alter 59 Jahre, Spanne 14–89) und 
79 Kinder (Medianes Alter 6 Jahre, Spanne 0–14). In der Vergangenheit hatten 
88 % bereits mindestens einen Zeckenstich und 17 % eine zeckenübertragene 
Infektion. Falschwissen oder Unwissenheit zeigten sich vor allem in den Annah-
men, es gäbe keine verfügbaren zeckenspezifi schen Abwehrmittel (48 %), es 
bestünde kein Risiko einer Borrelien-Infektion im Wohnlandkreis (25 %), Zecken 
fi elen von Bäumen (22 %) und es gäbe einen Impfstoff  der vor LB schützt (21 %). 
Obwohl die meisten Teilnehmenden das Absuchen nach Zecken nach einem 
Aufenthalt im Freien, das Tragen langer Kleidung, geschlossener Schuhe und 
die Hose in die Socken zu stecken als einen wirksamen Schutz vor Zeckenstichen 
einschätzen, wendet ein weitaus geringerer Anteil diese Maßnahmen regelmä-
ßig an (99 % vs. 72 %; 93 % vs. 40 %, 88 % vs. 51 %; 85 % vs. 17 %). 
  Diskussion : Obwohl der Großteil der Teilnehmenden gut über LB und Schutz-
maßnahmen informiert war, wurde Falschwissen identifi ziert, das sowohl die 
Einschätzung der Wirksamkeit als auch die Anwendung von Schutzmaßnahmen 
beeinfl usst. Allerdings zeigte sich, dass alleinig das Wissen von Schutzmaßnah-
men und diese als eff ektiv einzuschätzen kein Garant für die Anwendung ist. 
Zukünftige Informationskampagnen zur LB sollten speziell auf detektierte 
Wissenslücken und Falschwissen eingehen. Forschung zu Gründen für oder 
gegen eine Anwendung von Schutzma 
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                                                Diagnose- Algorithmus bei Schimmelexposition im 
Innenraum 
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     Schimmelwachstum im Innenraum ist als ein potenzielles Gesundheitsrisiko zu 
betrachten - auch ohne dass ein quantitativer und/oder kausaler Zusammen-
hang zwischen dem Vorkommen einzelner Arten und Gesundheitsbeschwerden 
gesichert werden kann. 
 Basierend auf der AWMF-Schimmelpilzleitlinie „Medizinisch klinische Diagnos-
tik bei Schimmelpilzexposition in Innenräumen“ Update 2023 wird die ratio-
nale Diagnostik bei Schimmelexposition im Innenraum dargestellt. 
 Sie umfasst unter der Beachtung von Risikofaktoren Anamnese, körperliche 
Untersuchung und konventionelle Allergiediagnostik sowie ggf. Provokations-
tests. Manchmal sind zelluläre Testsysteme indiziert. Bzgl. invasiver Schimmel-
pilzinfektionen wird auf die spezifi schen Leitlinien verwiesen. Hinsichtlich der 
Mykotoxine gibt es derzeit keine zielführenden und validierten Testverfahren 
für die klinische Diagnostik. Schimmelpilzmessungen in Innenräumen sind aus 
medizinischen Gründen selten sinnvoll. Innenraummessungen von MVOC und/
oder Myktoxinen sowie HBM-Untersuchungen auf bestimmte Schimmelpilz-
bestandteile oder -metabolite haben keine Anwendung in der medizinischen 
Diagnostik. Bei sichtbarem Schimmelbefall sollen statt der quantitativen und 
qualitativen Bestimmung der Schimmelspezies die Ursachen des Befalls geklärt 
werden, so dass schnell mit der Sanierung begonnen werden kann. 

                                                Das toxische Schwermetall Blei aus globaler Sicht 
– Gesundheitliche Bedeutung und Präventionsmaß-
nahmen 
   Autor        B.     Zietz   
  Institut      MSH Medical School Hamburg, Campus Schwerin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781913 
     Das Schwermetall Blei wurde seit der Antike abgebaut und für zahlreiche Pro-
dukte und Artefakte verwendet. Seine toxische Wirkung bei Aufnahme wurde 
schon im 2. Jahrhundert n. Chr. von Nicander beschrieben. In der Neuzeit gab 
es seit den 16. Jahrhundert weitere Berichte zu toxischen Wirkungen, z. B. bei 
Bergarbeitern und besonders seit dem 18. Jhd. zu bleihaltigen Produkten und 
Lebensmittel-Kontaminationen. Seit dem 19. Jahrhundert wurden zunehmend 
Verwendungsbeschränkungen für Blei eingeführt. Weltweit gesehen, gehören 
Bleiverbindungen in Einstufungen, z. B. der WHO, weiterhin zu den wichtigsten, 
die Gesundheit beeinträchtigenden, Substanzen. Heutzutage spielen dabei 
eine Reihe von Verwendungen von Bleiverbindungen eine besondere Rolle für 
die Belastung der Bevölkerung. Die Hauptquellen sind dabei regional sehr un-
terschiedlich. Neben der Freisetzung von Blei und seinen Verbindungen bei 
Abbau und Verhüttung spielten und spielen Verwendungen, wie Bleifarben, 
Bleitrinkwasserleitungen, Bleiakkumulatoren und verbleite Kraftstoff e, eine 
besondere Rolle. Trotz Verboten wirken diese Verwendungen teilweise noch 
jahrzehntelang als Belastungsquelle nach. In Deutschland wurde aktuell in der 
novellierten Trinkwasserverordnung ab 2026 ein Verbot von Bleileitungen vor-
gesehen. Weiterhin wird der Bleigrenzwert ab dem Jahr 2028 noch einmal auf 

5 Mikrogramm halbiert werden. Der Beitrag möchte einen aktuellen Blick auf 
die gesundheitliche Bedeutung von Blei und seinen Verbindungen in Deutsch-
land, Europa und weltweit geben. In der Konsequenz sind dann die eff ektivsten 
Präventionsmaßnahmen für eine Blei-Exposition im Fokus. 

                                                Erstellung eines Konzepts zur Trinkwasserüberwa-
chung in Hotels 
   Autor        M.     Abdullah   
  Institut      Kreisverwaltung Recklinghausen, Fachdienst 53-Gesundheit  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781914 
     In dieser Arbeit wurde ein Konzept zur Gewährleistung der angemessenen 
Überwachung der Trinkwasserqualität in Hotels entwickelt. Die Relevanz dieser 
Thematik ergibt sich aus der Tatsache, dass 25 % der erfassten Erkrankungsfäl-
le durch Legionellen mit Reisen in Verbindung gebracht werden. Zusätzlich 
stellen außergewöhnliche Situationen wie Pandemien und die aktuelle Ener-
giekrise ein weiteres potenzielles Risiko in Hotels dar. Faktoren wie die Senkung 
der Wassertemperatur zur Energieeinsparung oder Betriebsunterbrechungen 
können die Funktionalität der Trinkwassersysteme beeinträchtigen und somit 
die Vermehrung von Krankheitserregern begünstigen, was wiederum eine po-
tenzielle Gesundheitsgefahr für die Gäste durch kontaminierte Trinkwasserin-
stallationen darstellt. 
 Die zentrale Forschungsfrage dieser Arbeit befasst sich damit, in welchem Um-
fang die aktuelle Rechtslage die Überwachung der Trinkwasserqualität in Hotels 
regelt. Durch eine qualitative Analyse der Trinkwasservorschriften wurde fest-
gestellt, dass Hotels gemäß § 2 Abs. 2 b Trinkwasserverordnung als Wasserver-
sorgungsanlagen einzustufen sind und somit den Prüfpfl ichten unterliegen. 
 In einer anschließenden Befragung von Hoteliers im Kreis Recklinghausen wur-
de deutlich, dass Informationslücken und mangelndes Bewusstsein mögliche 
Gründe für die Vernachlässigung der gesetzlichen Prüfpfl ichten sind. Zur Schlie-
ßung dieser Wissenslücken enthält das entwickelte Konzept eine umfassende 
Liste der Prüfverpfl ichtungen von Hotelbetreibern in Bezug auf mikrobiologi-
sche und chemische Parameter. Darüber hinaus werden die Anzeigepfl ichten 
vor der Inbetriebnahme, Meldepfl ichten sowie Leitlinien für den ordnungsge-
mäßen Betrieb während der laufenden Wartung und Renovierungen in Form 
einer Broschüre für die Hotelbetreiber bereitgestellt. Zur Förderung einer kos-
tengünstigen und zeitnahen Kommunikation wird die Einrichtung eines E-Mail-
Postfachs vorgeschlagen, über das die Hotelbetreiber ihre Meldungen, Berich-
te und Prüfergebnisse an die Gesundheitsbehörde übermitteln können. 

                                                Kein Einfl uss der PFOA-Belastung auf die Immunant-
wort hinsichtlich Diphtherie, Tetanus und SARS-
CoV-2: Untersuchung in einem bayerischen Land-
kreis 
   Autorinnen/Autoren        H.     Lahne    1    ,      C.     Quartucci    1    ,   2    ,      M.     Zamfi r    1    ,      D.     Gerstner    1    , 
     W.     Völkel    1    ,      W.     Schober    1    ,      C.     Herr    1    ,   2    ,      S.     Heinze    1    ,   2   
  Institute     1      Landesinstitut arbeits- und umweltbezogener Gesundheits-
schutz und Produktsicherheit, Bayerisches Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (LGL), München   ;   2      Institut und Poliklinik für 
Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin, Klinikum der Universität München, 
Ludwig-Maximilians-Universität, München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781915 
      Hintergrund : Die Produktion von Perfl uoroctansäure (PFOA) in einem Indus-
triebetrieb im Landkreis Altötting seit den 1960er Jahren bis zum Jahr 2008 
hatte eine großfl ächige Kontamination der Umwelt und eine Belastung der dort 
lebenden Bevölkerung zur Folge, wobei das Trinkwasser als wesentlicher Auf-
nahmepfad galt. Bei einem Human-Biomonitoring (HBM) im Landkreis Altöt-
ting im Jahr 2018 wurden erhöhte PFOA-Werte im Blut der teilnehmenden 
Personen festgestellt. In einem weiteren HBM nach Ablauf einer Halbwertszeit 
von vier Jahren im Jahr 2022 zeigte sich, dass die ergriff enen Maßnahmen zur 
Sanierung der Trinkwasserversorgung wirksam waren und zu einer deutlichen 
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Reduktion der PFOA-Gehalte im Blut der Bevölkerung geführt haben. Da wis-
senschaftliche Studien über eine verringerte Impfantikörperbildung bei Perso-
nen mit erhöhten PFOA-Gehalten berichten, wurde zusätzlich die Menge ver-
schiedener Antikörper (Diphtherie, Tetanus, SARS-CoV-2) im Blut untersucht, 
um Hinweise auf einen möglichen Zusammenhang zwischen der inneren PFOA-
Belastung und der Immunantwort zu erhalten. 
  Methoden : Zur Untersuchung eines möglichen Einfl usses der PFOA-Belastung 
auf die Immunantwort wurden zwei Personengruppen miteinander verglichen: 
Personen mit PFOA-Gehalten im Blut unter und über dem HBM-II-Wert von 10 
μg/l. Während es bei der Diphtherie- und Tetanusimpfung bereits etablierte 
Werte für Antikörper im Blut gibt, bei denen von einem bestehenden Immun-
schutz ausgegangen werden kann, liegt für SARS-CoV-2 derzeit kein solcher 
Schwellenwert vor. Somit konnte bei SARS-CoV-2 nur die Menge der Antikörper 
erfasst und unter den beiden Personengruppen verglichen werden. Die Analy-
sen erfolgten mittels logistischer Regressionen. 
  Ergebnisse : Für die Antikörperauswertungen lagen Daten von insgesamt 662 
Erwachsenen vor. Hinsichtlich des Immunschutzes zeigte sich, dass dieser für 
Tetanus bei 91,9 % und für Diphtherie bei 48,1 % der untersuchten Personen 
ausreichend war. Als wichtiger Einfl ussfaktor auf die Höhe des Diphtherie-
Antikörpertiters konnte das Alter identifi ziert werden. Der Diphtherie-Immun-
schutz sank deutlich mit steigendem Alter sowohl in der Gruppe mit hohen als 
auch in der Gruppe mit niedrigen PFOA-Gehalten im Blut. Es zeigte sich kein 
Zusammenhang zwischen der inneren PFOA-Belastung und der Ausprägung 
des Diphtherie- und Tetanus-Immunschutzes. Hinsichtlich SARS-CoV-2 war bei 
nahezu allen untersuchten Personen ein hoher Antikörperspiegel zu verzeich-
nen. Auch hier war kein Zusammenhang zwischen der Höhe der PFOA-Gehalte 
im Blut und der Antikörpermenge erkennbar. 
  Schlussfolgerung : Die Ausprägung des Immunschutzes hinsichtlich Diphthe-
rie, Tetanus und SARS-CoV-2 war durch die innere PFOA-Belastung nicht be-
einfl usst. 

                                                Vom Wissen in die Praxis: Hitzeschutz in Köln als 
Aufgabe des ÖGD 
   Autorinnen/Autoren        B.     Grüne    1    ,      A.     Küfer-Weiß    1    ,      C.     Goeke    1    ,      M.     Kreutzer    1    , 
     E.     Fiessler    1    ,      A.     Diedrich    1    ,      J.     Hildebrandt    3    ,   4    ,      B.     Schiefer    2    ,      Y.     Wieczorrek    2    , 
     S.     Scharkus    1   
  Institute     1      Gesundheitsamt der Stadt Köln   ;   2      Umwelt- und Verbraucher-
schutzamt der Stadt Köln   ;   3      GeoHealth Centre, Institut für Hygiene & Public 
Health, Universitätsklinikum Bonn   ;   4      Zentrum für Entwicklungsforschung, 
Universität Bonn  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781916 
      Einleitung : Die Weltgesundheitsorganisation bezeichnet den Klimawandel als 
die größte gesundheitliche Bedrohung der Menschheit. Das Überschreiten 
planetarer Grenzen und der damit projizierte Anstieg der globalen Durch-
schnittstemperatur resultiert in sich zunehmend verschärfenden Gesundheits-
gefahren. In Europa starben im Sommer 2022 über 61.000 Menschen an hit-
zebedingten Todesursachen, 8.173 davon allein in Deutschland. Das RKI schätzt 
für 2023 deutschlandweit rund 3.200 hitzebedingte Sterbefälle. Darüber hinaus 
verlängern sich Hitzeperioden in den europäischen Herbst. Nach Auswertungen 
des Deutschen Wetter Dienstes (DWD) lag das Temperaturmittel im September 
2023 in NRW mit 17,8 °C um 4,2 °C über dem Wert der international gültigen 
Referenzperiode von 1961-1990. Der September war in ganz Deutschland der 
Wärmste seit Beginn der Wetteraufzeichnungen. 
 Trotz der zunehmenden Häufi gkeit von Extremwetterereignissen im In- und 
Ausland, sowie öff entlicher Debatten, ist die Risikowahrnehmung vieler Men-
schen in Bezug auf den Klimawandel oft abstrakt und seine Bedeutung für die 
menschliche Gesundheit wird unterschätzt. Da der kommunale Öff entliche 
Gesundheitsdienst (ÖGD) Bedarfskenntnisse über die lokale Bevölkerung be-
sitzt, ist er für eine zielgruppenadaptierte Kommunikation prädestiniert und 
nimmt in der Gesundheitsförderung und Prävention eine bedeutende Rolle ein. 
Dazu gehört die Förderung gesundheitsbezogener Anpassungsstrategien in 

der Bevölkerung an die Folgen des Klimawandels, unter besonderer Berück-
sichtigung der vulnerablen Gruppen: Säuglinge und Kleinkinder, Menschen im 
Alter ( > 65 Jahre) ohne soziale Anbindung, sowie Menschen mit Behinderung 
oder Vorerkrankungen. 
 Unsere Interventionen sollen daher durch Wissensvermittlung zu konkreten 
Mitigations- und Anpassungsstrategien insbesondere die Selbstkompetenz und 
Resilienz vulnerabler Gruppenstärken. 
  Methode : Das Gesundheitsamt der Stadt Köln hat basierend auf Erkenntnissen 
aus dem „ Hitzeaktionsplan für Menschen im Alter für die Stadt Köln“ ( Juli 2022) 
mit zielgruppenspezifi schen Informationskampagnen und individueller Aufklä-
rungsarbeit begonnen. Hierzu wurde die im Rahmen der bestehenden Netz-
werkarbeit der Hitzeaktionsplanung in Form eines regelmäßigen Austausches 
mit anderen Ämtern der Stadtverwaltung, Mediziner*innen, Seniorenvertre-
tung sowie dem Landeszentrum Gesundheit und universitären Instituten ge-
nutzt und ausgebaut: 
 Für die Kölner Bevölkerung wird ein ärztlich geleitetes Hitzetelefon eingerichtet, 
ebenso ein Online-Formular für die Anmeldung auf der Homepage der Stadt 
Köln. Das Hitzetelefon wird beworben über die Homepage der Stadt Köln, Ta-
geszeitungen, soziale Medien, Radio- und Fernsehbeiträge, sowie über den 
Druck von Postkarten, die in Apotheken, Sanitätshäusern, über Seniorennetz-
werke und Hausärzt*innen verteilt werden. Personen, die sich für das Hitzete-
lefon anmelden, erhalten auf den Warnungen des Deutschen Wetterdienstes 
(DWD) basierende Hinweise auf bevorstehende Hitze, allgemeine und indivi-
duelle Tipps zum Schutz vor einer zu großen Hitzebelastung. 
 Im Rahmen der Erwachsenenbildung informieren wir in den Sommermonaten 
mit multidisziplinären Teams des Gesundheitsamtes in Zusammenarbeit mit 
dem Amt für Umwelt- und Verbraucherschutz über Informationsstände auf 
Wochenmärkte und in der Fußgängerzone über gesundheitliche Aspekte des 
Klimawandels, regionale Angebote und lokale Frühwarnsysteme. 
 Auf Anfrage führen wir in Pfl egeeinrichtungen Schulungen zu den Themen 
Prävention hitzebedingter Gesundheitsschäden und Erstellung von einrich-
tungsbezogenen Hitzeschutzplänen durch. 
 Zur Sensibilisierung von städtischen Kindertagesstätten (KiTas) führen wir zu-
nächst eine Querschnittsbefragung zur Hitzebelastung und Umsetzung von 
Anpassungsmaßnahmen durch. Der Fragebogen wurde mit dem Universitäts-
klinikum Bonn erarbeitet und das Projekt befi ndet sich (Stand: Oktober 2023) 
in der Phase der Datenerhebung. 
  Ergebnisse : In der Zeit vom 21.06.23 bis zum 22.09.23 richteten wir ein ärztlich 
geleitetes Hitzetelefon für die Kölner Bevölkerung ein, dass werktags erreichbar 
ist. Das Angebot des Hitzetelefons erfuhr eine sehr gute Resonanz und war 
durch die Einbindung in das Netzwerk der Hitzeaktionsplanung gut etabliert. 
Dennoch wurde das Angebot durch die Gruppe der Menschen im Alter ohne 
funktionierende soziale Anbindung nur wenig genutzt. Thematische Schwer-
punkte der Telefonberatung sind u.a. Empfehlungen individueller Anpassungs-
strategien, sowie ärztlich bewertete Medikamentenanpassung vor und wäh-
rend Hitzeperioden. Darüber hinaus wird eine Anmeldung zum Erhalt von 
Hitzewarnungen angeboten, die wir vom Deutschen Wetterdienst (DWD) er-
halten und an Registrierte telefonisch weitergeben. 
 Informationsstände auf Wochenmärkten, u.a. im Rahmen der „Woche der Kli-
maanpassung“ wurden rege frequentiert. Dort zeigte sich großes Interesse der 
Bevölkerung an den Angeboten der Stadt Köln auf dem sogenannten Hitzepor-
tal, sowie ein hoher Informationsbedarf. Thematisch standen auch hier indivi-
duelle gesundheitliche Aspekte und der Wunsch nach konkreten Handlungs-
strategien im Vordergrund. 
 Die Pfl egeeinrichtungen in Köln wurden über die Heimaufsicht kontaktiert, 
bisher meldeten sich 36 Pfl egeeinrichtungen in Köln zurück. Davon hatten 72 % 
Interesse an einem Schulungsangebot,16 Schulungen konnten terminiert wer-
den. Die vorhandenen Kenntnisse zu und Umsetzung von Klimaanpassungs-
maßnahmen variieren in den aufgesuchten Einrichtungen stark, wobei viele 
Einzelmaßnahmen bereits erfolgen. Hitzewarnungen des DWD werden von 
28 % der Einrichtungen noch nicht empfangen und in 41 % der geschulten Ein-
richtungen fehlen bisher ausgearbeitete Hitzeschutzpläne. Die Schulungen 
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dienen der Erarbeitung konkreter Handlungspläne zur praktischen Umsetzung 
des Wissens sowie der Festlegung von Verantwortlichkeiten. 
  Schlussfolgerungen : Um die ältere Bevölkerung als Zielgruppe zu erreichen, 
sind gute Vernetzungen, aber auch eine gewisse Zeit zur Etablierung des 
Angebotes erforderlich. Weiterhin ist eine direkte Ansprache über soziale Netz-
werke (Nachbarschaft, Freund*innen, Familie, Seniorenkreise, Kaff eetreff en, u.Ä.), 
sowie über die ärztlichen und/oder therapeutischen Ansprechpartner*innen 
sinnvoll und wünschenswert, um die Zielgruppe zu sensibilisieren und zu infor-
mieren. 
 Die Einrichtung eines Hitzetelefons ist ein geeignetes Instrument, um Risiko-
personen in Hitzeperioden zu warnen und zu beraten. Die relativ geringe Inan-
spruchnahme des Hitzetelefons in Köln kann durch den Zugangsweg, der eine 
aktive Kontaktaufnahme erforderte, durch lokal eher milden Sommer ohne 
langanhaltende Hitzephasen, sowie der nur kurzen Bewerbung des Angebotes 
begründet sein. 
 Eine niederschwellige Risikokommunikation durch Informationskampagnen 
ermöglicht eine Sensibilisierung für die gesundheitlichen Folgen des Klima-
wandels und erlaubt eine Vermittlung von präventiven Handlungsstrategien. 
 In Pfl egeeinrichtungen besteht ein großes Interesse an Informationen zu all-
tagstauglichen Hitzeanpassungsmaßnahmen zum Schutz von Bewohner*innen 
und Personal, sowie an Unterstützung in der Erarbeitung von Kommunikati-
onswegen und einrichtungsbezogenen Hitzeschutzplänen. 
 Gesundheitliche Aspekte müssen in allen Belangen der Klimaanpassung mit-
gedacht werden. Der ÖGD kann dabei seine starken Netzwerke auf kommuna-
ler und Landesebene nutzen, um die Bevölkerung und insbesondere vulnera-
ble Zielgruppen zu erreichen. Eine Bedarfsermittlung und darauf aufbauende, 
gezielte präventive Angebote sollten in Zusammenarbeit mit anderen Akteuren 
des Gesundheitssystems entwickelt werden. 

                                       KJGD – Postersitzung 

  08:30 – 10:00 | Saal Z 

             Gesundheitszustand von Jugendlichen im Land 
Brandenburg – Ergebnisse aus den Schulabgangsun-
tersuchungen (SAU) der Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste des ÖGD 
   Autorinnen/Autoren        K.     Mühlenbruch    1    ,      B.     Gundermann    1   
  Institut     1      Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesund-
heit (LAVG) Brandenburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781917 
      Hintergrund : Jugendliche, die eine berufl iche Tätigkeit aufnehmen wollen, 
erhalten gemäß § 32 Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) eine Untersu-
chung, in der die Gefährdung für die Ausübung von bestimmten Arbeiten be-
wertet wird. Die Untersuchung wird – und dies ist eine Besonderheit im Land 
Brandenburg – von den Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten (KJGD) der 
Landkreise und kreisfreien Städte durchgeführt (§ 6 Abs. 2 Brandenburgisches 
Gesundheitsdienstgesetz (BbgGDG)). Die erhobenen Daten werden anonymi-
siert gemäß Verordnung über die Aufgaben des Kinder- und Jugendgesund-
heitsdienstes der Gesundheitsämter (Kinder- und Jugendgesundheitsdienst-
Verordnung – KJGDV) schuljahresweise an das Landesamt für Arbeitsschutz, 
Verbraucherschutz und Gesundheit (LAVG) übermittelt. 
  Methoden : Die seit 1995 fast vollständig jährlich übermittelten Daten zum 
Gesundheitszustand der Jugendlichen aus überwiegend 10. Klassen in Ober-
schulen und Gesamtschulen bilden eine umfangreiche Datengrundlage für 
diese Altersgruppe. Seit Einführung des Handbuchs für den KJGD im Jahr 2004 
wird diese Untersuchung mit einheitlichen standardisierten Verfahren umge-
setzt. Trotz inhaltlicher Anpassungen über die Jahre, ermöglichen die erfassten 
Daten aus der SAU eine umfassende Darstellung der gesundheitlichen Lage der 

Jugendlichen im Land Brandenburg   [ 1 ]   – die Daten umfassen auch die Jahre der 
Pandemie und das Schuljahr 2022/2023. 
  Ergebnisse : Die Daten der letzten zehn Jahre zeigen, dass ca. 10.000 bis 12.000 
Jugendliche eine Erstuntersuchung nach § 32 JArbSchG erhalten haben. Dabei 
wurden durchschnittlich ca. 55 % Jungen und 45 % Mädchen untersucht und 
das Alter betrug in mehr als 80 % der Fälle 15 und 16 Jahre. Der mittlere BMI 
betrug 23 kg/m² (SD 5 kg/m²) bei beiden Geschlechtern, wobei der Anteil an 
Jugendlichen mit Adipositas nach Kromeyer-Hauschild et al.   [ 2 ]   von 12,5 % 
(2013) auf 18,7 % (2022) kontinuierlich angestiegen ist. Der am häufi gsten 
vorkommende Befund in der Gruppe der Befunde des Stütz- und Bewegungs-
apparates stellte die Fehlstellung von Thorax, Wirbelsäule und Schultergürtel 
mit durchschnittlich ca. 11 % dar. Eine zeitliche Veränderung der Prävalenz 
dieser Befundgruppe konnte nicht beobachtet werden. Bei der Impfquote ist 
insbesondere ein Anstieg bei der Impfung Humane Papillomviren (HPV) zu 
festzustellen   [ 3 ]  . 
  Ausblick : Mit Beginn des Schuljahres 2022/2023 wurde eine Anpassung des 
Handbuchs für den KJGD umgesetzt und für die SAU insbesondere der nach 
JArbSchG vorgegebene Erhebungsbogen in die Datenübermittlung aufgenom-
men. Diese Ergebnisse liegen mit Frist zum 01.11.2023 vor und sollen die Er-
gebnisdarstellungen – insbesondere zur Anamnese ergänzen. 
       Literatur 
 [  1  ]       Mühlenbruch     K    ,     Höppner     S    ,     Jatzkowski     S          Gesundheitszustand der 
Schulabgänger/-innen in Brandenburg  
 [  2  ]       Kromeyer-Hauschild     K.    ,     Wabitsch     M.    ,     Kunze     D.          et al.     Monatsschr  .     Kinder-
heilk      2001   ;     149  :     807  –  818  
 [  3  ]    Gesundheitsplattform des Landes Brandenburg:     https://gesundheits-
plattform.brandenburg.de/#/SA     Zugriff  am 19.09.2023    

                                            Zahnärztliche Aspekte für Kinderärzte im Kinder- 
und Jugendärztlichen Dienst unter besonderer 
Berücksichtigung der sozialräumlichen Situation 
   Autor        F.     Heuser   
  Institut      53/Gesundheitsamt, 533-3/Kinder- und Jugendzahnärztlicher 
Dienst, Köln  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781918 
     Zunächst wird ein kurzer Überblick über die Zahngesund von Kindern darge-
stellt. 
 Hier wird besonders auf die für den Kinder- und Jugendärztlichen Dienst rele-
vanten Altersgruppen und Befunde eingegangen. 
 Es soll daher ein kurzer Überblick über mögliche beziehungsweise häufi ge zahn-
medizinische Diagnosen und der Diff erentialdiagnosen gegeben werden, um 
eine Einschätzung über einen möglichen zahnmedizinischen Behandlungsbe-
darf frühzeitig zu identifi zieren und die Dringlichkeit für weitere therapeutische 
Maßnahmen einordnen zu können. 
 Weiter wird die sozialräumliche Situation dargestellt und die prophylaktischen 
Möglichkeiten hier eine Verbesserung zu bewirken. 
 Besondere Beachtung soll hier die sozialräumliche Situation fi nden und die 
prophylaktischen Möglichkeiten hier eine Verbesserung zu bewirken. 
 Für die durch das Kölner Amt für Stadtentwicklung und Statistik defi nierten 
Sozialraumgebiete konnte eine Assoziation zu der Prävalenz von kariös beding-
ten Zahnhartsubstanzdefekten gezeigt werden. 

                                                Die Pfunde der Schulanfänger – Das Gewicht der 
Kinder bei der Einschulungsuntersuchung der letzten 
10 Jahre in Magdeburg - 
   Autor        A.     Mühlenbruch-Kränzel   
  Institut      Gesundheits- und Veterinäramt der Landeshauptstadt Magdeburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781919 
     Die Gewichtsentwicklung der deutschen Bevölkerung ist ein viel besprochenes 
Thema. Die Problematik der allgemeinen Gewichtszunahme hat sich seit der 
COVID-Pandemie weiter gesteigert. In dieser Abhandlung wird der Fokus auf 
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die Kinder gelegt. Ausgewertet und dargestellt werden die Daten aller Kinder 
in Magdeburg zum Zeitpunkt der Einschulungsuntersuchungen von 2013 bis 
2023. Allein im Jahre 2023 wurden 2300 Kinder eingeschult. 

                                                Schuluntersuchungen in Jena – Darstellung ausge-
wählter Befunde und Ergebnisse von Befragungen, 
unter anderem zur Häufi gkeit von Long COVID 
   Autorinnen/Autoren        H.     Beyermann    1    ,      D.     Freesmeyer    1    ,      O.     Pfeiff er    1    ,      C.     Suck    1    , 
     A.     Wilberg    1    ,      V.     Holzendorf    1   
  Institut     1      Stadtverwaltung Jena Fachdienst Gesundheit Team Kinder- und 
Jugendärztlicher Dienst, Jena  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781920 
     Neben den Schuleingangsuntersuchungen (SEU) fi nden in Thüringen verpfl ich-
tend Schulreihenuntersuchungen in den 4. und 8. Klassen sowie das Angebot 
zu Kindergartenuntersuchungen statt. Während die SEU in Jena in der Zeit der 
Corona-Pandemie zeitgerecht und vollständig durchgeführt werden konnten, 
wurden die Schulreihenuntersuchungen für ein Jahr pausiert, konnten aber 
bereits für das Schuljahr 2021/22 wieder erfolgen. Ausgewählte Befunde dieser 
Untersuchungen werden im zeitlichen Verlauf der Schuljahre 2014/15 bis 
2022/23 dargestellt und diskutiert, die Entwicklung von Adipositas und Über-
gewicht bereits ab dem Schuljahr 1997/1998. In der Auswertung zeigen sich 
interessante Trends. Beispielsweise stieg vor bzw. während der Corona-Pande-
mie der Befund Adipositas zur SEU stark an. Ist der Anteil im Schuljahr 2018/19 
bei 2,8 %, steigt er auf 4,95 % im Schuljahr 2020/21, um im laufenden Schuljahr 
2022/23 wieder auf 3,24 abzusinken. Als Risikofaktoren zur Entwicklung 
von Adipositas konnten wir in einem ersten Modell ein Migationshintergrund 
(Odds-Ratio (OR) 2.0 (95 %-CL: 1,5 – 2.7) und die vollständige Teilnahme an 
den U-Untersuchungen (OR 1.4 (95 %-CI: 1.1 – 1.9) identifi zieren. Unvollstän-
dige Teinahme an den U-Untersuchungen defi nieren wir als mindestens eine 
fehlende U-Untersuchung zwischen U1 und U9. Bei Jugendlichen in den 8. 
Klassen fi ndet sich eine Zunahme der Verhaltensauff älligkeiten von 6,3 % im 
Schuljahr 2014/15 auf 15 % im Schuljahr 2022/23. Zusätzlich zu den Thüringer 
Untersuchungsitems wurden die Untersuchungen genutzt, um Eltern bzw. 
Kinder- und Jugendliche u. a. zu Mediennutzungsverhalten, regelmäßigem 
Sport, Drogen- und Alkoholkonsum sowie zu COVID zu befragen. Die Ergeb-
nisse sowie die Häufi gkeiten von Long COVID bei Kindern werden dargestellt. 
 Fazit: Schuleingangs- und Schulreihenuntersuchungen durch den ÖGD sind 
wertvolle Instrumente für die Gesundheitsversorgung von Kindern und Jugend-
lichen, Ressource für Primär- und Sekundärprävention. Sie sind eine Grundlage 
für GBE und datenbasiertes Handeln in Kommunen. Neben der individualme-
dizinischen Beratung der Familien und Lehrpersonen zu schulbezogenen Ge-
sundheitsfragen ergibt sich die Möglichkeit der Etablierung zielgruppenorien-
tierter Präventionsmaßnahmen. 

                                                Kleiner Schritt für kleine Füße (Projekt zur Zusam-
menarbeit von Akteuren der frühkindlichen Bildung 
zum Zeitpunkt der Schuleingangsuntersuchung) 
   Autor        H.     Dinklage   
  Institut      Gesundheitsamt Mainz-Bingen Mainz  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781921 
      Einleitung : Das seit 2007 im Landkreis Mainz-Bingen und der Stadt Mainz 
durchgeführte Projekt “Kleiner Schritt für kleine Füße” ist eine innovative Form 
der Schuleingangsuntersuchung mit Vernetzung der in der Frühpädagogik 
beteiligten Akteur:innen(Kindertagesstätte,Grundschule,Erziehungsberechti
gte, Schulärzt:innen) zum Zeitpunkt der Schuleingangsuntersuchung 
  Ziele : Durch das off ene Gespräch soll ein soziales System geschaff en werden, 
in dessen Mittelpunkt das Kind steht. 
 Der in der Frühpädagogik begonnene Bildungsprozess soll kontinuierlich und 
verzahnend in der Schule fortgesetzt werden. 

 Durch das off ene Gespräch wird ein respektvolles, wertschätzendes Klima zwi-
schen den Akteur:innen geschaff en und der gemeinsame Kontakt zwischen 
Mitarbeiter:innen der Grundschulen und Kindertagesstätten intensiviert. 
 Die Entwicklung des Kindergartenkindes wird auf dem Weg in die Schule opti-
mal begleitet und gefördert. 
  Methoden : Die Schuleingangsuntersuchung fi ndet in der Kindertagesstätte 
nach den in RLP vorgegebenen Standards statt. 
 Nach den Untersuchungen fi nden Entwicklungsgespräche mit den Sorgebe-
rechtigten, Erzieher:innen, Vertreter:innen der Grundschule und den 
Schulärzt:innen statt. 
 Es wird ein Entwicklungs- und Resourcenplan erstellt, in welchem die weiteren 
Aufgaben zur Förderung des Kindes und die entsprechenden Akteur:innen 
benannt werden. 
 ABLÄUFE UND VORAUSSETZUNGEN 
 Grundlegende Voraussetzung dieses Projektes sind gutfunktionierende Ko-
operationen zwischen den Bildungseinrichtungen und die Bereitschaft der 
Akteur:innen Zeit zu investieren. 
  Abläufe : Kooperationstreff en (Kooperationspartner:innen stellen sich der Ma-
növerkritik, Abläufe werden besprochen und optimiert) - > ca.1 Jahr vor Ein-
schulung 
 Elterninformationsabend (Projekt und Schuleingangsuntersuchung werden 
den Eltern vorgestellt) - > nach der Einschreibung der neuen Schulkinder 
 Informationen (schriftliche Erläuterung, Schweigepfl ichtsentbindungen und 
Termine zur Schuleingangsuntersuchung) werden den Eltern durch die Kita-
ausgehändigt - > September/Oktober im Jahr vor der Einschulung 
 Einschulungsuntersuchung mit anschließendem Entwicklungsgespräch - > ab 
Oktober im Jahr vor der Einschulung 
 Evaluation und Ausgabe des Elternfragebogens zum Projekt - > nach der Schu-
leingangsuntersuchung 
  Ergebnisse : Zum Schuljahr 2024/2025 werden 20 % der Kinder im Rahmen des 
Projekts untersucht. 
 99 % der Eltern, welche die Möglichkeit zur Beteiligung an dem Projekt erhiel-
ten, entschieden sich für die Teilnahme. 
 98 % der Eltern fühlen sich bezüglich der Beschulung ihres Kindes ausreichend 
informiert. 
 Positive Resonanzen seitens der Bildungseinrichtungen - > niedrigschwelliger 
Zugang + konstruktive Zusammenarbeit + medizinische und pädagogische 
Diagnostikwerden verzahnt - > Fördermöglichkeiten für das Kind werden opti-
miert 

                                                Kinder ohne Chancen? Niederschwelliges Angebot 
einer kinder- und jugendpsychiatrischen Abklärung 
für Kinder/Jugendliche aus bildungsfernen und 
hochbelasteten Familien 
   Autorinnen/Autoren        N.     Neuhoff     1    ,      S.     Distler    1    ,      K.     Mildenberger    1    ,      M.     Reincke    1   
  Institut     1      Landeshauptstadt München Gesundheitsreferat Gesundheitsvor-
sorge für Kinder und Jugendliche – SG seelische Gesundheit München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781922 
     Schon in der BELLA-Studie und auch in den einzelnen COPSY-Wellen zeigt sich, 
dass Kinder und Jugendliche aus sozial benachteiligenden Lebenslagen über-
durchschnittlich häufi g von Beeinträchtigungen der psychischen Gesundheit 
betroff en sind. Gleichzeitig nehmen Familien mit prekärem Lebenshintergrund 
aus verschiedensten Gründen Angebote des regulären medizinischen Versor-
gungssystems in geringerem Maße in Anspruch, sodass eine adäquate Versor-
gung der hochbelasteten Kinder und Jugendlichen gefährdet sein kann. 
 Für diese besonders belasteten Kinder und Jugendlichen besteht die Möglich-
keit einer niederschwelligen kinder- und jugendpsychiatrischen Erstabklärung 
in der Beratungsstelle für seelische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen 
der LH München mit Überleitung in das medizinische Versorgungssystem. 
 Anhand der Inanspruchnahmepopulation aus dem Jahr 2022 wird diese beson-
ders belastete Gruppe dargestellt sowie jene Maßnahmen aufgezeigt, die das 
zuverlässige Erreichen der Zielgruppe gewährleisten. Vielfältige Belastungs-
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faktoren der Kinder und Jugendlichen aus benachteiligenden Lebenslagen und 
die daraus resultierenden Schwierigkeiten der Anbindung im regulären Versor-
gungssystem werden refl ektiert sowie Überlegungen hinsichtlich eines Abbaus 
von Hürden für einen erleichterten Zugang zum Versorgungssystem dargelegt. 

                                                Ambulante psychiatrische und psychotherapeutische 
Versorgung von Kindern und Jugendlichen – Besteht 
die Notwendigkeit von Reformen? Ergebnisse einer 
Befragung in Südhessen. 
   Autor        S.     T.     Gardecki   
  Institut      Gesundheitsamt für die Stadt Darmstadt und den Landkreis 
Darmstadt-Dieburg, Darmstadt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781923 
      Hintergrund : Sowohl von Seiten der Jugendhilfe als auch von Seiten der kinder- 
und jugendpsychiatrischen und -therapeutischen Praxen in der Stadt Darmstadt 
und im Landkreis Darmstadt-Dieburg wird eine hohe Überlastung der Versor-
gungssysteme wahrgenommen. 
 Das Ziel dieser Forschungsarbeit des Gesundheitsamtes der Stadt Darmstadt 
und des Landkreises Darmstadt-Dieburg ist, die wahrgenommene Überlastung 
zu quantifi zieren und daraus Reformansätze zur Verbesserung der Versorgung 
abzuleiten. 
  Methode : Zur Ermittlung der Überlastung wurde eine quantitative und quali-
tative Befragung mittels Fragebogen bei insgesamt 67 Stellen der ambulanten 
Versorgung in der Stadt Darmstadt und im Landkreis Darmstadt-Dieburg durch-
geführt (Versorgungsgebiet: 161 Tsd. Personen im Stadtgebiet und 300 Tsd. 
Personen im Landkreis). Zusätzlich wurden öff entliche Gesundheitsdaten der 
KV Hessen herangezogen und nicht-öff entliche Daten der KV Hessen durch 
eine Abfrage ergänzt. 
  Ergebnisse : Fachkräfte aus der ambulanten Versorgung der Stadt Darmstadt 
und des Landkreises Darmstadt-Dieburg berichten von einem Anstieg des Be-
handlungsbedarfs in der kinder- und jugendpsychiatrischen und -therapeuti-
schen Versorgung. Insbesondere die Wartezeiten für Diagnostik und Therapie 
zeigen deutliche Belastungen des Systems. Die Folgen sind eine mangelhafte 
Versorgung, eine häufi gere Chronifi zierung und eine Verschlechterung der 
Symptomatik mit entsprechend höherem Zeitaufwand für die Behandlung. 
  Schlussfolgerung : Aus den analysierten Überlastungen und den daraus abge-
leiteten Bedarfen werden Reformansätze für die Praxis generiert. Diese Emp-
fehlungen erfordern in verschiedenen Bereichen des Gesundheitssystems sowie 
auf politischer Ebene eine bedarfsorientierte Optimierung der Behandlungs-
strategien sowie einen effi  zienteren Einsatz der Etats im Angebotsspektrum 
der psychischen Gesundheit. Um multidisziplinäre Ansätze in der Praxis zu 
etablieren, ist es unerlässlich, den Menschen zuzuhören, die diese Systeme am 
Laufen halten, insbesondere dem Gesundheitspersonal und den Menschen mit 
eigenen Erfahrungen. 

                                                Elternbefragung zur Evaluation eines aufsuchenden 
Angebots zur Gesundheitsberatung durch Gesund-
heits- und Kinderkrankenpfl eger*innen 
   Autorinnen/Autoren        E.     Bielecki    1    ,      C.     Söllner-Schaar    1   
  Institut     1      Landeshauptstadt München, Gesundheitsreferat Sachgebiet 
Frühkindliche Gesundheitsförderung München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781924 
      Hintergrund : Seit 50 Jahren gibt es beim Gesundheitsreferat der Stadt Mün-
chen ein aufsuchendes Beratungsangebot durch Gesundheits- und 
Kinderkrankenpfl eger*innen für Familien mit Kindern bis 6 Jahre. Das Angebot 
ist kostenlos und freiwillig. 
 Bei der Auswertung der Daten zur Anzahl der Hausbesuche im Verlauf der letz-
ten Jahre ist aufgefallen, dass zwar mehr Anfragen von Eltern über E-Mail-Kon-
takt oder telefonisch über das Beratungstelefon eingehen, aber die Anzahl der 
stattgefundenen Hausbesuche etwas rückläufi g ist. Es werden immer häufi ger 
„Fehlbesuche“ dokumentiert, bei denen die Familien trotz Ankündigung nicht 

angetroff en werden bzw. Termine nicht abgesagt wurden. Dies ist verbunden 
mit einem zeitlichen Aufwand der Fachkräfte, so dass deren Kapazitäten und 
Ressourcen an anderer Stelle nicht verfügbar sind. 
  Fragen : Um die Wünsche der Familien bezüglich einer gesundheitlichen Bera-
tung in Erfahrung zu bringen, wird eine Online-Befragung durchgeführt: 
 Die Eltern werden gebeten zu beantworten, ob und aus welchen Gründen sie 
gerne eine Beratung zu Gesundheitsthemen bei Kindern in Form eines Haus-
besuchs wünschen oder dies nicht möchten. Außerdem werden die Eltern 
gefragt, ob sie das Angebot bereits kannten und wie sie davon erfahren haben. 
  Methoden : Es wird ein Online-Befragungstool (Lime Survey) verwendet, was 
in der Verwaltung der Landeshauptstadt München etabliert ist. Alle Eltern, die 
ein Kind bekommen haben, erhalten gemeinsam mit dem Informationsschrei-
ben über das aufsuchende Beratungsangebot ein Anschreiben mit der Bitte um 
Teilnahme an einer kurzen Befragung. Die Befragung fi ndet online statt und ist 
über einen QR-Code zu erreichen. Sie umfasst 3 Fragen mit Auswahlmöglich-
keiten und jeweils einem Freitextfeld. Ab Oktober 2023 wird die Befragung 
durchgeführt und soll je nach Rücklaufquote 3 bis 5 Monate laufen. 
  Fazit : Das Ziel der Befragung ist, das Beratungsangebot an geänderte Bedarfe 
anzupassen. Außerdem sollen mit den Ergebnissen neue Strategien entwickelt 
werden, wie das Angebot bekannter gemacht werden kann, so dass mehr Fa-
milien davon profi tieren können. 

                                                Sektorenübergreifende Regionale Versorgung bei 
Anorexia nervosa (SeRIVA) – Etablierung einer 
Koordinationsstelle für Betroff ene und Angehörige 
im Kreisgesundheitsamt Reutlingen 
   Autorinnen/Autoren        C.     Hilberath    1    ,      T.     Renner    2    ,      F.     Kosel    2    ,      D.     Hagmann    2    , 
     G.     Resmark    3    ,      S.     Zipfel    3    ,      A.     Weingärtner    3    ,      K.     Schuh    3    ,      P.     Bross    1    ,      B.     Kling    1    , 
     K.     Wolfers    1   
  Institute     1      Kreisgesundheitsamt Reutlingen   ;   2      Universitätsklinikum 
Tübingen, Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie im Kindes- und 
Jugendalter   ;   3      Universitätsklinikum Tübingen, Psychosomatische Medizin 
und Psychotherapie  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781925 
      Einleitung : Ziel des Projektes SeRIVA war die Verbesserung der gesundheitli-
chen Versorgung von Betroff enen mit Anorexia nervosa in den baden-würt-
tembergischen Regionen Tübingen und Reutlingen. Insbesondere der Inziden-
zanstieg von Essstörungen während der COVID-19-Pandemie (z.B. Taquet et 
al., 2021) verdeutlicht die dringende Notwendigkeit neuer Behandlungswege, 
wobei der Vernetzung von Versorgungsakteur:innen eine entscheidende Rolle 
zukommt. 
 Neben der Etablierung eines Versorgungsnetzwerks wurde im Rahmen von 
SeRIVA eine Koordinationsstelle im Kreisgesundheitsamt Reutlingen für Betrof-
fene und Angehörige sowie eine telemedizinischen Fachberatung für 
Versorgungsakteur:innen implementiert. 
 Das Netzwerk sollte einerseits Betroff enen und deren Angehörigen dabei hel-
fen, sich besser im „Versorgungsdschungel“ zurechtzufi nden. Andererseits 
richtete sich das Netzwerk auch an alle Fachleute, die in ihrer Arbeit dem The-
ma Magersucht begegnen. 
 Über die Koordinationsstelle erfolgte eine Bündelung und bessere Nutzbarma-
chung bestehender Angebote, die Bereitstellung von Informationsmaterialien 
sowie der niederschwellige Zugang für Betroff ene und Angehörige zu den re-
gionalen und überregionalen Behandlungsangeboten (Lotsenfunktion). 
  Methoden : Die Evaluation der Koordinationsstelle sowie der telemedizinischen 
Fachberatung erfolgte über die Nutzung und Bewertung der hieran angeglie-
derten Angebote. So wurden die hierfür konzipierten Standarddokumentatio-
nen im Erhebungszeitraum 07/2022-08/2023 ausgewertet. 
  Ergebnisse : In der Analyse der Standarddokumentationen mit insgesamt 67 
Kontakten zeigte sich der überwiegende Zugang zu den Angeboten per Mail/
über das Kontaktformular (86,6 % n = 58) und nur in deutlich geringerem Um-
fang telefonisch (13,6 % n = 9). Die Anfragen (n = 28) erfolgten in 50 % (n = 14) 
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aus dem Landkreis Reutlingen, in 25 % (n = 7) aus dem Landkreis Tübingen sowie 
in 25 % (n = 7) aus anderen Landkreisen. 
 Die Nutzer:innen waren in 44,8 % (n = 30) selbst Betroff ene, in 38,8 % (n = 26) 
Angehörige oder Freund:innen, in 4,5 % (n = 3) Schulsozialarbeiter:innen: sowie 
in 11,9 % (n = 8) Sonstige. 
 In der Charakterisierung der Betroff enen (n = 52) zeigte sich das Geschlecht in 
92,3 % (n = 48) als weiblich und in 7,7 % (n = 4) als männlich. Das Alter der Be-
troff enen (n = 49) lag in 67,3 % (n = 33) und somit in der Mehrzahl der Fälle über 
18 Jahren, in 28,6 % (n = 14) zwischen 14 und 18 Jahren und in zwei Fällen (4,1 %) 
unter 14 Jahren. 
 Bei den Anliegen (Mehrfachantworten waren möglich) zeigte sich der größte 
Bedarf bei der Unterstützung in der Suche nach Psychotherapieplätzen (35,8 % 
n = 24) sowie in der Suche nach Behandlungsmöglichkeiten (28,4 % n = 19). Es 
folgten Fragen nach Angehörigenangeboten (14,9 % n = 10) und Selbsthilfean-
geboten (10,4 % n = 7). Weitere Anliegen waren Wünsche nach Informationen 
zu (Teil-)Stationären Angeboten (22,4 % n = 15), zu Beratungsangeboten (7,5 % 
n = 5) sowie zur Vernetzung (9,0 % n = 6). 
  Diskussion : In der Evaluation wurde der digitale Zugang zur Koordinationsstel-
le (per Mail oder Kontaktformular) gut angenommen und erwies sich somit als 
sehr niederschwellig. Sowohl bei Betroff enen als auch bei Angehörigen im 
Landkreis Reutlingen zeigte sich ein deutlicher Mehrbedarf an regionalen Be-
handlungsmöglichkeiten (wie z.B. Psychotherapieplätzen) sowie darüberhinaus 
an niederschwelligen Angeboten wie Beratungsstellen, Selbsthilfegruppen und 
Angehörigengruppen vor Ort. 
  Ausblick : Geplant ist nun die Verstetigung der Koordinationsstelle im Kreisge-
sundheitsamt. Daneben ist beabsichtigt, durch Nutzung des im Projekt ge-
schaff enen Netzwerkes eine nachhaltige Angebotsstruktur zu gestalten. Ge-
lingen soll dies über die Vernetzung und Weiterentwicklung bereits 
bestehender Versorgungsstrukturen wie beispielsweise dem Arbeitskreis für 
Mädchen „Flotte Lotte“ mit den Akteur:innen der Koordinationsstelle und der 
telemedizinischen Fachberatung sowie über die Etablierung von Selbsthilfean-
geboten bei freien Trägern der Jugendhilfe. 

                                                Sonnenschutzaufklärung im individuellen Kontakt 
und einen ganzen Jahrgang betreff end 
   Autor        S.     Kellner   
  Institut      Gesundheitsamt Kreis Lippe, Medicum Lemgo, Lemgo  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781927 
     Hautkrebs ist mit über 270.000 Neuerkrankungen die häufi gste Krebserkran-
kung in Deutschland   [ 1 ]  . Von einer jährlichen Zunahme von 10 % ist derzeit 
auszugehen und damit von einer Verdopplung der Erkrankungsfälle in einem 
Zeitraum von 10 Jahren   [ 2 ]  . Das Hautkrebsrisiko bei Sonnenbränden in der 
Kindheit ist um 50 % erhöht.   [ 3 ]  . Essentiell sind vermehrt präventive Anstren-
gungen. Das Beispiel Australien zeigt, dass sich Kontinuität und Konsequenz 
der Präventionsbemühungen, die auch bereits Kinder einschließt, auszahlt. 
Australien ist das einzige Land mit hellhäutiger Bevölkerung mit einer rückläu-
fi gen Inzidenzquote.  [ 2 ]  . Was wird in Deutschland derzeit für die Schulung im 
richtigen Umgang mit der Sonne getan? 
 Es gibt zahlreiche Kampagnen und Informationsveranstaltungen, aber längst 
nicht jedes Kind wird erreicht. Im Buchhandel gibt es nur wenige Geschichten 
zum Thema. 
 Es entstand die Idee zu einem Kinderbuch, das möglichst einen ganzen Jahrgang 
erreichen sollte. In Deutschland ist die Untersuchung der Schulanfänger in allen 
Bundesländern gesetzlich vorgeschrieben. Es wird also ein ganzer Jahrgang 
gesehen. Im Kinderbuch sollte das Thema Sonnenschutz kindgerecht, wissen-
schaftlich fundiert und alltagstauglich angesprochen werden. Das Buch trägt 
den Titel "Mo und der Sonnenzauberer". Es ist mit 12 illustrierten Seiten im 
Postkartenformat erschienen. Es greift die Verhaltenweisen der S3 Leitlinie zur 
Hautkrebsprävention auf. Die Hauptfi gur lernt gemeinsam mit dem LeserIn den 
richtigen Umgang mit der Sonne. Die Verhaltensweisen (Kleidung, Hut und 

Sonnenbrille tragen, Mittagszeit meiden, Sonnencreme verwenden) werden 
von einem "Experten", hier dem Sonnenzauberer, vermittelt. 
 Durch den Illustrator André Seldaczek wurde das Buch frech und fröhlich illus-
triert. Die wichtigsten Elemente zum Sonnenschutz werden bildlich aufgegrif-
fen. Dadurch werden die Kernaussagen der Thematik über mehrere Sinne 
vermittelt. 
 Seit Ostern 2023 wird als Pilotprojekt das Kinderbuch im Kreis Lippe an die 
Schulanfänger im Rahmen der Schuleingangsuntersuchung verteilt. In Lippe 
werden ca. 3700 Kinder in einem Jahrgang eingeschult. In einem 1:1 Kontakt 
zwischen medizinischem Personal und dem Vorschulkind wird das Buch über-
geben. In der Regel wird das Kind von einem Erziehungsberechtigten begleitet. 
In dieser Situation kann die Sachinformation im persönlichen Bezug z.Bsp. zum 
Hauttyp des Kindes oder der Jahreszeit erläutert werden. Es gibt die Möglichkeit 
Fragen der Eltern zu besprechen. Anschließend wird das Buch idealer Weise von 
einer Bezugsperson in entspannter Atmosphäre vorgelesen. Ist die Geschichte 
interessant, die Bilder niedlich und das Format ansprechend, kann durch viele 
Wiederholungen, das Thema verinnerlicht werden. 
 Ab 2024 startet das Projekt auch in den Gesundheitsämtern der Städte/Kreise 
Minden, Paderborn, Gütersloh und Bielefeld. Dann werden ca 17.000 Schulan-
fänger teilnehmen. 
 Mit dem Buch soll wissenschaftlich fundierte Information über die Möglichkei-
ten zum Sonnenschutz in die Familien gebracht werden. Wenn Kinder und El-
tern zeitgleich spielerisch geschult werden, motivieren die Kinder ihre Eltern 
zur Vorbildfunktion. Durch niederschwellige wiederholte Bewusstmachung der 
Gefahr der Sonne kann auf eine Verhaltensänderung zum Thema hingearbeitet 
werden. Erreicht die Schulung eine breite Bevölkerungsschicht wie z.Bsp. einen 
kompletten Jahrgang, kann Prävetion gelingen und im Verlauf das Hautkrebs-
risiko sinken. 
       Literatur 
 [  1  ]    Hautkrebsreport 2019 Prof. M: Augustin und Prof G. Glaeske, unterstützt 
von der TK  
 [  2  ]    Online Artikel, Univ. Prof. Dr. med. John Osnabrück, Vortrag Derm Albin, 
BVDD und Online Pressekonferenz: "Spektrum Dermatologie-Unterwegs im 
klimawandel", 28.10.2022; Veranstalter: Bayer Vital GmbH, Prof John, Osna-
brück  
 [  3  ]       Primäre Sonnenbrände in Kindheit für Hautkrebsrisiko relevant, Lang-
zeitanalyse, Thomas Müller, Lergenmuller S et al. Liefetime Sunburn Trajecto-
ries ans Associated Risks of Cutaneous Melanoma and Squamous Cell Carci-
noma Among a Cohort of Norwegian Women.JAMA Dermatol 2022; https://
doi.org/10.1001/jamadermol.2022.4053    

                                            Händigkeitsbeobachtung bei der Schuleingangsun-
tersuchung 
   Autorinnen/Autoren        S.     Heusler    1    ,      S.     Heidrich    1    ,      K.     Tribe    1   
  Institut     1      Landkreis Vorpommern-Rügen Der Landrat Fachdienst 
Gesundheit, Stralsund  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781928 
     Schwierigkeiten, die mit einer umgeschulten Linkshändigkeit einhergehen, 
werden seit Jahren von Betroff enen und Fachleuten beschrieben. Spezialisierte 
LinkshänderberaterInnen diagnostizieren mit verschiedenen Materialien die 
Händigkeit und bieten Rückschulung auf die dominante Hand an. 
 Heute wird nicht mehr gewaltsam umgeschult. Leider fi ndet eine sanfte Um-
schulung und die Selbstumschulung der (Klein-)Kinder alltäglich statt, da Kin-
der am Vorbild der Erwachsenen lernen. Diese Vorbilder sind laut Statistik 90 % 
Rechtshänder, welche mit rechts schreiben und sich in einer „rechtshändigen“ 
Welt arrangieren. 
 Statistiken erfassen circa 10 % Linkshänder, so auch bei den Einschulungsun-
tersuchungen im Land Mecklenburg-Vorpommern. Beim Merkmal "Händigkeit" 
wird die Hand dokumentiert, welche beim Malen bevorzugt wird. 
 Verschiedene Untersuchungen, Theorien und Fachleute beschreiben einen 
Linkshänderanteil von 30 % und mehr. Die Studienlage dazu ist noch ungenü-
gend. 
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 Durch einen fokussierten Blick bei den Schuleingangsuntersuchungen werden 
wesentlich mehr links-agierende Kinder beobachtet, welche jedoch mit der 
rechten Hand malen und dabei mit Problemen z.B. bei den Aufgaben der Visuo- 
und Feinmotorik zu kämpfen haben. Gezielte anamnestische Fragen weisen auf 
eine unbewusste Umschulung der Kinder auf rechts durch Nachahmung aber 
auch durch Unwissenheit der Erwachsenen, sowie mangelnden linkshändigen 
Angeboten hin. 
 Dieses Poster stellt Wissenswertes zur (Links-)Händigkeit und Anwendung in 
der Schuleingangsuntersuchung dar. 
 Der Kinder- und Jugendärztliche Dienst kann durch Information, Beratung und 
Förderung beim Gebrauch der linken Hand breitenwirksam Eltern, ErzieherIn-
nen in Kindertagesstätten und PädagogInnen in Schulen aufklären und dazu 
beitragen, vielen Kindern das Schreiben mit links und somit den Schulalltag zu 
erleichtern und Folgeschäden zu vermeiden. Durch das Poster möchten wir auf 
die Linkshändigkeitsproblematik aufmerksam machen und die MitarbeiterIn-
nen im KJÄD sensibilisieren. 

                                       Zahnmedizin – Block 3 
  08:30 – 10:00 | Saal X.2 

             Daten der zahnmedizinischen Gruppenprophylaxe in 
Niedersachsen. Überblick – Rückblick und Ausblick 
   Autorinnen/Autoren        J.     Kluba    1    ,      N.     Jahn    2    ,      U.     Junius-Walker    2   
  Institute     1      Landesarbeitsgemeinschaft zur Förderung der Jugendzahnpfl e-
ge in Niedersachsen e.V. (LAGJ), Hannover   ;   2      Landesgesundheitsamt 
(NLGA), Hannover  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781930 
      Hintergrund : Die Durchführung der Gruppenprophylaxe ist in § 21 SGB V und 
spezifi sch für Niedersachsen in der entsprechenden Landes-Rahmenvereinba-
rung geregelt. Alle durchgeführten Maßnahmen der Zahnärzt*innen sowie der 
Prophylaxefachkräfte im Zahnärztlichen Dienst (ZäD) werden dokumentiert. 
Die Übermittlung dieser Daten erfolgte bisher getrennt an die Landesarbeits-
gemeinschaft zur Förderung der Jugendzahnpfl ege e.V. (LAGJ) auf Basis der 
Dokumentationsvorlage der DAJ (A2 Bogen) und an das Niedersächsische Lan-
desgesundheitsamt (NLGA) im Rahmen der Jahresstatistik. Eine landesweite, 
gemeinsame Auswertung dieser Daten für Niedersachsen hat bisher noch nicht 
stattgefunden. 
  Ziel : Darstellung der Daten über die in Niedersachsen durchgeführten Maß-
nahmen der GP sowie deren Untersuchungsergebnisse. Diese Auswertung geht 
über die reguläre, reine Beschreibung der Maßnahmen bzw. rein epidemiolo-
gische Betrachtung der Befundergebnisse hinaus und dient als Basis für die 
zukünftig geplante standardisierte Jahresauswertung mittels des niedersäch-
sischen Dokumentationsbogens (DJN). 
  Methode : Zusammenführen der Datensätze der ZäD zu den GP-Maßnahmen 
und zahnärztlichen Befundungen in Niedersachsen aus den Untersuchungs-
jahren 2010/11 bis 2019/20 (n = 861) und deskriptive Analyse der Daten alters-
gruppen- und einrichtungsstratifi ziert. 
  Resultate : Jährlich fi nden durch die GP um die 900.000 Kontakte zu Kindern- 
und Jugendlichen durch die ZäD statt. Diese Maßnahmen werden vorrangig 
auf die Kinder in Kindergärten, Grund- und Förderschulen fokussiert. Dadurch, 
dass die Daten erstmalig auch in Bezug zu den Befunddaten aus den zahnärzt-
lichen Untersuchungen im Rahmen der GP gesetzt wurden, ist ersichtlich, dass 
die Präventionsmaßnahmen verstärkt in den Einrichtungen stattfi nden, in 
denen Kinder mit hohem Präventionsbedarf anzutreff en sind. Aus der Auswer-
tung werden Limitationen ersichtlich, welche durch die bisherigen Erhebungs-
modalitäten bedingt sind. Es werden Möglichkeiten gezeigt, durch organisa-
torische und formale Anpassungen eine qualitativ hochwertige Datenbasis zu 
schaff en, welche zudem eine Möglichkeit der Arbeitsentlastung in Bezug auf 
die Dokumentation für die ZäD beinhaltet. 

  Schlussfolgerung : Diese Auswertung bietet einen Überblick über die jährlichen 
Aktivitäten der GP in den zehn Jahren vor Pandemiebeginn in Bezug zu den 
entsprechenden Untersuchungsergebnissen. Sie zeigt die Potentiale auf, um 
die Maßnahmen der GP in Niedersachsen fortwährend zielgerichtet an den 
Bedarfen zur Förderung der Mundgesundheit der Kinder auszurichten. Gleich-
zeitig wird deutlich, dass für eine optimale und zielführende Präventionslen-
kung eine angepasste Datenerhebungen erforderlich ist. 
   Interessenkonfl ikte     Es liegen keine Interessenkonfl ikte vor. 

                                     Psychiatrie – Postersitzung 

  08:45 – 09:00 | Saal X.6 

             „Krisenhilfen“ im Sinne des hessischen Psychisch-
Kranken-Hilfe-Gesetzes: Der Rettungsdienst als 
potenzieller Koordinationspartner? 
   Autorinnen/Autoren        W.     Lenz    1    ,      L.     Hofmann    1    ,      M.     Latka    1    ,      M.     Wilhelm    1    , 
     J.     Plath    1   
  Institut     1      Amt für Gesundheit und Gefahrenabwehr, Main-Kinzig-Kreis, 
Hessen, Gelnhausen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781931 
      Hintergrund : Die Aufgabenstellung des Sozialpsychiatrischen Dienstes (SpDi) 
und der Psychiatrie-Koordination ist vielerorts den Gesundheitsämtern zuge-
ordnet. Im hessischen Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) sind unter 
dem Begriff  der „Hilfen“ insbesondere die Beratung, Begleitung, Hinführung 
zu ärztlicher und psychotherapeutischer Behandlung, die Vermittlung von Hil-
fen zur Selbsthilfe und Angeboten des gemeindepsychiatrischen Versorgungs-
systems sowie ehrenamtliche Hilfen subsummiert; diese Hilfen sollen von den 
SpDi koordiniert oder ggf. selbst erbracht werden. Außerhalb der Regelarbeits-
zeit sind „Krisenhilfen“ vorzusehen (§5 Abs. 6 PsychKHG), welche jedoch nur 
allenfalls in einigen Kommunen als telefonische Beratung, nicht jedoch im 
aufsuchenden Sinne realisiert sind. 
 Flächendeckend ist jedoch der rund um die Uhr zur Versorgung lebensbedroh-
licher Notfälle unter der Notrufnummer 112 erreichbare Rettungsdienst auf 
jeweils landesrettungsdienstgesetzlicher Grundlage tätig. Er wird letztlich auch 
dann alarmiert, wenn in einer Rettungsleitstelle eine psychiatrische Krisensi-
tuation geschildert werden, eine vitale Gefährdung nicht ausgeschlossen wer-
den kann und keine spezifi schen Hilfsangebote vorhanden sind. Ziel dieser 
Untersuchung war es, die gewachsene Status-Quo-Situation zu quantifi zieren, 
um eine Grundlage zur Ermittlung konkreter Bedarfe, aber auch zum Vorhan-
densein nutzbarer Ressourcen zu erhalten. 
  Methode : Zur Beantwortung der Fragestellung wurden Routinedaten der Ret-
tungsleitstelle Main-Kinzig-Kreis aus einem Zeitraum von zwei Jahren (01/2021-
12/2022) zu Notfalleinsätzen mit Rettungswagen ausgewertet. Disponentinnen 
und Disponenten der Rettungsleitstelle erhalten nach Beendigung des Einsat-
zes vom durchführenden Rettungsmittel eine Kategorisierung des Einsatzes zu 
Diagnose und Dringlichkeit (Patientenzuweisungscode und Rückmeldeindika-
tion). Aus diesen Daten des Einsatzleitsystems lässt sich analysieren, welche 
Einsätze einen psychiatrischen Bezug aufweisen und wie die Einschätzung zur 
Dringlichkeit der Versorgung war. In der Analyse wurde folgend deskriptiv die 
Verteilung von Einsätzen mit psychiatrischen Bezug untersucht. 
  Ergebnisse : Zu 110.414 Einsätzen von Rettungswagen lagen alle relevanten 
Informationen vor. Dabei wurden in 2.830 Fällen (2,56 %) eine psychiatrisch 
führende Notfallsituation vorgefunden. Unter diesen Fällen wurde bei 529 
(18,7 %) Patientinnen und Patienten kein Transport in eine Behandlungseinrich-
tung durchgeführt. Die Mehrheit der Einsätze ohne Patiententransport fand 
tagsüber statt (n = 278; 52,5 %) und etwa drei Viertel wurden an Wochentagen 
durchgeführt (n = 388; 73,6 %). 
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  Diskussion : Aus der Fallkonstellation einer vom Rettungsdienstpersonal klas-
sifi zierten psychiatrischen Notfallsituation, die nicht zum Transport in eine 
Behandlungseinrichtung führt, liegt die Vermutung nahe, dass vor Ort eine 
„Krisenhilfe“ durch den Rettungsdienst stattgefunden haben könnte. Dies er-
folgt ohnehin vermutlich auch im Rahmen vieler anderer Rettungseinsätze als 
begleitende Maßnahme. Insofern legt die Größenordnung der rettungsdienst-
lichen Fallzahlen nahe, den Rettungsdienst substanziell in das von den Gesund-
heitsämtern zu koordinierende Netzwerk sozialpsychiatrischer Krisenhilfen 
einzubeziehen. 

                                       Psychiatrie – Aktuelles von den Bundes-
ländern 

  09:00 – 10:00 | Saal X.6 

             Psychiatrieplan für Hamburg 
   Autorinnen/Autoren        C.     Daniels    1    ,      S.     Lengefeldt    1   
  Institut     1      Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integrati-
on, Amt für Gesundheit Fachabteilung Versorgungsplanung Referat 
Psychiatrieplanung und Maßregelvollzug, G 1224 Hamburg, Behörde für 
Arbeit  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781932 
      Schwerpunktthemen : A. Komorbidität, B. Gemeindepsychiatrische Verbünde 
(GPV) C. Psychiatriekoordination D. aufsuchende Angebote in der Regelversor-
gung E. Forensische Psychiatrie/Allgemeinpsychiatrie 

                                                Peer-gestützte Krisenintervention zur Vermeidung 
von Zwangseinweisungen (PeerIntervent) 
   Autorinnen/Autoren        L.     Oeltjen    1    ,      M.     Schulz    2    ,      G.     Knigge    3    ,      I.     Heuer    3    ,      D.     Briel    2    , 
     R.     Nixdorf    3    ,      W.     Brannath    4    ,      K.     Bultmann    5    ,      J.     Ponke    5    ,      J.     Utschakowski    6    , 
     C.     Mahlke    3    ,      A.     Gerhardus    1   
  Institute     1      Universität Bremen, Institut für Public Health und Pfl egefor-
schung (IPP), Abteilung für Versorgungsforschung, Bremen   ;   2      Klinikum 
Bremen-Ost, Stabsstelle Wissenschaftliche Begleitung und Psychiatrie-
Entwicklung, Gesundheit Nord gGmbH | Klinikverbund Bremen   ;   3      Universi-
tätsklinikum Hamburg-Eppendorf, Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie, 
AG sozialpsychiatrische & partizipative Forschung, Hamburg   ;   4      Universität 
Bremen, Kompetenzzentrum für Klinische Studien Bremen (KKSB) und 
Institut für Statistik (IfS), Bremen   ;   5      Gesundheitsamt Bremen, Abteilung 
Sozialpsychiatrie und Prävention, Bremen   ;   6      Senatorische Behörde für 
Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz Bremen, Referat Psychiatrie und 
Sucht, Bremen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781933 
     Zwangseinweisungen stellen einen schwerwiegenden Eingriff  in die Grundrech-
te der betroff enen Personen dar. Dennoch lässt sich in den vergangenen Jahren 
ein stetiger Anstieg bei den Zwangseinweisungen in Deutschland verzeichnen. 
Ein mögliches Mittel zur Vermeidung von Zwangseinweisungen kann Gene-
sungsbegleitung sein: In Studien aus anderen Ländern hat sich gezeigt, dass 
Genesungsbegleitung durch sog. Peers die Genesungswahrscheinlichkeit und 
Lebensqualität von Betroff enen erhöhen und den Einsatz von Zwangsmaßnah-
men reduzieren kann. Ziel des Projektes ist es, die Versorgung von Menschen 
in akuten psychischen Krisen durch den Einsatz von Peers zu verbessern und 
die Anzahl von Zwangseinweisungen zu reduzieren. 
 Im Rahmen der explorativen, cluster-randomisierten, kontrollierten Pilotstudie 
„PeerIntervent“ werden in zwei von insgesamt fünf regionalen Teams des bre-
mischen Sozialpsychiatrischen Dienstes (SpsD) geschulte Peers eingesetzt. Als 
fester Bestandteil der Teams begleiten sie Kriseneinsätze und bieten im weite-
ren Verlauf Gesprächs- und Unterstützungsangebote für die Betroff enen an. 

Der Anteil von Zwangseinweisungen an den Kriseneinsätzen wird zwischen 
Interventions- und Kontrollregionen verglichen. Mittels qualitativer Methoden 
werden die Auswirkungen der Genesungsbegleitung in Krisensituationen und 
das Erleben aller Beteiligten untersucht. 
 Im Vortrag werden Ergebnisse aus qualitativen Interviews mit den Peers und 
aus Fokusgruppen mit anderen Mitarbeitenden des SpsD präsentiert und dis-
kutiert. 
 Die fi nalen Ergebnisse der Studie werden zeigen, ob Genesungsbegleitung 
durch Peers einen Einfl uss auf den Anteil von Zwangseinweisungen bei Krisen-
einsätzen haben und das Erleben der Betroff enen in Krisensituationen verbes-
sern kann. 

                                       Digitalisierung – Poster (ohne Postersit-
zung) 

            Abbau von Sprachbarrieren im öff entlichen Gesund-
heitsdienst durch Einsatz eines Telefondolmetsch-
dienstes – Ein Pilotprojekt des Gesundheitsamtes 
Frankfurt am Main 
   Autorinnen/Autoren        L.     Grünberg    1    ,      S.     Lang    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781934 
      Hintergrund : Die fehlende Möglichkeit, gesundheitlich relevante Informatio-
nen korrekt und vertraulich zu übersetzen, stellt für medizinische Sprechstun-
den und gesundheitsbezogene Beratung generell eine große Hürde dar. Das 
Gesundheitsamt Frankfurt am Main setzt daher in einigen Bereichen seit vielen 
Jahren Sprachmittler:innen ein. Aufgrund der häufi gen Notwendigkeit einer 
ad-hoc-Übersetzung im niederschwelligen medizinischen Bereich, z. B. in den 
Humanitären Sprechstunden für Kinder und Erwachsene und den Sprechstun-
den bezogen auf sexuelle Gesundheit, ist dies nur selten möglich. Stattdessen 
wird häufi g versucht, Sprachbarrieren bei Patient:innen über die Einbindung 
von deutschsprachigen Begleitpersonen zu überwinden. Dass medizinische 
Begriffl  ichkeiten und sensible Informationen fachlich korrekt und werteneutral 
übersetzt werden, ist so jedoch nicht sichergestellt. Insbesondere für die ärzt-
liche Anamnese und die Kommunikation von Behandlungsempfehlungen ist 
eine ad-hoc verfügbare, medizinische Übersetzungsmöglichkeit, zumindest 
für häufi g vorkommende Sprachen, dringend notwendig. 
  Methodik : Im Rahmen eines zunächst auf 6 Monate angelegten Pilotprojektes 
wurde im Juli 2021 ein Vertrag mit der gemeinnützigen Berliner GmbH Tria-
phon, einem medizinischen Telefondolmetschdienst für acht Sprachen (Ara-
bisch, Farsi/Dari, Vietnamesisch, Russisch, Türkisch, Rumänisch, Polnisch und 
Bulgarisch), abgeschlossen. Als Startkontingent wurde ein Anrufvolumen von 
4.200 Minuten gesetzt. Für die Nutzung der 24h täglich verfügbaren anonymen 
Dolmetsch-Hotline wurden zunächst nur Telefone in den niederschwelligen 
Sprechstunden für Menschen ohne Krankenversicherungsschutz freigeschaltet. 
Im Vorfeld erhielten die dort tätigen Ärzt:innen, Sozialarbeiter:innen und me-
dizinische Fachangestellten eine Schulung zur korrekten Nutzung des Telefon-
dolmetschdienstes durch den Anbieter. Um den Einsatz von Triaphon wurde 
von der Projektkoordination ein Fragebogen zur Erhebung von Informationen 
zum Nutzungsverhalten, zur Zufriedenheit der Nutzer:innen sowie zur Eignung 
der Anwendung im Gesundheitsamt entwickelt. 
  Ergebnisse : Während der Projektlaufzeit wurden (Stand 01.06.2023) 1.239 
Minuten verbraucht – das entspricht 30 % des verfügbaren Kontingents. Um das 
Kontingent ausschöpfen zu können, erfolgte eine mehrmalige Verlängerung des 
Vertrags mit Triaphon; dieser wird nun Ende 2023 auslaufen. Im weiteren Verlauf 
des Pilotprojektes wurde der Teilnehmendenkreis erweitert, sodass weitere Ange-
bote am Gesundheitsamt wie die Seiteneinsteigeruntersuchungen in der Kinder- 
und Jugendmedizin vom Einsatz von Triaphon profi tieren konnten. Am häufi gs-
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ten genutzt wurde der Telefondolmetschdienst in den Humanitären 
Sprechstunden für Erwachsene und Kinder (46 %) während er z. B. in der Tuber-
kulosesprechstunde selten zur Anwendung kam (1 %). Die vier am häufi gsten 
angefragten Sprachen waren Rumänisch (27 %) und Ukrainisch (21 %; ab 2022 
als zusätzliche Sprache verfügbar), gefolgt von Vietnamesisch (19 %) und Bul-
garisch (15 %). Die Nutzer:innen berichteten eine hohe Zufriedenheit mit dem 
Angebot sowie dass der Einsatz des Telefondolmetschdienstes zu einem eff ek-
tiven Abbau von Sprachbarrieren in den Sprechstunden beitrüge und so zu 
einer Entlastung im Arbeitsalltag führe. 
  Schlussfolgerungen : Der Einsatz von Triaphon wurde von Nutzer:innen sehr 
positiv bewertet und viele weitere Mitarbeitende innerhalb des Gesundheits-
amtes bekundeten großes Interesse an einem Einsatz in ihrem Bereich. Die 
geringe Nutzung lässt sich angesichts eines hohen Anteils von Patient:innen 
ohne bzw. mit geringen Deutschkenntnissen nur zum Teil durch die pandemie-
bedingte Einschränkung von Sprechstunden erklären. Durch fehlende Vertraut-
heit mit der Handhabung wurde die neue Übersetzungsmöglichkeit teilweise 
von Mitarbeitenden nicht routinemäßig, sondern nur punktuell eingesetzt. Zur 
Erhöhung der Inanspruchnahme, empfi ehlt es sich, kontinuierlich Schulungen 
anzubieten, die Nutzer:innen Sicherheit und Routine beim Einsatz einer solchen 
Sprachmittlung geben. Grundsätzlich ist das Angebot von medizinischer ad-hoc 
Übersetzung für alle Bereiche eines Gesundheitsamtes sinnvoll und scheint im 
Zuge einer fortschreitenden Professionalisierung, unerlässlich. 

                                                Abenteuer Digitalisierung – erste Übersicht digitaler 
Tools im ÖGD 
   Autorinnen/Autoren        A.     Freitag    1    ,      A.     Kreft    1    ,      X.     Reimer    1    ,      S.     Lisak-Wahl    1    , 
     A.     Braasch    1    ,      F.     Naundorf    1    ,      D.     Starke    1   
  Institut     1      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen in Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781935 
      Hintergrund : Die Covid-19-Pandemie hat den Digitalisierungsbedarf im Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) sichtbar gemacht. Derzeit existiert keine 
bundesweit einheitlich verwendete Gesundheitsamts-Software oder eine hin-
reichend aussagekräftige Übersicht über die IT-Landschaft im ÖGD. Dabei 
könnte eine einheitliche Verwendung digitaler Tools eine langfristige Koordi-
nierung, Weiterentwicklung und Qualitätssicherung der Gesundheitsämter 
vereinfachen. Digitale Tools sind Anwendungen wie Programme, Apps, Soft-
wares und Fachverfahren auf digitalen Geräten, welche die Ausübung bestimm-
ter Tätigkeiten unterstützen. 
  Ziel : Ziel des Teilprojektes „Projektbüro Digitale Tools“ (PDT) im Forschungs-
projekt „Bedarfsorientierte Unterstützung und Qualifi zierung für digitale Trans-
formationsprozesse im Öff entlichen Gesundheitsdienst“ (BUDDI) ist unter 
anderem die Identifi zierung digitaler Tools, die derzeit in den Gesundheitsäm-
tern Anwendung fi nden. 
  Methode : Mit Hilfe von defi nierten Suchterms sowie der Anwendung von Ein- 
und Ausschlusskriterien wurde eine systematische Recherche durchgeführt. 
Jeweils zwei Wissenschaftlerinnen recherchierten unabhängig voneinander die 
Quellen und glichen anschließend ihre Ergebnisse ab. Im ersten Schritt wurde 
eine Literaturrecherche in der Fachdatenbank PubMed vollzogen. Im Anschluss 
wurde ein Screening der Websites der Gesundheitsämter und der Agora-Platt-
form, einem internen Austausch-Forum der Gesundheitsämter, durchgeführt. 
Zusätzlich wurden Tools durch eine Abfrage bei der Anbietervereinigung Bun-
desverband Gesundheits-IT (BVITG) ergänzt und genannte Beiträge der PDT-
Beiräte berücksichtigt. Des Weiteren wurde auf den Websites der Anbieter:innen 
von identifi zierten Fachanwendungen/-verfahren nach ergänzenden gesund-
heitsamtsspezifi schen Modulen gesucht. 
 Nach Ausschluss von Duplikaten erfolgte eine Kategorisierung aller identifi zier-
ten digitalen Tools in Bezug auf ihren funktionellen und fachlichen Einsatz. 
  Ergebnisse : Nach jeweiliger Dublettenprüfung wurden von PubMed 7 Tools, 
152 von den Gesundheitsamtswebsites, 106 aus Agora, 5 von der BVITG, 29 
von den Beiräten und 79 Fachanwendungsmodule in einer Gesamtübersicht 

zusammengeführt. Nach Ausschluss von weiteren Dubletten wurden fi nal 291 
Tools ermittelt. 
  Diskussion : Es ist gelungen, eine erste Übersicht über in Gesundheitsämtern 
genutzte digitale Tools zu erstellen. Sie dient dazu, sich einen Überblick zu 
verschaff en und für das eigene Gesundheitsamt relevante Tools auszuwählen. 
Die fachliche und funktionelle Kategorisierung erleichtert das gezielte Finden 
von Tools für bestimmte Tätigkeiten bzw. Fachgebiete. Dadurch hat diese Liste 
das Potenzial in den Gesundheitsämtern zugleich Ressourcen einzusparen und 
die digitale Transformation voranzutreiben. Aufgrund der teilweise geringen 
Transparenz bzgl. genutzter Tools ist davon auszugehen, dass diese Übersicht 
nicht vollständig ist und einen ersten Überblick der digitalen Tools im ÖGD 
darstellt, der einer Weiterentwicklung und Fortführung bedarf. 

                                                Das Projekt „Digitalisierung ÖGD BW“ 
   Autorinnen/Autoren        J.     Zettler    1    ,      D.     Oriwol    2    ,      J.     Krieger    1    ,      B.     Geisel    2   
  Institute     1      RGE Unternehmensberatung, München   ;   2      Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Integration Baden-Württemberg, Stuttgart  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781936 
     Darstellung von Erfolgsfaktoren und Hürden des Projekts „Digitalisierung ÖGD 
BW“ entlang der fünf Projektphasen (Konzeption, Ausschreibung, Umsetzung, 
Pilotierung, Rollout). Einordnung von Besonderheiten des Projektmanage-
ments im Kontext einer föderalen Struktur. Darstellung von Erfolgsfaktoren 
und Hürden des Projekts „Digitalisierung ÖGD BW“ entlang der fünf Projekt-
phasen (Konzeption, Ausschreibung, Umsetzung, Pilotierung, Rollout). Einord-
nung von Besonderheiten des Projektmanagements im Kontext einer föderalen 
Struktur. 

                                                Datenpotenziale unter Einsatz von modernen Lösun-
gen optimal nutzen 
   Autorinnen/Autoren        D.     Oriwol    1    ,      J.     Krieger    2    ,      J.     Zettler    2   
  Institute     1      Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration 
Baden-Württemberg, Landesgesundheitsamt, Stuttgart   ;   2      RGE Unterneh-
mensberatung, München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781937 
     Skizzierung der künftigen Sammlung, Verarbeitung und Nutzung von primären 
und sekundären Daten im ÖGD BW. Darstellung des Zusammenspiels von zen-
tralen Lösungen (Data-Warehouse, BI-Software) zur Entwicklung von Re-
porting-Dashboards für den Endanwender anhand eines konkreten Beispiels. 

                                                GENTRAIN – genomisch-gestützte Infektionsketten-
analyse zur Steigerung des digitalen Reifegrads im 
ÖGD 
   Autorinnen/Autoren        M.     Tröger    1    ,      A.     Jack    1    ,      A.     Dilthey    2    ,      C.     Hornberg    1   
  Institute     1      Medizinische Fakultät OWL AG1 – Sustainable Environmental 
Health Sciences, Universität Bielefeld   ;   2      AG Genomische Mikrobiologie und 
Immunologie, Institut für Medizinische Mikrobiologie und Krankenhaushygi-
ene, Universitätsklinikum der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781938 
     Die Überwachung der Ausbreitungsdynamiken von Krankheitserregern durch 
den ÖGD ist bei pandemischen Lagen oder auch in inter-pandemischen Phasen 
ein Kernelement der Infektionsprävention. Dabei sind Maßnahmen zum Infek-
tionsmanagement vorteilhaft, die an individuelle und lokale (Ausbruchs-) Si-
tuationen und Gegebenheiten adaptierbar sind. Ein Beispiel dafür ist die geno-
misch-gestützte oder integrierte Infektionskettenanalyse. Dieses Konzept 
verbindet Methoden klassischer Fall- und Kontaktnachverfolgung mit genomi-
schen Sequenzdaten aus molekularbiologischen Verwandtschaftsanalysen der 
Erregerproben. Dadurch wird ermöglicht, Infektionsketten in der Allgemein-
bevölkerung oder auch in diff usen lokalen Ausbruchsszenarien mit hoher Auf-
lösung zu untersuchen. Die digital gestützte Infektionskettenanalyse hat mit 
einigen erfolgreichen Anwendungsfällen bereits während der SARS-CoV-2-Pan-
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demie gezeigt, dass diese Methode wertvolles Potential aufweist (Walker et al. 
2022). Ziel des Projektes GENTRAIN (GENetic TRAcing of INfection Chains, 
gefördert vom Bundesministerium für Gesundheit) ist die Entwicklung digita-
ler Anwendungen zur Nutzung der genomisch gestützten Infektionsketten-
analyse durch den ÖGD, unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Gege-
benheiten und Voraussetzungen teilnehmender Standorte. Um einen Beitrag 
zur nachhaltigen und messbaren Steigerung des digitalen Reifegrades zu leis-
ten, adressiert das Projekt vorwiegend die Reifegraddimensionen  Daten  und 
 Interoperabilität ,  Software  sowie auch den Bereich Mitarbeitende/Schulungen. 
Die Nutzung dieses Potentials durch den ÖGD ist besonders vor dem Hinter-
grund prognostizierter Krisensituationen essentiell. Damit lässt sich in Zukunft 
eine präzisere, evidenzbasierte und schnellere Berichterstattung für politische 
Entscheidungsgremien gewährleisten – sowohl kommunal als auch auf Lände-
rebene   [ 1 ]  . 
 Begleitet wird das Projekt von den Standorten Düsseldorf und Bielefeld, um die 
Zusammenarbeit zwischen dem ÖGD und der Universitätsmedizin zu fördern. 
 Es werden die bislang erreichten Meilensteine beschrieben, aber auch Hürden 
bei der Implementierung der genomisch gestützten Infektionskettenanalyse 
im ÖGD beleuchtet. 
       Literatur 
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                                            Gesundheitsfolgenabschätzung in der Stadtentwick-
lung 
   Autorinnen/Autoren        J.     Westenhöfer    1    ,      H.     Sinning    3    ,      T.     Adami    1    , 
     A.     Benneckenstein    1    ,      C.     Bojahr    3    ,      J.     Buchcik    1    ,      A.     Sibilis    2    ,      B.     Tolg    2   
  Institute     1      Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg; 
Department Gesundheitswissenschaften; Hamburg   ;   2      Hochschule für 
Angewandte Wissenschaften Hamburg; Department Medizintechnik; 
Hamburg   ;   3      Fachhochschule Erfurt; Institut für Stadtforschung, Planung 
und Kommunikation, Erfurt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781939 
      Hintergrund : Stadtplanung und Gesundheit sind auf den ersten Blick zwei 
völlig unterschiedliche Bereiche, bei näherer Betrachtung jedoch eng mitein-
ander verbunden. So kann beispielsweise der Zugang zu fußgängerfreundlichen 
Wohnumgebungen und gut ausgebauten Radwegen in Städten indirekt dazu 
beitragen, dass Menschen körperlich aktiver sind. Gleichermaßen wirkt sich 
der Anteil von grünen Freiräumen auf die innerstädtische Luftqualität aus. Bei 
diesen und vielen weiteren Ansatzpunkten spielt die Gestaltung des städtischen 
Umfelds eine entscheidende Rolle für die Gesundheit der Bewohner*innen. 
Viele Gesundheitsdeterminanten werden dabei in der Stadtentwicklung bislang 
kaum systematisch berücksichtigt. In anderen europäischen Ländern wie Groß-
britannien, Schweden und den Niederlanden ist die Methode der Gesundheits-
folgenabschätzung (GFA) bereits ein fester Bestandteil von Planungsprozessen, 
wohingegen das Verfahren in Deutschland weitestgehend unbekannt ist. Ziel-
stellung des Projekts „Gesundheitsfolgenabschätzung in der Stadtentwicklung“ 
ist es, ein integriertes, partizipatives Modell zur Gesundheitsfolgenabschätzung 
für Kommunen in Deutschland zu entwickeln und umzusetzen. 
  Methodik : Auf der Basis von Fachliteratur, Expert*inneninterviews und beste-
henden GFA-Systemen wird im Rahmen des Projekts ein integriertes Online-
Tool zur Durchführung einer Gesundheitsfolgenabschätzung im Kontext von 
Stadtentwicklungsprozessen entwickelt und umgesetzt. 
  Ergebnisse : Die Online-Anwendung umfasst die in einer GFA typischen Phasen 
der Vorprüfung (Screening), Analysevorbereitung (Scoping) und Analyse. Das 

Tool erlaubt eine partizipative Nutzung in Planungsvorhaben durch die Integ-
ration von Kommentar- und Hinweisfunktionen, um den individuellen Gege-
benheiten unterschiedlicher Vorhaben zu entsprechen. Eine erste Version des 
webbasierten Screening-Tools konnte bereits durch Akteur*innen aus der 
Stadtplanung sowie dem öff entlichen Gesundheitsdienst in zwei Modellquar-
tieren getestet und verbessert werden. Die GFA-Phasen des Scopings und der 
Analyse wurden im Online-Tool zusammengeführt, konzeptionell fertiggestellt 
und stehen als Webanwendung zur Verfügung. 
  Diskussion : Das Projekt zielt darauf ab, den GFA-Prozess zielführend, partizi-
pativ sowie ressourcenschonend in kommunale Stadtentwicklungsprozesse zu 
integrieren und bisherige Anwendungshürden zu reduzieren. Das onlinebasier-
te GFA-Tool ermöglicht es, vermehrt Gesundheitsaspekte in der Stadtentwick-
lung zu berücksichtigen. Für die Zukunft ist insbesondere die Praxiserprobung 
und Validierung des Tools von Bedeutung, um die Ergebnisse nachhaltig zu 
sichern. Ein parallel entwickeltes Fortbildungsprogramm für Akteur*innen aus 
der kommunalen Verwaltung trägt dazu bei, die Relevanz und das Potenzial der 
GFA in Deutschland zu betonen und den Prozess fortlaufend zu etablieren. 

                                                Von der Anforderung zur fertigen Fachanwendung 
   Autorinnen/Autoren        J.     Metken    1    ,      J.     Zettler    2    ,      D.     Oriwol    3    ,      S.     Hesse    1   
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Baden-Württemberg, Landesgesundheitsamt, Stuttgart  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781940 
     Vorstellung des Entwicklungsprozesses der Fachanwendungslandschaft über 
38 Gesundheitsämter in Baden-Württemberg am Beispiel eines Fachanwen-
dungsmoduls: 
  1.    Ableitung und Konsolidierung der Anforderungen;  
 2.    Modellierung der Ziel-Prozesse;  
 3.    Prototyping der Prozesse;  
 4.    Technische Umsetzung  

                                        Krisenmanagement – Poster (ohne Pos-
tersitzung) 
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                  Aufrechterhaltung der ambulanten medizinischen 
Versorgung im Falle einer langanhaltenden Unter-
brechung der Stromversorgung 

   Autorinnen/Autoren        J.     Lennings    1    ,      S.     Schwarzbach    1    ,      K.     Gronbach    1    ,      F.     Hölzl    1    , 
     S.     Ehehalt    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Stuttgart, Infektionsschutz, Stuttgart  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781942 
     Im Verlauf des Jahres 2022 erfuhr das Szenario Stromausfall eine immer höhe-
re Dringlichkeit, da aufgrund des Angriff skriegs durch Russland auf die Ukraine 
und der drohenden Gasmangellage eine Überlastung der Stromnetze deutlich 
realistischer wurde. 
 Infolgedessen wurde das Stuttgarter Gesundheitsamt damit beauftragt, ge-
meinsam mit Vertreter*innen der niedergelassenen Ärzteschaft, der Stuttgar-
ter Krankenhäuser, der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg 
sowie der Branddirektion als untere Katastrophenschutzbehörde für die Lan-
deshauptstadt Stuttgart einen Handlungsleitfaden zur Sicherstellung der me-
dizinischen Versorgung der Stuttgarter Bürger*innen im Falle einer Unterbre-
chung der Stromversorgung zu erarbeiten. 
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 In zahlreichen Austauschen mit den relevanten Akteuren über einen Zeitraum 
von ca. 10 Monaten wurden zentrale Problemstellungen für die verschiedenen 
Bereiche der medizinischen Versorgung erhoben und erste Lösungsansätze 
erarbeitet. 
 Insgesamt wurden vier Bereiche der Patientenversorgung identifi ziert, welche 
in Bezug auf die Stromversorgung als besonders vulnerabel einzustufen sind: 
Kliniken, Altenpflegeheime, Dialysepatient*innen und heimbeatmete 
Patient*innen. Für diese wurden anschließend gemeinsam mit Akteuren und 
Vertretern dieser Bereiche eigene Unterarbeitsgruppen einberufen, um mög-
liche Probleme und Lösungsansätze im Falle einer vorübergehenden Unterbre-
chung der Stromversorgung spezifi sch für die vier Bereiche zu diskutieren. 
 Basierend auf den gemeinsam erarbeiteten Punkten wurde ein Konzept zur 
Bewältigung einer Unterbrechung der Stromversorgung erstellt, welches im 
Zuge der weiteren Planung kontinuierlich fortgeschrieben wird. 
 In diesem Zusammenhang wird die stationäre Patientenversorgung durch die 
Notstromversorgung der Stuttgarter Kliniken gesichert. Der Rettungsdienst 
wird weiterhin im Einsatz sein und von der Branddirektion organisiert. Die maß-
gebliche Aufgabe des Gesundheitsamtes in diesem Szenario ist somit die Si-
cherstellung der ambulanten medizinischen Versorgung. 

                                                Containment Scouts – Evaluation einer Initiative zur 
personellen Unterstützung der Gesundheitsämter 
während der COVID-19 Pandemie 
   Autorinnen/Autoren        A.     Meinen    1    ,      D.     Said    1    ,      S.     Brinkwirth    ,      T.     Eckmanns    , 
     J.     Hermes   
  Institut     1      Robert Koch-Institut, Abteilung für Infektionsepidemiologie, 
Fachgebiet 37: Nosokomiale Infektionen, Surveillance von Antibiotikaresis-
tenz und -verbrauch, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781943 
      Hintergrund : Das Fallmanagement und die Kontaktpersonennachverfolgung 
von SARS-CoV-2-Fällen galten insbesondere vor der Verfügbarkeit von Impf-
präparaten als eine der wirksamsten Maßnahmen. In Deutschland befi ndet sich 
die Kontaktpersonenverfolgung gemäß § 11 Infektionsschutzgesetz (IfSG) im 
Zuständigkeitsbereich der Gesundheitsämter. Bereits vor Pandemiebeginn 
wurden jedoch die dortigen mangelnden personellen und monetären Ressour-
cen kritisiert. Deshalb wurde im Frühjahr 2020 die Containment-Scout-Initia-
tive (CSI) ins Leben gerufen. Ziel war es, mit Hilfe vom zusätzlichen Unterstüt-
zungspersonal, s.g. Containment Scouts (CS), die personellen Ressourcen in 
den Gesundheitsämtern schnellstmöglich zu erhöhen und somit die Kontakt-
personennachverfolgung und das Fallmanagement in Anbetracht rapide stei-
gender Infektionszahlen weiterhin gewährleisten zu können. In der Ausgestal-
tung war das Projekt weltweit einmalig. Der vorliegende Beitrag stellt die 
Ergebnisse der Evaluation der CSI vor. 
  Methode : Im Herbst 2021 wurden die zuständigen Kontaktpersonen in den 
Landesgesundheitsbehörden und Gesundheitsämtern bundesweit per E-Mail-
Anschreiben eingeladen an einer Online-Befragung teilzunehmen. Insgesamt ca. 
3800 (ehemalige) Containment Scouts wurden über das Bundesverwaltungsamt, 
dem Arbeitgeber, kontaktiert. Für die Befragung wurde die Online-Fragebogensoft-
ware Voxco genutzt. Die Teilnahme war freiwillig und anonym. 
  Ergebnisse : An der Befragung beteiligten sich etwa ein Drittel aller kontaktierten 
CS (36,5 %), 20,1 % der angefragten Mitarbeitenden der Gesundheitsämter und 
etwas mehr als 60,0 % der Mitarbeitenden in den Landesgesundheitsbehörden. 
Die Mehrzahl der CS (54,1 %) wurden durch die Gesundheitsämter ausgesucht 
(vom BVA: 36,1 %), waren weiblich (59,7 %), hauptsächlich zwischen 25 bis 34 Jah-
re alt (44,5 %) und hatten überwiegend einen akademischen Hintergrund (40,0 %). 
Ein Drittel der CS hatten einen fachlichen Hintergrund mit Gesundheitsbezug 
(32,3 %), wohingegen 60,5 % der CS einen anderen fachlichen Hintergrund anga-
ben. Bei über 65 % wurde durch die Tätigkeit ein Interesse an einer weiterführenden 
Tätigkeit im Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) geweckt. Mobile CS wurden 
vor allem zur Unterstützung bei Ausbruchsgeschehen angefordert (65,6 %), aber 
auch bei Verzug von Meldedaten (18,8 %). Über 69 % der Gesundheitsamt-Mitar-

beitenden wünschen sich das Konzept der mobilen Scouts auch zur Unterstützung 
bei Ausbrüchen in Nicht-Pandemiezeiten. 
 Von den CS, den Gesundheitsamt-Mitarbeitenden und den Landesgesundheits-
behörden wurden die CSI überwiegend als sehr gut oder gut bewertet (79,7 %, 
82,2 %, 100 %). 
  Schlussfolgerung : Die CSI hat sich als geeignetes Tool für eine kurzfristige 
personelle Aufstockung von Gesundheitsämtern in der COVID-19 Pandemie 
herausgestellt, in der auch Personen ohne spezifi sche Ausbildung oder medi-
zinische Vorkenntnisse erfolgreich eingesetzt wurden. Für aktuelle Ausbrüche 
und zukünftige Krisen bzw. Pandemien empfi ehlt sich das Konzept der CSI und 
für letztere sollte diskutiert werden, ob es daher in den Nationalen Pandemie-
plan für Deutschland aufgenommen werden soll. 

                                                Die COVID-19-Patient*innen der Münchner Kranken-
häuser 
   Autorinnen/Autoren        M.     Schaff ner    1    ,      V.     Koncz    2    ,      M.     Brandt    2    ,      E.     Rosenfeld    2    , 
     L.     Barth    3    ,      S.     Gleich    2    ,      A.     Klima    2    ,      S.     Schmidt    2   
  Institute     1      Hochschule München, Fakultät 11, München   ;   2      Landeshaupt-
stadt München   ;   3      Landeshauptstadt München, IT-Referat, München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781944 
      Hintergrund und Zielsetzung : Die SARS-CoV-2-Pandemie hat die Gesund-
heitssysteme, insbesondere Krankenhäuser und Intensivstationen (ICU), mit 
einer noch nie dagewesenen Belastung konfrontiert. In der Landeshauptstadt 
München wurde ein digitaler Runder Tisch mit allen Münchner Kliniken eingerich-
tet, um das Zusammenspiel und den Informationsfl uss untereinander zu verbes-
sern. Um die Situation zum Infektionsgeschehen und Patient*innenaufkommen 
in den Krankenhäusern besser verstehen zu können, wurden monatlich kumulier-
te Krankenhausdaten von COVID-19 positiven Patient*innen in München erhoben 
und analysiert. Der mit den Daten mögliche Blick zurück auf die Jahre 2020-22 
erlaubt, die Herausforderung in den Krankenhäusern in der Hochzeit der Pan-
demie für die Zukunft zu dokumentieren. 
  Methoden : Mit den Münchner Kliniken wurde eine Auswertung von Kranken-
hausdaten vereinbart. Grundlage stellten die gemäß § 21 Krankenhausentgelt-
gesetz routinemäßig erfassten Daten dar. Diese unter Berücksichtigung des 
Bayerischen Datenschutzgesetzes erhobenen Informationen wurden von den 
Krankenhäusern in Form von anonymisierten Sekundärdaten zusammengeführt 
und weitergeleitet. 
 Der Datenbestand umfasst alle Patient*innen mit einer bestätigten COVID-
19-Infektion, die zwischen dem 01.02.2020 und 31.12.2022 (letzte Datenüber-
mittelung) in einem Münchner Krankenhaus behandelt wurden. Es werden 
somit fast vollständig die ersten drei Jahre der SARS-CoV-2-Pandemie in Mün-
chen abdeckt. Die Auswertung der Daten erlaubt einen Blick auf die 
Patient*innenstruktur, den Behandlungsort (Normalstation/Intensivstation), 
die Behandlungsdauer und die Mortalität im Verlauf der Pandemie. Das Mor-
talitätsrisiko wird unter Berücksichtigung der Phasen der Pandemie und von 
Patient*innenmerkmalen geschätzt. Angegeben werden die Odds Ratios (OR) 
und die zugehörigen 95- %-Konfi denzintervalle (95- %-KI). 
  Ergebnis und Schlussfolgerung  : Bis Ende 2022 wurde bei 28.418 
Patient*innen mit COVID-19 Diagnose in den Münchner Kliniken die Behand-
lung beendet. Von diesen benötigten 5.461 (19.2 %) eine Behandlung auf der 
Intensivstation und 2.881 (10,1 %) Patient*innen verstarben im Verlauf der 
Behandlung im Krankenhaus. Die höchste Belegung war in der 5. (KW 52/21 
– 21/22) und 6. Welle (ab KW 22/22) der SARS-CoV-2-Pandemie. Ein ausge-
prägtes Sommerplateau mit niedrigen Belegungszahlen gab es nur im Sommer 
2020, im Sommer 2021 gab es nur eine kurze Phase mit niedriger Belegung, 
im Sommer 2022 gab es keine Kalenderwoche mit weniger als 100 Neuaufnah-
men. 
 Ein großer Teil der Patient*innen war alter als 60 (17.340, 61,0 %), ein relevan-
ter Teil alter als 80 (7.488, 26,4 %). Das mittlere Alter der Patient*innen variier-
te im Verlauf der Pandemie, das höchste mittlere Alter konnte in München in 
der 2. Welle beobachtet werden, dass niedrigste in der 3. und 4. Welle. Der 
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Anteil der Patientinnen betrug dabei 47,2 %. Bei gemeinsamer Betrachtung von 
Alter und Geschlecht zeigt sich bei Patientinnen in den mittleren Alterskatego-
rien eine erhöhte Hospitalisierung. Das Vorliegen einer Schwangerschaft 
scheint dabei von Bedeutung gewesen zu sein. 
 Die Liegedauer im Krankenhaus hing vom Behandlungsort ab. Patient*innen, 
bei denen eine Behandlung auf der Intensivstation notwendig war, lagen im 
Mittel deutlich länger im Krankenhaus als Patient*innen, die nur auf der Nor-
malstation behandelt wurden. Bei der mittleren Liegedauer gab es im Verlauf 
der Pandemie nur vergleichsweise geringe Änderungen, ab der 5. Welle kam 
es jedoch zu einer leichten Reduktion. Der Anteil der Patient*innen, bei denen 
eine Behandlung auf der Intensivstation notwendig war, sank im Verlauf der 
Pandemie. Verstorbene Patient*innen wurden im Mittel länger als 10 Tage im 
Krankenhaus versorgt. 
 Das Mortalitätsrisiko wurde maßgeblich vom Alter bestimmt. Höheres Alter 
bedeutete ein deutlich erhöhtes Risiko zu versterben (z.B. OR von 23,5 bei der 
Altersgruppe 81 – 90 im Vergleich zur Referenzkategorie 0 – 40). Ein weiterer 
bedeutender Faktor war die Behandlung auf der Intensivstation und eine durch-
geführte Beatmung während der Behandlung (OR 12,95). Das Vorliegen einer 
onkologischen Erkrankung ging ebenfalls mit einen erhöhten Mortalitätsrisiko 
(OR 2,97) einher. Bei den Wellen zeigt sich, dass in der 2. (OR 1,69), 3. (OR 1,20) 
und 4. Welle (OR 1,34) ein höheres Mortalitätsrisiko im Vergleich zur ersten 
Welle bestand. In der 5. (OR 0.57) und 6. Welle (OR 0,52) gab es eine relativ 
deutliche Verringerung des Risikos. 
 Eine Schätzung des Mortalitätsrisikos ohne Berücksichtigung weiterer 
Patient*innenmerkmale führt zu scheinbar inhaltlich anderen Ergebnissen. Das 
Mortalitätsrisiko war danach nur in der 2. Welle (OR 1,57) erhöht, in allen an-
deren Wellen bestand ein vergleichbares oder niedrigeres Risiko als in der ers-
ten Welle. Die sich ändernde Patient*innenstruktur im Verlauf der Wellen ist 
maßgeblich dafür verantwortlich. In der dritten Welle waren die Patient*innen 
im Mittel jünger. Eine detaillierte Betrachtung zeigt auch, dass in München für 
jüngere Patient*innen die 3. Welle mit einem erhöhten Risiko zu versterben 
einherging. 
 Die Auswertung der COVID-19 Fälle der Münchner Kliniken dokumentiert die 
enorme Belastung des Gesundheitssystem in den Hochphasen der Pandemie. 
Obwohl es in der 5. und 6. Welle eine Reduktion des Risikos bei den 
Patient*innen gab, war aufgrund des insgesamt höheren Fallgeschehens die 
Belastung des Gesundheitssystems weiterhin sehr hoch. Während gewisse 
Größen relativ konstant im Laufe der Wellen geblieben sind, zeigen sich z.B. 
beim Patient*innenalter durchaus Veränderungen, die nicht direkt in dieser 
Art hätten antizipiert werden können. 

                                                Erfahrungen lokaler Gesundheitsbehörden in 
Deutschland mit dem Krisenmanagement während 
der COVID-19-Pandemie, 2020–2022 
   Autorinnen/Autoren        F.     Mock    1    ,   2    ,      M.     Schöll    1    ,      M.     an der Heiden    1    ,      U.     Rexroth    1   
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ÖGD Kontaktstelle | Krisenmanagement, Ausbruchsuntersuchungen und 
Trainingsprogramme (Fachgebiet 31), Berlin   ;   2      Berlin School of Public 
Health, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781945 
      Hintergrund : Die Reaktion auf die COVID-19-Pandemie stellte für den ÖGD 
eine schwere Krisensituation dar. Die hier vorgestellte Studie hat das Ziel, Er-
fahrungen der lokalen Gesundheitsbehörden mit dem Krisenmanagement 
während der COVID-19-Pandemie in den Jahren 2020–2022 darzustellen, um 
daraus für die Vorbereitung auf weitere Lagen zu lernen. 
  Methodik : Im Oktober 2022 wurde retrospektiv eine strukturierte, schriftliche 
Online-Befragung für die Jahre 2020-2022 durchgeführt. Zielgruppe waren 
Mitarbeitende der Managementebene in lokalen Gesundheitsbehörden in 
Deutschland. Die erhobenen Daten hatten keinen Personen- oder Behörden-
bezug. Eine Zuordnung zu Bundesländern erfolgte nicht. Abgefragte Themen-
komplexe waren z. B. die Krisenplanung vor der Pandemie, Ressourcen in der 

Krisenbewältigung sowie Bedarfe bei der Kommunikation. Die erhobenen 
Daten wurden größtenteils mit R und Microsoft Excel deskriptiv ausgewertet. 
Freie Textantworten wurden mittels Inhaltsanalyse nach Mayring mit indukti-
ver Kategorienbildung analysiert. 
  Ergebnisse : Ausgewertet wurden die Antworten von 92 vollständig ausgefüll-
ten Fragebögen. Vor der Pandemie lagen in etwas weniger als der Hälfte aller 
teilnehmenden Behörden Krisenpläne vor. In weiteren knapp 20 % der Behörden 
wurden zu Beginn der Pandemie Krisenpläne erstellt. Während der Pandemie 
sahen sich die Teilnehmenden mit zahlreichen Herausforderungen konfrontiert. 
Darunter fi el z. B. die Kommunikation der lokalen Gesundheitsbehörden unter-
einander. Nur etwa 2 % der Teilnehmenden gaben an, dass sie andere lokale 
Gesundheitsbehörden „gut“ zeitnah erreichen konnten. Auch bei der Kommu-
nikation mit den Bundes- und Landesebenen bestanden aus Sicht der lokalen 
Gesundheitsbehörden off ene Bedarfe, über die in freien Textantworten berich-
tet wurde. Am häufi gsten wurden die Verfügbarkeit von Ansprechpersonen aus 
den Bundes- und Landesbehörden sowie eine frühzeitigere Kommunikation 
sich ändernder Rechtsgrundlagen genannt. Zudem stellte für 83 % der Teilneh-
menden Personalmanagement und -reserve eine große Herausforderung dar. 
Keine der befragten Behörden konnte während der Pandemie den Normalbe-
trieb vollständig aufrechterhalten. 
  Diskussion : Die Befragung ermöglichte Einblicke in die Krisenmanagement-
Strukturen aus Sicht der der lokalen Gesundheitsbehörden in Deutschland 
während der COVID-19-Pandemie, ist aber keine repräsentative Umfrage. Etwa 
ein Drittel der Behörden gingen ohne festgelegte vorgedachte Krisenmanage-
ment-Strukturen in die Pandemiebewältigung; unbekannt ist jedoch, wie nütz-
lich die vorhandenen Krisenpläne tatsächlich waren. Die größten Herausforde-
rungen für die lokalen Gesundheitsbehörden lagen in den Bereichen Personal 
und mangelnde Kommunikationsstrukturen. Neben einer besseren Vernetzung 
der Behörden, die u.a. im Pakt für den ÖGD vorgesehen ist, ist auch eine Auf-
arbeitung der Krisenkommunikationsstrukturen notwendig. Die Befragung 
verdeutlicht, dass es weitere Ressourcen braucht, um die Erkenntnisse aus der 
Bewältigung der COVID-19-Pandemie in die Vorbereitung auf die nächste Kri-
se einbauen zu können, um dadurch tatsächlich die Krise als Chance zu sehen 
und an den Herausforderungen zu wachsen. 

                                                From airport to school to hospital – the story of a 
rare SARS-CoV-2 virus variant import 
   Autorinnen/Autoren        S.     Sachse    1    ,   2    ,      O.     E.     Anastasiou    3    ,      C.     Elsner    3    ,      R.     S.     Ross    3    , 
     S.     C.     Goretzki    4    ,      S.     Goer    2    ,      R.     Nagel    2    ,      M.     Koldehoff     2    ,      M.     Savin-Hoff meyer    5    , 
     M.     Döhla    5    ,      N.     T.     Mutters    5    ,      A.     Thomas    1    ,      I.     Kraiselburd    1    ,      F.     Meyer    1    , 
     R.     M.     Schmithausen    1    ,   2    ,   5    ,      U.     Dittmer    3   
  Institute     1      Institute for Artifi cial Intelligence (IKIM), Essen University 
Hospital, University of Duisburg-Essen   ;   2      Department of Hygiene and 
Environmental Medicine, University Hospital Essen, University of Duisburg-
Essen   ;   3      Institute of Virology, Essen University Hospital, University of 
Duisburg-Essen   ;   4      Pediatric Hematology and Oncology, Department of 
Pediatrics III, University Hospital Essen, University of Duisburg-Essen   ; 
  5      Institute for Hygiene and Public Health, Bonn University Hospital, Medical 
Faculty University of Bonn  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781946 
     We investigated a COVID-19 outbreak with the fi rst case of hitherto rare viral 
variant B.1.640.2 of possible Cameroonian origin in a high school in Germany 
in December 2021. 
 The full-length SARS-CoV-2 sequences obtained from the infected individuals 
were classifi ed as B.1.640.1 and B.1.640.2 pangolin lineage (IHU-variant). 
 The index case was an adult returned from a three-week development aid re-
sidence in the Republic of the Congo. He introduced the atypical variant 
through his children into the school setting, which was further transmitted to 
a vulnerable ward in a hospital, and fi nally infi ltrated several other Communities. 
These data are a further example of the unpredictability of the emergence of 
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SARS-CoV-2 variants, and of their possible introduction into a given geogra-
phical area and several vulnerable institutions from abroad. 
 However, hygiene management and crisis management strategies based on 
early research of clinical signs associated with self-quarantine was eff ective. 

                                                Pandemiereaktion der Gesundheitsämter Sachsen-
Anhalts – Ergebnisse einer Interviewstudie 
   Autorinnen/Autoren        P.     Samtlebe    1    ,      A.     Knöchelmann    1   
  Institut     1      Institut für Medizinische Soziologie; Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg, Halle(Saale)  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781947 
     Die Gesundheitsämter erwiesen sich während der Covid-19 Pandemie als zen-
trale Säule und wichtige kommunale Infrastruktur zum Schutz der Bevölkerung 
und der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der Gesundheitsversorgung. 
Die in der Pandemie gesammelten Erfahrungen im ÖGD sind ein wichtiger 
Bestandteil der Vorbereitung auf kommende gesundheitliche Herausforderun-
gen, Notlagen und Krisen. 
 Unser Projekt zur Pandemiebewältigung widmet sich über einen sequenziellen 
Mixed-Methods-Ansatz den Perspektiven und der Expertise der Gesundheits-
ämter Sachsen-Anhalts. Wir verfolgen das Ziel gemeinsam mit Vertreter:innen 
des ÖGDs einen Beitrag zur Aufarbeitung der Pandemiebewältigung zu bieten. 
Es sollen wichtige best-practice Beispiele identifi ziert sowie Ressourcenbedar-
fe und Lösungsvorschläge für die Herausforderungen in Notlagen zu erarbeitet 
werden. 
 In diesem Vortrag werden erste Ergebnisse aus Interviews mit Amtsleitungen 
vorgestellt. Zentrale Aspekte unserer Interviews sind die Anforderungen an 
zukünftige Pandemiepläne, organisationale Anpassungen und der konkrete 
Umgang mit pandemiebezogenen Aufgaben sowie die Einbettung und Zusam-
menarbeit der Gesundheitsämter in kommunale und überregionale Strukturen. 

                                                Quo vadis, Gesundheitsamt – Transformation zur 
zukunftsfähigen Dienstleisterin 
   Autorinnen/Autoren        R.     Zöllner    1    ,      P.     Tinnemann    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781948 
      Einleitung : Als Folge von Klimaveränderungen und weltweiter Konfl ikte werden 
sich auch die Anforderungen an Gesundheitsämter verändern. Davon betroff en 
sind insbesondere Gesundheitsämter in Metropolregionen mit starker inter-
nationaler Vernetzung (exemplarisch sind hier das Rhein-Ruhr-Gebiet, Rhein-
Main-Gebiet und die Hauptstadtregion Berlin zu nennen). Gesundheitsämter 
mit überregionalen Aufgaben müssen eine strukturelle und zukunftsfähige 
Weiterentwicklung erfahren. Hier wird der geplante Weg für das Gesundheits-
amt Frankfurt am Main beispielhaft dargestellt. Es erfolgt eine Transformation, 
vom reinen Dienstleister mit selektiver Datensammlung, hin zum prospektiven 
und wissenschaftlichen Arbeiten. 
  Methode : In einem Planungsfeld von fünf Jahren (2023 – 2027) soll die Trans-
formation erfolgen. Auf der Basis der Zielformulierung ( Was wollen wir ) und 
dem Ergebnis zur Statuserfassung ( Wo stehen wir ), lässt sich der Transformati-
onsprozess ( Wie erreichen wir unser Ziel ) beschreiben. Für die Transformation 
greift das Gesundheitsamt Frankfurt am Main übliche Profi lelemente von Uni-
versitäten und Hochschulen auf und etabliert, in Erweiterung der Basisaufga-
ben, die Aufgaben (1) Forschung und Lehre, (2) Ausbildung und Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses, sowie (3) wissenschaftliche Weiterbildung. 
  Erwartetes Ergebnis : Mitarbeitende können – neben ihren Basisaufgaben – 
kontinuierlich Lern- und Lehrangebote nutzen und damit die wissenschaftliche 
Fach- und Methodenkompetenz im Gesundheitsamt verbessern. Durch geeig-
netes Qualitätsmanagement wird der Erfolg vom Transformationsprozess be-
wertet und – soweit erforderlich – der Prozess angepasst. 
  Diskussion : Das Gesundheitsamt Frankfurt am Main will sich für die Heraus-
forderungen der Bevölkerungsgesundheit der Zukunft optimal aufstellen. 

Wesentlich dafür ist initial die Weiterbildung und Weiterentwicklung der Mit-
arbeitenden, die bereits in der Planungsphase 2025/26 über das Qualitätsma-
nagement dokumentiert wird.  Parallel muss die Entwicklung von neuen Struk-
turen erfolgen, um den wissenschaftlichen Austausch im Gesundheitsamt und 
im Verbund mit anderen Gesundheitsämtern zu fördern, sowie bereits etab-
lierte Forschungsstrukturen und Politik stärker anbindet. 

                                                The scientifi c chaos phase of the Great Pandemic: 
An analysis of the fi rst surge of clinical research 
concerning COVID-19 
   Autorinnen/Autoren        T.     Adami    1    ,   2    ,      M.     Ries    1   
  Institute     1      Universitätsklinikum Heidelberg, Zentrum für Kinder- und 
Jugendmedizin, Universitätsklinikum Heidelberg, Sektion für Neuropädiatrie 
und Stoff wechselmedizin, Heidelberg   ;   2      Universitätsklinikum Heidelberg, 
Thoraxklinik Heidelberg, Sektion Thoraxonkologie, Heidelberg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781949 
      Background : Early stages of catastrophes like COVID-19 are often led by cha-
os and panic. To characterize the initial chaos phase of clinical research in such 
situations, we analyzed the fi rst surge of more than 1000 clinical trials about 
the new disease at baseline and after two years follow-up. Our 3 main objecti-
ves were: (1) Assessment of spatial and temporal evolution of clinical research 
of COVID-19 across the globe, (2) Assessment of transparency and quality – 
trial registration, (3) Assessment of research waste and redundancies. 
  Methods : By entering the keyword “COVID-19” we screened the International 
Clinical Trials Registry Platform of the WHO and downloaded the search output 
when our goal of 1000 trials was reached on the 1 st  of April. Additionally, we 
verifi ed the integrity of the downloaded data from the meta registry by com-
paring the data with each individual registration record on their source register. 
Also, we conducted a follow-up after two years to track their progress. 
  Results : (1) The spatial evolution followed the geographical spread of the di-
sease as expected, however, the temporal development suggested that panic 
was the main driver for clinical research activities. (2) Trial registrations and 
registers showed a huge lack of transparency by allowing retrospective regis-
trations and not keeping their registration records up to date. Quality of trial 
registration seems to have improved over the last decade, yet crucial informa-
tion still was missing. (3) Research waste and redundancies were present as 
suggested by discontinuation of trials, preventable fl aws in study design, and 
similar but uncoordinated research topics operationally fragmented in isolated 
silo-structures. 
  Conclusion : The scientifi c response mechanism across the globe was intact 
during the chaos phase. However, supervision, leadership, and accountability 
are urgently needed to prevent research waste, to ensure eff ective structure, 
quality, and validity to ultimately break the “panic-then-forget” cycle in future 
catastrophes. 

                                       Zahnmedizin – Block 5 

  13:00 – 14:30 | Saal X.2 

             Karieslast bei Kleinkindern nach Corona 
   Autor        U.     Schiff ner   
  Institut      Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf Poliklinik für Parodonto-
logie, Präventive Zahnmedizin und Zahnerhaltung, Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781950 
     Noch immer haben zu viele Kinder im Vorschulalter Karies, die unter den Kin-
dern zudem stark polarisiert verteilt ist. Vor diesem Hintergrund wurden ab 
2019 zusätzliche Präventionsmöglichkeiten implementiert. Dies sind die neu-
en Bema-Leistungspositionen sowie die neuen Empfehlungen zur Kariespro-
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phylaxe mit Fluorid mit Kinderzahnpasten, die 1000 ppm Fluorid enthalten 
sollen. Der unmittelbare Eff ekt dieser Maßnahmen wird jedoch dadurch in 
Frage gestellt, dass während der Corona-Pandemie gruppenprophylaktische 
Maßnahmen ausgesetzt wurden und auch zahlreiche individualpräventive Kon-
takte unterblieben. 
 Der Beitrag hat eine Einschätzung der aktuellen Situation zum Ziel. Erste Daten 
zur Karieslast bei Kleinkindern nach der Pandemie haben bis zum Zeitpunkt der 
Formulierung dieser Vortragsübersicht keine allgemeine Verschlechterung der 
Kariesbefunde ergeben, sondern zumindest konstante Karies-Mittelwerte ge-
zeigt. Ob die präventionsfördernden Maßnahmen somit ein erkennbares Ge-
gengewicht zu den coronabedingten Restriktionen ausmachen konnten, ist 
jedoch schwer einschätzbar. Zudem stellt sich die Entwicklung bei Kindern mit 
erhöhtem Kariesrisiko bislang uneindeutig dar. Zu dieser besonderen Gruppe 
der Kinder sowie vor einer Verallgemeinerung der aktuellen Tendenz sind wei-
tere Daten erforderlich. Der Beitrag wird die zum Tagungszeitpunkt vorliegen-
de aktuelle Datenlage darstellen und diskutieren. 

                                                Auswirkung auf Mundgesundheit durch pandemibe-
dingte Einschränkungen in der öff entlichen Gesund-
heitsvorsorge, basierend auf Reihenuntersuchung in 
Frankfurter Kindergärten und Schulen 
   Autor        A.     Füllkrug   
  Institut      Gesundheitsamt Frankfurt/Main Abteilung Zahnmedizin, Frankfurt 
am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781951 
      Hintergrund : Während der SarsCoV19 Pandemie wurden die zahnärztlichen 
Reihenuntersuchungen sowie die Gruppenprophylaxe vollständig ausgesetzt. 
Darüber hinaus entfi elen die von den Einrichtungen (Kindergärten/Schulen) 
selbst durchgeführten Mundhygienemaßnahmen, wie zum Beispiel das Zahn-
putztraining, für zwei Jahre vollständig. Nach Wiederaufnahme der gesetzlichen 
Aufgaben wird erwartet, dass bei der Mundgesundheit der Kinder Defi zite auf-
getreten sind, zum Beispiel im Zahnstatus, der Karieshäufi gkeit bzw. in erkenn-
baren Wissenslücken. Möglicherweise können aus der ersten Reihenuntersu-
chung nach der Pandemie mögliche Indikatoren abgeleitet werden, die im 
Sinne eines Frühwarnsystems, für den ÖGD künftig relevant sind. Mit Beginn 
der ersten regulären und vollständigen Reihenuntersuchung sollen auch Be-
zugswerte für künftige Auswertungen neu gesetzt werden, um Eff ekte in den 
jeweiligen Altersgruppen in den nächsten Betrachtungsperioden identifi zieren 
zu können. 
 Auf Basis verfügbarer Vergleichsdaten aus den Jahren vor dem Pandemiezeit-
raum ist eine Analyse von Daten zu über 20.000 Frankfurter Kindern möglich. 
Ziel der Untersuchung ist es Erkenntnisse über Einfl uß und Auswirkungen der 
Arbeit des Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) im Bereich der Mundgesund-
heit zu gewinnen. 
  Vorgehensmodell/Methode : Basiswerte sind die zahnmedizinischen Reihen-
untersuchungen und Prophylaxemaßnahmen die seitens des ÖGD im Bereich 
der Stadt Frankfurt für über 20.000 Kinder in der Altersgruppe 3 bis 12 Jahre 
durchgeführt werden. Als Vergleichszeitraum werden die drei Schuljahre 
(2016/17, 2017/18, 2018/19) vor Pandemiebeginn herangezogen und in Kor-
relation zum Schuljahr (2022/23) gesetzt. 
 Nicht in die Betrachtung einbezogen werden die zahlenmäßig unvollständigen 
Schuljahre 2019/20 sowie 2021/22, die bereits durch die Pandemiemaßnah-
men beeinfl usst waren. Der Auswertung zugrunde liegen die medizischen 
Befunde dmft/DMFT, Kariesfreiheit, etc. 
 Außer den medizischen Fakten wurden im ersten Reihenuntersuchungsjahr 
nach der Pandemie aktiv auch weiche Faktoren in Bezug auf die motorischen 
Fähigkeiten, Wissen der Kinder zur Mundgesundheit und Ernährungsverhalten 
subjektiv mit betrachtet. 

  Erkenntnisse, Indikatoren, Diskussion : Bei Kinder in der Altersgruppe 3 bis 5 
Jahre ist die Kariesfreiheit positiv angestiegen. Hier könnte sich als positiv aus-
gewirkt haben, dass Eltern pandemiebedingt häufi g im Homeoffi  ce/Kurzarbeit 
waren und für die Kinder so genügend Zeit für die Zahnpfl ege zur Verfügung 
stand. Bei der Altersgruppe 6 bis 7 Jahre ist eine minimale Verbesserung der 
Kariesfreiheit festzustellen, auff allend jedoch deutliche motorische Defi zite in 
Abhängigkeit der Bevölkerungsstruktur des jeweiligen Stadtteiles. Weitere 
Aufmerksamkeit erlangt die Altersgruppe der 11 jährigen, hier war in den Ver-
gleichsjahren bei der Kariesfreiheit eine jährlich stetige Verbessserung festzu-
stellen, die nach der Pandemie jedoch außergewöhnlich stark zurückgegagen 
ist. Dieser Altergruppe wurde in den Grundschulen eine Eigenständigkeit auf-
erlegt, die zu mehr Kompensationsleistung durch die Eltern geführt hat. 
 Bei den subjektiven/weichen Faktoren ist festzustellen, dass bei den Kinder in 
der Altersgruppe 3 bis 5 Jahre signifi kante Wissenslücken und motorische Ein-
schränkungen vorhanden sind. Bei der Altersgruppe 6 bis 8 Jahre sind überwie-
gend motorische Defi zite sichtbar, zum Beispiel ist richtiges Zähneputzen nicht 
bekannt oder nur rudimentär bekannt, Begriff e wie „Kaufl äche, Außenseite, 
Innenseite“ können nicht zugeordnet werden. Bei der Altersgruppe 8 bis 12 
Jahre ist keine oder nur eine geringe Sensibilisierung für eine ausgewogene 
Gesundheit und Mundhygiene vorhanden, bedingt durch das Ausbleiben des 
Wiederholungseff ektes der Gruppenprophylaxe. 

                                                Dentale Vernachlässigung bei Kindern und Jugendli-
chen: Scoping Review zu Ansätzen der Identifi kation 
und Prävention von Kindeswohlgefährdung 
   Autorinnen/Autoren        M.     Kollek    1    ,      J.     Seidler    1    ,      F.     De Bock    1    ,      A.     Reinhart    1    , 
     A.     Bergmann    1    ,      P.     Petrakakis    1    ,      S.     Ritz-Timme    1    ,      A.     Alayli    1   
  Institut     1      Bereich Versorgungsforschung im Kindes- und Jugendalter, Klinik 
für Allgemeine Pädiatrie, Neonatologie und Kinderkardiologie und Center 
for Health and Society Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781952 
      Einleitung : Die Vernachlässigung der kindlichen Mundgesundheit kann ein 
Anhaltspunkt für Kindeswohlgefährdung sein. Zahnärzt:innen in Praxen, Klini-
ken und im Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) kommt eine zentrale Rolle 
bei der Identifi kation möglicher Kindeswohlgefährdung (KWG) zu. Das frühe 
Erkennen einer dentalen Vernachlässigung ist essentiell um negative Folgen 
auf die körperliche und psychische Entwicklung sowie Einbußen der Lebens-
qualität zu verhindern. Ziel dieses Scoping Reviews ist die Erstellung einer 
Übersicht des aktuellen internationalen Forschungsstandes zu Screeningan-
sätzen und -instrumenten zur Identifi kation von dentaler Vernachlässigung 
sowie zu Modellen der Prävention und Versorgung im Zusammenhang mit 
dentaler Vernachlässigung. 
  Methoden : Basierend auf dem Population, Concept and Context (PCC)-Schema 
wurde eine systematische Suchstrategie entwickelt und in drei elektronischen 
Datenbanken (PubMed, PsycInfo, Scopus) durchgeführt. Da für Dentale Ver-
nachlässigung bislang keine einheitliche Defi nition besteht, wurde die aktuel-
le Defi nition der „Kinderschutzleitlinie“ herangezogen. Berücksichtigt wurden 
Veröff entlichungen in allen Sprachen, sofern ein Abstract in englischer oder 
deutscher Sprache verfügbar war. Das Screening von Titeln und Abstracts wur-
de anhand vorab festgelegter Ein- und Ausschlusskriterien durchgeführt und 
das Vorgehen vorab pilotiert. Sowohl das Screening als auch die Datenextrak-
tion erfolgte im 4-Augenprinzip. Unterschiede in der Bewertung wurden im 
Konsens-Verfahren gelöst. 
  Ergebnisse : Die Literatursuche resultierte in insgesamt 4.763 Treff ern. Davon 
wurden 149 Treff er einer Volltext-Bewertung unterzogen und bei Eignung in 
das Scoping Review eingeschlossen. Insgesamt konnten wenig Screeningan-
sätze und -instrumente identifi ziert werden. Diese werden hinsichtlich ihrer 
Charakteristiken (u.a. Inhalte, Formate, wissenschaftliche Erprobung u. Vali-
dierung) vorgestellt. Umfassende, intersektorale Modelle zur Prävention und 
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Versorgung im Zusammenhang mit dentaler Vernachlässigung sind national 
sowie international kaum vorhanden. Die identifi zierten Modelle adressieren 
meist einzelne Aspekte zur Prävention, wie z.B. ein standardisiertes Vorgehen 
bei Nichteinhalten von Terminen. Handlungsempfehlungen für ambulant täti-
ge Zahnärzt:innen sind bislang wenig konkret. 
  Fazit : Ansätze zur systematischen Identifi kation von dentaler Vernachlässigung 
bei Kindern und Jugendlichen sowie zur Prävention und Versorgung sind inter-
national kaum beschrieben und etabliert. Das Potenzial zum präventiven Kin-
derschutz in zahnärztlichen Settings kann deshalb aktuell nicht optimal genutzt 
werden. Die Entwicklung eines Instruments zur systematischen Identifi kation 
von dentaler Vernachlässigung aufbauend auf einer einheitlichen operationel-
len Defi nition ist zu empfehlen. Dies wäre eine wichtige Grundlage zur Etablie-
rung eines strukturierten Modells der Prävention und Versorgung sowie För-
derung der systematischen Zusammenarbeit zwischen Zahnärzt:innen und 
weiteren Fachkräften, insbesondere im ÖGD und den Jugendämtern. 

                                       Plenum III – Fallen wir in der Krise aus 
dem Rahmen? 

  13:15 – 14:45 | Saal Z 

             Crisis Management in Frankfurt aM: A Collaborative 
Approach Using United Nations Guidance for Cross-
Authority Risk Assessment and Strategy Develop-
ment 
   Autorinnen/Autoren        P.     Tinnemann    1    ,      F.     Naujoks    1    ,      E.     Wiggerich    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main, Amtsleitung, Frankfurt; 
Gesundheitsamt Frankfurt am Main, Ärztlicher Leiter Rettungsdienst, 
Frankfurt; Bereich 3 – 4 Gesundheit, Amtsleitung, Oberhausen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781953 
      Background : Frankfurt am Main, located centrally within Europe and Germany, 
possesses the fi fth-largest city population and is the heart of the third-largest 
metropolitan area in the nation. Its unique security profi le emerges from seve-
ral factors: its central location within the densest motorway network of Ger-
many, serving as a terminus for the vital German and European train networks, 
hosting the largest international airport in the nation, being home to three of 
the major internet hubs, and serving as the base for both the Federal German 
Bank and the Central European Bank. This unique combination of attributes 
establishes a unique security profi le for the city and gives rise to distinct secu-
rity, health, and emergency considerations that require a systematic assess-
ment for eff ective crisis planning. 
  Method : In our study, we used key guidance provided by the United Nations 
to develop potential scenarios for crisis planning. This process was conducted 
in collaboration with local, state, and federal security, health, and emergency 
authorities, allowing for the comprehensive examination of potential risks. 
  Results : We conducted a collaborative process that led to the assessment of 
risks and the development of a joint strategy across diff erent authorities res-
ponsible for security, health, and emergency management. By utilising the 
United Nations guidance, we were able to establish a common understanding 
of scenarios, work processes, and internal cultures within diff erent authorities, 
thereby facilitating the identifi cation and rectifi cation of challenges arising from 
interorganizational interfaces. 
  Conclusion : Our experiences and findings suggest that the application of 
frameworks and guidance from supranational levels can be eff ective in fostering 
a unifi ed strategic and tactical understanding across various levels of govern-
ment and across disparate authorities. Moreover, the collaboration facilitated 
through this process has proven benefi cial in bridging gaps in understanding 
and fostering a culture of cooperation amongst the 

                                       Zahnmedizin – Block 6 

  14:30 – 16:00 | Saal X.2 

             Dental Neglect und die Arbeitsgruppe Kinderschutz 
der Zahnärztlichen Gesundheitsdienste 
   Autorinnen/Autoren        P.     Petrakakis    1    ,      A.     Bergmann    2    ,      U.     Brix    3    ,      I.     Gottstein    1   
  Institute     1      Bundesverband der Zahnärztinnen und Zahnärzte des 
Öff entlichen Gesundheitsdienstes e.V. (BZÖG), Unna   ;   2      Gesundheitsamt 
der Stadt Düsseldorf, Zahnärztlicher Dienst, Düsseldorf   ;   3      Rhein-Erft-Kreis, 
Gesundheitsamt, Zahnärztlicher Dienst, Bergheim  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781954 
     Basierend auf Erfahrungen zahnärztlicher Vorsorgeuntersuchungen durch den 
Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) in Kitas und Schulen fällt auf, dass trotz 
entsprechender Mitteilungen an die Sorgeberechtigten bestimmte Kinder 
zahnärztlich unter- bzw. unversorgt bleiben. Dieser, auch als „Dental neglect“ 
(DN) oder Dentale Vernachlässigung (DV) bezeichnete Befund ist bedeutsam, 
da er ein erster Hinweis auf eine Kindesvernachlässigung bzw. Kindeswohlge-
fährdung sein kann. Obwohl der großen Mehrheit der im ÖGD tätigen Mitar-
beitenden diese Problematik bewusst ist, bestehen derzeit bundesweit nur 
einige wenige strukturierte Präventionsprogramme zur Früherkennung einer 
zahnärztlichen Unterversorgung von Kindern und Jugendlichen und zur Koope-
ration mit den Jugendämtern. Daten zur Prävalenz eines DN sowie zum Wirk-
samkeitsnachweis bestehender Präventionsprogramme im Sinne einer Verbes-
serung der Versorgungssituation von Kindern mit DN liegen in Deutschland 
dem entsprechend nur sehr vereinzelt vor. Die derzeit gültige S3-Leitlinie zum 
Kinderschutz gibt zwar gute Empfehlungen zur Vorgehensweise bei Verdacht 
auf Kindeswohlgefährdung, es fehlen jedoch Angaben zu defi nierten Schwel-
lenwerten, ab welcher ein Mundgesundheitszustand als kritisch im Sinne des 
Kinderschutzes eingestuft werden kann. Dieser Umstand wirkt sich zusätzlich 
erschwerend auf die sichere Früherkennung eines DN aus. Der Bundesverband 
der Zahnärztinnen und Zahnärzte des Öff entlichen Gesundheitsdienstes e.V. 
(BZÖG) hat es sich daher zur Aufgabe gemacht, bestehende Konzepte zusam-
menzuführen, eine einheitliche Wissens- und Datenbasis zu schaff en und Un-
terstützung zur Umsetzung strukturierter und angepasster Kinderschutzkon-
zepte anzubieten. Der Vortrag gibt u.a. eine Übersicht über die derzeitigen 
Erkenntnisse zu DN sowie zu den Zielsetzungen und der Arbeitsweise der Ar-
beitsgruppe Kinderschutz des BZÖG. 

                                                Kinderschutz im Zahnärztlichen Gesundheitsdienst 
– eine Bestandsanalyse acht Jahre nach Einführung 
eines Präventions- und Früherkennungsprogramms 
   Autorinnen/Autoren        P.     Petrakakis    1    ,      A.     Bergmann    2    ,      A.     Flottmann    1    , 
     S.     Fiedler    1    ,      X.     Braun    1    ,      U.     Brix    1   
  Institute     1      Rhein-Erft-Kreis, Gesundheitsamt, Zahnärztlicher Dienst, 
Bergheim   ;   2      Gesundheitsamt der Stadt Düsseldorf, Zahnärztlicher Dienst, 
Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781955 
     Kinderschutz stellt eine gesellschaftliche Querschnittsaufgabe dar und ist wich-
tiger denn je. Beschäftigte in der Gesundheitsversorgung sind durch ihre Aus-
bildung in der Lage, körperliche Anzeichen von Misshandlung oder Vernachläs-
sigung eher zu erkennen, als dies in der Normalbevölkerung der Fall ist. Die 
Erkennung einer potenziellen Gefährdung ist jedoch nicht ausreichend, denn 
es kommt in hohem Maße auf die entsprechende Einschätzung des Falls in 
Kooperation mit dem jeweiligen kommunalen Jugendamt an, um eine Gefähr-
dung sichtbar zu machen und die betroff enen Kinder und Sorgeberechtigten 
in geeignete Präventionsprogramme aufzunehmen. Da eine potenzielle Kin-
deswohlgefährdung sich zuerst in einer dentalen Vernachlässigung (DV) ma-
nifestieren kann, sind Zahnärztinnen und Zahnärzte in der Lage, diese in einem 
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frühen Stadium zu erkennen. Insbesondere die kommunalen Zahnärztlichen 
Dienste können aufgrund ihrer aufsuchenden Tätigkeit in Kitas und Schulen bei 
der Früherkennung einer DV und einer möglichen Kindeswohlgefährdung wert-
volle Dienste leisten und auf die freiwillige Annahme von Hilfen hinwirken. Im 
Rhein-Erft-Kreis (REK) wurde im Schuljahr 2015/2016 mit dem so genannten 
„Stufenmodell“ ein Präventionsprogramm zur Früherkennung von DV, zur 
strukturierten Begleitung der betroff enen Familien und zur interdisziplinären 
Kooperation mit den Jugendämtern eingeführt. Das Programm orientiert sich 
am Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) und zeigt 
anhand der bisher erworbenen Erkenntnisse, dass ein strukturiertes Vorgehen 
wirksam zur zahnärztlichen Versorgung betroff ener Kinder beitragen kann. Der 
Vortrag spannt einen Bogen von den Anfängen des Stufenmodells bis heute 
und zeigt auf, wie Kinderschutz in den kommunalen Zahnärztlichen Diensten 
wirkungsvoll umgesetzt werden kann. 

                                                Postervorstellung: Entwicklung des Zahnstatus von 
Kita-Kindern im Main-Kinzig-Kreis vor und nach der 
SARS-CoV-2-Pandemie 
   Autorinnen/Autoren        G.     Adolphi    1    ,      W.     Lenz    1   
  Institut     1      Amt für Gesundheit und Gefahrenabwehr, Main-Kinzig-Kreis, 
Hessen, Gelnhausen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781956 
      Einleitung : Die SARS-CoV-2-Pandemie hatte Auswirkungen auf das gesamte 
gesellschaftliche Leben. Insbesondere Kinder waren von zahlreichen Restrikti-
onen betroff en. So wurden zahnärztliche Vorsorgeuntersuchungen im Gegen-
satz zu den Jahren vor der Pandemie deutlich häufi ger ausgesetzt (Rückgang 
bei Kindern bis 5 Jahre um fast 40 %). Der Trend zu häufi gerem Konsum von 
zuckerhaltigen Lebensmitteln setzte sich in den vergangenen Jahren laut der 
EsKiMo II-Studie des RKI weiter fort. In den Kitas des Main-Kinzig-Kreises wurde 
zudem eine Reduktion des Frühstücksangebotes durch die Kitas um 50 % ver-
zeichnet. Hier waren die Eltern in der Verantwortung, den Kindern eine gesun-
de Auswahl anzubieten. Diese Umstände lassen vermuten, dass sich während 
der SARS-CoV-2-Pandemie Veränderungen im Zahnstatus ergeben haben. 
  Methodik : Der Main-Kinzig-Kreis erhebt regelmäßig den Zahnstatus aller Kita-
Kinder mit Einverständniserklärung der Eltern. Für die Beobachtung werden 
die Zahnstatus der Reihenuntersuchungen aus den Kindergärten des Main-
Kinzig-Kreises im Gesamtzeitraum von 1999 – 2023 herangezogen und explo-
rativ auf mögliche Tendenzen im Hinblick auf Veränderungen während der 
SARS-CoV-2-Pandemie analysiert. Die erfassten Daten werden mit der Software 
Octoware deskriptiv ausgewertet, in den Jahren vor Corona mit der Software 
Epiinfo. 
  Ergebnisse : Bei 3-jährigen Kindern ist im Zeitraum von 1999-2000 die Anzahl 
naturgesunder Zahnstatus von 82 % auf 86 % gestiegen. Bei 6-jährigen Kindern 
ist ebenfalls ein Anstieg um 4 Prozentpunkte, von 54 % auf 59 %, beobachtbar. 
Konsistent mit dieser Tendenz lässt sich von 2022 bis 2023 ein wachsender 
naturgesunder Zahnstatus bei 3-, sowie 6-jährigen Kita-Kindern verzeichnen. 
Bei 3-jährigen liegt der Sanierungsgrad in 2019/2020 bei 4 % und fällt in 
2022/2023 auf nur noch 2 %. Bei 6-jährigen sinkt der Sanierungsgrad von 14 % 
in 2019/2020 auf 11 % in 2022/2023. 
  Diskussion : Auch unter Einfl uss der SARS-CoV-2-Pandemie ist die Zahl der 
Kinder mit naturgesundem Zahnstatus weiter gestiegen. Die Zahlen zum Sa-
nierungsgrad der Zähne von 3- bzw. 6-jährigen Kita-Kindern lassen vermuten, 
dass zahnärztliche Vorsorgeuntersuchungen und Leistungen während der 
SARS-CoV-2-Pandemie seltener in Anspruch genommen worden. Die weitere 
Beobachtung der Entwicklung des Zahnstatus der Kita-Kinder ist zur langfris-
tigen Folgenabschätzung der Auswirkungen der SARS-CoV-2-Pandemie auf die 
Mundgesundheit unerlässlich. 

                                       Qualitätssicherung im KJGD – Block 1 
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             Stärkung diagnostischer Grundkompetenzen im 
Sozialpädiatrischen Entwicklungsscreenings (SO-
PESS) der Schuleingangsuntersuchung (SEU). Welche 
Barrieren und förderliche Faktoren gibt es? 
   Autorinnen/Autoren        J.     Maurer    1    ,      J.     Jaščenoka    1    ,      K.     Simon    2    ,      M.     Daseking    1   
  Institute     1      Professur für Entwicklungspsychologie und Pädagogische 
Psychologie, Helmut-Schmidt-Universität/Universität der Bundeswehr 
Hamburg, Hamburg   ;   2      Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen, 
Bochum   ;   2      Helmut-Schmidt-Universität/Universität der Bundeswehr 
Hamburg, Professur für Entwicklungspsychologie und Pädagogische 
Psychologie Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781957 
      Hintergrund : Die Schuleingangsuntersuchung (SEU) ist als einzige verpfl ich-
tende und fl ächendeckende Untersuchung von Kindern eine bedeutende Auf-
gabe des Öff entlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD). Unterstützungs- und För-
derbedarfe sollen so frühzeitig aufgedeckt werden. Im Rahmen der SEU wird 
in den meisten Bundesländern der BRD das Sozialpädiatrische Entwicklungs-
screening (SOPESS) (Petermann, Daseking, Oldenhage & Simon, 2009) als 
validiertes Screening-Instrument zur Erfassung des Entwicklungsstandes von 
Kindern eingesetzt. Für den größtmöglichen Nutzen der erfassten Daten soll 
die Durchführung der SEU und des SOPESS standardisiert erfolgen. Aus der 
Praxis der ÖGD zeigte sich jedoch, dass häufi g eine methodenbedingte Hete-
rogenität der Daten vorliegt. Dies kann die Validität und den Nutzen der Daten 
negativ beeinfl ussen. 
  Ziele und Methoden : Ein Ziel des Projektes KOMET-SEU 1  ist es, die Validität 
und den Nutzen der Daten des SOPESS zu sichern. Erfahrungen und Perspekti-
ven von Mitarbeitenden des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes (KJGD) 
wurden herangezogen, um Ursachen für eine methodenbedingte Heterogeni-
tät der Daten zu identifi zieren, mögliche Barrieren und förderliche Faktoren zu 
ermitteln sowie die Kommunikations- und Fehlerkultur in der Durchführung, 
Dokumentation und Erfassung vom SOPESS zu verbessern. Dazu wurden zwi-
schen Oktober 2021 und April 2022 insgesamt  n  = 56 leitfadengestützte pro-
blemzentrierte Telefoninterviews mit Schulärztinnen und -ärzten ( n  = 33) sowie 
Assistentinnen und Assistenten ( n  = 23) aus 21 KJGD aus sechs verschiedenen 
Bundesländern durchgeführt. Der Leitfaden enthielt 59 Leitfragen und die 
durchschnittliche Dauer der Telefoninterviews betrug ca. 60 Minuten (min. 35 
bis max. 120 Minuten). 
  Erste Ergebnisse : Um Barrieren ab- und förderliche Faktoren für verbesserte 
diagnostische Grundkompetenzen aufzubauen, wurde der Wunsch nach SO-
PESS-Online-Fortbildungen formuliert. Als zentrale Ergebnisse zu Erwartungen 
und Wünschen hinsichtlich von Fortbildungsmaßnahmen, konnten der Wunsch 
nach einem Videotutorial zur Durchführung des SOPESS ( n  = 21), Vermittlung 
theoretischer Grundlagen ( n  = 16), Hilfestellung bei der Bewertung (z.B. Visu-
omotorik) ( n  = 11), Kenntnissen zu Qualitätsmanagement ( n  = 10), Kenntnissen 
zur Durchführung und Bewertung des SOPESS bei Kindern mit geringen 
Deutschkenntnissen ( n  = 8), Kenntnissen im Umgang mit herausfordernden 
Kinder ( n  = 5) sowie Kenntnissen zu Rahmenbedingungen bei der Durchführung 
des SOPESS ( n  = 5) identifi ziert werden   [ 1      – 3 ]  . 
  Impact : Die Ergebnisse der Befragung der Mitarbeitenden des KJGD bilden die 
Grundlage einer modular aufgebauten Online-Fortbildung zu SOPESS 
(Jaščenoka, Maurer, Simon & Daseking, 2024), welche bereits pilotiert und 
modifi ziert wurde (Malonga Makosi, Diefenbach, König & Urschitz, 2024). Die 
Online-Fortbildung und die Evaluation dieser Maßnahme sollen dazu beitragen 
Barrieren ab- und förderliche Faktoren für verbesserte diagnostische Grund-
kompetenzen aufzubauen und somit die Validität und den Nutzen der Daten 
des SOPESS und der SEU bestmöglich zu sichern. 
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                                            Stärkung diagnostischer Grundkompetenzen in der 
Schuleingangsuntersuchung: Entwicklung einer 
Online-Fortbildung zum Sozialpädiatrischen Entwick-
lungsscreening für Schuleingangsuntersuchungen 
(SOPESS) 
   Autorinnen/Autoren        J.     Jaščenoka    1    ,      J.     Maurer    1    ,      K.     Simon    2    ,      M.     Daseking    1   
  Institute     1      Lehrstuhl für Entwicklungspsychologie und Pädagogische 
Psychologie, Helmut-Schmidt-Universität/Universität der Bundeswehr 
Hamburg   ;   2      Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen, Bochum  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781958 
      Hintergrund : Die Schuleingangsuntersuchung (SEU) leistet individuell und 
gesellschaftlich einen bedeutsamen Beitrag zur orientierenden Beurteilung der 
schulrelevanten gesundheitlichen Situation von Einschüler und Einschülerinnen 
(Preuschof, Küster, Radmacher & Baumgarten, 2023). So lassen sich auf indivi-
dualmedizinischer Ebene frühzeitig Förderbedarfe ermitteln und auf bevölke-
rungsmedizinischer Ebene die Sozial-, Gesundheits- und Bildungsplanung 
gezielter gestalten. Um optimalen Nutzen aus diesen Daten zu gewinnen, ist 
es erforderlich, dass der Ablauf der Schuleingangsuntersuchung mit SOPESS 
(Petermann, Daseking, Oldenhage & Simon, 2009) einheitlich und standardi-
siert erfolgt. 
  Ziele und Methodik : Zur Stärkung der diagnostischen Grundkompetenzen von 
Schulärzten und Schulärztinnen sowie Assistenten und Assistentinnen wurde 
im Rahmen des Projektes KOMET-SEU 1  eine modular aufgebaute Online-Fort-
bildung zum SOPESS entwickelt. Die Auswahl der Module und Inhalte basieren 
auf einer Befragung von 56 Personen aus verschiedenen KJGD Deutschlands 
mittels problemzentrierter Interviews (Maurer, Jaščenoka, Simon & Daseking, 
2024). Das Fortbildungspaket wurde nach der Erstellung zunächst an 23 Per-
sonen pilotiert (Malonga, Diefenbach, König & Urschitz, 2024) und anschlie-
ßend modifi ziert. Es umfasst in seiner Endfassung acht Module (Einführung in 
 SOPESS ,  Testpsychologische  und  Entwicklungspsychologische  Grundlagen, S tan-
dardisierte Durchführung  von SOPESS, Auswertung  Visuomotorik , Kinder mit 
 nicht-deutscher Erstsprache  untersuchen,  Qualitätssicherung ,  Lexikon  zu wichti-
gen Themen rund um die SEU). Kernelement ist ein 20-minütiges Video-Tuto-
rial, welches die standardisierte Durchführung des SOPESS fallbasiert demons-
triert und die Bewertung der einzelnen Testaufgaben detailliert erläutert. 
Zusätzliche Checklisten, Tutorials, Bewertungsbeispiele, Podcasts, videoba-
sierte Experteninterviews sowie schriftliche Sachbeiträge runden das Maßnah-
menpaket ab   [ 1         – 4 ]  . 
  Impact : Das Maßnahmenpaket wird in einer ersten Anwendungsphase den 
Mitarbeitenden von 34 KJGD aus Nordrhein-Westfalen und Rheinlandpfalz über 

die Lernplattform der Akademie für das Öff entliche Gesundheitswesen (AÖGW) 
passwortgeschützt zur Verfügung gestellt und hinsichtlich seiner Wirksamkeit 
evaluiert. Nach Abschluss der Evaluationsphase wird die Online-Fortbildung ab 
Sommer 2024 allen SOPESS-Anwendern und -anwenderinnen zur Einarbeitung 
und Weiterbildung angeboten. Die AÖGW als bundesweit länderübergreifende 
Institution zur Aus- und Weiterbildung der Beschäftigten im ÖGD ist eine zen-
trale Bildungseinrichtung in Deutschland, weshalb die Bereitstellung der Ma-
terialien über diese Plattform eine langfristige und nachhaltige Nutzung sichert. 
Auf diese Weise wird bedeutsam dazu beigetragen, die Durchführung des 
SOPESS langfristig zu vereinheitlichen und so valide Daten für die individual- 
und bevölkerungsmedizinische Perspektive der SEU zu generieren. 
  1 Das Projekt KOMET-SEU wird vom Bundesministerium für Gesundheit (Förder-
kennzeichen ZMI1-2521FSB101) gefördert. 
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                                            Evaluation einer Onlinefortbildung zur Stärkung 
diagnostischer Grundkompetenzen bei Anwendung 
des SOPESS als Teil der Schuleingangsuntersuchung: 
das KOMET-SEU-Projekt 
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      Hintergrund : Die Durchführung der Schuleingangsuntersuchung (SEU) gehört 
zu den Schlüsselaufgaben des öff entlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD). Sie 
leistet einen wichtigen Beitrag zur individualmedizinischen Prävention, indem 
sie etwaige Unterstützungs- und Förderbedarfe sowie Versorgungslücken iden-
tifi ziert. Im Rahmen der SEU dient das Sozialpädiatrische Entwicklungsscreening 
SOPESS zur Früherkennung von schulrelevanten Entwicklungsproblemen bzw. 
–risiken   [ 1 ]  . In der Vergangenheit zeigte sich wiederholt eine hohe methoden-
bedingte Heterogenität in den erhobenen SOPESS-Daten, was die Validität und 
den Nutzen der Daten in Frage stellte. Als Gründe wurden Unterschiede in der 
Testanwendung, -durchführung, -dokumentation oder –interpretation ange-
nommen. 
  Ziele & Methoden : Das Projekt KOMET-SEU zielt darauf ab, den Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienst (KJGD) in der qualitätsgesicherten Durchführung des 
SOPESS und einer praxisrelevanten Nutzung der erhobenen Daten zu unter-
stützen. Dafür wurde auf Basis einer Stakeholder-Befragung ein auf die Bedar-
fe des KJGD zugeschnittenes Maßnahmenpaket bestehend aus digitalen Tools 
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und einer Online-Fortbildung   [ 2 ]   entwickelt und zur Anwendung gebracht. Im 
Rahmen einer Evaluation soll nun der Eff ekt auf das Untersuchungsverhalten 
untersucht werden (primärer Endpunkt). Dazu werden Aspekte des Untersu-
chungsverhaltens anhand eines Online-Fragebogens mit 37 Items vor (t0) und 
nach (t1) der Online-Fortbildung auf einer 4-stufi gen Likert-Skala erhoben und 
verglichen (Eff ektevaluation). Im Zuge einer zusätzlichen Prozessevaluation 
werden Reichweite, Akzeptanz, Nutzung, Zufriedenheit, Praxisrelevanz und 
Implementierungsqualität mittels weiterer Online-Fragebögen und struktu-
rierter Interviews untersucht. 
  Erste Ergebnisse : An einer Pilotphase (04 bis 06/2023) haben 4 Gesundheits-
ämter mit 23 Mitarbeitenden des KJGD teilgenommen. Der Mittelwert für das 
Untersuchungsverhalten betrug zum Zeitpunkt t0 3,5 Punkte (SD = 0,3). Bis 
zum Zeitpunkt t1 stieg er um 0,2 Punkte auf M = 3,7 (SD = 0,3) und zeigt sich 
somit änderungssensitiv. Im September 2023 startete die Hauptphase in Form 
einer cluster-randomisierten multizentrischen Studie mit 34 Gesundheitsäm-
tern (Interventionsgruppe n = 17; Wartelistenkontrollgruppe n = 17). An der 
Baseline-Erhebung (t0) haben bislang 327 Mitarbeitende des KJGDs teilgenom-
men. Endgültige Ergebnisse der Eff ekt- und Prozessevaluation werden bis März 
2024 erwartet. 
  Impact : Die Ergebnisse und Outputs von KOMET-SEU könnten zu i) einer pra-
xisorientierten Qualitätssicherung in der SOPESS-Durchführung, ii) einer er-
höhten Validität der SOPESS-Daten sowie iii) einer verbesserten länderüber-
greifenden Vergleichbarkeit der SOPESS-Ergebnisse beitragen. Dies könnte die 
nationale Gesundheitsberichterstattung stärken. Nach Abschluss des Projekts 
wird die Online-Fortbildung durch die Akademie für Öff entliches Gesundheits-
wesen weiter angeboten. 
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                                            Übergewicht und Adipositas genauer unter die Lupe 
genommen: Erkenntnisse aus den Schuleingangsun-
tersuchung der Region Hannover 
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      Einleitung : Übergewicht und Adipositas im Kindes- und Jugendalter sind wäh-
rend der Corona-Pandemie deutlich angestiegen und damit wieder zu einem 
bedeutsamen Gesundheitsthema geworden. Anhand der Schuleingangsdaten 
der Region Hannover wird aufgezeigt, dass nicht alle Vorschulkinder gleicher-
maßen von Übergewicht betroff en sind, sondern nach soziodemographischen 
und soziokulturellen Faktoren diff erenziert werden muss. 
  Methoden : Aus den Schuleingangsdaten des Einschulungsjahrgangs 2021/22 
(n = 11.546) der Region Hannover werden die Häufi gkeiten von Übergewicht 
und Adipositas ausgewertet und nach Subgruppen stratifi ziert. Anhand von 
multivariablen logistischen Regressionsanalysen werden Zusammenhänge 
zwischen möglichen Einfl ussfaktoren und der Prävalenz von Übergewicht er-
mittelt. 
  Ergebnisse : Insgesamt haben 14,5 % der untersuchten Kinder Übergewicht. In 
Familien mit einem geringen Haushaltbildungsindex (HBI) sind Kinder mit 

22,3 % überproportional von Übergewicht betroff en, aber auch Kinder mit 
beidseitigem (bds.) Migrationshintergrund haben mit 20,9 % eine hohe Über-
gewichtsprävalenz. Beide Faktoren sind am stärksten mit Übergewicht assozi-
iert (geringer vs. hoher HBI OR 2,4; 95 %-KI 2,1-2,9, beidseitiger vs. ohne Mig-
rationshintergrund OR 1,8; 95 %-KI 1,6-2,1). Subgruppenanalysen zeigen bei 
übergewichtigen Kindern mit bds. Migrationshintergrund nur einen geringen 
Bildungsgradienten der Eltern. 
  Schlussfolgerung : Auf Grundlage dieser Ergebnisse hat die Region Hannover 
ein Übergewichts-Präventionsprojekt initiiert. Dies unterstreicht die Bedeutung 
der Schuleingangsdaten für die Entwicklung konkreter Handlungsansätze und 
zielgruppenspezifi scher Präventionsarbeit. Die Vollerhebung sollte zudem ge-
nutzt werden, um bessere Erklärungsansätze für Übergewicht von sonst weni-
ger gut erreichbaren Gruppen zu identifi zieren. 

                                                E-health basiertes individualisiertes Stufenmodell für 
Adipositasprävention und -therapie im Kindes- und 
Jugendalter am Beispiel der STARKIDS-Studie 
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      Hintergrund : Übergewicht und Adipositas treten bei Kindern und Jugendlichen 
mit einer Prävalenz von ca. 15 % bzw. 6 % auf. Trotz der hohen Prävalenz gibt es 
weder ausreichende Therapieangebote noch einen umfassenden Überblick 
über bestehende Angebote. Ziel der STARKIDS-Studie ist die Entwicklung und 
Evaluation eines individualisierten E-Health-basierten transsektoralen Versor-
gungsmodells für Kinder und Jugendliche mit Übergewicht und Adipositas. Die 
Studie wird im Rahmen des Programms neue Versorgungsformen durch den 
Innovationsfonds des GBA gefördert und in Kooperation mit der AOK Baden-
Württemberg durchgeführt. 
  Fragestellung : STARKIDS wird Im Rahmen einer cluster-randomisierten, kon-
trollierten Interventionsstudie evaluiert. Die Hauptfragestellungen beziehen 
sich auf die Gewichtsreduktion (BMI-SDS LMS), die Verbesserung der Lebensqua-
lität, sowie Folgeerkrankungen der Adipositas, günstige Verläufe hinsichtlich 
psycho-bio-sozialer Determinanten bzw. Folgen wie Motivation, Stigmatisierung 
und soziale Teilhabe, sowie ein günstiges Kosten-Eff ektivitäts-Verhältnis des In-
terventionsprogramms. 
  Methodik : Folgende Bereiche werden durch die neue Versorgungsform abge-
deckt: (i) Implementierung eines Tablet-basierten ambulanten Präsenzschu-
lungsprogramms, das in der Kinder- und Jugendarzt- sowie Hausarztpraxis 
gemeinsam mit betroff enen Familien durchgeführt wird. (ii) Beratungsangebot 
durch den Öff entlichen Gesundheitsdienst für übergewichtige und adipöse 
Kinder & Jugendliche mit mäßigem/fehlendem Therapieerfolg zur weiteren 
Therapieplanung. (iii) Angebot einer Online-Ressource zur Vertiefung der Schu-
lungsinhalte im häuslichen Umfeld mit spielerisch-kreativer Vermittlung rele-
vanter Inhalte. Die Interventionsgruppe erhält das skizzierte Interventionspro-
gramm. Die Kontrollgruppe erhält eine einmalige Basisberatung („TAU“). Beide 
Gruppen durchlaufen drei Messzeitpunkte: T0 = Baseline, T1 = T0 + 12 Monate 
und T2 = T1 + 6 Monate. 
  Ergebnisse und Diskussion : Die Versorgung von Kindern und Jugendlichen 
mit Übergewicht/Adipositas soll mit diesem neuen Versorgungsansatz erstmals 
in einem fl ächendeckenden, strukturierten und niederschwelligen Ansatz er-
möglicht werden. Es konnten 581 Probanden in die Studie eingeschlossen 
werden. Die TeilnehmerInnen waren im Mittel  M  = 10,72 ( SD  = 3,15) Jahre alt 
mit einem BMI Perzentil 98.29 ( SD  = 4,57). Zum Kongressvortrag liegen weite-
re Analysen vor. 
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                                       Infektionsschutz – Block 3 

  15:15 – 16:45 | Saal X.3 

             Evaluierung eines Bremer Schulimpfprogramms zur 
Steigerung von HPV-Impfquoten 
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     In Deutschland erkranken jedes Jahr mehr als 6.000 Frauen und etwa 1.600 
Männer an HPV-bedingten Karzinomen. Die Ständige Impfkommission emp-
fi ehlt seit 2007 für Mädchen und seit Juni 2018 auch für Jungen die Impfung 
gegen HPV (Impfalter: 9-14 Jahren, Nachholimpfungen bis 17 Jahre). Dennoch 
liegen die HPV-Impfquoten bei 15-jährigen Mädchen und Jungen mit 54 % bzw. 
27 % (KV-Impfsurveillance des RKI, Stand 2021) auf einem niedrigen Niveau 
und variieren darüber hinaus um bis zu 30 Prozentpunkte zwischen den Bun-
desländern. 
 Flächendeckende Schulimpfprogramme werden immer wieder als Maßnahme 
zur Steigerung der HPV-Impfquoten in Deutschland vorgeschlagen. Dies be-
gründet sich vor allem dadurch, dass insbesondere Länder im angelsächsischen 
und skandinavischen Raum mit Schulimpfprogrammen in der Regel hohe 
Impfquoten von deutlich über 70 % erreichen, während die Impfquoten in vie-
len Ländern ohne Schulimpfprogramm deutlich niedriger liegen. Für Deutsch-
land liegen bisher keine robusten Daten aus Evaluationen von Schulimpfpro-
gramme vor. 
 In Bremen besteht seit dem Schuljahr 2013/14 ein durch das Gesundheitsamt 
Bremen durchgeführtes HPV-Schulimpfprogramm. Zielgruppe sind alle Mäd-
chen und seit dem Schuljahr 2022/23 alle Mädchen und Jungen der 8. Klasse 
(meist 14-Jährige) im Stadtkreis Bremen. Ziel des hier vorgestellten Vorhabens 
ist die Evaluierung des Potentials von Schulimpfprogrammen als Maßnahme 
zur Steigerung der HPV-Impfquoten in Deutschland. Berücksichtigt wird in der 
Analyse auch der jeweilige Schulsozialindex der Schulen, der sich aus dem sozio-
ökonomischen Hintergrund der Schülerschaft errechnet. Dies ist in Bremen 
von besonderer Bedeutung, da die Stadt neben der zweithöchsten Armutsge-
fährdungsquote unter deutschen Städten und einem Bevölkerungsdrittel mit 
Migrationshintergrund gleichzeitig das zweithöchste Bruttoinlandsprodukt pro 
Einwohner verzeichnet. Im Detail werden in der Evaluierung folgende Fragen 
untersucht: 
 Wie groß ist der jährliche Anteil an ungeimpften Jugendlichen der 8. Klasse, der 
sich im Rahmen des organisierten Schulimpfprogrammes in der Stadt Bremen 
impfen lässt? 
 Gibt es Unterschiede bzgl. der durch das Schulimpfprogramm erreichten 
Impfquoten nach Schulsozialindex? 
 Aus den bis Ende 2023 vorliegenden und im Rahmen des Kongresses vorge-
stellten Ergebnissen werden Empfehlungen für den öff entlichen Gesundheits-
dienst abgeleitet, ob allgemein oder ggf. bei speziellen Zielgruppen (oder 
Kontext) der Einsatz von Schulimpfprogrammen zu einer HPV-Impfquotenstei-
gerung führen kann. Damit kann erstmalig eine evidenzbasierte Aussage zum 
Potential von HPV-Schulimpfprogrammen als Maßnahme zur Steigerung der 
Impfquoten im deutschen Kontext getroff en werden. 

                                                Der Grippe zuvorkommen: Impfkommunikation am 
Beispiel Infl uenza 
   Autorinnen/Autoren        N.     Horstkötter    1    ,      A.-L.     Caille-Brillet    1    ,      L.     Seefeld    1    , 
     A.     Rose    1    ,      C.     Peter    1   
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     Die Ergebnisse der Repräsentativbefragung der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BZgA) „Einstellungen, Wissen und Verhalten von Erwach-
senen und Eltern gegenüber Impfungen“ aus dem Jahr 2022 zeigen eine allge-
mein hohe Impfakzeptanz und -bereitschaft in Deutschland. Dabei wurden 
5.000 Personen im Alter von 16 bis 85 Jahren von Juli bis August 2022 befragt. 
Ein besonderer Schwerpunkt der Befragung lag auf den Gruppen mit erhöhtem 
gesundheitlichem Risiko, für die eine Grippeimpfung gemäß STIKO empfohlen 
ist. Der überwiegende Teil der Allgemeinbevölkerung ist Impfungen gegenüber 
positiv eingestellt. Dies hat sich auch über die Zeit der Corona-Pandemie hin-
weg fortgesetzt. Gesundheitskommunikation zum Impfen auf allen Ebenen hat 
hierzu einen wichtigen Beitrag geleistet. 
 Noch immer befolgen zu wenige Menschen mit erhöhtem gesundheitlichem 
Risiko die Impfempfehlung gegen Infl uenza: Die Ergebnisse der BZgA-Befra-
gung 2022 zeigen, dass sich nur 58 Prozent der über 60-Jährigen, 50 Prozent 
der chronisch Kranken und lediglich ein Drittel der im medizinischen Bereich 
mit Patientenkontakt Tätigen jedes Jahr gegen Grippe impfen lassen. Die meis-
ten Befragten mit erhöhtem Risiko kennen die Empfehlung zur jährlichen Gripp-
eimpfung. Besonders die Gruppe der über 60-Jährige schätzt die Grippeimp-
fung häufi ger als „besonders wichtig“ oder „wichtig“ ein. Doch immer noch 
denken zu viele Menschen, dass die Grippe keine schwere Krankheit sei. Einigen 
Menschen ist nicht bewusst, dass sie zu einer Gruppe mit erhöhtem gesund-
heitlichem Risiko gehören oder haben Zweifel an der Wirksamkeit der Impfung. 
Angst vor Nebenwirkungen oder fehlende Hinweise auf die Notwendigkeit der 
Impfung sind weitere Gründe, die Befragte von einer Impfung abhalten. 
 Um bundesweit auf die Bedeutung der Grippeschutzimpfung hinzuweisen, 
Wissenslücken der Bevölkerung zu schließen und Vorbehalte gegenüber der 
Impfung abzubauen, rücken die BZgA und das Robert Koch-Institut (RKI) von 
Oktober bis Dezember 2023 mit großfl ächigen Plakatmotiven und dem Slogan 
„Wir kommen der Grippe zuvor” die Grippeimpfung in die öff entliche Wahr-
nehmung. Durch eine Kooperation von BZgA und der Stadt Hamburg wurden 
die Plakatmotive zusätzlich mit dem Logo der Hansestadt versehen und die 
Grippe-Impfung beworben. Damit konnten bei der Stadt Hamburg Ressourcen 
für die Erstellung eigener Motive geschont werden und im Sinne der „One Voice 
Policy“ mit einer einheitlichen Bildsprache kommuniziert werden. Dieses Best 
Practice Beispiel ist auch auf andere Kommunen übertragbar. 
 Ergänzend werden Poster und Broschüren für Praxen und Gesundheitsämter 
auch in größerer Stückzahl zur Verfügung gestellt. Weiterhin wurde mit dem 
Grippe-Impfcheck durch die BZgA ein interaktives Online-Tool entwickelt, dass 
auch auf kommunalen Webseiten eingebunden werden kann. Dabei wird durch 
die Abfrage individueller Daten, eine der STIKO entsprechende Impfempfehlung 
zur Grippe gegeben. 

                                                Screenings auf Tuberkulose und Erhebung des 
Impfstatus gegen Masern bei unter 15-jährigen bei 
Gefl üchteten aus der Ukraine 
   Autorinnen/Autoren        J.     Balko    1    ,      H.     Al-Fadel Saleh    1   
  Institut     1      Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis Gesundheitsamt, 
Villingen-Schwenningen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781964 
      Hintergrund : Die Ukraine gehört zu den Ländern in Europa mit eines der höchs-
ten Tuberkulose Prävalenzen. Schätzungen gehen hier von 73/100 000 Einwoh-
nern aus. Seit dem russischen Überfall auf die Ukraine fl üchten täglich Men-
schen nach ganz Europa. Seitdem sind unter den in Deutschland gemeldeten 
Ukrainerinnen und Ukrainern überproportional häufi g Kinder vertreten. 

S140



  Gesundheitswesen     2024 ;  86 (Suppl. 2) :  S55 – S181    | ©   2024  .   Thieme. All rights reserved.  

  Ziel : Screening auf Anzeichen einer aktiven Tuberkulose bei ukrainischen ge-
fl üchteten und gleichzeitig die Überprüfung vom Impfstatus gegen Masern bei 
Kindern < 15 Jahren. 
  Methode : Alle ukrainischen gefl üchteten welche in Einrichtungen zur Unter-
bringung von Asylbewerbern und Flüchtlingen untergebraucht sind, werden 
auf Tuberkulose gescreent. Personen ab dem 15. Lebensjahr mittels Röntgen-
Thorax. Personen < 15 Jahren mittels Anamnese und klinischer Untersuchung. 
Bei Letzteren wurde außerdem die Vorlage eines Impfbuches verlangt. 
  Ergebnisse : Es wurden bei 298 Personen ab dem 15. Lebensjahr Röntgen Tho-
rax Untersuchungen durchgeführt. Bei Personen unter dem 15. Lebensjahr 
wurden 141 klinisch untersucht. Ggf. erfolgte die weiterführende Diagnostik 
mittels CT-Thorax, einer Laboruntersuchung mittels Interferon-γ-Test oder 
klinischer Verlaufskontrolle. Es konnte kein Fall von aktiver (oder auch latenter-) 
Tuberkulose diagnostiziert werden. 
 Lediglich bei 47 Kindern (32 %) konnten Impfnachweise vorgelegt werden. Da-
von hatten 25 (53 %) einen vollständigen Impfstatus gegen Masern gemäß 
STIKO Empfehlung. 

                                                Implementierung eines Impfangebotes zur Umset-
zung des Masernschutzgesetzes in Einrichtungen der 
gemeinschaftlichen Unterbringung (EgU) für Ge-
fl üchtete 
   Autorinnen/Autoren        A.     K.     Filser    1    ,      F.     Schuhbeck    1    ,      M.     Dell    1   
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      Ziel : Es wurde untersucht, in welchem Ausmaß der Masernschutz nach §20 
Abs.8 IfSG in den EgU des Landkreises durch die Implementierung eines nie-
derschwelligen Impfangebotes des Gesundheitsamtes gemäß §4 AsylbLG und 
§20 Abs.5 IfSG angehoben werden kann. 
  Methode : Impfdaten und Demografi e von Bewohnern aus den EgU des Land-
kreises Altötting wurden erhoben. Nach einer Bedarfsermittlung wurden ana-
loge und digitale Dokumentationshilfen ausgearbeitet und mehrsprachige 
Informationsschreiben generiert. Diese wurden inklusive Bekanntgabe des 
Impftermins vorab an die Gefl üchteten ausgehändigt. 
 Ein Team führte MMR(V)-Impfungen vor Ort durch. Additiv wurde eine Impfung 
mit einem Tdap-IPV-Vakzin angeboten. 
 Die Daten wurden prospektiv erhoben und ausgewertet. 
  Ergebnisse : Es zeigten sich folgende Ergebnisse, Stand 15.06.2023: Die N = 215 
Bewohner der EgU des Landkreises stammen aus insgesamt N = 13 Nationen. 
36,7 % (n = 79) der Personen kommen aus der Ukraine, 63,3 % (n = 136) sind 
Asylbewerber verschiedener Herkunftsländer. Gemäß §20 Abs.8 konnten vor 
Beginn des Impfangebotes von den ukrainisch stämmigen Personen 22,8 % 
(n = 18) einen Antikörpernachweis vorlegen oder nachweisen, dass sie vor 1971 
geboren sind. 8,9 % (n = 7) konnten einen vollständigen Impfnachweis vorlegen. 
Bei den Asylbewerbern legten 0 % (n = 0) einen Antikörper-Nachweis vor oder 
sind vor 1971 geboren. 22,1 % (n = 30) waren vollständig gegen MMR geimpft. 
Durch das Angebot konnten Impfl ücken bei weiteren n = 28 ukrainisch stäm-
migen Bewohnern und n = 64 Asylbewerbern geschlossen werden. Dies bedeu-
tet eine Zunahme der Personen, die die Vorgaben des Masernschutzgesetzes 
erfüllen, von 112 % bei den Ukrainern und 213,3 % bei den Asylbewerbern. 
Insgesamt erfüllen nun 67,1 % (n = 53) der ukrainischen Personen und 69,1 % 
(n = 94) der Asylbewerber die Vorgaben des §20 Abs. 8 IfSG. Abzüglich der 
bereits abgereisten n = 36 Personen (davon n = 8 mit Nachweis) besteht gemäß 
dem Masernschutzgesetz nun eine Immunität von 77,7 % (n = 139) unter den 
Gefl üchteten beider EgU. 63,8 % (n = 102) der Personen, die keinen vollen Ma-
sernschutz nachweisen konnten, nahmen das Angebot an. 22,3 % (n = 40) der 
anwesenden Gefl üchteten konnten abschließend keinen Masernschutz nach-
weisen. 
 Pro Impftermin wurden durchschnittlich n = 19 MMR(V)-Impfungen verab-
reicht. Mit der Tdap-IPV-Impfung wurden pro Impftermin im Schnitt n = 32 
Immunisierungen durchgeführt. 

 Zum ersten Termin konnten in 180 Minuten n = 22 Personen und n = 22 Imp-
fungen gesetzt werden. Im Verlauf konnte ein Maximum von n = 43 Personen 
und n = 58 Impfungen binnen 150 Minuten erzielt werden. 
  Schlussfolgerung : Durch das niederschwellige Impfangebot konnten von Mit-
te März bis Mitte Juni 2023 der Immunschutz gemäß dem Masernschutzgesetz 
unter allen bisherigen Bewohnern der EgU um 167,3 % gesteigert werden 
  ▶  Abb. 1 . Eine zielgerichtete Vorbereitung, mehrsprachige Kommunikation 
und prozessorientierte Überarbeitung des Angebotes sind wichtige Vorausset-
zungen auf dem Weg zu einem Best-Practice-Projekt. 
   

 Die erhobenen Daten werden für den wissenschaftlichen Beitrag zum 73. Wis-
senschaftlicher Kongress des Öff entlichen Gesundheitsdienstes im April 2024 
aktualisiert. 

                                                Aktuelle Erkenntnisse zu den Masern. Zirkuliert das 
Virus überhaupt noch in Deutschland? 
   Autor        D.     Matysiak-Klose   
  Institut      Robert Koch Institut  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781966 
     Die Masern gelten als eine der ansteckendsten Infektionskrankheiten des Men-
schen. Die WHO schätzt, dass etwa 60 Jahre nach Einführung der Impfung, im 
Jahr 2021 immer noch rund 128.000 Kinder weltweit infolge der Masern ver-
starben. Auch in Deutschland werden selten aber regelmäßig schwere Kompli-
kationen der Masern, wie Pneumonien beobachtet. Aktuelle Daten zeigen, in 
welchem Ausmaß das Masernvirus das Immunsystem schwächen oder gänzlich 
aushebeln und damit eine lang andauernde Immunschwäche induzieren kann. 
 Impfungen gegen das Masernvirus haben nicht nur eine spezifi sche Wirkung, 
in dem sie die Inzidenz der Masern senken und Todesfälle verhindern. Auch ein 
unspezifi scher Eff ekt mit einer Wirksamkeit auch gegen andere Infektionen 
wird kontrovers diskutiert. Aufgrund der Pandemie konnten in vielen Ländern 
der Erde Impfprogramme oder zusätzliche Impfaktionen gegen Masern nicht 
oder nur eingeschränkt durchgeführt werden. Obwohl alle Staaten die erste 
Impfung gegen Masern in die Impfprogramme integriert haben, hatten etwa 
22 Millionen Kinder weltweit im Jahr 2022 keine Impfung gegen Masern erhal-
ten. Unzureichende Impfquoten führen, auch in Deutschland, über die Jahre 
zu einer verhängnisvollen Anhäufung von Ungeschützten. Wird ein bestimmter 

    ▶   Abb. 1      
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Schwellenwert erreicht, kann sich das Masernvirus wieder ungehemmt aus-
breiten, ausgedehnte Ausbrüche sind die Folge. 
 Nach einem Erliegen der Transmission während der Pandemie stiegen die Ma-
sernfallzahlen im Jahr 2023 wieder an. Der Eliminationsstatus der Röteln und 
Masern kann für eine geographische Region ausgesprochen werden, wenn 
nachgewiesen werden kann, dass eine endemische Transmission von Virusva-
rianten über mehr als 36 Monate nicht mehr stattfi ndet. Viele Staaten haben 
dies für die Masern wie für die Röteln beweisen können und den Status erhalten 
– allerdings auch teilweise wieder verloren. Deutschland hat den Eliminations-
status für die Röteln im Jahr 2020 ausgesprochen bekommen. Wie sieht es für 
die Masern aus? Auf Basis der vorliegenden Daten aus der epidemiologischen 
und molekularen Surveillance kann davon ausgegangen werden, dass einzelne 
Virusvarianten der Masern nach Deutschland importiert werden (z.B. durch 
Touristen) und, wenn überhaupt, kurze Zeit zirkulieren. Dann brechen die Trans-
missionsketten wieder ab. Eigentlich gute Voraussetzungen für Deutschland, 
den Status der Elimination der Masern zu erhalten. Auch für die Masern geht 
die Nationale Verifi zierungskommission davon aus, dass eine endemische Trans-
mission in Deutschland seit einigen Jahren nicht mehr vorliegt. 
 In einem Vortrag sollen aktuelle Daten zu den Masern vorgestellt und Aspekte 
für eine erfolgreiche Umsetzung der Surveillance zum Erhalt des Status der 
Elimination der Masern diskutiert werden. Warum spricht die Regionale Verifi -
zierungskommission der WHO-Region Europa den Eliminationsstatus für 
Deutschland nicht aus? Wie realistisch ist die weltweite Elimination der hoch-
kontagiösen Masern? Und erst die Eradikation? 

                                       COVID-19 – Wie weiter in Planung und 
Prävention? 

  15:15 – 16:45 | Saal X.4 

             Psychosoziale Gesundheit von Hamburger Kindern 
und Jugendlichen im Frühsommer 2022 – Gesund-
heitsbericht der Hamburger Sozialbehörde 
   Autorinnen/Autoren        A.     C.     Krefi s    1    ,      T.     Kloster    1    ,      L.     Li    2    ,      A.-K.     Napp    2    , 
     A.     Kaman    2    ,      U.     Ravens-Sieberer    2   
  Institute     1      Freie und Hansestadt Hamburg, Sozialbehörde – Amt für 
Gesundheit   ;   2      Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, -psychotherapie 
und -psychosomatik, Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781967 
      Hintergrund : Weltweit haben Längsschnittstudien gezeigt, dass sich die Pan-
demie dauerhaft negativ auf die psychische Gesundheit von Kindern und Ju-
gendlichen ausgewirkt hat. Im Corona-Frühsommer 2020 wurde erstmalig die 
psychosoziale Gesundheit von Hamburger Kindern und Jugendlichen erhoben. 
Um die psychosoziale Situation von Heranwachsenden unter Berücksichtigung 
der Pandemie zu beobachten und zielgruppenspezifi sche Maßnahmen abzu-
leiten, wurde zwei Jahre nach der ersten Erhebung eine Hamburger Folgebe-
fragung durchgeführt. Diese beschäftigt sich mit der Frage, wie sich die ge-
sundheitliche Situation der Hamburger Kinder und Jugendlichen zwei Jahre 
nach Beginn der Corona-Pandemie charakterisieren lässt. 
  Methoden : Die Online-Befragung erfolgte zwischen Mai und Juli 2022 freiwil-
lig und anonym, unter Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen. Um 
eine Vergleichbarkeit zum ersten Erhebungszeitraum zu gewährleisten, wurden 
erneut etablierte Messinstrumente z.B. zur Erfassung der gesundheitsbezoge-
nen Lebensqualität (KIDSCREEN-10), Psychischen Auff älligkeiten (SDQ) sowie 
Symptomen von Depressionen (ADS) und Ängstlichkeit (SCARED) genutzt. 
Ausgewertet wurden Angaben von Befragten zwischen 11 bis 17 Jahren mit 
Wohnsitz in Hamburg. Die Stichprobenziehung und Studiendurchführung er-
folgte durch das dem Forschungsteam des Universitätsklinikums Hamburg 
Eppendorf (UKE). Die Qualitätssicherung und deskriptive Datenauswertung 

erfolgte durch die Hamburger Gesundheitsberichterstattung in Kooperation 
mit dem Forschungsteam des UKE. Für die Auswertungen wurde IBM SPSS Sta-
tistics 26 genutzt. 
  Ergebnisse und Diskussion : Es liegen Angaben von 1.319 Hamburger Kindern 
und Jugendlichen vor. Im Frühsommer 2022 fühlen sich zwei Drittel der Befrag-
ten durch die Pandemie belastet. Die digitale Medienzeit von Hamburger He-
ranwachsenden ist zwei Jahre nach Beginn der Pandemie zurückgegangen. Im 
Vergleich zum Beginn der Pandemie hatten die Heranwachsenden im Frühsom-
mer 2022 wieder mehr Kontakt zu Gleichaltrigen. 
 Hingegen zeigt sich unverändert, dass jede/r Fünfte depressive Symptome 
äußert. Weiterhin liegt für ein Fünftel der befragten Kinder und Jugendlichen 
ein Bewegungsmangel vor, trotz Öff nung von Sport- und Freizeitmöglichkeiten. 
 Ein Großteil (86 %) der Hamburger Heranwachsenden schätzt ihren subjektiven 
Gesundheitszustand als gut bis ausgezeichnet ein. Allerdings ist der Anteil an 
Befragten mit einem weniger guten oder schlechten Gesundheitszustand von 
7 % im Frühsommer 2020 auf 14 % gestiegen. 
 Eine Verschlechterung ist im Zeitvergleich zur ersten Befragung zu Pandemie-
beginn in der Prävalenz von psychosomatischen Beschwerden in Hamburg 
festzustellen. Die stärkste Zunahme zeigte sich hier in der Prävalenz von Ner-
vosität, die von 28 % im Frühsommer 2020 auf 50 % in 2022 angestiegen ist. 
Auch die gesundheitsbezogene Lebensqualität hat sich bei den Hamburger 
Kinder und Jugendlichen deutlich verschlechtert (Anteil Kinder und Jugendli-
cher mit geminderter gesundheitsbezogener Lebensqualität, 2020: 26 % vs. 
2022: 35 %). Außerdem berichtet ein höherer Anteil von Heranwachsenden 
über Symptome generalisierter Ängstlichkeit (2020: 25 % vs. 2022: 41 %). 
 Bestätigt werden diese Erkenntnisse durch die Angaben von Jugendlichen zu 
den Auswirkungen von Maßnahmen zur Einschränkung des Infektionsgesche-
hens. Rückblickend beschreiben sie, dass sich die Pandemiemaßnahmen ins-
besondere negativ auf ihre seelische Gesundheit ausgewirkt haben. 
 Im Teilstichprobenvergleich wird ersichtlich, dass die psychische Gesundheit 
Hamburger Mädchen im Vergleich zu Jungen und Jugendliche im Vergleich zu 
jüngeren Teilnehmer/innen im Frühsommer 2022 besonders eingeschränkt ist. 
Insbesondere für diese Zielgruppen sollten zielgerichtete Maßnahmen fortge-
führt und ausgebaut werden, um ihre Resilienz zu stärken und sie besser auf 
zukünftige gesellschaftliche Krisen vorzubereiten. 

                                                Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Daten 
der Einschulungsjahrgänge 2021 und 2022 in Nie-
dersachsen 
   Autorinnen/Autoren        K.     Hespe-Jungesblut    1    ,      K.     Reißner    1    ,      U.     Junius-Walker    1   
  Institut     1      Niedersäschisches Landesgesundheitsamt, Hannover  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781968 
      Einleitung : Seit dem Frühjahr 2020 gab es pandemiebedingt längerfristige 
Veränderungen im Alltag von Kindergartenkindern und deren Familien bedingt 
durch beispielsweise temporäre Schließungen von Kinderbetreuungseinrich-
tungen, von Spielplätzen und Sportvereinen und weiteren Kontaktbeschrän-
kungsmaßnahmen. Die Belastungen in den Familien waren in der Zeit hoch und 
haben einen Einfl uss auf die Entwicklung der Kinder gehabt, wie die Daten der 
Schuleingangsuntersuchung 2021 gezeigt haben. 
 Dieser Beitrag soll aufzeigen, ob und wenn ja in wie weit noch im Einschulungs-
jahrgang 2022 Auswirkungen auf die Entwicklung der Kinder durch die Corona-
Pandemie zu erkennen sind, oder ob die größere zeitliche Distanz zur Pandemie 
dazu geführt hat, dass die Kinder mögliche Defi zite haben aufholen können. 
  Methodik : Hierzu wurde eine Auswahl an Entwicklungs- und Gesundheitsdaten 
betrachtet, die von 15 der 45 niedersächsischen Landkreise vor (2015 – 2019), 
während (2021) und nach der Corona-Pandemie (2022) im Rahmen der SEU 
erhoben wurden. Die anderen niedersächsischen Kommunen konnten auf 
Grund der pandemiebedingten Arbeitsbelastungen im Jahr 2021 nicht allen 
Kindern eine Schuleingangsuntersuchung ermöglichen und wurden daher nicht 
in die Auswertung aufgenommen. 
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 Betrachtet wurde jeweils der Anteil von Kindern mit Auff älligkeiten sowie Kin-
dern, die bereits in Behandlung bzw. Therapie sind. 
 Mit den Daten 2015-2019 wurde eine lineare Regressionsanalyse durchgeführt 
und der so ermittelte Trend für die Jahre 2021 und 2022 verlängert und mit den 
tatsächlichen Werten verglichen. 
  Ergebnisse : Es zeigt sich für das Jahr 2022, dass bei einzelnen Untersuchung-
sitems der Anteil der Kinder mit Auff älligkeiten bzw. Behandlung/Therapie sich 
wieder den Erwartungswerten annähert, während bei anderen Untersuchung-
sitems weiterhin ein z.T. deutlich erhöhter Anteil von Kindern Auff älligkeiten 
zeigt. Insbesondere Kinder aus Familien mit einem niedrigen Bildungshinter-
grund und Kinder mit Migrationshintergrund zeigen häufi ger Auff älligkeiten 
als nach der Trendberechnung zu erwarten war. Kinder aus Familien mit hohem 
Bildungshintergrund entsprechen im Jahr 2022 den erwarteten Werten. 
 Daraus lässt sich schließen, dass es Kindern aus Familien mit niedrigem Bil-
dungshintergrund seltener gelungen ist Entwicklungsdefi zite, die während der 
Pandemie entstanden sind, wieder auszugleichen, als Kindern aus Familien mit 
hohem oder mittlerem Bildungshintergrund. 

                                                Soziale Ungleichheit in der Praxis des öff entlichen 
Gesundheitsdienstes und der Pandemieplanung – Er-
gebnisse einer Interviewstudie im Rahmen des 
Projektes INHECOV 
   Autorinnen/Autoren        N.     Hamani    1    ,      B.     Wachtler    2    ,      C.     Kersjes    2    ,      D.     Starke    1    , 
     L.     Arnold    1   
  Institute     1      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen in Düsseldorf   ; 
  2      Abteilung für Epidemiologie und Gesundheitsmonitoring, Robert 
Koch-Institut, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781969 
      Hintergrund : Das Risiko einer erneuten Epidemie oder Pandemie ist in Folge 
von Globalisierung, Klimawandel und wird uns auch in der Zunahme von Zoo-
nosen erhöht und Zukunft intensiv beschäftigen. Bisherige globale Krankheits-
ausbrüche zeigten, dass strukturell benachteilige Bevölkerungsgruppen stärker 
von den Auswirkungen solcher Pandemien betroff en waren. Im Rahmen des 
Forschungsprojektes „INHECOV – Socioeconomic Inequalities in Health during 
the COVID-19 Pandemic“ wurde diese sozial ungleiche Betroff enheit in den 
direkten und indirekten Folgen der COVID-19 Pandemie anhand unterschied-
licher Datenquellen untersucht. Die Ergebnisse zeigten auch während der CO-
VID-19 Pandemie eine stärkere Betroff enheit von Menschen mit sozialer Be-
nachteiligung. Ziel der aktuell anstehenden letzten Projektphase ist es 
gemeinsam mit Kooperationspartner:innen aus Wissenschaft und Praxis Stra-
tegien zu erarbeiten, um Aspekten gesundheitlicher Ungleichheit bei zukünf-
tigen Pandemien systematisch zu begegnen. 
  Methoden : Auf Grundlage eines semi-strukturierten Leitfadens sollen von 
Herbst 2023 bis Frühjahr 2024 Expert:inneninterviews mit Akteur:innen aus 
der (kommunalen) ÖGD-Praxis durchgeführt werden. Ziel der Interviews ist es, 
aufbauend auf den Erfahrungen während der COVID-19-Pandemie, Strategien 
und Möglichkeiten zu eruieren, um ungleichen Gesundheitschancen in struk-
turell benachteiligten Personengruppen und Stadtvierteln stärker entgegen-
zuwirken. Die Interviews werden auf Grundlage der qualitativen Inhaltsanalyse 
nach Mayring systematisch ausgewertet. In Vorbereitung auf die Interviews 
erfolgte eine Analyse relevanter nationaler und internationaler Literatur. 
  Diskussion : Im Rahmen des Vortrages sollen die generierten Ergebnisse dis-
kutiert und wichtige Anregungen und Impulse für das weitere Projekt gesam-
melt werden. 
  Ausblick : Basierend auf den Ergebnissen des INHECOV-Projektes und aufbau-
end auf den Erkenntnissen der Interviews sollen im Laufe des nächsten Jahres 
Expert:innenworkshops zur gemeinsamen Diskussion durchgeführt und rele-

vante Implikationen zur Berücksichtigung und Reduktion sozioökonomischer 
Disparitäten während gesundheitlichen Notlagen und Pandemien diskutiert 
werden. Die gemeinsam erarbeiteten Ergebnisse werden abschließend in einem 
eigens hierfür konzipierten E-Learning- Angebot zur Verfügung gestellt. 

                                                „COVID 19 Neukölln“ – Kooperation zwischen dem 
ÖGD und Public Health-Forschung zur Nutzung 
räumlicher Daten als Entscheidungsgrundlage 
   Autorinnen/Autoren        J.     Butler    1    ,      T.     Schmitz    1    ,      G.     Manafa    1    ,      S.     Feller    2    ,      A.     Roth    2    , 
     N.     Savaskan    1    ,      T.     Lakes    1   
  Institute     1      Humboldt Universität zu Berlin, Institut für Geografi e, Berlin   ; 
  2      Bezirksamt Neukölln von Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781970 
      Hintergrund : Der ÖGD in vielen Kommunen war in mehreren Phasen der Co-
rona-Pandemie so stark mit der Aufgabe der reinen Verfolgung und Erfassung 
von COVID-19 Fällen beschäftigt, dass er kaum in der Lage war, Daten, die im 
Rahmen dieser Tätigkeiten erhoben wurden, auszuwerten und als Basis für eine 
aktive Bekämpfung der Pandemie zu nutzen. Mithilfe der Fokus-Förderung der 
DFG zur Erschließung räumlicher Daten als Entscheidungsgrundlage in der 
Pandemiebekämpfung zielte das Projekt darauf ab, neue Ansätze der raum-
zeitlichen Datenaufbereitung, -analyse und -visualisierung anzuwenden, um 
handlungsorientierte Aussagen zu ermöglichen. 
  Methoden : Ausgangspunkt waren vom Erfassungsprogramm SORMAS expor-
tierte, anonymisierte kleinräumige COVID-19 Infektionsmeldungen vom Ge-
sundheitsamt Neukölln für den Zeitraum vom 01.03.2020 bis zum 26.12.2021 
(N: 37.600). Die Fälle wurden auf der Ebene der Planungsräume aggregiert und 
als COVID-19 Inzidenzen berechnet. In einem nächsten Schritt wurden die In-
zidenzen mit weiteren mit soziodemografi schen, baulichen und umweltbezo-
genen Informationen auf Planungsraumebene analysiert. 
 Bei den Auswertungen wurden raum-zeitliche Datenanalysetechniken entwi-
ckelt und angewandt, um die Auswirkungen der Pandemie auf kleinräumiger 
Ebene zu erfassen, zu analysieren und zu überwachen. Um die unterschiedliche 
Betroff enheit einzelner Bevölkerungsgruppen in verschiedenen Pandemiepha-
sen zu erfassen, wurden Regressionsanalysen durchgeführt. Verschiedene 
Visualisierungsansätze wurden getestet. 
  Ergebnisse : Es konnten spezifi sche Muster der Betroff enheit durch COVID-19 auf 
Nachbarschaftsebene identifi ziert werden, die sich über die Phasen der Pandemie 
verändert haben. Weiterhin hat sich gezeigt, dass unterschiedliche Bevölkerungs-
gruppen und Sozialräume im Verlauf der Pandemie zu verschiedenen Zeitpunkten 
betroff en waren. Insgesamt gab es in den späteren Phasen eine Tendenz zur stär-
keren Betroff enheit der Bevölkerung von sozial benachteiligten Planungsräumen. 
Es wurde auch ein zeitlicher Zusammenhang zwischen den durchgeführten Maß-
nahmen und den COVID 19-Inzidenzen festgestellt. 
 Im Verlauf des Projekts wurde eng zwischen dem Gesundheitsamt Neukölln und 
dem Geographischen Institut der Humboldt-Universität zusammengearbeitet, 
u.a. führte das dazu, dass gleich von Beginn an Fragestellungen mit höchster Prio-
risierung identifi ziert, Spezifi ka in den Ausgangsdaten berücksichtigt und Interpre-
tationen zur Entscheidungshilfe genutzt werden konnten. Besonders großer Wert 
wurde auf den Transfer des gewonnenen Wissens und der Ergebnisse an das Ge-
sundheitsamt Neukölln gelegt, um sicherzustellen, dass sie aktiv in den Bemühun-
gen zur Bekämpfung der Pandemie genutzt werden konnten. 
  Diskussion/Ausblick : Die enge Kooperation der Beteiligten im Rahmen des 
Projekts trug zur Qualität der Auswertungen, zu neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen und zur Entscheidungshilfe bei der Pandemiebekämpfung bei. 
Vergleichbare Kooperationen könnten auch gut für künftige anwendungsrele-
vante Fragestellungen des ÖGDs einerseits und die Weiterentwicklung wissen-
schaftlicher Methoden und Erkenntnisse andererseits gewinnbringend genutzt 
werden. 
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                                       Todesbescheinigungen, wichtige Daten 
zur schwerpunktmäßigen Auswertung 

  15:15 – 16:45 | Saal X.5 

             Todesbescheinigungen – Können Gesundheitsämter 
zur Verbesserung der Qualität beitragen? 
   Autor        S.     Viehöver   
  Institut      Gesundheitsreferat der LH München, München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781971 
     In der Landeshauptstadt München gehen jährlich über 13.000 Todesbeschei-
nigungen (TB) ein. Untersuchungen des Gesundheitsreferats (GSR) im Zeitraum 
2010-2013 ergaben eine Beanstandungsquote von 7,9 %. Andere Untersuchun-
gen kommen auf noch höhere Werte. 
 Die Bereitstellung von Merkblättern/Leitlinien oder gezielte Informationsver-
mittlung durch Fortbildungen ermöglicht den Leichenschauenden, noch off e-
ne Fragen zum Thema zu klären, ist aber für die Gesundheitsämter (GÄ) zeit-
aufwendig. 
 Neben der Analyse der Ausstellenden nach Zahl der jährlichen TB wird auch die 
Veränderung der Beanstandungsquote im Vergleich 2014 und 2019 betrachtet. 
 Für den niedergelassenen Bereich und die Kliniken wird erstmals eine Abschät-
zung vorgelegt, wer von welchen Informationsangeboten der GÄ profi tieren 
könnte. 
 In München werden rund zwei Drittel der TB von Kliniken ausgestellt. Insgesamt 
gibt es TB aus 33 Kliniken. Von diesen Kliniken werden in der Hälfte der Häuser 
weniger als 20 TB im Jahr ausgestellt, und von einem Viertel mehr als 500 TB 
im Jahr. 
 Rund ein Drittel der TB wird von Niedergelassenen ausgestellt. Die weit über-
wiegende Anzahl der Arztpraxen stellt weniger als 5 TB im Jahr aus, nur 11 
(2014) bzw. 16 (2019) Praxen stellten mehr als 50 TB aus, davon nur 2 bzw. 4 
mehr als 100. 
 Das GSR schreibt in allen Fällen mit einer Beanstandung die Ausstellenden an 
und bittet um Korrektur. Fällt bei der Analyse eine gehäufte Zahl an beanstan-
deten TB in einer Klinik auf, wird eine Fortbildung gezielt angeboten. Je nach 
Größe der Klinik fi nden ggf. Wiederholungstermine statt. Im Bereich der Nie-
dergelassenen werden off ene Fragen in Einzelgesprächen geklärt. 
 In allen Kliniken verbesserte sich die Qualität in 2019 im Vergleich zu 2014, 
dabei wurden die höchsten Verbesserungen (zwei Drittel weniger fehlerhafte 
TB) in Kliniken mit mittlerer Zahl an Sterbefällen/ Jahr erreicht. In Kliniken 
mit > 500 TB/Jahr waren 2019 rund 50 % weniger TB fehlerhaft. 
 Die Qualität der von Niedergelassenen ausgestellten TB verbesserte sich eben-
falls zwischen 2014 und 2019 sehr deutlich, die höchsten Verbesserungen 
wurden in der Gruppe der Wenigausstellenden mit < 5 TB/Jahr, und der Vielaus-
stellenden mit > 100 TB/Jahr erreicht. 
  Fazit : Der Aufwand lohnt sich – zumindest für ein Großstadtgesundheitsamt. 

                                                Erhebung relevanter Daten aus Todesbescheinigun-
gen – Assistierte Suizide in München 
   Autorinnen/Autoren        S.     Gleich    1    ,   2    ,      O.     Peschel    2    ,      M.     Graw    2    ,      B.     Schäff er    2   
  Institute     1      Gesundheitsreferat der LH München   ;   2      Institut für Rechtsmedi-
zin der Universität München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781972 
      Einleitung : Mit Urteil vom 26.02.2020 stellte das Bundesverfassungsgericht 
fest, dass ein grundrechtlich geschütztes Recht auf selbstbestimmtes Sterben 
besteht. Dieses schließt die Freiheit ein, sich das Leben zu nehmen und dafür 
bei Dritten Hilfe zu suchen. Für die Durchführung des assistierten Suizides (AS) 
fehlen hierzulande konkrete Rahmenbedingungen. 

  Ziele : Vor diesem Hintergrund sollen die Häufi gkeiten von AS, Charakteristika 
der Suizidenten und ausgewählte rechtlich relevante Punkte erhoben werden. 
  Materialien und Methoden : Die Todesbescheinigungen aller Münchner Ster-
befälle wurden für den Zeitraum vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2022 analy-
siert. Ebenso wurden die staatsanwaltschaftlichen Akten, Obduktionsberichte 
und toxikologischen Gutachten aller AS ausgewertet. Nach Abschluss der stan-
dardisierten Dateneingabe wurden die Daten anonymisiert und deskriptiv 
ausgewertet. 
  Ergebnisse : Im Studienzeitraum verstarben insgesamt 45.353 Personen, 603 
dieser Sterbefälle (1,3 %) waren Suizide. Von den 37 AS-Fällen (6,5 %) hatten 7 
bereits einen Suizidversuch unternommen. Das durchschnittliche Sterbealter 
der AS lag bei 78,9 Jahren, das weibliche Geschlecht überwog mit 21 Fällen. 
Die Leichenschauer attestierten bei allen Fällen eine nicht natürliche Todesart 
und gaben zwischen 1-9 Grunderkrankungen an, am häufi gsten Krankheiten 
des Nervensystems. Eine Obduktion wurde bei 4 Fällen, ein toxikologisches 
Gutachten bei 3 Fällen beauftragt. Thiopental wurde am häufi gsten als Arznei-
stoff  eingesetzt. In 17 Fällen hatte der assistierende Arzt alle Funktionen (Gut-
achten, Leichenschau und Assistenz) übernommen. Psychiatrische Gutachten 
lagen bei besonders vulnerablen Suizidenten (gerichtliche Betreuung, voran-
gegangene Suizidversuche) nur in der Hälfte der Fälle vor. 
  Zusammenfassung : Erstmalig können aus einer deutschen Großstadt Daten 
zu assistierten Suiziden vorgelegt werden. Charakterisiert ist die betagte Kli-
entel durch zahlreiche alterstypische Grunderkrankungen, die erhobene palli-
ativmedizinische bzw. schmerztherapeutische Versorgung erscheint unzurei-
chend. Behandelnde bzw. anverwandte Ärzte leisten Suizidassistenz nur im 
Ausnahmefall. Diese erfolgt durch einzelne, sonst nicht in München tätige 
Ärzte. Es fehlen Schutzkonzepte für die vulnerable Klientel, es besteht Rege-
lungsbedarf u.a. zu Schutzmaßnahmen, Meldung und Überwachung von AS. 
Diese Studie zeigt erneut die große Bedeutung der gezielten Analyse von To-
desbescheinigungen durch die Gesundheitsämter. 

                                                Erfahrungen und Auswertung aus den Praxisregio-
nen des eTB-Projektes 
   Autorinnen/Autoren        O.     Eckert    1    ,      U.     Vogel    2   
  Institute     1      Statistisches Bundesamt (StBA)   ;   2      Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781973 
     Ärztinnen und Ärzte in Leipzig und Ludwigsburg haben erstmals in Deutschland 
eine elektronische Todesbescheinigung (eTB) unter Routinebedingungen er-
probt. Die fünfmonatige Pilotphase war Teil des bis Ende 2023 laufenden Pro-
jektes „Pilotierung einer bundeseinheitlichen elektronischen Todesbescheini-
gung“. Das StBA und das BfArM führten das Projekt im Auftrag des 
Bundesministeriums für Gesundheit durch. 
 Aktiv beteiligt waren 68 leichenschauende Ärztinnen und Ärzte aus 13 Arzt-
praxen, zwei Krankenhäusern, zwei Hospizen, einer Notfallpraxis und einem 
Institut für Rechtsmedizin. 
 Mit der neu entwickelten mobilen Applikation (eTB-App) werden die Daten von 
den Leichenschauenden per Tablet erfasst und an nachbearbeitende Behörden 
digital versendet. In Zusammenarbeit mit den beteiligten Gesundheitsämtern 
und Standesämtern, IT-Dienstleistern der Kommunen und Länder und vom 
StBA beauftragten IT-Unternehmen gelang der Aufbau einer digitalen und si-
cheren Kommunikationskette über Standesamt und Gesundheitsamt bis hin 
zum Statistischen Landesamt. Die Infrastruktur basiert auf IT-Standards der 
öff entlichen Verwaltung (XÖV), welche die zuständigen Gremien für das eTB-
Projekt erweitert haben. 
 Hervorzuheben ist die erfolgreiche Integration der eTB in die Fachverfahren 
der Gesundheitsämter und Standesämter. Innerhalb weniger Minuten nach 
Versand der eTB waren die Daten im Behördenpostfach des Gesundheitsamtes 
eingegangen und wurden danach in das Fachverfahren importiert. Nach der 
Bearbeitung im Standesamt wurden die Registrierungsdaten des Sterbefalls 
ebenfalls automatisch in das Fachverfahren des Gesundheitsamtes eingelesen. 

S144



  Gesundheitswesen     2024 ;  86 (Suppl. 2) :  S55 – S181    | ©   2024  .   Thieme. All rights reserved.  

Nach Fallabschluss haben die beteiligten Gesundheitsämter die eTB-Daten an 
das Statistische Landesamt versandt. 
 Die eTB-App ist klar gegliedert und so gestaltet, dass Ärztinnen und Ärzte sie 
intuitiv bedienen können. Nur die erforderlichen Datenfelder werden angezeigt. 
Bspw. werden bei Auswahl der Todesart „natürlich“ die für die anderen Todes-
arten relevanten Datenfelder ausgeblendet. Die Anzeige von Warn- und Feh-
lermeldungen verhindert den Versand fehlerhafter oder unvollständiger To-
desbescheinigungen. 
 StBA und BfArM haben im Projekt einen um landesspezifi sche Angaben ergänz-
ten eTB-Kerndatensatz erprobt. Der Kerndatensatz enthält zusätzlich von der 
WHO vorgegebene Datenfelder, die bereits vor Jahren auf internationalen To-
desbescheinigungen eingeführt sind, aber bislang auf den 16 deutschen To-
desbescheinigungen fehlen. 
 Die beteiligten Behörden profi tierten von einer deutlich besseren Datenquali-
tät und Lesbarkeit der eTB-Daten im Vergleich zu handschriftlich erstellten 
Todesbescheinigungen. Im Gesundheitsamt führte die eTB zu einer bedeuten-
den Arbeitsentlastung, da die Erfassung der Todesbescheinigungen entfi el und 
deutlich weniger Rückfragen wegen fehlender oder nicht-plausibler Angaben 
notwendig waren. 
 Insgesamt stieß die eTB-App bei den Ärztinnen und Ärzten auf sehr hohe Ak-
zeptanz. Es konnten im Praxistest noch Verbesserungsvorschläge für die Wei-
terentwicklung des Verfahrens gewonnen werden. 
 Eine erste Auswertung von knapp 500 Datensätzen legt nahe, dass die Umset-
zung des internationalen WHO-Formulars der Todesbescheinigung zu einem 
relevanten Informationsgewinn führen würde: 
 - Bei 21 % der Verstorbenen war mindestens eine Operation innerhalb von vier 
Wochen vor dem Tod dokumentiert. Operationen werden bei der Leichenschau 
in Deutschland noch nicht nach den Vorgaben der WHO erfasst. 
 - Bei 23 % der Scheine waren vier Zeilen in Teil 1 ausgefüllt. In Deutschland sind 
bislang nur drei Zeilen der Todesursachenkaskade erfassbar. 
 Eine Einführung der eTB in die Routine der Leichenschau liegt im Zuständig-
keitsbereich der Bundesländer. Bei einer bundesweit abgestimmten Einführung 
der eTB sind mehrere Vorteile und Synergieeff ekte zu erwarten: 
  1)    Deutliche Steigerung von Qualität, Aussagekraft und internationaler Ver-

gleichbarkeit der Todesursachenstatistik  
 2)    Deutliche Beschleunigung der Verfügbarkeit von Todesursachendaten 

(bspw. auch bei Pandemien und Hitzewellen)  
 3)    Senkung der IT-Kosten (z.B. bei Einbindung einer harmonisierten eTB in 

Krankenhausinformations-, Praxisverwaltungs- oder Gesundheitsamts-
systeme)  

 4)    Höhere Akzeptanz bei der Ärzteschaft und Vereinfachung der Schulung  

                                        Krise und so weiter 
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             OBEON – Orientierungshilfe und Beratung Online in 
seelischen Belastungssituationen Kurzvorstellung 
des Modellprojektes. Stand und Auswirkungen. 
   Autorinnen/Autoren        A.     Buchhorn    1    ,      T.     Lindemann    1   
  Institut     1      Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. Köln  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781974 
     Seit September 2023 hat der Dachverband Gemeindepsychiatrie e.V. mit dem 
Modellprojekt OBEON ein vollkommen neues Beratungsangebot für Menschen 
mit psychischen Erkrankungen, seelischen Belastungen sowie deren Angehö-
rige und Zugehörige geschaff en. 
 Anfang September ging die neue Internetseite www.obeon.de an den Start. 

 Professionell, persönlich, barrierefrei und niederschwellig und mit der Beson-
derheit, dass das Angebot von Betroff enen, Angehörigen und psychosozialen 
wie psychiatrischen Fachkräften trialogisch und gleichberechtigt entwickelt 
und angeboten wird. 
 Die digitale Beratungsstelle ist bundesweit besetzt und zunächst an Werktagen 
geöff net. Hilfe, Beratung und Unterstützung gibt es mit und ohne Termin und 
barrierefrei via Messenger-Chat, integrierter off ener und direkter Mail-Bera-
tung, und via Video-Chat. 
 OBEON hat das Ziel, bei unklarem Hilfebedarf Erstberatung und Orientierung 
beim Finden passgenauer Hilfen anzubieten und durch das bestehende gemein-
depsychiatrische Netzwerk bei Wunsch an regionale Stellen weiterzuleiten. 
 Bundesweit sind Träger der Gemeindepsychiatrie und Akteure aus dem sozial- 
und gemeindepsychiatrischen Bereich sowie aus Politik und Selbsthilfe bera-
tend, begleitend und als OBEON-Kooperationspartnerinnen und Kooperations-
partner an dem Projekt beteiligt. 
 Das Projekt ist zunächst auf drei Jahre befristet und ist gefördert durch das 
Bundesministerium für Gesundheit aufgrund eines Beschlusses des Deutschen 
Bundestages. 

                                                Suizidprävention – Was steht an? 
   Autor        C.     Schlang   
  Institut      Stadt Frankfurt am Main – Der Magistrat Gesundheitsamt Frankfurt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781975 
     In den letzten vier Jahrzehnten konnten die Suizide in Deutschland von jährlich 
circa 18.000 auf etwas mehr als 9.000 reduziert werden (Statistisches Bundes-
amt, 2023). Dies ist sowohl auf optimierte Diagnostik und Behandlung psychi-
scher Erkrankungen, als auch auf Öff entlichkeitsarbeit und Entstigmatisierung, 
Medienarbeit, Methodenmonitoring sowie Methodenrestriktion zurückzufüh-
ren. 
 Dennoch gehören Selbsttötungen weiterhin zu den wichtigsten Herausforde-
rungen im Bereich der öff entlichen Gesundheit. Trotz entsprechender Forde-
rungen, zum Beispiel der WHO (2018), fehlte es bisher an einer Nationalen 
Suizidpräventionsstrategie für Deutschland. 
 Im Rahmen der politischen Debatte über eine gesetzliche Regelung des assis-
tierten Suizids fasste der Deutsche Bundestag (2023) mit überwältigender 
Mehrheit den Entschluss, die Suizidprävention in Deutschland zu stärken, da 
im Zusammenhang mit einer Liberalisierung der gesetzlichen Regelungen des 
assistierten Suizids von einem Anstieg der Rate der Selbsttötungen ohne As-
sistenz auszugehen ist. 
 Der Beitrag adressiert die bereits vorhandenen Strukturen im Bereich Suizid-
prävention und die zukünftigen Herausforderungen. Anhand der Aufgaben und 
Aktivitäten des Frankfurter Netzwerks für Suizidprävention (FRANS), koordi-
niert vom Gesundheitsamt Frankfurt am Main, werden die rechtlichen Grund-
lagen kommunalen Handelns erörtert. Städte und Gemeinden spielen mit ihren 
Gemeindepsychiatrischen Verbünden, Psychiatriekoordinationen und Sozial-
psychiatrischen Diensten eine entscheidende Rolle bei der Ausgestaltung und 
Umsetzung einer Nationalen Suizidpräventionsstrategie. 

                                                Krisen- und Beratungsdienst in Hessen – Vorstellung 
des Vitos-Projektes und der Modellregionen 
   Autorinnen/Autoren        R.     Freese    1    ,      M.     Schol-Tadic    2   
  Institute     1      Vitos forensisch-psychiatrische Ambulanz Haina   ;   2      FDL SpDi 
und BTB Landkreis Groß-Gerau  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781976 
     Krisen- und Beratungsdienste gibt es in unterschiedlicher Struktur bereits an 
vielen Orten in Deutschland. Häufi g wird eine telefonische Erreichbarkeit für 
Betroff ene und/oder ihre Angehörigen angeboten, manche Dienste fahren auch 
vor Ort und einige bieten sogar Möglichkeiten zur Übernachtung/zum Rückzug/
zur Beratung zu allen Tages- und Nachtzeiten an. Im Rahmen dieses Modellpro-
jektes schließen sich unterschiedliche Anbieter der gemeindepsychiatrischen 
Versorgung zusammen und können auf die Expertise der Forensischen Insti-
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tutsambulanz und ihrer Berater zurückgreifen. Sie arbeiten außerklinisch mit-
einander und wirken in enger Verzahnung zusammen. Dazu gehören im End-
eff ekt viele Strukturen, die nicht immer vom Versorgungssstem mitgedacht 
werden, so beispielsweise Gerichte aber selbstverständlich auch die psychiat-
rischen Kliniken vor Ort als stets mitgedachte Versorgungsstruktur. 
 Bei den angedachten Fällen handelt es sich um psychisch kranke Personen, die 
durch das klassische Hilfesystem kaum und nur schwer erreicht werden können, 
die das System herausfordern und die möglicherweise nicht über Krankheits-
einsicht und somit auch nicht über einen Behandlungswunsch verfügen. Das 
Spektrum der psychischen Krankheiten umfasst sicherlich den schizophrenen 
Formenkreis, aber auch (schizo)aff ektive Störungen, Persönlichkeitsstörungen 
und andere Verhaltensstörungen. Dass viele dieser Personen auch einen mehr 
oder minder ausgedehnten Konsum von Suchtmitteln betreiben, ist selbstver-
ständlich und ist kein Ausschlusskriterium. Es sollen primär alle Altersgruppen 
der Erwachsenenmedizin mitgedacht werden. 
 Die Vitos forensisch-psychiatrische Ambulanz (FPA) Hessen wurde 1988 als 
Institutsambulanz an der früheren Klinik für gerichtliche Psychiatrie (der heu-
tigen Vitos Klinik für forensische Psychiatrie Haina) gegründet. Sie ist auf dem 
Gebiet der Nachsorge psychisch kranker Rechtsbrecher die älteste, kontinuier-
lich arbeitende Spezialambulanz Deutschlands. Seit Januar 1990 ist die Nach-
sorgeambulanz nach § 118 SGB V als psychiatrische Institutsambulanz (PIA) 
von den Kostenträgern anerkannt. Die Vitos forensisch-psychiatrische Ambu-
lanz (FIA) Hessen ist mit sieben Teams an den Standorten Haina, Kassel, Gießen, 
Schotten und Wiesbaden seit 2009 eigenständige Betriebsstätte der Vitos 
Haina gemeinnützige GmbH. Neben der nachsorgenden Arbeit gehört auch 
die Prävention zu den Aufgaben der FIA. 
 Durch die Forensische Institutsambulanz mit ihren unterschiedlichen Standor-
ten werden die Anfragen gesteuert. Geplant ist ein dreistufi ges Beratungsmo-
dell. Die Beratung eines komplexen oder herausfordernden Falles kann in der 
Stelle/den Räumlichkeiten des Ratsuchenden erfolgen, also am grünen/runden 
Tisch in einer Behörde wie dem Gesundheitsamt, aber auch in der Klinik, dem 
Gericht oder bei einem Leistungserbringer der Eingliederungshilfe. Dort können 
eine Vorstellung des Falls und eine entsprechende Beratung erfolgen. 
 Die nächste Stufe ist die Beratung unmittelbar in der aktuellen Krise. Dazu 
fahren die Beratungsteams/die Berater mit der ratsuchenden Einrichtung/Be-
hörde heraus, man geht also gemeinsam in die Fallarbeit vor Ort. Hier ist vor 
allem an die aufsuchende Tätigkeit, wie sie im Sozialpsychiatrischen Dienst 
üblich ist, gedacht, aber auch StäB-Behandelte oder Personen,die in besonde-
ren Wohnformen leben, könnten von einer Krisenberatung vor Ort profi tieren. 
 In der dritten Stufe, der Phase der aktiven Krisenarbeit, ist die aufsuchende bzw. 
auch nachgehende Arbeit in einem multiprofessionellen, multisystemischen 
Team geplant (ICT). Das Ziel des Teams soll es sein, nach der Kontaktaufnahme 
die Beziehung zum Betroff enen aufzubauen und Adhäsionsarbeit zu leisten. 
Der Wunsch wäre es, die Betroff enen und schwer psychisch kranken Personen 
durch dieses Angebot schließlich prästationären oder auch teilstationären 
Stukturen des SGB V oder auch Strukturen der Eingliederungshilfe zuführen zu 
können um schlussendlich gemeinsam mit dem Betroff enen eine, für ihn emp-
fehlenswerte Unterstützungsstruktur, zu erarbeiten. Dazu ist es notwendig, 
dass die Netzwerkpartner der Gebietskörperschaft vor Ort ihre Angebotsstruk-
tur gut kennen und kooperativ und transparent zusammenarbeiten. 
 Ein weiterer Plan ist die Schaff ung neuer Strukturen für diesen Personenkreis 
in der Gebietskörperschaft, die möglichst genau den Bedarfen der Betroff enen 
entsprechen, an vorhandene Strukturen anknüpfen und die lebensweltnah 
umgesetzt werden können, um damit eine Einheit mit dem Krisen- und Bera-
tungsdienst bilden zu können. 
 Es sollen zunächst das Projekt des KBD und die Modellregionen vorgestellt und 
im Anschluss daran erste Ergebnisse, die zu diesem Zeitpunkt vorliegen mögen, 
präsentiert werden. 

                                       Umweltmedizin – Block 3- Schimmelpilze/
Luftschadstoff e 
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             Kernaussagen und Empfehlungen der 
AWMF-Leitlinie „Medizinisch klinische 
Diagnostik bei Schimmelpilzexposition in 
Innenräumen“ – Update 2023 

   Autorinnen/Autoren        J.     Hurraß    1    ,      B.     Heinzow    2    ,      S.     Walser-Reichenbach    3    , 
     U.     Aurbach    4    ,   5    ,      S.     Becker    6    ,      R.     Bellmann    7    ,      K.-C.     Bergmann    8    ,      O.     A.     Cornely    9    , 
     S.     Engelhart    10    ,      G.     Fischer    11    ,      T.     Gabrio    12    ,      C.     E. W.     Herr    3    ,   13    ,      M.     Joest    14    , 
     C.     Karagiannidis    15    ,   16    ,      L.     Klimek    17    ,      M.     Köberle    18    ,      A.     Kolk    19    ,      H.     Lichtnecker    20    , 
     T.     Lob-Corzilius    21    ,      N.     Mülleneisen    22    ,      D.     Nowak    23    ,      U.     Rabe    24    ,      M.     Raulf    25    , 
     J.-O.     Steiß    26    ,   27    ,      J.     Stemler    9    ,      J.     Steinmann    28    ,      U.     Umpfenbach    29    ,      K.     Valtanen    30    , 
     B.     Werchan    31    ,      B.     Willinger    32    ,      G.     A.     Wiesmüller    4    ,   5    ,   33   
  Institute     1      Sachgebiet Hygiene in Gesundheitseinrichtungen, Abteilung 
Infektions- und Umwelthygiene, Gesundheitsamt der Stadt Köln, Köln, 
Germany   ;   2      Formerly: Landesamt für soziale Dienste (LAsD) Schleswig-
Holstein, Kiel, Germany   ;   3      Bayerisches Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit München, München, Germany   ;   4      Labor Dr. 
Wisplinghoff , Köln, Germany   ;   5      ZfMK – Zentrum für Umwelt, Hygiene und 
Mykologie Köln, Köln, Germany   ;   6      Universitätsklinik für Hals-, Nasen- und 
Ohrenheilkunde, Universitätsklinikum Tübingen, Tübingen Germany   ; 
  7      Universitätsklinik für Innere Medizin I, Medizinische Universität Innsbruck, 
Innsbruck, Austria   ;   8      Institut für Allergieforschung, Charité - Universitäts-
medizin Berlin, Berlin, Germany   ;   9      Translational Research, CECAD Cluster of 
Excellence, Universität zu Köln, Köln, Germany   ;   10      Institut für Hygiene und 
Public Health, Universitätsklinikum Bonn, Bonn, Germany   ;   11      Landesge-
sundheitsamt Baden-Württemberg im Regierungspräsidium Stuttgart, 
Stuttgart, Germany   ;   12      Formerly: Landesgesundheitsamt Baden-Württem-
berg im Regierungspräsidium Stuttgart, Stuttgart Germany   ;   13      Ludwig- 
Maximilians-Universität München, apl. Prof. „Hygiene und Umweltmedizin“, 
München, Germany   ;   14      Allergologisch-immunologisches Labor, Helios 
Lungen- und Allergiezentrum Bonn, Bonn, Germany   ;   15      Fakultät für 
Gesundheit, Professur für Extrakorporale Lungenersatzverfahren, Universität 
Witten/Herdecke, Witten/Herdecke, Germany   ;   16      Lungenklinik Köln 
Merheim, Kliniken der Stadt Köln, Köln, Germany   ;   17      Zentrum für 
Rhinologie und Allergologie, Wiesbaden, Germany   ;   18      Klinik und Poliklinik 
für Dermatologie und Allergologie am Biederstein, Technische Universität 
München, München, Germany   ;   19      Institut für Arbeitsschutz der DGUV 
(IFA), Bereich Biostoff e, Sankt Augustin, Germany   ;   20      Medizinisches Institut 
für Umwelt- und Arbeitsmedizin MIU GmbH Erkrath, Erkrath, Germany   ; 
  21      Wissenschaftliche AG Umweltmedizin der GPAU, Aachen, Germany   ; 
  22      Asthma und Allergiezentrum Leverkusen, Leverkusen, Germany   ; 
  23      Institut und Poliklinik für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin, Mitglied 
Deutsches Zentrum für Lungenforschung, Klinikum der Universität 
München, München, Germany   ;   24      Zentrum für Allergologie und Asthma, 
Johanniter-Krankenhaus Treuenbrietzen, Treuenbrietzen, Germany   ; 
  25      Institut für Prävention und Arbeitsmedizin der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung, Institut der Ruhr-Universität Bochum (IPA), Bochum, 
Germany   ;   26      Zentrum für Kinderheilkunde und Jugendmedizin, Universi-
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tätsklinikum Gießen und Marburg GmbH, Gießen, Germany   ;   27      Schwer-
punktpraxis Allergologie und Kinder-Pneumologie Fulda, Fulda, Germany   ; 
  28      Institut für Klinikhygiene, Medizinische Mikrobiologie und Klinische 
Infektiologie, Paracelsus Medizinische Privatuniversität Klinikum Nürnberg, 
Nürnberg, Germany   ;   29      Arzt für Kinderheilkunde und Jugendmedizin, 
Kinderpneumologie, Umweltmedizin, klassische Homöopathie, Asthmatrai-
ner, Neurodermitistrainer, Viersen, Germany   ;   30      FG II 1.4 Mikrobiologische 
Risiken, Umweltbundesamt, Berlin, Germany   ;   31      Stiftung Deutscher 
Polleninformationsdienst (PID), Berlin, Germany   ;   32      Klinisches Institut für 
Labormedizin, Klinische Abteilung für Klinische Mikrobiologie – MedUni 
Wien, Wien, Austria   ;   33      Institut für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin, 
Uniklinik RWTH Aachen, Aachen, Germany  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1785544 
     Im Jahr 2016 wurde in Deutschland die AWMF-S2k-Leitlinie „Medizinisch klini-
sche Diagnostik bei Schimmelpilzexposition in Innenräumen" eingeführt. Die 
Leitlinie basiert auf einem standardisierten Verfahren der AWMF einschließlich 
einer systematischen Literaturrecherche unter Einbeziehung mehrerer medi-
zinischer Fachrichtungen. Da die AWMF zur Aufrechterhaltung einer Leitlinie 
eine regelmäßige Aktualisierung vorgibt, hat die Expertengruppe eine erneu-
te Literaturrecherche vorgenommen und die Leitlinie aktualisiert. Die neue 
Medline-Recherche für die aktuelle Version der Leitlinie wurde bis Juni 2022 
mit zusätzlichen Suchbegriff en durchgeführt. Die Suchergebnisse wurden 
durch ein Abstract-Screening und ggf. die evidenzbasierte Auswertung der 
Volltexte bewertet und weiter eingegrenzt. Darüber hinaus wurden die medi-
zinischen Leitlinien zu verwandten Themen berücksichtigt. Seit Oktober 2023 
liegt die aktualisierte Leitlinie vor. 
 Diese Leitlinie soll die bestehende Wissenslücke für eine rationale und effi  zien-
te medizinische Diagnostik bei Schimmelpilzbelastungen in Innenräumen 
schließen und liefert 26 Kernaussagen und Empfehlungen, die im Detail dar-
gestellt werden. Insbesondere wird erläutert, warum für die medizinische Be-
wertung Innenraummessungen von Schimmelpilzen, ihren Bestandteilen oder 
Metaboliten nicht erforderlich sind. Von nicht-evidenzbasierten diagnostischen 
Methoden, die jedoch in der Praxis immer wieder Anwendung fi nden, wird 
explizit abgeraten. 

                                                Möglichkeiten und Grenzen der hygienischen Bewer-
tung von Mykotoxinen bei Feuchteschäden in 
Innräumen. 
   Autor        Guido     Fischer    1   
  Institut     1      Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg, Stuttgart  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1785545 
     Feuchtebedingte Kontaminationen von Schimmelpilzen und anderen Mikroor-
ganismen in Innenräumen stehen seit Jahren im Focus der Innenraumhygiene. 
Auch wenn über die krankheitsauslösenden Mechanismen bei den Wirkpfaden 
Infektion und Allergie in den letzten Jahren viele Erkenntnisse erarbeitet wur-
den, existieren für die infektiöse und allergene Wirkung von Schimmelpilzen 
bzw. deren luftgetragener Sporen bisher keine Dosis-Wirkungsbeziehungen. 
Folglich können auch keine Grenzwerte abgeleitet werden. Über die Wirkungen 
von Mykotoxinen bei der oralen Aufnahme über Futter- und Lebensmittel liegen 
Erkenntnisse für Tier und Mensch vor. Nur wenige Daten – vorwiegend aus 
Zellkulturversuchen - liegen hingegen für die pulmonale Aufnahme von Myko-
toxinen über Bioaerosole vor. In den letzten Jahren wird die Bedeutung der 
Mykotoxin-Bildung durch feuchtebedingtes Schimmelpilzwachstum in Innen-
räumen kontrovers diskutiert. Bei der Beurteilung von Mykotoxin-Expositionen 
in Innräumen muss sauber unterschieden werden, ob Mykotoxine durch Feuch-
tezeiger unter den Schimmelpilzen gebildet werden können oder ob diese aus 
sekundären Quellen stammen. Einzelne Mykotoxine innenraumrelevanter Pilze 
konnten im Innenraum und auf feuchten Baumaterialien nachgewiesen werden, 
allerdings sind die Konzentrationen im Vergleich zu Gehalten in Lebensmitteln 

extrem niedrig. Dosis-Wirkungsbeziehungen fehlen auch hier für die relevanten 
Verbindungen und den Wirkpfad der pulmonalen Aufnahme. 

                                                    Holzfeuerung in Wohngebieten und ihre gesundheit-
lichen Folgen 
   Autor        M.     Tobollik   
  Institut      Umweltbundesamt Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781977 
     Die Holzfeuerung erfreute sich in den letzten Jahren und zuletzt wegen der 
drastisch gestiegenen Energiepreise einer großen und zunehmenden Beliebt-
heit. Die Folgen für die Luftqualität sind in vielen Wohngebieten in Deutschland 
deutlich geruchlich wahrzunehmen. Die Emissionen dieser Verbrennungspro-
zesse, insbesondere große Mengen Feinstaub, entstehen gerade an den Orten, 
wo viele Menschen direkt exponiert sind. Bei den Betreibenden der Kleinfeue-
rungsanlagen besteht oft kaum Verständnis für die gesundheitlichen Konse-
quenzen des eigenen Handelns. In vielen Wohngebieten ist die Luftqualität 
somit zumindest temporär deutlich schlechter geworden, wobei Spitzenwerte 
der Belastung üblicherweise in den Abendstunden auftreten. Der Vortrag in-
formiert über die zusätzlichen Belastungen für die Gesundheit der Bürgerinnen 
und Bürger, die gesundheitelichen Konsequenzen sowie Möglichkeiten der 
Risikokommunikation und Aufklärung der Bevölkerung. 

                                                Die Bedeutung von Luftschadstoff en für die Bevölke-
rungsgesundheit und den ÖGD 
   Autorinnen/Autoren        D.     Plaß    1    ,      S.     Kienzler    1    ,      D.     Wintermeyer    1   
  Institut     1      Fachgebiet: Expositionsschätzung, gesundheitsbezogene 
Indikatoren, Umweltbundesamt, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781978 
     Luftschadstoffe zählen bei Betrachtung der Bevölkerungsgesundheit in 
Deutschland sowie weltweit zu den bedeutendsten Risikofaktoren. Studien 
verschiedener Disziplinen haben deutlich gezeigt, dass insbesondere Volks-
krankheiten, wie beispielsweise Herz-Kreislauferkrankungen, chronisch obst-
ruktive Lungenerkrankungen (COPD) oder auch der Diabetes mellitus Typ 2 in 
einem kausalen oder potentiell kausalen Zusammenhang mit der Belastung 
gegenüber Luftschadstoff en stehen. Die stärkste Evidenz für einen kausalen 
Zusammenhang besteht aktuell insbesondere für den Feinstaub und hier für 
die Partikel mit einer Größe von kleiner als 2,5 Mikrometer. 
 Beim Vergleich des Risikos kann durchaus festgestellt werden, dass in epide-
miologischen Studien deutlich kleinere Risikoschätzer (z. B. Relative Risiken) 
für beispielsweise den Zusammenhang zwischen Lungenkrebs und Feinstaub 
identifi ziert wurden als für den Zusammenhang zwischen Lungenkrebs und 
Rauchen. Dieser Vergleich wird häufi g herangezogen, um die gesundheitliche 
Bedeutung des Feinstaubs abzuschwächen. Dabei wird jedoch außer Acht ge-
lassen, dass es sich beim Rauchen um einen Risikofaktor handelt, den ein 
Mensch zumeist selbst beeinfl ussen kann. Im Gegensatz dazu hat die einzelne 
Bürgerin oder der einzelne Bürger kaum Einfl uss auf die grundsätzliche Qualität 
der Außenluft. Ferner spielt das aktive Rauchen laut der aktuellen GEDA-Studie des 
RKI (2019/2020) mittlerweile bei nur noch einem Drittel der Bevölkerung Deutsch-
lands eine Rolle. Allerdings zeigen neue Analysen des Umweltbundesamtes, dass 
nahezu 100 % der Menschen in Deutschland im Jahr 2021 Feinstaubkonzentratio-
nen von über 5 μg/m³ im Jahresdurchschnitt ausgesetzt waren. Dieser Wert ent-
spricht den aktuellen Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation und sollte 
zum Schutz der Gesundheit nicht überschritten werden. 
 Hier zeigt sich die Bedeutung des Feinstaubs für die Bevölkerungsgesundheit 
und somit auch für den öff entlichen Gesundheitsdienst, dessen Aufgabe es ist 
die Bevölkerung über potentielle Gesundheitsgefahren – auch aus der Umwelt 
– aufzuklären und dabei vor allem besonders schützenswerte, vulnerable Grup-
pen zu adressieren. Zudem ist der öff entliche Gesundheitsdienst ein relevanter 
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Akteur bei der Entwicklung, Implementierung und Erhöhung der Akzeptanz 
von Präventions- und Interventionsmaßnahmen zum Schutz der Gesundheit. 
 Ergebnisse von Studien zur (attributablen) Krankheitslast können in diesem 
Kontext ein wichtiges Werkzeug zur Darstellung der Bedeutung von Risikofak-
toren wie Luftschadstoff en für die Bevölkerungsgesundheit sein. Solche Studi-
en ermöglichen es, die Auswirkungen verschiedener Risikofaktoren auf die 
Gesundheit von Bevölkerungen umfassend und untereinander vergleichbar 
darzustellen. Durch die Nutzung des Indikators Disability-Adjusted Life Year 
(DALY) im Konzept der umweltbedingten Krankheitslasten können Risikofak-
toren aus den Bereichen Verhalten, Stoff wechsel aber auch Umwelt einander 
gegenübergestellt werden. Ein bedeutendes Beispiel für solche Analysen ist die 
regelmäßig aktualisierte Global Burden of Disease (GBD)-Studie, welche die 
Auswirkungen von 87 Risikofaktoren auf die Bevölkerungsgesundheit weltweit 
und auf Ebene der Nationalstaaten erfasst. Die GBD-Studie zeigt beispielswei-
se für Deutschland, dass mit etwa 3,6 Millionen verlorenen gesunden Lebens-
jahren (DALYs) die höchste Krankheitslast im Jahr 2019 zwar auf das Rauchen 
zurückzuführen war, jedoch Feinstaub als wichtigster Umweltrisikofaktor mit 
etwa 0,6 Millionen DALYs bereits auf dem achten Platz folgt – noch vor Risiken 
wie Bewegungsmangel, hohem Salzkonsum oder Passivrauch. 
 Informationen zur Krankheitslast ermöglichen es, Aussagen über den aktuellen 
Zustand der Bevölkerungsgesundheit in einem Land, die zeitlichen Trends der 
Krankheitslast und die gesundheitliche Bedeutung verschiedener Risikofakto-
ren zu machen. Diese Daten können dem öff entlichen Gesundheitsdienst als 
wichtige zusätzliche Information zu Risikokommunikation dienen und bei der 
Öff entlichkeitsarbeit unterstützen. 
 In dem Vortrag wird das Konzept der umweltbedingten Krankheitslast vorge-
stellt, bereits vorhandene Studien zur Krankheitslast, mit Fokus auf die Luft-
schadstoff e, beschrieben, interpretiert, diskutiert und der Mehrwert für die 
Arbeit des öff entlichen Gesundheitsdienstes erörtert. 

                                       Krisenmanagement – Block 3 Prepared-
ness II und Stabsarbeit 

  15:15 – 16:45 | Saal X.8 

             Lessons-learned aus der Pandemie zur besseren 
Vorbereitung auf zukünftige Katastrophen. 
   Autorinnen/Autoren        M.     Ries    1    ,      H.     Koller    2   
  Institute     1      Universität Heidelberg, Marsilius-Kolleg und Universitätsklini-
kum Heidelberg, Zentrum für Kinder- und Jugendmedizin, Neuropädiatrie 
und Stoff wechselmedizin, Heidelberg   ;   2      Helmut-Schmidt-Universität 
– Universität der Bundeswehr Hamburg, Fakultät für Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften, Institut für Industrielles Management, Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781979 
     Ausmaß und Intensität der COVID-19-Krise waren weltweit bedeutend. Die 
Corona-Katastrophenhilfe war der größte subsidiäre Einsatz der Bundeswehr 
in ihrer Geschichte. Die gemeinsamen Herausforderungen an das Katastro-
phenmanagement waren aufgrund der Dynamik und der Komplexität beträcht-
lich, sowohl weltweit als auch in der Region Heidelberg/Rhein-Neckar. Die 
vorliegende Studie (NCT05552989) ist eine strukturierte wissenschaftliche 
Analyse der Einsatzerfahrungen der COVID-19-Katastrophenhilfe in Heidel-
berg/Rhein-Neckar (  ▶  Abb. 1 ) zwischen 2020 und 2022, insbesondere aus zivil-
militärischer Perspektive. 

   

 Der Impact der zivil-militärischen Zusammenarbeit und ein möglicher Pfad von 
lessons-learned hin zur besseren Katastrophenvorbereitung in der Zukunft 
wurden durch semi-strukturierte Interviews mit 12 Schüsselakteuren der lo-
kalen Katastrophenhilfe analysiert. Die Interviews wurden aufgezeichnet, tran-
skribiert, auf gewichtige Aussagen hin kodiert und anschließend in Bedeutungs-
clustern horizontalisiert. Die von Patel 2017 defi nierten Kernelemente der 
 Comunità resilience  bildeten den methodischen Analyserahmen. Den Themen 
der lokalen Katastrophenhilfe wurden Erkenntnisse aus einer strukturierten 
scoping review der weltweiten wissenschaftlichen Fachliteratur zur zivil-mili-
tärischen Zusammenarbeit während der COVID-19-Pandemie gegenüberge-
stellt. Die zentrale Frage war: "Was müssen wir tun, um uns auf zukünftige 
Katastrophen besser vorzubereiten?" 
 Diese Arbeit gibt einen tiefen Einblick in die Stärken und Schwächen des der-
zeitigen lokalen Katastrophenmanagementsystems. Es wurden Lehren aus den 
eigenen Verantwortungsbereichen der Teilnehmenden gezogen. Dazu gehör-
te auch eine Refl exion darüber, was in Zukunft getan werden sollte – entweder 
auf die gleiche Weise oder anders. Als Hauptergebnis dieser Arbeit wurden 37 
Maßnahmen ermittelt, die ergriff en werden müssen, um die Widerstandsfä-
higkeit von Gemeinschaften gegenüber künftigen Katastrophen zu verbessern. 
Diese Aktionspunkte liegen in den Bereichen (1) lokales Wissen, (2) Gemein-
schaftsnetzwerke und -beziehungen, (3) Kommunikation, (4) Gesundheit, (5) 
Governance und Führung, (6) Ressourcen, (7) wirtschaftliche Investitionen, (8) 
Vorbereitung und (9) mentale Einstellung. Zu den 16 Hauptthemen gehörten 
die Notwendigkeit einer lokalen Ausrichtung, eine kontinuierliche, aufgeschlos-
sene gemeinschaftliche Vernetzung, eine transparente Kommunikation nach 
innen und außen, ein koordiniertes Vorgehen im Hinblick auf die Komplexität 
des Gesundheitswesens, die Schaff ung von Personalreserven einschließlich der 
Akzeptanz freier Ressourcen in Routinezeiten, das rechtzeitige Umschalten in 
den Katastrophenmodus, der Abbau von Bürokratie, ein klares Verständnis von 
Führung, Rollen und Verantwortlichkeiten, die Einbeziehung von Freiwilligen, 
die Finanzierung innovativer Ideen, eine priorisierte Planung und Beschaff ung 
von Material, das an wahrscheinliche Risikoszenarien angepasst ist, eine ver-
besserte Katastrophenerziehung auch an Schulen, die Einbeziehung von Prak-
tikern, die Durchführung häufi ger "all-hands"-Übungen, das Funktionieren als 
vorausschauende und lernende Organisation und Förderung der Selbsthilfefä-
higkeit der Bevölkerung. 

    ▶   Abb. 1      
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  Fazit : in Zukunft wird es darum gehen, Bürokratie abzubauen, den Kreislauf 
von "Panik und Vergessen" durch nachhaltige Katastrophenvorbereitung zu 
durchbrechen, eine rechtzeitige Einsatzbereitschaft herzustellen und die "In-
fodemie" in einer Welt der sozialen Medien zu beherrschen. Im Allgemeinen 
hat die zivil-militärische Zusammenarbeit während der COVID-19 Pandemie 
weltweit und in Heidelberg/Rhein-Neckar mit wertvollen Beiträgen zur Stär-
kung der gesamtgesellschaftlichen Widerstandsfähigkeit beigetragen – wahr-
scheinlich aber zu einem hohen Preis. Das Mitigierungspotenzial kann für alle 
Agierenden begrenzt sein, wenn ein Gesundheitssystem bereits im Routine-
betrieb überlastet ist. Um Missbrauch zu verhindern, ist ein Bewusstsein für das 
Droh- und Einschüchterungspotenzial des Militärs wichtig. Eine bessere, ganz-
heitliche und nachhaltige Vorbereitung auf künftige Katastrophen ist zwingend 
erforderlich, um den Kreislauf des "Panikmachens und Vergessens" zu durch-
brechen. Künftige Forschung könnte sich auf eine bessere Einbeziehung vul-
nerabler Bevölkerungsgruppen, einschließlich Kinder, fokussieren. 

                                                Wie nützlich waren die COVID-19-Feldeinsätze des 
RKI für amtshilfeersuchende Behörden: Ergebnisse 
einer ÖGD Befragung 
   Autorinnen/Autoren        M.     Martin Sanchez    1    ,   2    ,      A.     Loenenbach    1    ,      K.     Kajikhina    1    , 
     C.     Siff czyk    1    ,      N.     Zeitlmann    1   
  Institute     1      Robert Koch-Institut, Berlin   ;   2      ECDC Fellowship Programme, 
Field Epidemiology path (EPIET), European Centre for Disease Prevention 
and Control (ECDC), Stockholm, Sweden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781980 
      Hintergrund : Gemäß Infektionsschutzgesetz (IfSG) kann das Robert Koch-
Institut (RKI) auf Amtshilfeersuchen (AHE) den ÖGD bei Ausbruchsuntersu-
chungen unterstützen. Im Rahmen der COVID-19-Pandemie unterstützten 
RKI-Feldteams Gesundheitsämter (GÄ) und Landesbehörden (LB) bei ca. 50 
Ausbruchsuntersuchungen (2020 – 2021). Um strukturiertes Feedback hin-
sichtlich Rechtzeitigkeit und Nutzen der RKI-Feldeinsätze aus dem ÖGD zu 
erhalten, führte das RKI im Frühjahr 2023 eine Befragung durch. 
  Methoden : Vom 09.03.2023-12.05.2023 stellte das RKI allen GÄ und LB einen 
Link zu einer Online-Befragung zur Verfügung. Der Fragebogen erhob Angaben 
zur antwortenden Behörde (Größe, Erfahrungen), gestellten AHE für RKI-Feld-
einsätze während COVID-19 und Informationen zu den Einsätzen (Zeit, Setting). 
Außerdem sollten Behörden hinsichtlich des Einsatz-Nutzens angeben, ob sie 
mit den Einsätzen des RKI zufrieden waren und diese als rechtzeitig empfanden, 
die erwarteten Ergebnisse rechtzeitig geliefert wurden und welche Auswirkun-
gen die Einsätze für die Behörden hatten. Darüber hinaus wurden Hindernisse 
z.B. bei der Stellung von AHE abgefragt. Die Auswertung erfolgte mit ,,R‘‘. 
  Ergebnisse : Insgesamt lagen Antworten von 153 Behörden (142 GÄ und 11 
LB) vor; 21 (14 %) davon stellten während der Pandemie mindestens ein AHE 
für ein RKI-Feldteam . Als Gründe für das Nichtstellen eines AHE gaben Behörden 
neben ,,keinem Bedarf‘‘ (n = 56; 51 %), am häufi gsten an, weder Erfahrungen 
mit (n = 29; 26 %) noch Kenntnis zu Prozessen von AHE (n = 27, 24 %) zu haben. 
 Die 22 RKI-Feldeinsätze, zu welchen Feedback vorlag, fanden zwischen Febru-
ar 2020 und September 2021 statt; im Mittel wurden 12 GÄ und 3 LB für 4 Tage 
(IQR: 2,5-6,5) unterstützt; am häufi gsten im Setting Alten-/Pfl egeheim (n = 12). 
Anlass zur Unterstützungsanfrage gaben laut Behörden fehlende fachliche Ex-
pertise (n = 18) und personelle Ressourcen (n = 13) sowie politischer/öff entli-
cher Druck (n = 12). Für 15 Einsätze wurde angegeben, dass eine Vorbespre-
chung mit dem RKI stattfand, welche für 12 Einsätze in konkreten 
Ergebniserwartungen resultierten. 
 Bei 20 der 22 Einsätze waren die unterstützten Behörden mit dem RKI-Feldein-
satz zufrieden und für 19 Einsätze waren Rechtzeitigkeit und Dauer angemes-
sen. Elf der 12 Einsätze mit Ergebniserwartung führten zu pünktlichen Ergeb-
nissen. Positive Auswirkungen der RKI-Einsätze waren die ,,Beantwortung 

epidemiologischer Fragestellungen/Erkenntnisgewinn‘‘ (n = 18), „Wissensver-
mittlung‘‘ (n = 16), die ,,Verbesserung von Arbeitsabläufen‘‘ (n = 15) und die 
,,Verringerung des politischen/öff entlichen Drucks‘‘ (n = 15). 
  Schlussfolgerungen : Die überwiegende Mehrheit der Behörden war mit den 
COVD-19-Feldeinsätzen des RKI generell, ihrer Rechtzeitigkeit und den Ergeb-
nissen zufrieden. Eine Vorbesprechung fand nicht immer statt, was bei der 
Entwicklung potentieller Leitfäden für RKI-Feldeinsätze berücksichtigt werden 
sollte, um Gelegenheit zur Abstimmung von erwarteten Ergebnissen zu geben. 
Bezüglich der Prozesse von AHE besteht im ÖGD Informationsbedarf. Das RKI 
ist angehalten, diese Lücke durch Schulungen bzw. Bereitstellung von Informa-
tionsmaterialen zu schließen. 

                                                Agiles Krisenmanagement – Stabsarbeit im öff entli-
chen Gesundheitsdienst 
   Autorinnen/Autoren        A.     Wehrhahn    1    ,      D.     Steuer    1    ,      C.     Lingk    1    ,      C.     Wiesmüller    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt der Stadt Köln, Sachgebiet Strategie und 
Innovation, Fachbereich Krisenmanagement, Köln  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781981 
      Einleitung : In der Corona Pandemie zeigte sich deutlich, dass die Gesundheits-
ämter in Deutschland auf Pandemie und andere Krisenlagen nur schlecht vor-
bereitet waren. Aus diesem Grund wurde im Gesundheitsamt Köln das Sach-
gebiet Strategie und Innovation gegründet, zu dem auch das Aufgabengebiet 
Krisenmanagement zählt. Ziel ist es ein skalierbares und ein situationsüber-
greifendes Krisenmanagement zu entwickeln. 
  Material und Methoden : Das Projekt wird umfassend in seinen Teilbereichen 
dargestellt. Besonders soll dabei auf die, in den letzten Jahren entstandenen 
DIN-Normen und Empfehlungen im Bereich des Behördlichen Krisenmanage-
ments eingegangen werden. 
 Konkret wird aufgezeigt welche Möglichkeiten und Potentiale sich mit der di-
gitalisierten Stabsarbeit im Öff entlichen Gesundheitswesen ergeben. Am Bei-
spiel von Köln soll aufgezeigt werden, wie Stabsarbeit in der Praxis aussehen 
kann. Ergänzend sollen die möglichen Schnittstellen mit anderen Gefahrenab-
wehrbehörden beschrieben werden. 
  Ergebnisse : In den letzten Monaten wurde ein Konzept für die digitalisierte 
Stabsarbeit im Gesundheitsamt Köln zur Krisenbewältigung geschaff en. Das 
entwickelte Gesamtkonzept besteht aus drei Hauptteilen: 
  1.    Bereich der operativen Durchführung  
 2.    Entwicklung eines theoretisch-praktischen Schulungsansatzes  
 3.    Skalierbare IT-Infrastruktur, anpassbar an die lokalen Voraussetzungen 

inklusive einer Rückfallebene.  

  Die Herausforderungen bestanden im Bereich der operativen Anwendung da-
rin, die Umsetzung von feuerwehrtechnischen & institutionellen Empfehlungen 
auf die Bedürfnisse eines modernen öff entlichen Gesundheitsdienstes anzu-
passen. Weitere Herausforderungen lagen im Bereich der Schulungen für das 
Stabspersonal, das in der Regel keine Vorerfahrung in diesem Bereich mitbringt. 
Abschließend stellte sich die Herausforderung eine IT-Systeminfrastruktur zu 
entwickeln welche mit möglichst geringen Investitionen betrieben werden 
kann, aber auch den Sonderlagen Rechnung trägt. 
  Schlussfolgerungen : Die Corona-Pandemie ist eine große Chance um den 
Aufbau von fl ächendeckend einheitlichen Krisenstrukturen im ÖGD in Deutsch-
land voran zu treiben. Darum sollte im gegenseitigen Austausch ein übergrei-
fend einheitliches Krisenmanagement etabliert werden, welches ausgangsla-
genunabhängig zu einem positiven Outcome beiträgt. 
  1 Gesundheitsamt der Stadt Köln, Strategie und Innovation, Neumarkt 15-21, 
50667 Köln 
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                                                Aufbau und Pfl ege eines Corona – Dashboards für 
die Entscheidungsträger der Landeshauptstadt 
München 
   Autorinnen/Autoren        A.     Klaus    1    ,      C.     Zollner    2    ,      B.     Springer    2    ,      M.     Schaff ner    3    , 
     S.     Schmidt    1   
  Institute     1      Gesundheitsreferat Landeshauptstadt München   ;   2      Branddirek-
tion München   ;   3      Hochschule München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781982 
     In Zeiten globaler Gesundheitskrisen wie der COVID-19-Pandemie hat sich die 
Bedeutung von Echtzeitdaten und Informationsmanagement als entscheidend 
für eff ektive Krisenbewältigung erwiesen. Diese Arbeit beleuchtet die Schlüs-
selaspekte des Aufbaus und Betriebs eines Corona-Dashboards für den Krisenstab 
der Landeshauptstadt München, das als wegweisendes Instrument zur Informati-
onsaggregation, -visualisierung und -analyse dient. Dieses Projekt ist ein Parade-
beispiel für den erfolgreichen Einsatz modernster Technologien und datengetrie-
bener Ansätze zur Bewältigung einer beispiellosen Gesundheitskrise. 
 I. Einführung 
 Die COVID-19-Pandemie hat die Welt vor Herausforderungen gestellt, die eine 
rasche und präzise Informationsverarbeitung erfordern. München als eines der 
größten kommunalen Gesundheitsämter Deutschlands stand vor der Aufgabe, 
eine eff ektive Lösung zur Bewältigung der Krise zu entwickeln. Ein entschei-
dender Schritt bestand in der Schaff ung eines zentralen Corona-Dashboards, 
um den Krisenstab und andere Behörden mit aktuellen und genauen Daten zu 
versorgen. 
 II. Technologische Infrastruktur 
 Der Erfolg dieses Projekts basierte auf einer soliden technologischen Infrastruk-
tur. Dies wurde mit ArcGIS Online der Firma ESRI realisiert. Das Tool ermöglich-
te die Echtzeitanalyse und -visualisierung von COVID-19-bezogenen Daten, 
einschließlich Infektionszahlen, Testergebnissen, durchgeführte Impfungen, 
Zahlen zur stationären Patientenversorgung, Situation in Einrichtungen wie 
Pfl egeheimen und Schulen, der Stadtteilbezogenen Analyse von Infektionszah-
len bis hin zur Übersicht über die aktuelle Studienlage. 
 III. Datenbeschaff ung und -integrierung 
 Ein zentraler Aspekt dieses Dashboards war die kontinuierliche Aktualisierung 
und Integration von Daten aus verschiedenen Quellen, einschließlich Gesund-
heitsbehörden, Krankenhäusern, Testzentren und Laboren. Dies erforderte die 
Entwicklung von Schnittstellen und Datenpipelines, um sicherzustellen, dass 
die Informationen stets aktuell und zuverlässig waren. 
 Die Datenakquise und -aufbereitung erfolgte intern im Rahmen eines täglichen 
Tagesberichtes. 
 IV. Visualisierung und Berichterstattung 
 Das Herzstück des Dashboards war die Datenvisualisierung. Dies umfasste die 
Erstellung von interaktiven Grafiken, Karten und Berichten, die es den 
Entscheidungsträgern*innen ermöglichten, auf einen Blick den Verlauf der 
Pandemie und wichtige Trends zu erkennen. Dieses visuelle Instrument war 
von unschätzbarem Wert für die Kommunikation der umfangreichen Informa-
tionen und die Festlegung von Maßnahmen. 
 V. Nutzerakzeptanz und Schulung 
 Die erfolgreiche Implementierung des Dashboards hing auch von der Akzeptanz 
und Schulung der Nutzer*innen ab. Der Krisenstab und andere relevante Stel-
len wurden umfassend geschult, um das volle Potenzial des Dashboards aus-
zuschöpfen und seine Daten interpretieren zu können. 
 VI. Ergebnisse und Ausblick 
 Das Corona-Dashboard für den Krisenstab der Landeshauptstadt München 
erwies sich als ein zentrales Instrument bei der Bewältigung der COVID-19-Pan-
demie. Die ständige Verfügbarkeit aktueller Daten und die leichte Interpretier-
barkeit der Informationen trugen wesentlich dazu bei, eff ektive Maßnahmen 
zu ergreifen und die Bevölkerung zu schützen. Der Blick in die Zukunft zeigt, 
dass solche Dashboards auch in künftigen Gesundheitskrisen von unschätzba-
rem Wert sein werden. 
 VII. Fazit 

 Der Aufbau und Betrieb eines Corona-Dashboards für den Krisenstab der Lan-
deshauptstadt München sind ein herausragendes Beispiel für den erfolgreichen 
Einsatz von Technologie und Datenanalyse zur Bewältigung einer globalen 
Gesundheitskrise. Die gewonnenen Erfahrungen führen dazu, dass in München 
eine vergleichbare Plattform für das Monitoring der gesundheitlichen Situation 
und allgemeiner Kennzahlen in den Bereichen des Gesundheitsschutzes, der 
Gesundheitsvorsorge und -versorgung aufgebaut wird. Dieses Vorhaben wird 
durch den Digitalisierungspakt ÖGD gefördert. 

                                       Digitalisierung 3 
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             Erhebung der digitalen Kompetenz bei Mitarbeiten-
den eines Gesundheitsamtes im Rahmen eines 
Reallabors in Kooperation von ÖGD und Wissen-
schaft 
   Autorinnen/Autoren        U.     Stengele    1    ,      D.     Häske    1    ,      E.     Piontkowski    1    ,      H.     Richter    1    , 
     B.     Joggerst    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Enzkreis – Stadt Pforzheim  
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      Hintergrund : Bereits 2018 forderte die Gesundheitsministerkonferenz eine 
engere Zusammenarbeit zwischen ÖGD und Forschung. Im Rahmen des Ver-
bundforschungsprojekts „Infektionsschutz. Neu.Gestalten“ (I.N.Ge) führt das 
Gesundheitsamt Enzkreis – Stadt Pforzheim in Kooperation mit dem Zentrum 
für Öffentliches Gesundheitswesen und Versorgungsforschung Tübingen 
(ZÖGV) das Reallabor zum Themenschwerpunkt Digitalisierung durch. 
 Für die Zukunftsfähigkeit des Öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) einigten 
sich Bund und Länder auf Grund der Erfahrungen der Corona-Pandemie 2020 
auf den „Pakt für den ÖGD“. Die Digitalisierung ist eine der fünf Säulen des 
Pakts. Im Zuge dessen wurde ein Reifegradmodell für den ÖGD entwickelt, das 
den Status der Digitalisierung des ÖGD durch Parameter wie Digitalisierungs-
strategie, IT-Sicherheit oder Bürger*innenzentrierung defi niert. Die Mitarbei-
tenden werden darin als zentraler Faktor für die Umsetzung der Digitalisie-
rungsstrategie gesehen. Der Ausprägungsgrad dieses Faktors wird dabei mittels 
der Kriterien Sensibilisierung, Partizipation und der Organisation von Schulun-
gen erhoben. 
 Ob die Digitalisierung im Setting eines Gesundheitsamts gelingt, hängt unter 
anderem von den digitalen Kompetenzen der Mitarbeitenden ab. 
  Zielsetzung : Um im Bereich digitaler Anwendungen ein bedarfsgerechtes 
Schulungskonzept im Gesundheitsamt Enzkreis – Stadt Pforzheim zu entwi-
ckeln, sollen die digitalen Kompetenzen und Bedarfe der Mitarbeitenden er-
mittelt werden. 
  Methode : Mit Anwendung der Reallabormethodik wird transdisziplinär gear-
beitet und somit die Kenntnisse aus Wissenschaft und praktischem Ar-
beitsalltag im Gesundheitsamt zusammengebracht. Das ZÖGV bringt hierbei 
die Perspektive und Kompetenzen aus der Wissenschaft ein. Die Projektgruppe, 
die aus Mitarbeitenden unterschiedlicher Bereiche des Gesundheitsamtes (IT, 
Verwaltung, Infektionsschutz, Gesundheitsförderung & Prävention, Amtslei-
tung) und des Landratsamtes Enzkreis (Personalentwicklung) besteht, steuert 
die Perspektive und Kompetenzen aus der praktischen Arbeit im ÖGD bei. Für 
die Erhebung der digitalen Kompetenzen fi ndet eine quantitative Befragung 
der Mitarbeitenden mittels selbstentwickeltem Fragebogen zur Selbsteinschät-
zung anonym statt, sowie eine quantitative Befragung des IT-Supports. Ergänzt 
wird dies durch eine inhaltsanalytische Auswertung des Ticketsystems des IT-
Supports. 
  Ergebnisse : Durch die partizipative Entwicklung der Erhebungsinstrumente 
mit der landratsamts-internen Projektgruppe konnten bereits wichtige Prozess-
Erkenntnisse gewonnen werden. So ist nach Erfahrung der Mitarbeitenden in 
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der Projektgruppe die digitale Kompetenz bei vielen älteren Mitarbeitenden 
ein sensibles Thema. Die Befragung wurde daher mittels Fragebogen anonym 
durchgeführt. Zusätzlich scheint eine Option, an Schulungen anonym teilzu-
nehmen zu können, sinnvoll. Ein großes Potenzial zur Verbesserung der digita-
len Kompetenz wird im Bereich der allgemeinen Anwendungen, wie z.B. Excel, 
Word, E-Mail-Programm, etc. gesehen. 
 Konkrete Ergebnisse der Erhebungen zur digitalen Kompetenz werden zum 
Zeitpunkt des Kongresses vorliegen. 
  Diskussion : Die Ergebnisse der Erhebung digitaler Kompetenzen von Mitarbei-
tenden des Gesundheitsamt Enzkreis – Stadt Pforzheim können wertvolle Er-
kenntnisse für die bedarfsgerechte inhaltliche und organisatorische Gestaltung 
des Schulungsangebots liefern. Darüber hinaus wird im Sinne der Reallabor-
methodik ein Transfer der Ergebnisse auf andere Gesundheitsämter angestrebt. 

                                                Evaluation der Einführung der elektronischen Labor-
meldung gemäß § 7 Abs. 1 IfSG über DEMIS (deut-
sches elektronisches Melde- und Informationssys-
tem), 2022 
   Autorinnen/Autoren        K.     Röbl    1    ,   2    ,      C.     Sievers    2    ,      P.     Oedi    2    ,      B.     Suwono    2    , 
     D.     Altmann    2    ,      A.     Ullrich    2    ,      M.     Diercke    2   
  Institute     1      Postgraduiertenausbildung für Angewandte Epidemiologie 
(PAE), Robert Koch-Institut, Berlin   ;   2      Abteilung für Infektionsepidemiologie, 
Robert Koch-Institut, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781984 
      Hintergrund : Seit Jahresbeginn 2022 besteht die Pfl icht zur elektronischen 
Meldung über das Deutsche Elektronische Melde- und Informationssystem für 
den Infektionsschutz (DEMIS) für Erregernachweise nach § 7 Abs. 1 Infektions-
schutzgesetz (IfSG). Die Labore melden namentlich an die Gesundheitsämter. 
Im Gesundheitsamt werden Meldungen zum selben Fall zusammengeführt und 
anhand der Falldefi nitionen bewertet und dieser Fall gemäß § 11 IfSG an das 
RKI übermittelt. In DEMIS kann zusätzlich gemäß § 14 Abs. 4 IfSG überprüft 
werden, ob sich die Meldungen auf denselben Fall beziehen. Dafür werden 
mittels verschiedener kryptografi scher Verfahren aus den Angaben zum Na-
men, Geburtsdatum und dem Meldetatbestand Pseudonyme erstellt und pseu-
donymisierte Datensätze an das RKI übermittelt. Um evaluieren zu können, wie 
gut die Einführung der elektronischen Meldung erfolgt ist, werden die im Jahr 
2022 über DEMIS erfolgten Labormeldungen sowie die an das RKI übermittel-
ten Fälle mit Laborinformationen abgeglichen. 
  Methoden : Für ausgewählte Meldetatbestände aus dem Jahr 2022 haben wir 
wahrscheinlich zusammengehörige Labormeldungen anhand der Ähnlichkeit 
der Pseudonyme zu einem Cluster zugeordnet. Diese Cluster haben wir anhand 
der Identifi er im Meldevorgang mit den an das RKI übermittelten Fällen vergli-
chen. Eine deskriptive Analyse beschreibt die Anzahl und Größenverteilung der 
Cluster sowie den zeitlichen Abstand zwischen erstem und letztem Meldevor-
gang pro Cluster sowie den Anteil der an das RKI übermittelten Fälle, die Infor-
mationen zum Vorliegen einer elektronischen Meldung enthalten, und mögli-
che Mehrfachanlegungen von übermittelten Fällen. 
  Ergebnisse : Die Clustergrößen unterscheiden sich zwischen den untersuchten 
Meldetatbeständen. So enthalten die DEMIS-Cluster der Tuberkulose (MYT) 
zwischen 1-435 (Median: 27,5) Meldevorgänge, die der Salmonellen (SAL)- und 
Legionellen (LEG) 1-30 (Median: 11,5) bzw. 1-6 (Median 3,5) Meldevorgänge. 
Bei MYT reichen die zeitlichen Abstände zwischen erstem und letztem Melde-
vorgang je Cluster von 0,43 Sekunden bis 201 Tage, mit einem Median von 22 
Tagen und einem Mittelwert von 31 Tagen. Diese Spannweite reicht bei SAL 
von 0,95 Sekunden bis 138 Tage (Median 4 Tage, Mittelwert 10 Tage) und bei 
LEG von 0,52 Sekunden bis 81 Tage (Median 1 Tag, Mittelwert 6 Tage). Von den 
an das RKI übermittelten MYT-Fällen enthielten 27 % (756/2806) eine über DE-
MIS gemeldete Laborinformation. Dieser Anteil lag bei den LEG- und bei den 
SAL-Fallmeldungen bei 28 % (481/1697) bzw. bei 33 % (3517/10727). Im Verlauf 
des Jahres 2022 zeigte sich ein Anstieg dieses Anteils von 1 % (LEG), 6 % (MYT) 
und 11 % (SAL) im Januar zu 41 % (LEG), 29 % (MYT) und 39 % (SAL) im Dezember 

2022. Wir konnten keine DEMIS-Cluster mehr als zwei und lediglich 0,8 % zwei 
aktiven, die Referenzdefi nition erfüllenden, übermittelten Fallmeldungen zu-
ordnen. Je Meldetatbestand reichte der Anteil von zu nur einer einzigen aktiven, 
die Referenzdefi nition erfüllenden Fallmeldung zugeordneten DEMIS-Clustern 
von 99,1 % (SAL) über 99,5 % (MYT) bis 99,7 % (LEG). 
  Schlussfolgerung : Der Anteil der übermittelten Fälle mit DEMIS-Laborinfor-
mationen ist im Laufe des Jahres 2022 gestiegen und wird durch die hier be-
richteten Werte vermutlich unterschätzt, da in älteren Versionen der Meldesoft-
wares die DEMIS-Meldevorgangs-Identifi er nicht übermittelt wurden, wodurch 
über DEMIS erfolgte Meldungen nicht identifi zierbar sind. Mit im Median mehr 
Meldevorgängen bei MYT-Clustern als bei SAL- und LEG-Clustern spiegeln die 
Clustergrößen das erwartete Meldeverhalten der jeweiligen Meldetatbestände 
wieder. Einzelne auff allend große Cluster – möglicherweise bedingt durch tech-
nische Fehler – dürften die Qualität der übermittelten Meldedaten – etwa durch 
mehrfache Fallanlegung – nicht maßgeblich beeinträchtigt haben. Eine Aus-
weitung dieser Analyse auf die im ersten Halbjahr 2023 übermittelten Melde-
daten ist geplant, um etwaige Steigerungen im Anteil der Fälle mit DEMIS-In-
formation sowie eine weiterhin hohe Qualität der Meldedaten, die 
DEMIS-Labormeldungen enthalten, zu überprüfen. 

                                                Pakt ÖGD: Digitalisierung – Zwischenbilanz aus 
Baden-Württemberg 
   Autorinnen/Autoren        D.     Oriwol    1    ,      J.     Zettler    2    ,      J.     Krieger    2    ,      B.     Geisel    1   
  Institute     1      Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration 
Baden-Württemberg, Landesgesundheitsamt, Stuttgart   ;   2      RGE Unterneh-
mensberatung, München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781985 
     Zur Stärkung der Digitalisierung des ÖGD stellt der Bund bis 2026 bundesweit 
insgesamt 800 Millionen Euro zur Verfügung, die unter Berücksichtigung der 
konkreten Strukturen des ÖGD in den einzelnen Ländern zielgerichtet zum 
Einsatz kommen sollen. Zwei Jahre nach der Veröff entlichung des Förderaufrufs 
seitens des Bundesministeriums für Gesundheit (22. April 2022) ziehen wir aus 
Sicht von Baden-Württemberg eine Zwischenbilanz. 
 Die Fördermittel des Bundes sind dringend notwendig, um dem Handlungsbe-
darf auf Basis des langjährigen Digitalisierungsstaus im ÖGD gerecht zu werden 
sowie Strukturen weiterzuentwickeln bzw. aufzubauen. Hinzu kommen ver-
schiedene demographische und sozioökonomische Rahmenbedingungen, 
welche den Bedarf nach effi  zienten, ressourcenschonenden Prozessen weiter 
erhöhen. Dazu gehören der demographische Wandel, der steigende Fachkräf-
temangel, das häufi gere Auftreten von Krisen und die steigende Erwartungs-
haltung der Bürgerinnen und Bürger an die öff entliche Verwaltung. Das Digi-
talisierungsprojekt in Baden-Württemberg hat es sich zum Ziel gemacht, diese 
Faktoren aufzugreifen und den Digitalisierungsgrad aller Gesundheitsämter in 
Baden-Württemberg fl ächendeckend anzuheben und auf ein einheitliches Ni-
veau zu bringen. 
 Die Initiative des Bundes ermöglicht damit einen großen Entwicklungssprung 
in der Digitalisierung für den ÖGD, fordert das Land und die Gesundheitsämter 
aber auch mit einem sehr anspruchsvollen zeitlichen Umsetzungshorizont. Mit 
den Projektmitteln (Pakt ÖGD) gelingt der Anstoß zur Vereinheitlichung der 
digitalen Prozess-Unterstützung, für eine nachhaltige Umsetzung sind jedoch 
bereits während des Projektes einige Herausforderungen zu meistern und Vo-
raussetzungen für eine nachhaltige Nutzung in der Zukunft zu schaff en. Hierzu 
gehören u.a. der Mut zu langfristigen Entscheidungen bei Unsicherheit, eine 
dauerhafte Investitionsbereitschaft in die Digitalisierung und eine langfristige 
Kooperation zwischen den verschiedenen Ebenen des ÖGD (Gesundheitsämter, 
Regierungspräsidien und Sozialministerium) und wichtigen Stakeholdern in 
Baden-Württemberg (z. B. Kommunale Landesverbände, IT-Leitungen der 
Stadt- und Landkreise). 
 Der Vortrag wird entlang konkreter Beispiele auf die übergreifenden Erfolgs-
faktoren sowie die „Lessons Learned“ zum aktuellen Projektstand eingehen. 
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                                                Aktuelle Nutzung von DEMIS und Roadmap für die 
Weiterentwicklung 
   Autorinnen/Autoren        D.     Krause    1    ,      M.     Diercke    2   
  Institut      Robert Koch-Institut, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781986 
     Das Deutsche Elektronische Melde- und Informationssystem für den Infekti-
onsschutz (DEMIS) ermöglicht seit Juni 2020 bundesweit die elektronische 
Meldung gemäß Infektionsschutzes (IfSG). 
 Folgende Funktionen sind bisher umgesetzt: 

 ▪    Meldung von SARS-CoV-2 und weiteren Erregernachweisen gemäß § 7 
Abs. 1 IfSG  

 ▪   Meldung von COVID-19- gemäß § 6 Abs. 1 IfSG  
 ▪   Meldung der belegten Betten auf Normalstation in Krankenhäusern 
gemäß § 13 Abs. 7 IfSG  

  Die Meldungen können entweder automatisiert über eine Schnittstelle oder 
über das DEMIS-Meldeportal erfolgen. In DEMIS wird automatisiert bestimmt, 
welches Gesundheitsamt die Meldung empfangen soll. 
 Seit Ende 2020 sind alle 376 Gesundheitsämter in Deutschland an die DEMIS-
Infrastruktur angebunden und DEMIS wird in der Arbeitsroutine alltäglich ein-
gesetzt. Seit Inbetriebnahme der Infrastruktur wurden über 50 Millionen Mel-
dungen abgesetzt. Über die Schnittstelle können bereits über 830 Labore 
melden. Im Kontext der COVID-19-Pandemie wurden zudem über 200 Apo-
theken und 700 Testzentren bzw. Testzentrenbetreibende dazu befähigt, eine 
elektronische SARS-CoV-2-Erregernachweismeldung automatisiert, aus ihren 
individuell genutzten Softwareprodukten, an die Gesundheitsämter abzuset-
zen. Für alle, die in ihrer Software die Schnittstelle noch nicht umgesetzt haben, 
steht das Meldeportal als Alternative für die Meldung zur Verfügung. Dort kön-
nen die Meldungen elektronisch über eine Online-Formular abgesetzt werden. 
Noch ist die Voraussetzung dafür die Anbindung an die Telematikinfrastruktur. 
Insgesamt sind über 90 % der Krankenhäuser an DEMIs angebunden. 
 Im Jahr 2024 soll der Kreis der Nutzerinnen und Nutzer sowie auch die in DEMIS 
zur Verfügung stehenden Funktionalitäten erweitert werden: Im Winter 
2023/24 wird die DEMIS-Infrastruktur für weitere meldepfl ichtige Akteure und 
Einrichtungen, z.B. Schulen, Kitas und Gemeinschaftseinrichtungen, im Inter-
net verfügbar gemacht und eine Authentisierung dieser Nutzerinnen und Nut-
zer über das Onlinezugangsgesetz ermöglicht. Darüber hinaus wird die Anbin-
dung von niedergelassenen ärztlich tätigen Personen umgesetzt. 
Meldepfl ichten, denen derzeit noch nicht über DEMIS nachgekommen werden 
kann, wie z.B. die Meldung von Erregernachweisen gemäß § 7 Abs. 3 IfSG und 
§ 7 Abs. 4 IfSG sowie über Krankheiten gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 und § 6 Abs. 1 
Nr. 1a IfSG (über COVID-19 hinaus) werden in DEMIS integriert. 
 Da mit DEMIS eine sichere und nachhaltige Infrastruktur für den Informations-
tausch im Kontext des Infektionsschutzes aufgebaut wurde, sollen auch weite-
re Surveillancesysteme, wie z.B. die Antibiotika-Resistenz-Surveillance und die 
syndromische Krankenhaussurveillance, in DEMIS integriert werden. Über die 
Weiterentwicklung von DEMIS können Sie sich jederzeit via https://wiki.gema-
tik.de/display/DSKB und demis@rki.de informieren. 

                                       27.04.2024
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  09:00 – 10:00 | Saal X.1 

             Schulabsentismus im Rhein-Erft-Kreis: Arbeit und 
Wirkung einer spezialisierten Clearingstelle im 
Gesundheitsamt 
   Autorinnen/Autoren        S.     Cardinal von Widdern    1    ,      K.     Daun    1    ,      N.     Mahler    1    , 
     J.     Mühlenmeister    1    ,      F.     Meyer    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Rhein-Erft-Kreis.de, Bergheim  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781987 
     Schulabsentismus umfasst diverse Verhaltensmuster nicht legitimer Schulver-
säumnisse und geht mit emotionalen und sozialen Entwicklungsrisiken, gerin-
ger Bildungspartizipation sowie einer erschwerten berufl ichen und gesellschaft-
lichen Integration einher (nach Ricking & Albers, 2019). Zudem zeigen 
Untersuchungen, dass Schulabsentismus häufi g mit manifesten psychischen 
Störungen einhergeht, insbesondere Angst-, depressive und Sozialverhaltens-
störungen, oder sich diese im weiteren Verlauf zeigen (Finning et al., 2019; 
Gakh et al., 2020) 
 Nach übereinstimmenden Rückmeldungen vieler Lehrkräfte hat das Phänomen 
durch die Corona-Pandemie und die damit verbundenen Schulschließungen 
an Bedeutung zugelegt. 
 Das Gesundheitsamt des Rhein-Erft-Kreises hat Anfang 2021, gefördert durch 
den Landschaftsverband Rheinland (LVR), eine Clearingstelle für Schulabsen-
tismus aufgebaut. Dort werden entsprechende Fälle niederschwellig exploriert 
und beraten sowie notwendige Hilfsmaßnahmen angebahnt. Innerhalb von 
drei Jahren wurden ca. 100 Schülerinnen und Schüler (SuS) durch die Clearing-
stelle betreut. Bei knapp der Hälfte der Kinder und Jugendlichen bestand die 
Schulvermeidung seit über einem Jahr und ein Teil war nur durch aufsuchende 
Arbeit erreichbar. 
 Kernstück der Clearingstelle ist es, ein abgestimmtes Vorgehen zwischen den 
verschiedenen Institutionen (Schule, Schulsozialarbeit, Jugendamt/Jugendhil-
fe, Kinder- und Jugendpsychiatrie/-psychotherapie, Schulärztlicher Dienst u.a.) 
zu etablieren. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse werden im weiteren Verlauf 
verwendet, um vor Ort Früherkennung und Prävention zu stärken. Im Novem-
ber 2023 fand dazu eine Fachtagung im Rhein-Erft-Kreis statt. 

                                                Sprachentwicklungsstörungen bei mehrsprachigen 
Kindern – Zusatzscreening mittels Lise-DaZ®  im 
Rahmen der Schulaufnahmeuntersuchung 
   Autorinnen/Autoren        N.     Schmitt    1    ,      F.     Bauer    2    ,      J.     Armann    1   
  Institute     1      Amt für Gesundheit und Prävention, Abteilung Kinder- und 
Jugendgesundheit, Landeshauptstadt Dresden   ;   2      Amt für Gesundheit und 
Prävention, Landeshauptstadt Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781988 
      Hintergrund : Ziel der Schulaufnahmeuntersuchung ist es, Gesundheits- und 
Entwicklungsstörungen mit besonderer Bedeutung für einen erfolgreichen 
Schulbesuch frühzeitig zu erkennen und sowohl die zukünftigen Schüler*innen 
und deren Eltern sowie die Schulen entsprechend zu beraten. Sprachentwick-
lungsstörungen (SES) sind Teil der relevanten Entwicklungsstörungen. Mehr-
sprachigkeit ist keine Ursache von SES, diese lassen sich aber bei mehrsprachi-
gen Kindern deutlich schwerer diagnostizieren. Zudem fehlen bei den meisten 
standardisierten Sprachtests Normwerte für mehrsprachige Kinder. 
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 In Dresden kommt das Sozialpädiatrische Entwicklungsscreening für Schulein-
gangsuntersuchungen (SOPESS) zur Anwendung. Die Sprachteile des SOPESS 
sind weder kulturunabhängig noch separat an Kindern normiert, bei denen 
Deutsch nicht die alleinige bzw. Erstsprache ist. Im Falle von auff älligen Befun-
den im SOPESS lassen sich deshalb ohne Zusatzerhebungen keine zuverlässigen 
Aussagen bzgl. einer SES im Gegensatz zu einer nicht ausreichenden Expositi-
on zur deutschen Sprache und damit zur Schulrelevanz ableiten. Durch die 
Normierung von LiSe-DaZ®  an Kindern mit Deutsch als Zweitsprache können 
durch die ergänzende Linguistische Sprachstandserhebung – Deutsch als Zweit-
sprache (LiSe-DaZ® ) Kinder identifi ziert werden, bei denen die gezeigte Leis-
tung rein durch die noch nicht ausreichende Kontaktzeit zum Deutschen er-
klärbar ist und bei denen damit trotz auff älliger Ergebnisse im SOPESS keine 
Schulschwierigkeiten zu erwarten sind. 
  Ziel : Die zusätzliche Anwendung von LiSe-DaZ®  zur Schulaufnahmeuntersu-
chung erlaubt es, bei Kindern mit ausreichender Kontaktzeit zur deutschen 
Sprache genauer zu diff erenzieren zwischen einer Sprachentwicklungsstörung 
mit folglich sonderpädagogischem Förder- und Therapiebedarf und reinem 
Förderbedarf durch kontinuierliche deutsche Sprachangebote und Qualifi zie-
rung des Sprachumfelds. 
  Methode : Nach fachlichem Austausch mit der Autorin von LiSe-DaZ®  wurde 
der Untertest „Verstehen von w-Fragen“ zur Schulaufnahmeuntersuchung bei 
Kindern mit nicht nur deutsch als Familiensprache im Anschluss an SOPESS 
pilotiert. Die Fachärzt*innen des KJÄD Dresden wurden vor und während der 
Anwendung von LiSe-DaZ®  geschult. Ein Protokollbogen wurde entworfen und 
nach der Pilotierung angepasst. Zur Qualitätssicherung tragen die fachliche 
Begleitung durch Expertinnen, ein Leitfaden sowie monatliche Refl ektionsge-
spräche im Team der Ärzt*innen bei. Die anamnestischen Angaben zur Sprach-
biografi e und Ergebnisse wurden deskriptiv ausgewertet. 
  Ergebnisse : Im Schuljahr 2022/23 erfolgte das Sprachverständnisscreening 
„Verstehen von w-Fragen“ des LiSe-DaZ®  bei 56 Kindern im durchschnittlichen 
Alter von 6,1 Jahren zusätzlich zum SOPESS. 25 % dieser Kinder wachsen mit 
der Erstsprache arabisch, 20 % mit russisch gefolgt von 7 % ukrainisch und 5 % 
türkisch auf. Acht Kinder waren zum Zeitpunkt der Schulaufnahmeuntersu-
chung max. 12 Monate im Kontakt mit der deutschen Sprache, elf zwischen 13 
und 24 Monaten und 37 länger als zwei Jahre. Bei 84 % der Kinder war anam-
nestisch mindestens eine Sprache altersgerecht entwickelt. Insgesamt wurden 
Kinder mit 20 verschiedenen Sprachen befundet. Bei 75 % der Kinder gibt es 
nur eine Sprache in der Kernfamilie. 
 Ca. 65 % der Kinder erreichten in den SOPESS-Teilen „Präpositionen“ und „Plu-
ralbildung“ keine grenzwertigen oder unauff älligen Werte. Im Sprachverständ-
nisscreening des LiSe-DaZ®  waren 38 % der Kinder auff ällig. Betrachtet man nur 
die 47 Kinder, in deren Familien kein Deutsch gesprochen wird, zeigten über 
70 % in o.g. Teilen des SOPESS und 43 % im LiSe-DaZ®  Auff älligkeiten. Den Teil 
„Pseudowörter nachsprechen“ des SOPESS schlossen in beiden Gruppen 23 % 
der Kinder mit auff älligen Werten ab. 
  Diskussion : Bei fast 30 % der Kinder ohne Deutsch als Familiensprache besteht 
nach auff älligen Befunden im SOPESS nach dem ergänzenden Screening „Ver-
stehen von w-Fragen“ (LiSe-DaZ® ) kein Anhalt für eine Sprachentwicklungs-
störung, sondern die gezeigte Leistung ist durch die Förderdauer erklärbar. Für 
die Eltern, behandelnden Kinderärzt*innen, die Fachkräfte der Kita und vor 
allem die Schule ist diese Information relevant, da sie hilft, den individuellen 
Lern- und Förderbedingungen der zukünftigen Schüler*innen besser gerecht 
zu werden. Dazu können auf Basis der Ergebnisse der Subtests gezielte Förder-
empfehlungen ausgesprochen werden, so dass das letzte Jahr vor Schulaufnah-
me dem Anspruch entsprechen kann, die Kinder bestmöglich vorzubereiten. 
Die Erweiterung des Sprachscreenings bei der Subgruppe der Kinder mit nicht 
nur Deutsch als Erstsprache leistet einen wichtigen Beitrag zur Früherkennung 
von Sprachentwicklungsstörungen bei einer Subgruppe mit erschwerten dia-
gnostischen Möglichkeiten, die deshalb einem erhöhten Risiko ausgesetzt sind, 
nicht adäquat therapiert, gefördert und beschult zu werden. 

 Eine weiterhin unzureichende Einschätzung, ob die gezeigte Leistung durch 
den Lernstand erklärbar ist oder es Hinweise auf eine Sprachentwicklungsstö-
rung gibt, ist bei Kindern mit einer zu kurzen systematischen Kontaktzeit zur 
deutschen Sprache möglich. Bei ihnen wird die wiederholte Durchführung nach 
12-18 Kontaktmonaten mit dem Deutschen empfohlen. 
 Auf Grundlage der Ergebnisse wurden die Einschlusskriterien für die Durchfüh-
rung des LiSe-DaZ®  genauer defi niert und der Einsatz bei allen betreff enden 
Kindern sowie von allen Ärzt*innen des KJÄD zum Schuljahr 2023/24 gestartet. 
Nach Abschluss der Schulaufnahmeuntersuchungen zu Jahresbeginn 2024 
erfolgen die Auswertungen, die zum Kongress im April 2024 vorgestellt werden 
können. 

                                       Zahnmedizin – Block 7 

  09:00 – 12:00 | Saal X.2 

             Mundgesundheit bei bayerischen Vorschulkindern – 
Befragung im Rahmen der Gesundheits-Monitoring-
Einheiten im Jahr 2018/2019 
   Autorinnen/Autoren        A.     Lüders    1    ,      A.     Heißenhuber    1    ,      G.     Hölscher    1    ,      J.     Huß    2    , 
     S.     Kutzora    2    ,      S.     Heinze    2    ,      I.     Brockow    1   
  Institute     1      Bayerisches Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit, Sachgebiet GP1: Gesundheitsberichterstattung, Epidemiologie, 
Sozialmedizin, Oberschleißheim   ;   2      Bayerisches Landesamt für Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit, Sachgebiet AP3: Arbeits- und umweltbezoge-
ner Gesundheitsschutz, München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781989 
     Im Rahmen der Schuleingangsuntersuchung (SEU) fi nden im zweijährigen Tur-
nus in vier bayerischen Gesundheitsämtern, zusätzliche Elternbefragungen zu 
verschiedenen gesundheitsrelevanten Themen von Vorschulkindern statt. 
Diese sog. Gesundheits-Monitoring-Einheiten (GME), umfassen die Untersu-
chungsregionen Landkreise Bamberg, Günzburg, Schwandorf und die Städte 
Bamberg und Ingolstadt. 
 Zur SEU für das Schuljahr 2019/2020 erhielten 5986 Eltern einen Fragebogen 
u.a. zum mundgesundheitsförderlichen Verhalten. Der Fragebogen wurde von 
4008 Eltern ausgefüllt (Rücklaufquote 67 %). Ziel war es, einen Überblick über 
das Mundgesundheitsverhalten von bayerischen Kindern im Vorschulalter zu 
bekommen. Anhand der Art und Häufi gkeit der Zahnreinigung sowie der Anzahl 
der jährlichen Zahnarztbesuche sollte erfasst werden, inwieweit die gängigen 
Empfehlungen zum Erhalt der Mundgesundheit umgesetzt werden. Als Ein-
fl ussgrößen wurden der Migrationshintergrund und der Bildungsstand der El-
tern erhoben. 
 Die Empfehlungen zum Erhalt der Zahngesundheit wurden bei den Vorschul-
kindern aus den beteiligten Regionen überwiegend gut umgesetzt: 82,5 % der 
Eltern, von denen ein Fragebogen vorlag, gaben an, dass die Zähne ihrer Kinder 
zweimal täglich geputzt werden, bei 87,4 % der Familien wurde dafür fl uori-
dierte Zahnpasta verwendet. Bei 77,8 % der Kinder reinigte ein Erwachsener 
nach. Allerdings putzen 44,7 % der Kinder entgegen der Empfehlungen kürzer 
als zwei Minuten sowie nur 52,4 % der Kinder zum empfohlenen Zeitpunkt, also 
mindestens nach dem Frühstück und Abendessen, ihre Zähne. Nur etwa ein 
Viertel der Familien (23,3 %) setzte alle empfohlenen Maßnahmen zur Mund-
hygiene um. Die halbjährlichen zahnärztlichen Kontrolltermine nahmen 67,3 % 
der Kinder war. 
 Sowohl der Migrationshintergrund als auch der Bildungstand hatten einen Ein-
fl uss auf die Umsetzung der Empfehlungen. Kinder mit Migrationshintergrund 
und Familien mit niedrigem Bildungsstand erfüllten seltener die Empfehlungen 
zur Mundhygiene. Die halbjährlichen zahnärztlichen Kontrolltermine wurden 
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von Familien mit Migrationshintergrund sowie von Eltern mit niedrigem Bil-
dungsstand oder aber hohem Bildungsstand (Fachhochschul-, bzw. Hochschul-
abschluss) seltener in Anspruch genommen. 
 Die im Rahmen der GME durchgeführte Befragung zur Mundgesundheit bei 
Vorschulkindern ist die einzige aktuelle Befragung dieser Art in Bayern, auch 
wenn die antwortenden Eltern nicht unbedingt repräsentativ für die bayerische 
Vorschulpopulation sind. Sie kann als Datenbasis für die Entwicklung zielgrup-
penspezifi scher Interventionen im Einschulungsalter ergänzend zu den bereits 
vorhanden individualprophylaktischen und gruppenprophylaktischen Maß-
nahmen dienen. Eine Möglichkeit wäre dabei die Entwicklung von Materialien 
zur Förderung der Mundgesundheit als Unterstützung für die Gesundheitsbe-
ratung. 

                                                GBE zur zahnmedizinischen Gruppenprophylaxe in 
Niedersachsen – Ein Rückblick für den Fortschritt 
   Autorinnen/Autoren        N.     Jahn    1    ,      U.     Junius-Walker    ,      J.     Kluba    1   
  Institut     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt (NLGA), Landesar-
beitsgemeinschaft zur Förderung der Jugendzahnpfl ege in Niedersachsen e. 
V. (LAGJ)  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781990 
      Hintergrund : Die Durchführung der Gruppenprophylaxe ist in § 21 SGB V und 
spezifi sch in der Niedersächsischen Landes-Rahmenvereinbarung geregelt. Die 
zahnmedizinische Gruppenprophylaxe (GP) ist die reichweitenstärkste Präven-
tionsmaßnahme des ÖGD in Deutschland. Im Fokus steht das mundgesunde 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen. Alle durchgeführten Maßnahmen 
der Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie der Prophylaxefachkräfte im Zahnärzt-
lichen Dienst (ZäD) werden dokumentiert. Die Übermittlung dieser Daten er-
folgt an das Niedersächsische Landesgesundheitsamt (NLGA) und die Landes-
arbeitsgemeinschaft zur Förderung der Jugendzahnpflege e.V. (LAGJ) im 
Rahmen der Jahresstatistik und der Dokumentationsvorlage der DAJ (A2-Bo-
gen). Eine landesweite, gemeinsame Auswertung dieser Daten erfolgte bislang 
nicht. 
  Ziel : Darstellung der Anzahl gruppenprophylaktischer Maßnahmen und der 
Entwicklung des Gesundheitszustands der kindlichen und jugendlichen Gebis-
se in Niedersachsen unter Berücksichtigung vorliegender Limitationen in der 
Datenerhebung vor Einführung des Niedersächsischen Dokumentationsbogen 
(DJN) im Schuljahr. 
  Methode : Retrospektive Analyse querschnittlich erhobener Daten zu Messin-
dikatoren der Gruppenprophylaxe der ZäD Niedersachsens aus den Untersu-
chungsjahren 2010/11 bis 2019/20. Die Auswertung der Daten aus zahnärzt-
lichen Untersuchungen und Maßnahmen der Gruppenprophylaxe erfolgt 
altersgruppen- und einrichtungsstratifi ziert. 
  Resultate : Über den Zeitraum 2010/11 bis 2019/20 wurden aggregierte Daten 
aus 38 bis 46 ZäD Niedersachsens für die Analyse herangezogen. Insgesamt 
konnten Informationen aus über zwei Millionen zahnärztlichen Untersuchungen 
sowie die Ergebnisse aus 9.144.180 erfolgten Kontakten im Rahmen der Grup-
penprophylaxe-Maßnahmen ausgewertet werden. Im Ergebnis verbessert sich 
die Zahngesundheit stetig, dies jedoch soziostrukturell unterschiedlich stark. 
Behandlungsbedürftige Zahnschädigungen konzentrieren sich auf Kinder und 
Jugendliche in Grund-, Förder- und Hauptschulen. Um das Ziel des mundge-
sunden Aufwachsens für alle Gruppen zu erreichen, werden Gruppenprophy-
laxe-Maßnahmen vorrangig auf Kinder in Kindergärten und Förderschulen 
fokussiert. 
  Schlussfolgerung : Diese Auswertung bietet einen Überblick über die jährlichen 
Aktivitäten und Ergebnisse der zahnmedizinischen Gruppenprophylaxe in Nie-
dersachsen in den zehn Jahren vor Pandemiebeginn. Die dmf-t/DMF-T-Befunde 
bestätigen die Ergebnisse der DAJ-Studie 2015/2016. Bedingt durch das aggre-
gierte Datenformat sowie das Fehlen von sozialepidemiologischen sowie klein-

räumigen Faktoren sind Erkenntnisse zur zielgruppenspezifi schen Entwicklung 
der Zahngesundheit bislang nur limitiert möglich. Möglichkeiten, durch orga-
nisatorische und formale Anpassungen eine moderne Gesundheitsberichter-
stattung zur Zahngesundheit aufzubauen, welche auf einer zukünftig qualita-
tiv hochwertigeren Datenbasis ruht, werden aufgezeigt und Maßnahmen zur 
Aufl ösung der Limitationen diskutiert   [ 1      – 3 ]  . 
       Literatur 
 [  1  ]    NGÖGD  
 [  2  ]    SGB V § 21  
 [  3  ]    Rahmenvereinbarung zur Förderung der Gruppenprophylaxe in Nieder-
sachsen vom 21.04.1993    
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             Trichophyton tonsurans-Infektionen nach Barber-
shop-Besuch – Erkenntnisse aus der infektionshygie-
nischen Überwachung 
   Autorinnen/Autoren        A.     Marcic    1    ,      S.     Freytag    1    ,      K.     Langen    2   
  Institute     1      Amt für Gesundheit der Landeshauptstadt Kiel, Abteilung 
Infektionsschutz   ;   2      UKSH Kiel, Klinik für Dermatologie, Venerologie und 
Allergologie  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781991 
      Einleitung : Im Juli 2023 ging im Amt für Gesundheit die Beschwerde eines 
Bürgers wegen aufgetretener Pilzinfektion am Hinterkopf nach Besuch eines 
Barbershops (Barbershop A) ein. 
 In Barbershops werden Tätigkeiten am Menschen ausgeübt, bei den Krank-
heitserreger, insbesondere blutübertragene Krankheitserreger, auf den Men-
schen übertragen werden können. Sie sind daher Adressaten der „Landesver-
ordnung zur Verhütung übertragbarer Krankheiten Schleswig-Holstein 
(HygieneVO)" und müssen gemäß § 2 Abs. 6 der HygieneVO einen Hygieneplan 
erstellen, in dem alle innerbetrieblichen Verfahrensweisen der Infektionshygi-
ene schriftlich festgehalten werden   [ 1 ]  . Sie gehören zu den Einrichtungen, 
gemäß § 36 Absatz 2 infektionshygienisch überwacht werden können   [ 2 ]  . 
 Im Zuge der Ermittlungen sind weitere Pilzinfektionen im Zusammenhang mit 
dem Besuch des Barbershops bekannt geworden. Ein Erregernachweis lag zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht vor, folgte jedoch im weiteren Verlauf bei insge-
samt neun Patienten, die in der dermatologischen Klinik des Universitätsklini-
kums vorstellig wurden. 
 Es fand zunächst eine anlassbezogene infektionshygienische Überwachung des 
Barbershop A statt, der weitere Ortstermine zur Überprüfung des Hygienema-
nagements sowie der Aufbereitung der eingesetzten Materialien folgten. Die 
Situation gab Anlass zur Überwachung weiterer Barbershops inklusive hygie-
nisch-mikrobiologischer Umgebungsuntersuchung. 
  Material und Methoden : Ortsbesichtigung: Überprüfung der Anforderungen 
nach der HygieneVO zur Verhütung übertragbarer Krankheiten inklusive Hän-
dehygiene, Aufbereitung von Arbeitsmaterialien (Rasierer, Kämme, Scheren), 
Flächenreinigung und -desinfektion, Aufbereitung von Textilien (Handtücher 
und Umhänge) und Abfallentsorgung. 
 Hygienisch-mikrobiologische Umgebungsuntersuchung in Zusammenarbeit 
mit der Klinik für Dermatologie des UKSH: Probenahme von Oberfl ächen (Ab-
lagefl äche für Rasierer, Schublade für Rasierer, vier verschiedene Rasierer und 
Kopfwaschbecken) mittels Bürsten und Abdruck auf Dermatophyten Selektiv-
Agarplatten (enthält u.a. Cycloheximid und Gentamicin)   ▶  Abb. 1 , Bebrütung 
der Selektiv-Agarplatten bei 27 ° für 28 Tage. 
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  Ergebnis : Die Anforderungen nach der HygieneVO, einschließlich der Anfor-
derung VAH-gelistete Desinfektionsmittel einzusetzen, waren in Barbershop 
A nicht bekannt. Es lag kein Hygieneplan vor. Die Aufbereitung der Arbeitsma-
terialien erfolgte z.T. mit einem Aldehyd-basierten Instrumentendesinfekti-
onsmittel in sehr hoher Konzentration ohne vollständige Benetzung der auf-
zubereitenden Materialien. Die Flächen und einige Arbeitsmaterialien wurden 
mit handelsüblichen Drogerieprodukten und zusätzlich mit branchenüblichen 
Spezialreinigern behandelt. Handtücher wurden bei 40 ° gewaschen und ma-
schinell getrocknet. 
 Die hygienisch-mikrobiologische Probenahme ergab in Barbershop A den Nach-
weis von  T. tonsurans  in drei von zehn untersuchten Proben. 
  Diskussion : Barbershops sind als Quelle von Infektionen mit  T. tonsurans  be-
schrieben   [ 3   ,  4 ]  . In Kiel trat im Juli 2023 eine Häufung von  T. tonsurans -Infekti-
onen auf, auf die das Gesundheitsamt zunächst durch eine Bürgerbeschwerde 
aufmerksam wurde. Im Zuge der Ermittlungen und anlassbezogenen Begehun-
gen des betroff enen Barbershops wurden grundlegende Hygienemängel fest-
gestellt, die auf Unwissenheit bezüglich der geltenden Anforderungen zurück-
zuführen waren. Gleichzeitig lag eine gute Kooperationsbereitschaft des 
Barbershopinhabers vor. Die rechtlichen und fachlichen Anforderungen an 
Gewerbe, die Tätigkeiten am Menschen ausüben, bei denen Krankheitserreger 
auf den Menschen übertragen werden können, waren nicht bekannt. Dement-
sprechend wurden Lücken im Hygienemanagement festgestellt, die insbeson-
dere im Hinblick auf die Aufbereitung und Flächendesinfektion mit einem In-
fektionsrisiko verbunden sind. 
  T. tonsurans  ist als Dermatophyt weltweit verbreitet. Eine Übertragung zwischen 
Menschen kann direkt durch infektiöse Hautschuppen erfolgen. Im beschrie-
benen Fall wurde die indirekte Übertragung durch Arbeitsmaterialien und Flä-
chen im Zusammenhang mit einem Barbershopbesuch untersucht.  T. tonsurans  
wurde in drei Umgebungsproben aus Barbershop A nachgewiesen. Der Nach-
weis auf Rasierern und in einer Schublade zur Ablage von Rasierern bestätigt 
die unzureichende Aufbereitung der Materialien und Flächen und unterstreicht 
den Handlungsbedarf. Die Beseitigung der Hygienemängel wurde im Zuge 
weiterer Ortsbesichtigungen überprüft. 
 Musterhygienepläne beinhalten als Anforderungen an die Aufbereitung von 
Arbeitsmaterialien eine Desinfektion nach jedem Kunden in der Regel nur bei 
sichtbarer Verunreinigung mit Blut oder Sekreten. Ansonsten ist routinemäßig 
eine arbeitstägliche Desinfektion vorgesehen. Diese Anforderung wird dem 
Infektionsrisiko durch  T. tonsurans  nicht gerecht. Zur Minimierung des Über-
tragungsrisikos müssten die eingesetzten Geräte nach jedem Kunden desinfi -
ziert werden. 
 Die Situation gab Anlass, weitere Barbershops infektionshygienisch zu über-
wachen. 
 In den überwachten Barbershops waren weder die rechtlichen Regelungen zu 
Anforderungen an die Hygiene, noch die inhaltlich erforderlichen Maßnahmen 

    ▶   Abb. 1      

bekannt. Insgesamt bestand eine Kooperationsbereitschaft seitens der Barber-
shopinhaber und ein grundsätzliches Interesse daran, die Anforderungen ein-
zuhalten und potenzielle Infektionsquellen auszuschalten. 
 Barbershops erhalten nach unseren Erfahrungen bei der Gewerbeanmeldung 
und Aufnahme der Tätigkeit keine ausreichende Informationsgrundlage, auf 
der die erforderlichen Hygienemaßnahmen festgelegt werden können. 
  Fazit : Von Barbershops kann eine relevante Infektionsgefahr, nicht nur für Er-
reger blutübertragener Infektionen, ausgehen. Sie sollten regelhaft Informationen 
zu Hygieneanforderungen im Zusammenhang mit der Gewerbeanmeldung erhal-
ten und in die Planung für die (stichprobenartige) infektionshygienische Überwa-
chung von Einrichtungen nach § 36 Absatz 2 IfSG durch das Gesundheitsamt 
einbezogen werden. Im Fokus der Überwachung sollte die Aufbereitung (Ra-
sierer) und der Umgang mit diesen sowie die Desinfektion relevanter Flächen 
stehen. Die Anforderungen an die Aufbereitungsfrequenz müssen angesichts 
des Infektionsrisikos mit  T. tonsurans  erhöht werden. 
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                                            Herausforderungen bei der hygienischen Aufberei-
tung von Hilfsmitteln in der außerklinischen Inten-
sivpfl ege 
   Autor        P.     Ziech   
  Institut      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781992 
      Hintergrund : Aufgrund medizinischer und technischer Fortschritte konnte die 
Prognose der Patienten mit chronischer Atemschwäche, der respiratorischen 
Insuffi  zienz, in den letzten Jahren stetig optimiert werden. Die beatmeten Pa-
tienten werden nach der Krankenhausbehandlung entweder in einem spezia-
lisierten Pfl egeheim, im eigenen häuslichen Umfeld oder in Wohngemeinschaf-
ten pfl egerisch und medizinisch betreut. Experten beobachten in Deutschland 
eine rasante Zunahme aufwendig zu versorgender Patienten in der häuslichen 
Krankenpfl ege und gehen von 15.000 bis 30.000 tracheotomierten Patienten 
aus. Diese werden grundsätzlich entweder in Pfl egeheimen oder in der privaten 
Häuslichkeit durch ambulanten Pfl egedienst versorgt. Eine weitere Versor-
gungsform stellt die sogenannte Intensiv-Wohngemeinschaft dar, die ein ge-
meinschaftliches Zusammenleben mehrerer betroff ener Patienten beschreibt. 
Die pfl egerische Versorgung erfolgt hier durch einen oder mehrere Pfl egediens-
te (freie Anbieterwahl). 
 Die betroff enen Patienten der außerklinischen Intensivpfl ege unterscheiden 
sich vor allem auch hinsichtlich der hohen Device-Raten vom traditionellen 
Patientenkollektiv, wo Grund- und einfache Behandlungspfl ege im Vordergrund 
stehen. Studien zu folge haben mind. 32 % eine Trachealkanüle. In der außer-
klinischen Patientenversorgung sind nur Hilfsmittel und Medizinprodukte über 
die Krankenkasse abrechenbar, die durch den Spitzenverband der Krankenkas-
sen zugelassen sind. Ein entsprechender Anforderungskatalog sieht beispiels-
weise vor, dass jeder Patient Anspruch auf mindestens zwei Trachealkanülen 
(zum routinemäßigen Kanülenwechsel und eine Trachealkanüle in einer klei-
neren Größe, sollten Komplikationen beim Trachealkaülenwechsel auftreten) 
gleichzeitig hat. Außerdem muss die Kanüle so ausgelegt sein, dass sie mehr-
fach gereinigt werden und über einen Zeitraum von mindestens 29 Tagen 
mehrfach vom Versicherten verwendet werden kann. Derzeit werden in der 
außerklinischen Versorgung TK (mit und ohne Cuff  oder subglottischer Absau-
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gung) sowie ihre Innenkanülen durch die Anwender aufbereitet. Bei der infek-
tionshygienischen Risikobewertung ist zu berücksichtigen, dass die MP hier 
i.d.R. ausschließlich patientenbezogen (Einpatientenprodukte) verwendet 
werden. 
 Daher ist die hygienische Aufbereitung von verwendeten Medizinprodukten 
ist für Patienten, die außerhalb eines Krankenhauses ambulant gepfl egt wer-
den, von enormer Wichtigkeit. Sofern eine Aufbereitung erfolgen soll, müssen 
dafür auch geeignete Herstellerangaben vorliegen. Doch nicht immer gibt es 
dafür klare und unmissverständliche Regelungen seitens der Hersteller. Darü-
ber hinaus fehlt es in der privaten Häuslichkeit oft an geeigneter räumlich-
technischer Ausstattung und Personal-Qualifi kation, um die Medizinprodukte 
entsprechend der Vorgaben aufzubereiten. Es zeigt sich an vielen Fallbeispielen, 
dass die hygienische Aufbereitung von Trachealkanülen und anderen Medizin-
produkten in der außerklinischen Intensivpfl ege bisher nicht ausreichend ge-
regelt ist. In dem Kongressbeitrag wird auf einzelne Medizinprodukte einge-
gangen, die täglich in der Häuslichkeit aufbereitet werden. 
  Methodik : Der Vortrag basiert auf einer ausgiebigen Literatur- und Internet-
recheche sowie auf Erfahrungsberichten der betroff enen Patienten und versor-
genden Intensiv-Pfl egedienste. Diese Praxisberichte wurden mit den rechtli-
chen und fachlichen Vorgaben verglichen. Es wurde gemeinsam mit 
Fachgesellschaften eine Muster-SOP erstellt, die im Rahmen des Vortrags 
vorgestellt und zur Diskussion gestellt werden kann. 
  Fazit : Die Vorgaben der KRINKO-BfArM-Empfehlung gelten grundsätzlich un-
abhängig vom Ort der Durchführung der Aufbereitung. Es zeigt sich aus diesem 
und ähnlichen Fallbeispielen, dass die hygienische Trachealkanülenaufbereitung 
in der ambulanten Intensivpfl ege bisher nicht ausreichend geregelt ist. Sofern 
eine Aufbereitung dennoch erfolgen soll, müssen dafür auch geeignete Her-
stellerangaben vorliegen. Dies ist bisher kaum fl ächendeckend der Fall. Die 
Einhaltung des Medizinprodukterechts ist auch an den Versorgungsschnittstel-
len sehr schwierig. 
 Die MP-Aufbereitung scheint aus ökonomischen und ökologischen Gründen 
auch im häuslichen Bereich dringend erforderlich zu sein. 
 Allerdings sind die Zuständigkeiten für die MP-Aufbereitung in der häuslichen 
Versorgung nicht immer klar geregelt und transparent. 
 Während in der häuslichen Einzelversorgung eine „Ein-Patienten-Nutzung“ 
sichergestellt ist, wären Verwechslungen von patientenbezogenen MP in Ein-
richtungen, wie der WG, grundsätzlich denkbar. 
 Es fehlt in der häuslichen Versorgung an baulich-technischer Ausstattung für 
eine sachgerechte MP-Aufbereitung. 
 Es fehlt dem Personal an geeigneter Fach- und Sachkunde, um die MP richtig 
aufzubereiten. Dafür existieren bisher nicht einmal geeignete Kursangebote. 
 Es fehlt an geeigneten Herstellerangaben, damit eine sachgerechte MP-Aufbe-
reitug im häuslichen Bereich erfolgen kann. 
 Es gibt noch viele Fragen zu klären, die möglichst im breiten, fachlichen Konsens 
beantwortet werden sollten. Der Kongressbeitrag soll dazu einen ersten Impuls 
für die fachliche Diskussion geben. 

                                                Die behördliche Überwachung von Wohngemein-
schaften der außerklinischen Intensivpfl ege in der 
kreisfreien Stadt Jena 
   Autorinnen/Autoren        S.     Dietsch    1    ,      S.     Tahir    2   
  Institute     1      Stadtverwaltung Jena, Fachdienst Gesundheit, Team Hygiene   ; 
  2      Thüringer Landesamt für Verbraucherschutz, Dezernat 21 | Technischer 
Verbraucherschutz, Marktüberwachung  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781993 
      Hintergrund : Ambulante Pfl egedienste, die außerklinische Intensivpfl ege (AKI) 
anbieten, unterliegen auch an Orten, an denen pfl egerische Tätigkeiten der 
Intensivpfl ege erbracht werden, der infektionshygienischen Kontrolle durch 
die Gesundheitsämter. 
 In der kreisfreien Stadt Jena gibt es 4 Standorte der außerklinischen Intensiv-
pfl ege, welche nach dem Thüringer Wohn- und Teilhabegesetz (ThürWTG) als 

nicht selbstorganisierte ambulant betreute Wohnformen eingestuft sind. Cha-
rakteristisch in der Versorgung von Intensiv-Pfl egebedürftigen ist eine hohe 
Anwendungsrate von aktiven und nicht-aktiven Medizinprodukten. 
 Der zuständigen Behörde für das Medizinprodukterecht (MPDG, MPBetreibV) 
fehlt aktuell die gesetzliche Begehungsgrundlage für eine reguläre, routine-
mäßige Kontrolle in den Beatmungs-WGs. Daraus resultierend, erfordert es ein 
Amtshilfeersuchen seitens der Gesundheitsämter an die zuständigen Behörden 
für die Umsetzung des Medizinprodukterechts und der KRINKO-/BfArM-Emp-
fehlung „Anforderungen an die Hygiene bei der Aufbereitung von Medizinpro-
dukten“ beim Feststellen von Mängeln im Umgang mit Medizinprodukten und 
bei deren Aufbereitung. 
 Der Kongressbeitrag gibt einen Einblick in das Zusammenwirken verschiedener 
Institutionen im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die Überwachung der außer-
klinischen Intensivpfl egedienste in der kreisfreien Stadt Jena. Es werden die 
Rollen der verschiedenen Akteure, u. a. der ambulanten Pfl egedienste, der 
Hersteller von Medizinprodukten sowie der Behörden hinsichtlich Ihrer Rechte 
und Pfl ichten, Befugnisse und Handlungsoptionen beleuchtet sowie kritische 
Sachverhalte in Beatmungs-WGs herausgestellt. 
  Methode : Der Fachdienst Gesundheit der Stadt Jena und das Thüringer Lan-
desamt für Verbraucherschutz| Technischer Verbraucherschutz (Amtshilfeer-
suchen) führten anhand Ihrer Zuständigkeiten behördliche Kontrollen in den 
außerklinischen Intensivpfl egestätten der kreisfreien Stadt Jena durch. Es wur-
den kritische Punkte bezüglich der Versorgung der Intensiv-Pfl egebedürftigen 
in Hinblick auf die Patientensicherheit, die verwendeten Medizinprodukte, die 
räumlich-strukturellen Bedingungen und den gesetzlichen Anforderungen 
(Infektionsschutzgesetz, Medizinprodukterecht-Durchführungsgesetz, Medi-
zinprodukte-Betreiberverordnung) aufgearbeitet. 
  Ergebnisse : Für eine sichere Aufbereitung von Medizinprodukten entsprechend 
der KRINKO-/BfArM-Empfehlung „Anforderungen an die Hygiene bei der Auf-
bereitung von Medizinprodukten“ und der Medizinprodukte-Betreiberverord-
nung (MPBetreibV) bedarf es Herstellerangaben (DIN EN ISO 17664), welche 
bei der Anwendung durch ambulante Pfl egedienste eine Umsetzung der ge-
setzlichen Vorgaben ermöglicht und sicherstellt. Dies ist aktuell nur unzurei-
chend gegeben. 
 Die hohe Anwendungsrate von Medizinprodukten, wie z. B. Heimbeatmungs-
geräten, Absauggeräten, Sauerstoff konzentratoren, Ernährungspumpen oder 
Trachealkanülen verschiedenster Hersteller mit unterschiedlichen Hersteller-
angaben erfordert eine behördlich-fachliche Überwachung. Somit bedarf es 
einer Begehungsgrundlage im Medizinprodukterecht-Durchführungsgesetz 
für Routinekontrollen der im Medizinprodukterecht zuständigen Behörden. 
Aktuell sind bei Hygienedefi ziten in der Aufbereitung von Medizinprodukten 
zwingend Amtshilfeersuchen durch die Gesundheitsämter erforderlich. 
 Unter Berücksichtigung der Besonderheiten der AKIs ist ein bundesweit ein-
heitliches behördliches Agieren sicherzustellen. 
 Die (Hilfsmittel-)Versorgung von Intensiv-Pfl egebedürftigen ist ein komplexer 
Prozess mit einer Vielzahl von Akteuren, sodass die Anforderungen beim richtigen 
Adressaten unter Anwendung des gesetzlichen Rahmens einzufordern sind. 

                                                Verbrauch von systemischen Antibiotika im ambu-
lanten Sektor im Kontext der WHO Klassifi ka tion – 
bundesweite Unterschiede in 6 Facharztgruppen, 
Deutschland 2019–2022. 
   Autorinnen/Autoren        S.     B.     Schink    1    ,   5    ,      A.     Mlaouhi-Müller    2    ,   5    ,      W.     Wittmüß    2    , 
     R.     Markwart    3    ,      A.     Reuss    4    ,      M.     Abu Sin    1    ,      T.     Eckmanns    1    ,      J.     Schleeff     2    ,   6    , 
     J.     Hermes    1    ,   6   
  Institute     1      Robert Koch-Institut, Nosokomiale Infektionen, Surveillance 
von Antibiotikaresistenz und -verbrauch, Berlin   ;   2      GKV-Spitzenverband, 
Berlin   ;   3      Institut für Allgemeinmedizin, Universitätsklinikum Jena, Jena   ; 
  4      Ministerium für Justiz und Gesundheit, Kiel   ;   5      gemeinsam Erst   ; 
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      Hintergrund : Um den sachgemäßen Einsatz von Antibiotika zu unterstützen, 
hat die WHO im Jahr 2017 die AWaRe (Access, Watch, Reserve) Klassifi kation 
für Antibiotika vorgestellt, die seit 2021 insgesamt 258 Antibiotika einstuft   [ 1 ] .  
Bei Watch und Reserve handelt es sich tendenziell um Breitspektrumantibioti-
ka. Das von der WHO gesetzte Ziel ist, dass mindestens 60 % des nationalen 
Antibiotikaverbrauchs aus der Access-Kategorie und möglichst wenig aus der 
Reserve-Kategorie verordnet werden sollen. 
 Seit Juli 2023 wird im Rahmen der quartalsweisen individualisierten GAmSi-Be-
richtserstattung des GKV-Spitzenverbandes Ärzt:innen der sechs Facharztgruppen 
mit der höchsten Anzahl von Verordnungen von systemisch-wirksamen Antibio-
tika (Hausärzt:innen, Internist:innen, Pädiater:innen, Gynäkolog:innen, HNO-
Ärzt:innen und Urolog:innen) ein Feedback im Vergleich zur eigenen Fachgrup-
pe zur Verfügung gestellt. Die Distribution der Berichte erfolgt über die 
zuständigen Kassenärztlichen Vereinigungen zur Weiterleitung an ihre 
Vertragsärzt:innen. 
  Methode : Wir haben die AWaRe-Klassifi kation auf die Antibiotika-Abrech-
nungsdaten des GKV-Spitzenverbands den Jahren 2019 bis 2022 angewendet. 
 Die amtliche KM-6-Statistik (2023)   [ 2 ]   des Bundesministeriums für Gesundheit 
wurde für die Anzahl der gesetzlich-versicherten Personen pro Bundesland 
verwendet. 
 Wir berechneten Antibiotikaverordnungsraten pro Bundesland, Anteil der 
Access-Verordnungen pro Bundesland und pro Facharztgruppe, sowie die Häu-
fi gkeit der einzelnen J01-Substanzen (Antibiotika zur systemischen Anwendung) 
für die Jahre 2019-2022 mit Stata 17. 
  Ergebnisse : Fast alle ambulanten Verordnungen an gesetzlich-versicherte 
Personen in Deutschland (98,7 %) können mit der aktuellen AWaRe-Klassifi ka-
tion eingeordnet werden. Fosfomycin (oral) wurde als „watch“ Substanz von 
der Auswertung nach AWaRe-Klassifi kation ausgeschlossen, weil es für unkom-
plizierte Harnwegsinfekte eine Erstlinienempfehlung in Deutschland ist. Bun-
desweit hat sich der Access-Anteil unter allen ambulanten Verordnungen von 
50,9 % (2019) auf 55,5 % (2022) erhöht; das WHO Ziel von mindestens 60 % 
wurde im ambulanten Bereich nicht erreicht. 
 Die sechs Facharztgruppen decken 88 % aller systemischen Antibiotika-Verord-
nungen im ambulanten Bereich ab und unterscheiden sich in ihrem Verord-
nungsverhalten entsprechend der Patient:innen-Population: Im Jahr 2022 lag 
der Anteil der Verordnungen aus der Access-Kategorie im hausärztlichen Be-
reich bei 52,5 % (Steigerung um + 3,9 % im Vergleich 2019), bei hausärztlich-
tätigen Internist:innen 55,0 % ( + 5,1 %), HNO-Ärzt:innen 60,5 % ( + 3,9 %), 
Pädiater:innen 59,3 % ( + 4,3 %), Gynäkolog:innen 63,1 % ( + 4,4 %) und 
Urolog:innen 53,7 % ( + 5,0 %). 
 Der Anteil der Access-Verordnungen in den sechs Facharztgruppen lag 2022 
bundesweit bei 54,7 % und hat sich seit 2019 um + 4,4 % gesteigert. Im Bundes-
ländervergleich liegt Mecklenburg-Vorpommern am niedrigsten mit 46,5 %, 
( + 4,1 % seit 2019) gefolgt von Sachsen-Anhalt mit 46,6 % ( + 2,9 %). Hamburg 
59,8 % ( + 4,9 %) und Bremen 63,7 % ( + 4,2 %) hatten die höchsten Anteile. Hier 
zeigte sich, dass mit Ausnahme von Berlin in den östlichen Bundesländern sowie 
in Rheinland-Pfalz und in Hessen ein niedrigerer Anteil von Antibiotika aus der 
Access-Kategorie gewählt wurden. 
 Die Anzahl der durchschnittlichen J01-Verordnungen in den sechs Facharzt-
gruppen lag im Jahr 2022 bei 289 pro 1.000 gesetzlich-versicherten Personen 
und reduzierte sich um 21,5 % seit 2019. Im Bundeslandvergleich lag dieser 
Wert im Saarland mit 350/1.000 am höchsten, und zeigte die größte absolute 
Reduktion im Vergleich zu 2019 (-21,5 %) gefolgt von Nordrhein-Westfalen mit 
331/1.000 (-15,1 %). In Sachsen mit 224/1.000 (-13,7 %) und in Brandenburg 
mit 205/1.000 (-15,9 %) wurden die wenigsten J01-Antibiotika verordnet. In 
allen westlichen Bundesländern wurden mehr J01-Antibiotika pro gesetzlich-
versicherter Person verordnet. 
 Am häufi gsten wurden im Jahr 2022 von den sechs Facharztgruppen die J01-
Antibotika Amoxicillin (3,49 Mio.), Cefuroxim (2,32 Mio.), Azithromycin (2,13 
Mio.) und Amoxcillin/Clavulansäure (2,07 Mio.) verordnet. Starke Abnahmen 
gegenüber 2019 fanden sich in den Top-12 bei Phenoxymethylpenicillin, Ce-

furoxim und Ciprofl oxacin um etwa -30 %, während sich der größte Anstieg 
um + 180 % bei Pivmecillinam zeigte. 
  Limitationen : Es wurde keine Umrechnung in Daily Defi ned Doses vorgenom-
men. Die Daten enthalten zudem keine Information zu Diagnosen und Ge-
schlecht der Patient:innen. 
  Empfehlung : Fachärzt:innen der sechs verordnungsstärksten Gruppen decken 
mehr als 88 % der Verordnungen in der ambulanten ärztlichen Versorgung ab 
und stellen daher eine besondere Zielgruppe für Antibiotic-Stewardship-Maß-
nahmen dar. 
 Während sich das Verordnungsverhalten qualitativ und quantitativ in den letz-
ten Jahren verbesserte, weisen regionale Unterschiede – höhere Verschrei-
bungsraten in westlichen Bundesländern und höheren Anteil von Breitspekt-
rumantibiotika in östlichen Bundesländern – Optimierungsmöglichkeiten auf. 
 Individuelles Feedback in den GAmSi-Berichten soll Ärzt:innen unterstützen, 
das eigene Verordnungsverhalten kritisch zu refl ektieren. Die Berichte könnten 
zudem als Grundlage für einen kollegialen Austausch herangezogen werden, 
um das Verordnungsverhalten in der eigenen Fachgruppe zu stärken. 
       Literatur 
 [  1  ]    https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fi leadmin/Dateien/3_
Downloads/Statistiken/GKV/Mitglieder_Versicherte  
 [  2  ]    https://www.who.int/publications/i/item/2021-aware-classifi cation    
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      Hintergrund : Der Öff entliche Gesundheitsdienst (ÖGD) übernimmt in seinem 
breiten Aufgabenspektrum auch Aufgaben der Gesundheitsförderung. Im Sin-
ne eines modernen ÖGD kann dieser in diesem Kontext impulsgebend bzw. 
initiierend wirken und dabei Aufgaben der Vernetzung und Moderation oder 
auch Koordination und Steuerung übernehmen[1]. Auch im Rahmen der Um-
setzung des Präventionsgesetzes wird eine Regelung der Zusammenarbeit mit 
dem ÖGD explizit eingefordert[2]. 
 Dabei kommt der kommunalen Gesundheitsförderung in zweierlei Hinsicht 
eine besondere Rolle zu. Zum einen bietet diese die Möglichkeit, Menschen in 
ihren Lebenswelten zu erreichen und durch verhältnis- und verhaltenspräven-
tive Angebote auf eine gesundheitliche Chancengerechtigkeit in der Kommu-
ne hinzuwirken. Zum anderen ermöglicht die Verankerung einer Steuerung der 
Gesundheitsförderung auf kommunaler Ebene die Entwicklung und Umsetzung 
kommunaler Strategien, die bedarfsgerechte, lebensweltorientierte und auf-
einander abgestimmte Angebote und Strukturen der Gesundheitsförderung 
beinhalten. 
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Abstracts | BVÖGD, BZÖG, DGÖG Thieme

 Nicht nur aufgrund unterschiedlicher Gesetzgebungen der Länder (u.a. in den 
Gesundheitsdienstgesetzen) ist die Ausgestaltung in den Kommunen sehr 
vielfältig und bringt demnach auch unterschiedliche Entwicklungspotentiale 
mit sich. Gleichzeitig gibt es bundesweit viele Beispiele, die im Bereich Kom-
munale Gesundheitsförderung arbeiten. 
  Inhalte/Ziele : Die Sammlung von Abstracts soll im Rahmen eines Workhops/ 
einer Posterpräsentation als Poster präsentiert werden. 
 Durch die avisierten Posterpräsentationen soll die Bandbreite der Arbeit der 
kommunalen Gesundheitsförderung dargestellt und ein Erfahrungsaustausch 
unter den Kommunen ermöglicht werden. 
 Die Poster werden sich je nach Schwerpunktsetzung in der Kommune auf einen 
der folgenden Aspekte fokussieren: 
 Angebote der Verhaltens- und Verhältnisprävention 
 Strukturaufbau 
 Integrierte Kommunale Strategien 
 Diese werden gegliedert nach: Aktueller Stand, Erfolge, Herausforderungen 
und Entwicklungschancen 

                                                Erfahrungsbericht 
   Autor        B.     Bokhof   
  Institut      Gesunde Stadt Hamm  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781996 
     In Hamm werden partizipativ stadtteil-/lebenswelt-/verhältnisbezogene Be-
darfe erhoben, um stadtweit gesundheitsförderliche Strukturen weiterzuent-
wickeln. Gemäß dem „Health-in-all-policies“-Ansatz werden Bürger:innen aller 
Altersgruppen u.a. befragt, wie lebenswert sie ihre Umgebung empfi nden. Für 
die Zielgruppe der Kinder/Jugendliche aus psychisch/suchterkrankten Familien 
werden Zugänge zu verhaltensbezogenen, resilienzstärkenden Angeboten 
geschaff en, Multiplikator:innen geschult und Stigmatisierung und Tabuisierung 
durch gezielte Öff entlichkeitsarbeit entgegengewirkt. 
 Das Zusammenspiel aller Akteure vor Ort, der Wille zur kommunalen Versteti-
gung o.g. GKV-Förderprogramme sind für eine gelingende Umsetzung von 
Verhaltens-/Verhältnisprävention unabdingbar. 

                                                Gesund in Bielefeld 
   Autorinnen/Autoren        D.     Cremer    ,      L.     Steiner    ,      L.     Schürstaedt    ,      M.     Uzun   
  Institut      Gesundheits-, Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt 
Bielefeld  
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     In Bielefeld liegt der Fokus auf verhaltenspräventiven, niedrigschwelligen und 
meist stadtteilbezogenen Projekten oder Kampagnen. Ernährung, Bewegung, 
psychische Gesundheit und Gesundheitskompetenz stellen die Schwerpunkt-
themen der Maßnahmen dar, bei denen von Säuglingen bis hin zu älteren Men-
schen meist vulnerable Gruppen in unterschiedlichen Lebenswelten erreicht 
werden. Eine Bedarfs-, Bestands- und ggf. Bedürfniserhebung (mit Partizipati-
on der Zielgruppen) sowie die Vernetzung und Kooperation mit Akteur*innen 
aus den Stadtteilen oder stadtweit tragen u.a. zum Erfolg eines Projektes bei. 
Die langfristige Verstetigung von Projekten und das detaillierte Monitoring von 
Präventionslücken bzw. deren Schließungen stellen hingegen erlebte Heraus-
forderungen dar. 

                                                „Gesundheit gemeinsam fördern“ – Landkreis 
Trier-Saarburg 
   Autorinnen/Autoren        S.     Dräger    ,      H.     Klassen    ,      P.     Orlt    ,      G.     Philippi   
  Institut      Gesundheitsamt Trier-Saarburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781998 
     Im Zentrum dieses Beitrages steht der Aufbau gesundheitsfördernder Struk-
turen im Landkreis Trier Saarburg. Dieser fi ndet derzeit maßgeblich im Rahmen 
von und initiiert durch das Förderprogramm „Kommunaler Strukturaufbau“ 
des GKV-Bündnis für Gesundheit statt. Aufgezeigt werden soll, wie der Prozess 
des kommunalen Strukturaufbaus bisher vorangeschritten ist. Zum einen wer-

den wichtige strukturelle Pfeiler und damit verbundene Herausforderungen 
thematisiert, wie etwa die Etablierung und Verstetigung einer eigenen Fach-
stelle oder die Erstellung eines integrierten Handlungskonzeptes Gesundheits-
förderung. Zudem wird veranschaulicht, welche konkreten verhaltenspräven-
tiven Maßnahmen bereits konzipiert und umgesetzt wurden.“ 

                                                Bergedorfer Maßnahmen zur Informationsvermitt-
lung: Erprobung neuer Wege in der Gesundheits-
kommunikation 
   Autorinnen/Autoren        J.     Borutta    ,      J.     Duwe   
  Institut      Gesundheitsamt Bergedorf, Freie und Hansestadt Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1781999 
     Eine bedeutsame Herausforderung in der Public Health Arbeit ist, bekannter-
weise, die problematische Bevökerungskommunikation [3] bzw. besser bekannt 
unter „Erreichbarkeit der Zielgruppen“. Für die Vermittlung von Gesundheits-
wissen und Informationen zur kommunalen Präventionslandschaft, legt das 
KGFM in Hamburg-Bergedorf seinen Fokus auf eine experimentellen Strategie-
anpassung. Die Fragestellung liegt dabei auf der Durchführbarkeit und Wirk-
samkeit von neuen Kommunikationswegen: In wie weit lassen sich Ergebnissen 
der Gesundheitsberichtserstattung und gesellschaftlich relevante Themen, 
fern von ausführlichen Berichten und Flyern, in die Kommune transportieren? 
Und können die Ansätze der Risikokommunikation, wie in Corona-Zeiten, auch 
für die Präventionskommunikation genutzt werden? Im Beitrag werden Vor- 
und Nachteile der bisherigen Praxiserfahrungen diskutiert und Limitationen 
aufgezeigt. 

                                                Öff entlicher Gesundheitsdienst Landeshauptstadt 
Potsdam 
   Autorinnen/Autoren        S.     Ahr    1    ,      S.     Bothe-Mittag    1    ,      A.     Zaki    1    ,      A.     Händlmeyer    1    , 
     K.     Böhm    1   
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     Der Medizinische Bevölkerungsschutz des Fachbereiches Öff entlicher Gesund-
heitsdienst der Landeshauptstadt Potsdam wird als Stabsstelle aus Bundesmit-
teln des „Paktes für den Öff entlichen Gesundheitsdienst“ fi nanziert. Das drei-
köpfi ge Team erarbeitet seit November 2022 Strategien und Konzepte für den 
präventiven und aktiven medizinischen Bevölkerungsschutz. Hier können 
beispielhaft Hitzevorsorge sowie die Einleitung von Maßnahmen zur Bewälti-
gung medizinischer Lagen im Zuständigkeitsbereich des Öff entlichen Gesund-
heitsdienstes in Zusammenarbeit mit beteiligten Akteur: innen in der Landes-
hauptstadt Potsdam genannt werden. Der geplante Beitrag fokussiert auf 
Struktur und Tätigkeitsfelder des Medizinischen Bevölkerungsschutzes in Pots-
dam. Ausgewählte Projekte wie die Entwicklung und Umsetzung von Hitze-
schutzmaßnahmen aus dem Jahr 2023 werden prozessartig abgebildet und 
Entwicklungen grafi sch beschrieben. Auch werden fördernde und hemmende 
Faktoren im Rahmen der Umsetzung von Maßnahmen genannt. 
  *Fachstelle Medizinischer Bevölkerungsschutz,**Gesundheitsplanung,***Fachber
eichsleitung Öff entlicher Gesundheitsdienst  

                                                Projekt „Fit fürs Leben“ 
   Autor        E.     Beck   
  Institut      Gesundheitsamt für die Stadt und den Landkreis Göttingen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782001 
     Das Projekt „Fit fürs Leben – Guter Schulstart durch frühe Prävention in Stadt 
und Landkreis Göttingen“ wurde mit dem Ziel ins Leben gerufen, allen Kindern 
möglichst die gleichen Startchancen für den Schuleintritt zu gewähren. Hierfür 
kooperiert das Projekt seit Mitte 2019, mit einer Projektlaufzeit von fünf Jahren, 
mit 16 Kindertagesstätten in Stadt und Landkreis Göttingen. Das Projekt wird 
von der Techniker Krankenkasse fi nanziert und von der Stadt und dem Landkreis 
Göttingen unterstützt. Ausschlaggebend für Initiierung des Projektes waren 
die Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchung, bei denen festgestellt wurde, 
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dass nur 21 % der Kinder aus einem bildungsfernen Umfeld eine uneinge-
schränkte Schuleingangsempfehlung erhielten. 
 Fit fürs Leben bietet ein bedarfsgerechtes, niedrigschwelliges, sozialraumori-
entiertes Unterstützungsangebot in den Bereichen Bewegungsförderung, 
Gesunde Ernährung, psychische Gesundheit und Medienkompetenz. Durch 
eine sozialraumorientierte Bestandsanalyse, der individuellen Bedarfsanalyse 
der vorschulischen Bildungseinrichtung, einer stetigen Evaluation und Anpas-
sung der einzelnen Maßnahmen sowie ein großes Netzwerk von stadtteilbezo-
genen Akteur*innen werden die Maßnahmen nachhaltig in den Kitas etabliert. 
 Aktuell befi ndet sich das Projekt in der Phase der langfristigen kommunalen 
Verstetigung, was eine momentane Herausforderung darstellt. 

                                                Freie und Hansestadt Hamburg 
   Autor        S.     Kümeke   
  Institut      Sozialbehörde, Freie und Hansestadt Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782002 
     Im Kontext des Pakts für den Öff entlichen Gesundheitsdienst konnten die Stel-
len des Kommunalen Gesundheitsförderungsmanagement aufgestockt und 
damit einhergehend der Arbeitsbereich weiterentwickelt werden. Begleitend 
dazu wird seit dem 4. Quartal 2023 begonnen, ein Qualitätsmanagementsys-
tem einzuführen. Die strategische Ausrichtung der Weiterentwicklung und die 
bis zum 1. Quartal 2024 bereits entwickelte Prozesse werden im Beitrag der 
Sozialbehörde dargestellt. 

                                                Gesundheitsamt Region Kassel 
   Autor        M.     Metz   
  Institut      Gesundheitsamt Region Kassel  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782003 
     Der „Kasseler Pakt für Gesundheit“ spannt in der Stadt Kassel den Rahmen für 
Prävention und Gesundheitsförderung innerhalb und außerhalb des Gesund-
heitsamts. Die kommunale Gesundheitskoordination nimmt an verschiedenen 
Arbeitsgruppen und Netzwerken teil, die sich im Kontext Gesundheit bewegen, 
um Health in All Policies zu fördern. Die diversen städtischen Netzwerkstruk-
turen sind integrativ und damit Ämter- und/ oder Dezernats-übergreifend 
angelegt. 
 Es werden partizipative Veranstaltungen durchgeführt, um Bedarfe und Be-
dürfnisse in Stadtteilen zu erfahren. Tagungen zu den bisherigen Themen Er-
nährung und Bewegung bringen Akteure zusammen und dienen der Kompe-
tenzförderung im Bereich Gesundheit und Gesundheitsangeboten. 
Mittelfristiges Ziel ist die Entwicklung einer integrierten Kasseler Gesundheits-
strategie, die Angebote zusammenbringt, Transparenz der Angebote fördert 
und eine gemeinsame Handlungsstrategie abbildet. 

                                                Gesundheitsamt Hamburg-Mitte, Freie und Hanse-
stadt Hamburg 
   Autor        K.     Moritz   
  Institut      Gesundheitsamt Hamburg-Mitte, Freie und Hansestadt Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782004 
     Zur Verbesserung der gesundheitlichen Chancengerechtigkeit implementiert 
das Kommunale Gesundheitsförderungsmanagement (KGFM) in Kooperation 
mit vor Ort ansässigen Einrichtungen und/oder den beteiligten Fachbereichen 
und -ämtern im Rahmen des „Kommunalen Förderprogramms des GKV-Bünd-
nisses für Gesundheit – Aufbau gesundheitsförderlicher Steuerungsstrukturen“ 
an mehreren Standorten sozialraumorientierte Projekte der Gesundheitsför-
derung und Prävention oder entwickelt diese weiter. Neben der Steuerung der 
Angebote und Interventionen übernimmt das KGFM die Koordination von 
Akteur*innen und Netzwerken. Ergänzend werden bezirksweite Maßnahmen 
geplant und umgesetzt, welche auch neue inhaltliche Schwerpunkte setzen, 
die sich einerseits aus den in den unterschiedlichen Regionen geäußerten Be-
darfen und andererseits aus der Schwerpunktsetzung der Stadt Hamburg er-
geben. 

                                                „Health in All Policies“ am Beispiel der intersektora-
len Zusammenarbeit im Bezirksamt und dem Bezirk 
Eimsbüttel 
   Autor        F.     Rübenkönig   
  Institut      Gesundheitsamt Eimsbüttel, Freie und Hansestadt Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782005 
     Die Bedeutung der sektorenübergreifenden Zusammenarbeit für komplexe 
Prozesse der Stadtentwicklung wurde im Bezirksamt Eimsbüttel schon früh 
erkannt und mit dem Instrument der Bezirksentwicklungsplanung (BEP) ein 
regelmäßiger Austausch zwischen verschiedenen Dezernaten und Ämtern ge-
schaff en. Dieses schon seit über zwei Jahrzehnten bestehende, strategische 
Planungsinstrument führte dazu, dass sich nicht nur die Multiprofessionalität 
und der interdisziplinäre Ansatz entwickeln, sondern auch als Motor konstruk-
tiver Zusammenarbeit etablieren konnte. An verschiedenen Beispielen aus dem 
Bereich der Gesundheitsförderung soll dies aufgezeigt werden. 

                                                Gesundheitsamt Bochum 
   Autorinnen/Autoren        M.     Sprünken    1    ,      V.     Wildförster    1    ,      C.     Kloppe    ,      B.     Anger    1   
  Institut      Gesundheitsamt Bochum  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782006 
     Ausgehend von den Ergebnissen der kommunalen Gesundheitsberichterstat-
tung und durch Bedarfsmeldungen aus unterschiedlichen Ortsteilen hat das 
Gesundheitsamt Bochum das Thema Bewegungsförderung in den Quartieren 
als wichtigen Baustein einer integrierten und nachhaltigen Gesundheitsförde-
rung erkannt. Im Stadterneuerungsgebiet Wattenscheid-Mitte wurde bereits 
ein krankenkassenfinanziertes Bewegungsförderungsprojekt etabliert. Im 
Ortsteil Laer (ebenfalls ein Stadterneuerungsgebiet) bestehen auch Bestrebung 
zur Etablierung eines ähnlich gearteten Projekts. 
 Die Erfahrungen aus diesen Ansätzen sind für die Stadt Bochum von hoher 
Bedeutung und Wichtigkeit. Um sie dauerhaft und auch für weitere Ortsteile 
nutzbar zu machen, plant die Stadt Bochum eine gesamtstädtische Koordina-
tion von Bewegungsförderungsprojekten. 
 Die Stadt Bochum verfolgt die Strategie insbesondere in Stadterneuerungsge-
bieten aktive Gesundheitsförderung zu betreiben. Dies hat mehrere Gründe: 
Zum einen gibt es dort gute Netzwerke und Strukturen, an denen angeknüpft 
werden kann und zum anderen sind die Ergebnisse der SEU n den Gebieten 
dahingehend auff ällig, dass sie nahezu in allen Bereichen von der Gesamtstadt 
negativ abweichen. Bezogen auf den Bedarf an Bewegungsförderung sind hier 
die auff älligen Befunde bei Adipositas zu nennen. Knapp jedes 3. Kind, welches 
2023 eingeschult wurde, lebt in den Stadterneuerungsgebieten der Stadt Bo-
chum. Darüber hinaus weisen die Stadterneuerungsgebiete neben sozialen und 
städtebaulichen Herausforderungen auch umweltbezogene Mehrfachbelas-
tungen auf. 

                                                Gesundheitsamt Hamburg-Nord, Freie und Hanse-
stadt Hamburg 
   Autor        S.     Weiss   
  Institut      Gesundheitsamt Hamburg-Nord, Freie und Hansestadt Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782007 
     Das Kommunale Gesundheitsförderungsmanagement (KGFM) des Bezirks 
Hamburg-Nord umfasst die Aufgabenbereiche Gesundheitskonferenzen, Um-
setzung präventiver und gesundheitsfördernder Projekte und Angebote sowie 
Evaluation und Gesundheitsberichterstattung. Seit 2013 gehört darüber hinaus 
die Koordination der „Lokalen Vernetzungsstelle für Prävention (LVS)“ zu den 
Aufgaben. Durch gezielte und bedarfsorientierte Maßnahmen, die sowohl das 
individuelle Verhalten als auch die Umweltfaktoren berücksichtigen, trägt das 
KGFM dazu bei, die Lebensqualität in Hamburg-Nord nachhaltig zu verbessern. 
Die Projekte sind vielfältig und konzentrieren sich unter anderem auf die Hand-
lungsfelder Bewegung, Ernährung, Entspannung/Stressbewältigung, mentale 
Gesundheit und Gewaltprävention. Dank der guten Zusammenarbeit mit un-
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terschiedlichen Kooperationspartner:innen wird eine umfassende Gesundheits-
förderung auf lokaler Ebene ermöglicht, die die Bedürfnisse und Herausforde-
rungen der verschiedenen Bevölkerungsgruppen berücksichtigt. Unser Ziel: 
eine gesündere Zukunft für die Bürger:innen des Bezirks Hamburg-Nord för-
dern. 

                                                Region Hannover, Fachbereich Gesundheitsmanage-
ment 
   Autor        L.     Wilke   
  Institut      Region Hannover, Fachbereich Gesundheitsmanagement  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782008 
     Im Team Prävention und Gesundheitsförderung des Fachbereichs Gesundheits-
management der Region Hannover wird der Arbeit in der kommunalen Gesund-
heitsförderung eine besondere Bedeutung zugesprochen. Dabei ist die Region 
Hannover nicht nur Mitglied im Gesunde Städte-Netzwerk, sondern hat auch 
vor Ort unterschiedlichste Strukturen aufgebaut, die sich mit dem Thema kom-
munale Gesundheitsförderung befassen. Eine Besonderheit der letzten Jahre 
ist das gemeinsam mit dem Verband der Ersatzkassen e.V. und der Landes-
hauptstadt Hannover durchgeführte Projekt „Gesund leben – gesund bleiben“ 
in zwei hannoverschen Stadtteilen mit sozialem Entwicklungsbedarf (2019-
2023). Zur Realisation des Projektes wird eng mit Stadtteilmitarbeitenden und 
lokalen Akteur*innen sowie lokalen Gremien und Netzwerken zusammengearbei-
tet. Zudem wird das Projekt wissenschaftlich evaluiert. Inhaltlicher Gegenstand 
des Projekts sind kostenlose Angebote für Erwachsene im Stadtteil-Setting, die zur 
Gesundheitsförderung beitragen und auf gesundheitsförderliche Strukturen vor 
Ort aufmerksam machen. Zu den verhaltensbezogenen Angeboten zählen u.a. 
Ernährungs- und (geschlechtsspezifi sche) Bewegungsangebote (teils mit inte-
grierter Schulung). Weiter wurden Verhältnisstrukturen aufgebaut: Ein digita-
ler „Gesundheitsplan“ bildet relevante Anbietende mit gesundheitsbezogenen 
Themen im Stadtteil auf einer Karte ab. Außerdem wurden "Fit & Relax – Stati-
onen" (Plaketten mit QR-Code) im öff entlichen Raum in den Stadtteilen etab-
liert. Diese unterstützen die Einbindung von achtsamkeits- und bewegungs-
fördernden Einheiten im Alltag durch den Zugang zu kostenlosen Übungsvideos. 
Alle Angebote sind so konzipiert, einen niedrigschwelligen Zugang für jede 
Person zu ermöglichen. Grundlage für diese Angebote ist eine umfangreiche 
Bedarfs- und Bedürfniserhebung, die zu Projektbeginn mittels verschiedener 
Methoden durchgeführt wurde. In diesem Zuge wurden Bewohnende durch 
partizipative Präsenzveranstaltungen einbezogen. Zu Projektende werden die 
gesammelten Erfahrungen der Öff entlichkeit in Form eines Projektberichts zur 
Verfügung gestellt, mit dem Ziel, die Erkenntnisse auf andere Kommunen über-
tragen zu können. 

                                                Gesundheitsamt Harburg, Freie und Hansestadt 
Hamburg 
   Autor        A.     Winkelmann   
  Institut      Gesundheitsamt Harburg, Freie und Hansestadt Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782009 
     Das Kommunale Gesundheitsförderungsmanagement wird in Harburg seit 
2022 neu aufgebaut und durch das GKV-Bündnis für Gesundheit mit dem kom-
munalen Förderprogramm unterstützt. Ziel ist es die gesundheitliche Chan-
cengleichheit eines jeden Bürgers und einer jeden Bürgerin zu verbessern und 
das in jedem Lebensabschnitt. Aufgrund des Ansatzes „Health in all Policies“ 
wird besonders auf die Schnittstellen zu verschiedenen Fachbereichen im Pro-
zess des Neuaufbaus geblickt, um diese zu defi nieren und zu stärken. Außerdem 
wird auf eine Unterstützung in der Politik gesetzt, die im Rahmen zur Antrags-
stellung zur Förderverlängerung ebenfalls eingebunden ist. Über partizipative 
Prozesse sollen die Schwerpunkte für Maßnahmen identifi ziert und umgesetzt 
werden. Langfristig ist eine Verkettung der verschiedenen Handlungsfelder im 
Bereich der Gesundheitsförderung angestrebt   [ 1      – 3 ]  . 
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                                   Qualitätsmanagement im Amtsärztlichen 
Dienst 

  09:00 – 10:30 | Saal X.5 

             Qualitätsmanagement für den Öff entlichen Gesund-
heitsdienst in Hamburg 
   Autorinnen/Autoren        F.     Scheunemann    1    ,      A.     Bayer    1    ,      S.     Kill    1    ,      D.     Balke    1   
  Institut      Sozialbehörde Hamburg, Amt für Gesundheit  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782010 
      Hintergrund : Der zwischen Bund und Ländern zu Hochphasen der Corana-
Pandemie geschlossene Pakt für den Öff entlichen Gesundheitsdienst verfolgt 
das Ziel, den Öff entlichen Gesundheitsdienst zu stärken. Hierfür stellt der Bund 
den Ländern bis Ende 2026 insgesamt 4 Mrd. EUR zur Verfügung. Neben der 
personellen Stärkung des ÖGD wird hierdurch in Hamburg auch die Organisa-
tion des ÖGD reformiert, digitalisiert und gestärkt. 
 Ein zentraler Aspekt der Organisationsentwicklung im Hamburger ÖGD ist die 
Etablierung eines prozessorientierten Qualitätsmanagementsystems nach dem 
Standard, den die internationale Qualitätsmanagementnorm DIN EN ISO 9001 
vorgibt. Das Qualitätsmanagementsystem unterstützt die Führungskräfte in 
Form eines Steuerungsinstruments. Festgelegte Prozesse und Prozessziele er-
möglichen zudem eine einheitliche Aufgabenwahrnehmung durch am Prozess 
beteiligte Beschäftigte (in Hamburg bezirksübergreifend), und sie tragen zu einer 
allgemein höherern Zufriedenheit bei den Mitarbeitenden sowie Nutzerinnen 
und Nutzern der Angebote des Öff entlichen Gesundheitsdienstes bei. Interne 
und externe Audits führen zu einem kontinuierlichen Verbesserungsprozess auch 
mit dem Ziel, Aktzeptanz und Reputation des Öff entlichen Gesundheitsdienstes 
zu steigern, sowohl bei den Bürgerinnen und Bürgern als auch im Hinblick auf die 
Rekrutierung neuer Mitarbeitender in einer Zeit des Fachkräftemangels. Die pro-
zessorientierte Beschreibung der Aufgabenwahrnehmung stellt zudem eine 
Grundlage für weitere Organisationsentscheidungen dar, wie z.B. Erkennen 
möglicher Digitalisierungspotentiale oder die Bemessung des erforderlichen 
Personal- und Materialbedarfes. Standardisierte Prozesse führen in einer Orga-
nisation, an der an verschiedenen örtlichen Stellen gleiche Aufgaben wahrenom-
men werden, zu Handlungssicherheit für alle Beteiligten. 
 Für die Umsetzung des Qualitätsmanagmentsystems im Hamburger Öff entli-
chen Gesundheitsdienst arbeiten Projekt- mit Regelstrukturen zusammen, so 
dass im Projekt entwickelte Prozesse schrittweise in die Regelstrukturen inte-
griert werden. 
  Methode/ Vorgehen : Erfahrungsbericht zur derzeigen Umsetzung des Quali-
tätsmanagmentsystems im Öff entlichen Gesundheitsdienst in Hamburg und 
Ausblick auf kommende Umsetzungsschritte 
  Ziel : Vorstellung des Vorhabens und aktuellen Stand in Hamburg und Austausch 
zum Thema Qualitätsmanagement im ÖGD 
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                                                Standardisierte Begehung medizinischer Einrichtun-
gen – eine wichtige Aufgabe für den Öff entlichen 
Gesundheitsdienst (ÖGD) 
   Autor        S.     Gleich   
  Institut      Gesundheitsreferat der LH München  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782011 
     Auf der gesetzlichen Grundlage von §23 Abs.6 Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
und den korrespondierenden §§ der Landeshygieneverordnungen begehen die 
Gesundheitsämter medizinische Einrichtungen. Die Ämter sind somit für die 
Kontrolle der Einhaltung geltender hygienischer Standards in diesen Einrich-
tungen verantwortlich. Umso erstaunlicher ist es, dass es hierfür nach wie vor 
keine deutschlandweiten Standards und keine konkreten Vorgaben zur Durch-
führung gibt – vielmehr kann jedes Gesundheitsamt sein Vorgehen individuell 
festlegen. 
 Im Vortrag werden standardisierte Vorgehensweisen ausgewählter Großstadt-
gesundheitsämter bei Begehungen und dem Ergreifen danach ggf. erforderli-
cher Maßnahmen dargestellt. Diskutiert werden bei Standardisierungen po-
tenziell auftretende Schwierigkeiten. Ziele des ÖGD werden dargestellt und 
Forderungen an den ÖGD formuliert. Die hieraus resultierenden Schlussfolge-
rungen: eine bundesweite Standardisierung von Begehungen medizinischer 
Einrichtungen und die Etablierung von Qualitätsmanagementsystemen in den 
Ämtern respektive Landesbehörden sind eine unverzichtbare Grundlage für 
eine fachlich kompetente und transparente Arbeit des ÖGD. Nur durch eine 
solche Arbeitsmethodik gelingt das Erheben valider und vergleichbarer Daten, 
das Erkennen relevanter Handlungsfelder, die Operationalisierung und Auto-
matisierung von Prozessen. Diese Vorgehensweise ist auch für wissenschaftli-
che Publikationen aus dem ÖGD und für eine Akzeptanz des ÖGD in Forschung 
und Lehre bei den Universitäten unabdingbar. Standardisierung ist ferner eine 
grundlegende Voraussetzung für einen interdisziplinären Austausch und für 
eine Kooperation mit wissenschaftlichen Fachgesellschaften auf Augenhöhe. 
Dieses Ziel verfolgen auch beide neugegründeten wissenschaftlichen Fachge-
sellschaften des ÖGD. 

                                       GPV- Inklusion durch Versorgungsverant-
wortung 

  09:00 – 10:30 | Saal X.6 

             Gemeindepsychiatrische Verbünde in Deutschland 
Neuigkeiten aus einzelnen Bundesländern und aktuelle 
Regelungen in den Landesgesetzen 
   Autor        M.     Schol-Tadic   
  Institut      Gesundheitsamt des Landkreises Groß-Gerau, Fachdienst 
Betreuungsbehörde und Sozialpsychiatrischer Dienst  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782012 
     In allen Bundesländern gibt es mittlerweile Landesgesetze, die in Form von 
Psychisch-Kranken-(Hilfe)-Gesetze gestaltet sind, die alten, auf Verwahrung 
gerichteten polizeirechtlichen Gesetze wurden ersetzt. Dieser Schritt war lang-
wierig, aber er hat sich gelohnt. In ihnen werden Hilfen und Maßnahmen für 
Menschen mit psychischen Störungen geregelt. (Verweis: Einen guten Über-
blick vermittelt die Seite der DGPPN: Landesgesetze – Übersicht PsychKGs – 
Menschenrechte und Selbstbestimmung – Schwerpunkte – DGPPN Gesell-
schaft.) Auch die Gemeindepsychiatrischen Verbünde werden immer häufi ger 
als mögliche oder notwendige Struktur in diese Landesgesetze aufgenommen. 
Sie defi nieren sich als verbindliche Zusammenschlüsse der wesentlichen Leis-
tungserbringer einer defi nierten Versorgungsregion, die im Rahmen verbind-
licher Kooperationsvereinbarungen oder -verträge Verantwortung für die 
Versorgung insbesondere schwer und chronisch psychisch erkrankter Men-

schen übernehmen. Diskussionen und Absprachen auf regionaler Ebene können 
die Versorgungsqualität und die Kooperation der Leistungserbringer grund-
sätzlich aber auch im individuellen Einzelfall verbessern. 
 Die Entwicklung der Implementierung von Verbundstrukturen in den Landes-
gesetzen fand in den letzten Jahren statt und begann in Baden-Württemberg, 
das als erstes Bundesland in seine Landesgesetzgebung den Aufbau gemein-
depsychiatrischer Verbünde in allen kommunalen Gebietskörperschaften auf-
nahm. Nun wird die Implementierung in vielen Landesgesetzen vorgeschrieben 
oder zumindest empfohlen oder es können verbundähnliche Struturen einge-
richtet werden. Viele Landesgesetze konkretisieren die Zusammenarbeit im 
Verbund überdies deutlich, sie konkretisieren dessen Form, Zusammensetzung 
und Zielsetzung und schreiben verbindliche Vereinbarungen zwischen den 
Verbundpartnern vor. So wurde in das überarbeitete PsychKHG in Hessen der 
Paragaph 6a eingefügt, der die Gründung von Gemeindepsychiatrischen Ver-
bünden nun vorsieht und diese Verbundstruktur auch in seiner Zusammenset-
zung und Aufgabe konkreter beschreibt. Beginnend im Jahr 2022 tragen nun 
auch in Sachsen Anhalt gemeindepsychiatrische Verbünde in den Landkreisen 
und kreisfreien Städten dazu bei, die Versorgungsstrukturen für Menschen mit 
psychischen Störungen zu optimieren. Durch rechtliche Verankerung und die 
daraus folgenden individuellen Bestrebungen der Gebietskörperschaften konn-
te das Angebot von Verbundstrukturen in den letzten Jahren deutlich ausgebaut 
werden. 
 Auf landesspezifi sche Sachstände und Entwicklungen auch über die aktuell 
bestehenden rechtlichen Grundlagen ist einzugehen. Beispielsweise auf mög-
liche Förderungen durch Landesmittel, allerdings leider nur in einzelnen Bun-
desländern, wie Nordrhein-Westfahlen und Sachsen Anhalt wird eingegangen. 
Aber auch auf besondere Formen von Strukturen, wie beispielsweise die im 
Saarland zu bildenden regionalen Psychiatriekommissionen. 
 Es wird deutlich, dass die Verbundstrukturen sich zwar bundesweit mehr und 
mehr bilden und ausdiff erenzieren, dass aber verbindliche und somit auch ver-
pfl ichtende rechtliche Grundlagen nicht überall vorhanden sind. Diese sind nun 
in der Folge zu entwicklen, Kooperationen genauer zu beleuchten, um gemein-
same Qualitätsstandards für Menschen mit psychischen Störungen im gesam-
ten Bundesgebiet zu entwickeln und voranzubringen. Und dann müssen diese 
Verbünde natürlich auch von den Mitwirkenden möglichst trialogisch gestaltet 
und gelebt werden. Nach dem Wegfall von Hilfeplankonferenzen in vielen Tei-
len des Landes aufgrund der Regelungen des Bundesteilhabegesetzes können 
diese Verbundstrukturen genutzt werden, um dort mögliche Fallbesprechun-
gen zu gestalten und so die nun teilweise fehlenden Planungsgremien kom-
pensiert werden. 

                                                Sozialpsychiatrische Verbünde – der niedersächsi-
sche Weg 
   Autor        P.     Schlegel   
  Institut      Sozialpsychiatrischer Dienst  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782013 
     Mit der Novelle des NdsPsychKG vom 01.07.1997 und der darin verankerten 
Verpfl ichtung, in den einzelnen Kommunen sozialpsychiatrische Verbünde zu 
gründen, erfolgte erstmalig im Land Niedersachsen eine Zusammenführung 
der bis dahin regional sehr unterschiedlich ausgestalteten Netzwerke Sozial-
psychiatrischer Versorgung. 
 Trotz aller Unterschiede im Flächenland Niedersachsen mit 46 Kommunen ist 
es gelungen, hier eine überregionale gemeinsame Sprache zu fi nden. Grund-
sätzliche Ausrichtung und Struktur kommunaler Netzwerke werden hierbei im 
Landesgesetz defi niert, die ganz überwiegende Verankerung Sozialpsychiatri-
scher Dienste in den Kommunen schreibt hierbei auch die Steuerungsfunktion 
der Verbünde mit Geschäftsführung durch den Sozialpsychiatrischen Dienst 
fest und damit auch die Verankerung regionaler psychiatrischer Versorgungs-
planung als einen Aspekt kommunaler Daseinsfürsorge. 
 Durch die etablierten übergeordneten Gremien des Landesfachbeirats Psych-
iatrie, die zentrale Qualitätssicherung durch die Besuchskommission des Landes 
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und die Verzahnung und Begleitung durch das Psychiatriereferat im Sozialmi-
nisteriumswurden in Niedersachsen Strukturen geschaff en, die dann auch aus 
Landesebene einen kontinuierlichen Austausch bei vergleichbaren Grundvor-
aussetzungen zwischen den einzelnen Sozialpsychiatrischen Verbünden er-
möglichen. Dies hat sich auch in der Umsetzung der im Landespsychiatrieplan 
festgelegten Weiterentwicklungen wie Etablierung Gemeindepsychiatrischer 
Zentren bewährt. 
 Herzstück Sozialpsychiatrischer Netzwerkarbeit auf kommunaler Ebene bleiben 
in Niedersachsen die örtlichen Sozialpsychiatrischen Verbünde unter der Ge-
schäftsführung der SpDi mit unterschiedlichen Arbeitskreisen, einem Plenum 
und einer Schnittstellenfunktion zur regionalen Politik beispielsweise im kom-
munalen Fachbeirat. 

                                       Umweltmedizin – Block 4 – Trinkwasser 
und Hitze 

  09:00 – 10:30 | Saal X.7 

             Die Neue Trinkwasserverordnung und die Trinkwas-
sereinzugsgebieteverordnung (TrinkwEGV) 
   Autorinnen/Autoren        H.     Paar    1    ,      A.-B.     Walter    1    ,      C.     Beulker    1    ,      C.     Röhl    1   
  Institut     1      Umweltbundesamt (UBA) Fachgebiet II 3.1 Nationale und 
internationale Fortentwicklung der Trinkwasserhygiene; Trinkwasserressour-
cen, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782014 
     Das federführende Bundesgesundheitsministerium unter Mitarbeit des Um-
weltbundesamtes setzt mit der zweiten Verordnung zur Novellierung der Trink-
wasserverordnung (TrinkwV), die am 23.06.2023 in Kraft getreten ist, die 
maßgeblichen Inhalte der EU-Trinkwasserrichtlinie 2020/2184 im Rahmen 
seiner Zuständigkeit national um. Die TrinkwV enthält weitgehende neue Re-
gelungen wie die Erweiterung des risikobasierten Trinkwasserschutzes, die 
Aufnahme neuer chemischer Parameter und mikrobiologischer Indikatorpara-
meter, die Senkung der zulässigen Konzentrationen für Chrom, Arsen und Blei, 
die Pfl icht zum Austausch alter Bleileitungen sowie erweiterte Informations-
pfl ichten der Wasserversorger. 
 Eine zentrale Vorgabe der EU-Trinkwasserrichtlinie 2020/2184 ist die verpfl ich-
tende Verankerung des risikobasierten Ansatzes im Verlauf der gesamten Was-
serversorgungskette von der Gewinnung bis zur Entnahmestelle, die damit den 
Empfehlungen der WHO-Leitlinien zur Trinkwasserqualität folgt. In der TrinkwV 
wurde diese Vorgabe insbesondere mit der verpfl ichtenden Einführung des 
Risikomanagements entsprechend der Anforderungen der DIN EN 15975-2 für 
Wasserversorgungsanlagen mit Abgabemengen von mindestens 10 m³ pro Tag 
und dem Programm der betrieblichen Untersuchungen erreicht. Die Umset-
zung erweitert die bereits praktizierte risikobewertungsbasierte Anpassung 
der Probennahmeplanung (RAP) für eine Wasserversorgungsanlage. 
 Für Trinkwasserinstallationen wird künftig durch das Umweltbundesamt (UBA) 
eine allgemeine Risikobewertung durchgeführt. Die TrinkwV schreibt hierfür 
ab 2026 eine jährlich aggregierte Meldung zu Trinkwasserinstallationen vor, 
bei denen der technische Maßnahmenwert für Legionella erreicht oder über-
schritten wird. Diese erfolgte durch die Untersuchungsstellen direkt an das 
UBA. 
 Die Vorgabe der TrinkwV zum Umfang der regelmäßigen chemischen Überwa-
chung des Trinkwassers wird durch die chemischen Parameter Bisphenol A, 
Chlorat, Chlorit, Halogenessigsäuren (HAA-5), Microcystin-LR (Toxin von Cy-
anobakterien) sowie der Industriechemikaliengruppe der PFAS erweitert. Für 
die Stoff gruppe der PFAS ist hierbei trinkwasserrechtlich eine zweistufi ge Ein-
führung vorgesehen. So wird ab dem 12.01.2026 ein Grenzwert als Summen-
grenzwert für eine Gruppe von 20 PFAS-Substanzen neu eingeführt. Aufgrund 
neuer Erkenntnisse zu den gesundheitlichen Auswirkungen sieht die TrinkwV 

zusätzlich einen nationalen Grenzwert für vier besonders besorgniserregende 
PFAS (Summe PFAS-4, PFHxS, PFOS, PFOA, PFNA) vor. Für die verbindliche Ein-
führung des Grenzwertes der PFAS-4 gilt mit dem 12. Januar 2028 eine späte-
re Frist. 
 Für die Datenerfassung auf Ebene der Gesundheitsämter und Oberen Landes-
behörden ergeben sich damit neue Herausforderungen in Bezug auf die Be-
richterstattung für neue Parameter sowie zum Risikomanagement der Wasser-
versorgungen, welches durch die zuständigen Behörden zu genehmigen ist. 
Hierzu zeigt der Vortrag die neuen Verantwortlichkeiten im Detail auf. 

                                                Die Trinkwassereinzugsgebieteverordnung (Trink-
wEGV) 
   Autorinnen/Autoren        H.     Paar    1    ,      A.-B.     Walter    1    ,      C.     Beulker    1    ,      C.     Röhl    1   
  Institut     1      Umweltbundesamt (UBA) Fachgebiet II 3.1 Nationale und 
internationale Fortentwicklung der Trinkwasserhygiene; Trinkwasserressour-
cen, Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782015 
     Die Europäische Union hat mit Inkrafttreten der Richtlinie (EU) 2020/2184 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Qualität von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch (EU-Trinkwasserrichtlinie) am 12. Januar 2021 weit-
gehende neue Regelungen zum Schutz des Trinkwassers, der Trinkwasserres-
sourcen sowie zum Zugang zu sauberem Trinkwasser innerhalb der EU verbind-
lich getroff en. 
 Die Vorgaben der Richtlinie zum Schutz der Trinkwasserressource, die Teil der 
verpfl ichtenden Verankerung des risikobasierten Ansatzes für die gesamte 
Wasserversorgungskette sind, erreichen durch ihre nationale Umsetzung erst-
mals eine rechtlich verankerte Koordinierung der Vorgaben des Trinkwasser-
schutzes mit denen des Gewässerschutzes nach der WRRL. Die Implementie-
rung des risikobasierten Ansatzes in den Einzugsgebieten von Entnahmestellen 
für die Trinkwassergewinnung wird durch die neu eingeführte Ermächtigung 
im Wasserhaushaltsgesetz ermöglicht und künftig in den Regelungen der neu-
en Trinkwassereinzugsgebieteverordnung (TrinkwEGV) konkretisiert. 
 Die Regelungen in der Verordnung sollen eine individuell auf die Vor-Ort-Be-
dingungen angepasste Beurteilung der im jeweiligen Einzugsgebiet der Was-
serversorgungsanlage vorhandenen Risiken erreichen, die sich negativ auf die 
Beschaff enheit des Trinkwassers auswirken können (Risikoabschätzung) sowie 
die Umsetzung von Maßnahmen zur Risikobeherrschung und deren Überwa-
chung. Dies betriff t den präventiven Schutz von Grundwasser und Oberfl ächen-
wasser sowie des Rohwassers. Ziel ist frühzeitig eine mögliche Schädigung der 
menschlichen Gesundheit durch Krankheitserreger und chemische Stoff e zu 
identifi zieren, wobei die Überwachung der Gewässer auch Bezug auf die Stoff e 
und Verbindungen der europäischen Beobachtungsliste nimmt. Gleichzeitig 
sieht die Verordnung die Regelung der neuen Vorgaben für nicht relevante 
Pestizid-Metaboliten vor. 
 Für den Vollzug der Verordnung werden Umwelt- und Gesundheitsverwaltun-
gen zusammenarbeiten, im Falle von länderübergreifenden Trinkwasserein-
zugsgebieten auch über Bundesländergrenzen hinweg. Ebenso wurden Rege-
lungen zum Austausch von Informationen zur Beschreibung der 
Trinkwassereinzugsgebiete zwischen Behörden und Betreibern in der Verord-
nung konkretisiert. Der Vortrag wird die Regelungsinhalte der Verordnung 
darstellen und dabei auf genannte Besonderheiten hinweisen. 

                                                Trinkwasser-Einzugsgebieteverordnung – TrinkwEGV 
– Ein „Segen“ für das Trinkwasser? Herausforderun-
gen und Chancen für Behörden – fi ktives Beispiel 
„Stadt Duckburgh“ 
   Autorinnen/Autoren        T.     Burchardt    1    ,      R.     Suchenwirth    1   
  Institut     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt Abt. 3: Kommunale 
Hygiene, Hannover  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782016 
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     Die Einführung des  risikobasierten Ansatzes  im (Trink-)Wasserrecht ist etwas 
wirklich Neues in der  Trinkwasserrichtlinie (EU) 2020/2184  vom 16. Dezember 
2020. Deswegen auch erfolgt die nationale Umsetzung dieses Mal durch zwei 
nationale Verordnungen. Zum einen durch die Trinkwasserverordnung ( Trink-
wV ) auf Basis des Infektionsschutzgesetzes, zum anderen als Trinkwasserein-
zugsgebieteverordnung ( TrinkwEGV)  auf Basis des Wasserhaushaltsgesetzes. 
 Letztere umfasst eine  Risikobewertung  und das  Risikomanagement  des jeweiligen 
Einzugsgebietes von Entnahmestellen für die Trinkwassergewinnung. Hierfür 
sollen mit Hilfe einer  Risikoabschätzung  mögliche Risiken in den Einzugsgebie-
ten identifi ziert werden, woraufhin eine entsprechende, zielgerichtete Unter-
suchung des Wassers möglich ist. 
  Risikomanagement nach WHG ,  Risikomanagement nach TrinkwV, Genehmigung 
von Untersuchungsplänen –  klingt alles komplizierter als es ist. Denn das grund-
sätzliche Vorgehen ist bereits in den technischen Regeln implementiert und 
sollte schon im Alltag gelebt werden. Neu ist aber die Einführung von Vorgaben 
für die Dokumentation der einzelnen behördlichen Stufen auf dem Weg zur 
„Sicherheit der Trinkwasserversorgung“. 
 Das Niedersächsische Landesgesundheitsamt unterstützt beratend die nieder-
sächsischen Gesundheitsämter. Anhand von Beispielen von konkreten Risiken 
in Wassereinzugsgebieten, dargestellt an der fi ktiven „Stadt Duckburgh“, soll 
die mögliche Komplexität der von Betreiber anzufertigenden  Gefährdungsana-
lyse eines Wassereinzugsgebiets  aufgezeigt werden. 
 Der „risikobasierte Ansatz“ bietet nun in der erforderlichen engeren Zusam-
menarbeit und Abstimmung der Wasser- und Gesundheitsbehörden mit dem 
Wasserversorgungsunternehmen viele Chancen, bisherige Unklarheiten auf-
zuarbeiten. 

                                                Bisphenol A in Trinkwasser aus Hausinstallationen 
nach Sanierung mit Epoxidharzbeschichtung 
   Autorinnen/Autoren        T.     Nietner    2    ,      C.     Breitling-Utzmann    2    ,      N.     Bauer    2    , 
     M.     Heinz    2    ,      R.     Perz    2    ,      S.     Kramer    1   
  Institute     1      Gesundheitsamt Rhein-Neckar-Kreis, Heidelberg   ;   2      Chemi-
sches und Veterinäruntersuchungsamt Stuttgart, Fellbach  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782017 
      Einleitung : Viele größere Wohnobjekte mit einem Baujahr zwischen 1970 und 
1980 standen nach ca. 30 Jahren der Nutzung vor der Notwendigkeit einer 
Sanierung der Trinkwasserinstallation. Die damals noch vorwiegend eingesetz-
ten verzinkten Rohrleitungen zeigten, je nach Wasserqualität, korrosive Durch-
brüche oder eine deutliche Reduzierung der Querschnittsfl ächen durch Rost- 
und Kalkablagerungen. Als vermeintlich kostengünstige, saubere und 
zeitsparende Alternative zu einer Komplettsanierung wurde vor allem in den 
Jahren zwischen 2005 und 2015 Rohrinnenbeschichtungen mit Epoxidharz 
angeboten und durchgeführt. Bei diesem Verfahren wird das Leitungssystem 
zunächst entleert und mit warmer Luft trockengeblasen. Anschließend erfolgt 
eine Reinigung der Rohrleitungen mit einem Sandstrahlverfahren, bei dem ein 
Sand/Luftgemisch mit hoher Geschwindigkeit durch das Leitungssystem ge-
blasen wird. Abschließend wird ein 2-Komponenten-Epoxidharz, üblicherwei-
se bestehend aus den zwei Substanzen Bisphenol A und Epichlorhydrin, eben-
falls mit Druckluft in das Leitungssystem gepresst. Ziel ist die komplette, 
gleichmäßige Beschichtung der Rohrinnenwände. Nach dem Aushärten des 
2- Komponenten Harzes können die Trinkwasserleitungen wieder genutzt wer-
den. Problematisch bei diesem Vorgehen ist die Tatsache, dass in einem weit-
verzweigten Trinkwassersystem weder die vollständige Reinigung noch die 
vollständige und gleichmäßige Beschichtung gewährleistet und kontrolliert 
werden können. Außerdem sind die Epoxidharze nur bis 65 °C beständig, so 
dass thermische Desinfektionen des Trinkwassersystems (mind. 70 °C, z. B. zur 
Beseitigung von Kontaminationen mit Legionellen) eine Zerstörung der Schutz-
schicht zur Folge haben. Durch ortsansässige Firmen wurden vor allem im Be-
reich Mannheim, Heidelberg und Karlsruhe eine unbekannte Anzahl von Ob-
jekte auf dies Art und Weise saniert. Bereits 2011 hat der DVGW ein bis dahin 
gültiges Arbeitsblatt zur Rohrinnenbeschichtung zurückgezogen. Eine Be-

schichtung der Trinkwasserleitungen entspricht damit nicht mehr den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik (a.a.R.d.T.) und steht im Widerspruch zu 
den Vorgaben des § 17 der Trinkwasserverordnung (TrinkwV). 
  Toxikologischer Hintergrund : Anlass für Studie in Baden-Württemberg 
 Bisphenol A (BPA) ist eine endokrin wirksame Verbindung mit verschiedenen 
weiteren toxikologischen Wirkungen wie z. B. Tumorbildung oder die Schädi-
gung von Leber und Nieren, die sich in Tierversuchen herausgestellt haben. 
Unter anderem aufgrund einer vermuteten Reproduktionstoxizität wurde Bis-
phenol A am 12.01.2017 in die Liste der besonders besorgniserregenden Stof-
fe gem. Art. 59 Abs. 10 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (REACH) aufge-
nommen. Die WHO hat im Jahr 2017 empfohlen, dass drei repräsentative 
Stoff e mit endokriner Wirkung als Maßstab in Betracht gezogen werden kön-
nen, um erforderlichenfalls das Vorkommen von Stoff en mit endokriner Wir-
kung und die Wirksamkeit ihrer Aufbereitung zu bewerten   [ 1 ]  . Einer dieser 
Stoff e ist BPA, daneben noch Nonylphenol und β-Östradiol. Für BPA wurde von 
der WHO daraufhin ein Wert von 0,1 μg/L für die Betrachtung des Vorkommens 
im Trinkwasser festgelegt. In der neuen Trinkwasserrichtlinie 2020/2184 der 
Europäischen Union wurde hingegen, unter Berücksichtigung der Bewertung 
der EFSA aus dem Jahr 2015   [ 2 ]  , ein gesundheitsbasierter Parameterwert für 
BPA von 2,5 μg/L festgeschrieben. Nonylphenol und β-Östradiol wurden zu-
nächst in die sogenannte Beobachtungsliste aufgenommen   [ 1 ]  . Nach der Richt-
linie 2020/2184 sind die Mitgliedsstaaten ab dem 12. Januar 2026 verpfl ichtet, 
die nötigen Maßnahmen zu ergreifen, damit im Trinkwasser der Parameterwert 
für BPA von 2,5 μg/L eingehalten wird   [ 1 ]  . Dementsprechend wurde in die neue 
deutsche Trinkwasserverordnung 2023 den Parameterwert mit 2,5μg/L als 
neuer Grenzwert für Trinkwasser ausweisen und löst damit, ab dem 12. Januar 
2024, die bislang zur Beurteilung heranzuziehende maximal tolerierbare Kon-
zentration für BPA am Wasserhahn von ebenfalls 2,5 μg/L aus der Bewertungs-
grundlage   [ 3   ,  4 ]   des Umweltbundesamtes (UBA) ab. 
 Aufgrund der toxikologischen Eigenschaften von BPA und des möglichen Über-
gangs aus mittels Epoxidharzbeschichtung sanierten Hausinstallationen ins 
Trinkwasser wurde eine entsprechende Studie in Baden-Württemberg initiiert. 
Im Jahr 2022 wurden von den Gesundheitsämtern des Landes insgesamt 76 
Trinkwasserproben aus 17 Wohngebäuden genommen und im CVUA Stuttgart 
auf das Vorkommen von BPA untersucht. Die Auswahl der Gebäude erfolgte 
risikoorientiert mit Fokus auf Gebäuden mit bekannter Epoxidharzsanierung, 
darunter mehrere Gebäude im Rhein-Neckar-Kreis. Die Probenahme erfolgte 
üblicherweise in zentralen Räumen der Warmwasserbereitung (z.B. Zirkulation, 
Warmwasserspeicher) und an Entnahmestellen in Wohnungen (z.B. Wasser-
hahn in Küche oder Bad) und umfasste sowohl Kaltwasser (n = 58) als auch 
Warmwasser (n = 18). Die Analytik erfolgte mittels Direktinjektion der Proben 
auf einer Agilent 1290 UHPLC (Acquity UPLC BEH C18, 1.7 μm) gekoppelt mit 
Agilent 6460 Triple Quad. 
  Ergebnisse : BPA wurde nur in Warmwasserproben gefunden, in Konzentratio-
nen bis maximal 208 μg/L. Die bislang gültige maximale Konzentration am 
Wasserhahn und gleichzeitig zukünftiger Grenzwert von 2,5 μg/L für BPA wur-
de in 86 % der Warmwasserproben überschritten. In allen untersuchten Kalt-
wasserproben lagen die Konzentrationen hingegen unterhalb der Nachweis-
grenze ( < 0,2 μg/L). 
 Hinsichtlich der von der EFSA festgelegten tolerierbaren täglichen Aufnahme-
menge (TDI) für BPA von 4 μg/kg Körpergewicht (KG) aus dem Jahr 2015   [ 2 ]   ist 
folgendes festzustellen: (A) In 41 % der Warmwasserproben wurde der TDI für 
Erwachsene (ausgehend von 2 Liter/Tag, 60 kg KG) überschritten; (B) In 62 % 
der Warmwasser-proben wurde der TDI für Kinder (ausgehend von 1 Liter/Tag, 
10 kg KG) überschritten. Allerdings ist festzuhalten, dass auch über andere 
Quellen Bisphenol A aufgenommen werden kann, etwa über Lebensmittel oder 
Bedarfsgegenstände (z. B. aus Trinkfl aschen oder Thermopapier). Das Umwelt-
bundesamt geht dementsprechend bei seinen Betrachtungen davon aus, dass 
die Flüssigkeitsaufnahme nur für 10 % der tolerierbaren täglichen Aufnahme-
menge verantwortlich ist   [ 5 ]  . Auch unter Berücksichtigung dieser Feststellung 
entsprach der überwiegende Anteil der untersuchten Warmwasserproben nicht 
den Anforderungen nach § 6 Abs. 1 der TrinkwV, wonach chemische Stoff e in 
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Trinkwasser nicht in Konzentrationen enthalten sein dürfen, die eine Schädi-
gung der menschlichen Gesundheit besorgen lassen. 
 Im Hinblick auf die aktuell laufende gesundheitliche Neubewertung von BPA 
durch die EFSA muss davon ausgegangen werden, dass bei einem entsprechend 
abgesenkten TDI von nur 0,04 ng/kg Körpergewicht und Tag   [ 6 ]   alle Verbrau-
chergruppen, inkl. Erwachsene mit Normalverzehr, einem gesundheitlichen 
Risiko aufgrund der Anwesenheit von BPA ausgesetzt wären, sollte der Grenz-
wert von 2,5 μg/L in Trinkwasser überschritten sein. Die Relevanz der Befunde 
im Warmwasser off enbart sich vor allem bei regelmäßiger Verwendung von 
Warmwasser zur Zubereitung von Heißgetränken (z.B. Tee, Kaff ee) oder für die 
Zubereitung von Speisen (vor allem Säuglingsnahrung). Das Umweltbundesamt 
betont immer wieder, dass Warmwasser nicht zum Trinken und für die Zube-
reitung von Speisen genutzt werden sollte   [ 7 ]  . Diese Empfehlung sollte von 
Verbrauchern, die Trinkwasser aus sanierten Hausinstallationen mit Epoxid-
harzbeschichtung nutzen, besonders berücksichtigt werden. 
 Behördliches Vorgehen: Im Rahmen der Untersuchungspfl icht auf Legionellen 
gemäß §31 TrinkwV fi elen Objekte mit kontinuierlichen Überschreitungen des 
Maßnahmewertes für Legionellen auf. Im Rahmen der Handlungspfl ichten ge-
mäß § 51, Abs.1,3 TrinkwV ist für solche Objekte eine Risikoabschätzung zu 
erstellen. Ergab diese Risikoabschätzung einen Hinweis auf eine Beschichtung 
der Rohrleitungen mit Epoxidharz, ordnete das Gesundheitsamt, auf Basis § 61 
Abs.1 TrinkwV gegenüber dem Betreiber eine Probenahme und Analyse auf 
den Stoff  Bisphenol A, an. Aufgrund der Legionellen-Kontamination war es 
wahrscheinlich, dass eine thermische Desinfektion in dem betroff enen Objekt 
durchgeführt wurde, die zu einer Schädigung der Rohrinnenschichtung und in 
Folge zu einer erhöhten Belastung mit Bisphenol A im Trinkwasser führen kann. 
Die erste Probenahme erfolgte üblicherweise als Zufallsstichprobe am Rücklauf 
der Warmwasserzirkulation oder an einer Entnahmestelle in den Wohnungen. 
 Ergab sich durch die erste Analyse ein Wert > 2,5 μg/L BPA, wurde eine zweite 
Probenahme an gleicher Stelle und an einer weiteren Stelle in der Peripherie 
der Trinkwasserinstallation als gestaff elte Stagnationsprobe angeordnet. Wur-
den die Werte durch die zweite Analyse bestätigt, erfolgte zunächst eine An-
hörung des USI gemäß § 28 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) und 
nach Ablauf der Anhörungsfrist eine Bescheiderstellung durch das Gesund-
heitsamt. Darin geforderte Maßnahmen waren unter anderem ein Konsumver-
bot für das Warmwasser, die Information der Bewohner und letztendlich ein 
fristgerechter Austausch aller epoxidharzbeschichteten Trinkwasserleitungen. 
Zur Betonung der Wichtigkeit der geforderten Maßnahmen wurde bei Nicht-
einhaltung ein Zwangsgeld bis zu € 20.000 angedroht. Alle 12 Bescheide in der 
Zuständigkeit des Gesundheitsamtes des Rhein-Neckar-Kreises, auch zuständig 
für die Stadt Heidelberg, sind inzwischen rechtskräftig. 
 Die Sanierungssummen, welche von den einzelnen Eigentümern getragen 
werden müssen, liegen im Bereich von 1-3 Mio. €. Planerisch und logistisch sind 
solche großen Umbaumaßnahmen sehr aufwendig, weshalb die Fristsetzung 
zur Sanierung im Regelfall mind. 2 Jahre beträgt. 
 Bereits im Stadium der Anhörung erfolgten viele Rückfragen besorgter Bewoh-
nerinnen und Bewohner beim Gesundheitsamt. Fragestellungen waren hier 
besonders die Umsetzung des Konsumverbotes und eventuelle Folgen einer 
bereits jahrelangen Aufnahme von Bisphenol A über das Trinkwasser. Auch 
Anfeindungen bzgl. der fi nanziellen Folgen der angeordneten Sanierung blieben 
nicht aus. 
 Obwohl dieses Verfahren der Rohrinnenbeschichtung nicht mehr den a.a.R.d.T. 
entspricht, wird es von einschlägigen Unternehmen weiter beworben. 
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                                            Hitzeaktionsplan in Brandenburg und Ausbau des 
zentralen Netzwerks 
   Autorinnen/Autoren        S.     Menardoa    1    ,      R.     Baeker-Zschirp    2    ,      M.     Korn    2   
  Institute     1      Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und 
Gesundheit, Abt. Gesundheit, Dez. G2 „Öff entlicher Gesundheitsdienst, 
Infektionsschutz und Gesundheitsberichterstattung“, Potsdam   ;   2      Ministeri-
um für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes 
Brandenburg, Referat 43 – Öff entlicher Gesundheitsdienst, Infektions-
schutz, Umweltbezogener Gesundheitsschutz, Gesundheitlicher Bevölke-
rungsschutz, Potsdam  
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      Hintergrund : Die globale klimatische Entwicklung ist in den letzten Jahren 
auch im Land Brandenburg messbar und spürbar gewesen. Mit einem Anstieg 
der langjährigen Jahresmitteltemperatur in Brandenburg um 1,3 °C seit Beginn 
der Wetteraufzeichnung (Klimareport Brandenburg LfU, 2019) und der Som-
mertage von etwa 30 auf über 50 zwischen den 50er Jahren und der letzten 
Dekade, gehört Brandenburg derzeit zu den am stärksten von Hitze betroff enen 
Regionen in Deutschland. Hitzeereignisse bergen Risiken für die Gesundheit 
und das Wohlbefi nden der Brandenburger Bevölkerung und können im Extrem-
fall zu Todesopfern führen. Die langen Hitzeperioden der vergangenen Jahre 
haben die Hitzetote in Brandenburg im Vergleich zu den Durchschnittswerten 
der Jahre 1985 bis 2021 stark zunehmen lassen. In 2021 wurden 111 und in 
2022 219 Hitzetote in Brandenburg ausgewiesen. 
  Ziele : Um die Bevölkerung besser vor den gesundheitlichen Auswirkungen von 
extremer Hitze zu schützen, wurde im Auftrag des Gesundheits- und des Kli-
maschutzministeriums ein Konsortium von Expertinnen und Experten ein um-
fangreiches Gutachten für einen Hitzeaktionsplan für das Land Brandenburg 
(HAP-BB) erstellt. Der Hitzeaktionsplan wird nunmehr als Teil der Klimaanpas-
sungsstrategie erarbeitet. 
 Umsetzung – der Hitzeaktionsplan für Brandenburg: Das Gutachten wurde am 
20. September 2022 im Rahmen einer Fachveranstaltung in Potsdam erstmals 
vorgestellt. Es enthält 41 Maßnahmen, die sich auf verschiedene zeitliche Di-
mensionen erstrecken: langfristige, vorbereitende und akute Maßnahmen. 
Diese Maßnahmen betreff en unter anderem den Hitzeschutz in der ambulanten 
Pfl ege, die Einrichtung eines Hitzetelefons, die Implementierung eines Buddy-
Systems sowie die Verbesserung der Ausrüstung und Ausstattung der Rettungs- 
und Hilfskräfte angesichts der Zunahme von extremen Hitzeereignissen. 
 Mehrere Bundesländer arbeiten intensiv an der Etablierung eines Hitzeaktions-
plans, so auch Brandenburg. Der Brandenburgische Hitzeaktionsplan ist ein 
wichtiges Instrument zunehmenden Belastungen durch Hitzeperioden und 
deren gesundheitlichen Auswirkungen zu begegnen. Dabei stützt er sich auf 
drei Eckpfeiler, die im Vordergrund stehen: a) Risikokommunikation an die Be-
völkerung und an Hilfesysteme, b) Empfehlungen für vulnerable Bevölkerungs-
gruppen, c) langfristig wirksame Maßnahmen zum Schutz vor Hitzeextremen. 
Der HAP BB wird als dynamischer Prozess und Gemeinschaftsaufgabe verstan-
den. 
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 Als eine der ersten Maßnahmen des HAP-BB wurde mit relevanten Akteurinnen 
und Akteuren auf Landesebene am 09.06.2023 ein zentrales Netzwerk Hitze-
schutz für Brandenburg gegründet. Es dient als institutioneller Rahmen auf 
Landesebene, innerhalb dessen bestehende und neue Angebote und Maßnah-
men zum Hitzeschutz in einem dynamischen, lernenden Prozess konzipiert, 
kommuniziert, umgesetzt, evaluiert und bei Bedarf angepasst werden. 

                                       Kooperation Wissenschaft und Praxis 

  09:00 – 10:30 | Saal X.10 

             Der Weg zum Lehr- und Forschungsgesundheitsamt 
Dresden 
   Autor        F.     Bauer   
  Institut      Landeshauptstadt Dresden, Amt für Gesundheit und Prävention, 
Dresden  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782019 
      Hintergrund : Das Amt für Gesundheit und Prävention richtet seine künftige 
Arbeit im Rahmen eines strategischen Ansatzes bis 2030 aus. Ein wesentlicher 
Baustein ist dabei die Etablierung als Lehr- und Forschungsgesundheitsamt und 
damit eine Stärkung des Amtes als kooperierende Instanz für den Transfer und 
die Verknüpfung zwischen Wissenschaft und Praxis. Mit der Ausgestaltung als 
Lehr- und Forschungsgesundheitsamt werden verschiedene Zielstellungen 
verbunden. Einerseits soll die wissenschaftlich begleitete Entwicklung von 
Maßnahmen, Angeboten und Projekten einen mehrdimensionalen Blick er-
möglichen, die evidenzbasierte Arbeit des ÖGD erhöhen und gleichzeitig die 
Akzeptanz in verschiedenen Ebenen aus Bevölkerung und politischen 
Entscheidungsträger*innen befördern. Andererseits dient eine enge Verzah-
nung mit Wissenschaft und Forschung der Aus- und Weiterbildung von Be-
schäftigten des Öff entlichen Gesundheitsdienstes sowie insgesamt der Sicht-
barmachung des Feldes. Um diese Zielstellungen zu erreichen, wurde durch 
den Freistaat Sachsen eine Brückenprofessur für Öff entliche Gesundheit an der 
Medizinischen Fakultät der Technischen Universität installiert. Diese wird an-
teilig auch durch das Amt für Gesundheit und Prävention der Landeshauptstadt 
Dresden fi nanziert und inhaltlich ausgestaltet. So werden die Professur selbst 
aber auch die angeschlossenen Beschäftigten sowohl im Amt als auch in der 
Fakultät tätig sein. 
  Ziele : Der Beitrag informiert über das Vorgehen des Amtes für Gesundheit und 
Prävention der Landeshauptstadt Dresden auf dem Weg zum „Lehr- und For-
schungsgesundheitsamt“: 
  1.    Darstellung der Einbettung als Lehr- und Forschungsgesundheitsamt in die 

strategische Ausrichtung des Amtes für Gesundheit und Prävention Dres-
den,  

 2.    Beschreibung des Entwicklungsprozesses der Professur für Öff entliche 
Gesundheit sowie die personelle und sächliche Ausstattung,  

 3.    Diskussion von Zielstellungen und erwarteten Vorteilen der ausgestalte-
ten Brückenfunktion sowie  

 4.    Ausblick auf Schwerpunkte der Zusammenarbeit und bereits laufende For-
schungsprojekte.  

   Methode : Deskriptive Betrachtung des Status quo der Zusammenarbeit mit 
Wissenschaft, Forschung und Lehre. Argumentative Entwicklung und Skizzie-
rung des Weges zum Lehr- und Forschungsgesundheitsamt Dresden unter 
enger Verzahnung mit dem Lehr- und Forschungskonzept der Professur für 
Öff entliche Gesundheit an der TU Dresden. 
  Ergebnisse : Der Öff entliche Gesundheitsdienst arbeitet als hochspezialisierter 
Fachbereich im gesundheitlichen Dienst für die Bevölkerung. Daher besteht ein 
besonderer Anspruch, dass die Arbeitsweise und die Etablierung von Maßnah-
men und Methoden aktuellen wissenschaftlichen Standards folgen, diese aber 
auch gleichzeitig im Sinne des Praxistransfers mit entwickelt werden. Hierzu 

ist die Etablierung einer Brückenprofessur für Öff entliche Gesundheit eine be-
sondere Chance, vermag sie es doch durch ein „Tätigwerden in zwei Welten“ 
das Leitbild nach evidenzbasierter Arbeit des Öff entlichen Gesundheitsdienstes 
zu stärken. Aufbauend auf positiven Erfahrungen an der Schnittstelle zu Wis-
senschaft und Forschung wird ein deutlicher Zugewinn in der fachlichen Arbeit 
aber auch in der Weiterentwicklung sowie Akquise von Personal für den ÖGD 
gesehen. Die eng vernetzte Zusammenarbeit ist also auch eine Möglichkeit der 
Ressourcenschaff ung, -stärkung und -bindung. Nicht zuletzt wird erwartet, 
dass durch die wissenschaftliche Ausrichtung und Expertise auch der Diskurs 
mit Entscheidungsträger*innen argumentativ bereichert werden kann. Die 
Brückenprofessur dient damit auch dem Ansatz von „Health in All Policies“. 
  Diskussion : Aus Sicht des Autors ist zu diskutieren, welcher Anspruch hinsicht-
lich einer Zusammenarbeit zwischen dem ÖGD und der Wissenschaft bzw. 
Forschung besteht. Gleichermaßen sollte in die Diskussion einbezogen werden, 
wie der Öff entliche Gesundheitsdienst insgesamt von der Ausgestaltung ein-
zelner Lehr- und Forschungsgesundheitsämter profi tieren kann, wie eine eng 
vernetzte Zusammenarbeit mit Fachgesellschaften und der Transfer auf ande-
re Gesundheitsämter gelingen. Zielstellung muss es nach Ansicht des Autors 
sein, dass die in Kooperation von Professuren für Öff entliche Gesundheit und 
ggf. strukturell stärker ausgestalteten Gesundheitsämtern erarbeiteten Ergeb-
nisse für den Öff entlichen Gesundheitsdienst insgesamt nutzbar sind. 

                                                Public-Health-Professionals im Öff entlichen Gesund-
heitsdienst – Anzahl und Verteilung gesundheitswis-
senschaftlicher Fachkräfte in deutschen Gesund-
heitsämtern 
   Autorinnen/Autoren        J.     Kleinschmidt    1    ,      B.     Ewert    1    ,      W.     Lenz    1    ,      J.     Plath    1   
  Institute     1      Amt für Gesundheit und Gefahrenabwehr, Main-Kinzig-Kreis, 
Hessen, Gelnhausen   ;   2      Hochschule Fulda, Fachbereich Gesundheitswissen-
schaften, Hessen, Fulda  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782020 
      Hintergrund : Eine engere Vernetzung und Zusammenarbeit des Öff entlichen 
Gesundheitsdienstes mit dem Fach Public Health ist Gegenstand aktueller Dis-
kussionen. Zur Anzahl und Verteilung von akademisch qualifi zierten Fachkräf-
ten aus dem Bereich Public Health in den unteren Gesundheitsbehörden liegen 
bislang nur wenige Daten vor. Im Rahmen dieses Vorhabens wurden Fachkräf-
te im Bereich Public Health als Public-Health-Professional operationalisiert. 
Primäres Ziel der empirischen Erhebung war die Analyse der Verteilung von 
Public-Health-Professionals im Öff entlichen Gesundheitsdienst. Zudem wurde 
die Sicht der Amtsleitungen auf Personalbedarfe und die wissenschaftliche 
Arbeit, sowie das Interesse an Lehr- und Forschungsaktivitäten der Gesund-
heitsämter erhoben. 
  Methode : Mittels Online-Survey wurden die Amtsleitungen der 376 deutschen 
Gesundheitsämter zur Präsenz von Public-Health-Professionals und Ihrer Sicht 
auf Personalbedarfe befragt. Die Erhebung wurde mit einer Laufzeit von 12 
Wochen durchgeführt und die Ergebnisse deskriptiv ausgewertet. 
  Ergebnis : Die Teilnahmerate an der Befragung betrug 39,1 % (n = 147). Durch-
schnittlich beschäftigten die teilnehmenden Gesundheitsämter 2,6 ( M  2,59, 
 SD  3,89 , MD 2 ) Public-Health-Professionals. 29,3 % (n = 43) der Amtsleitungen 
gaben an, keine Public-Health-Professionals zu beschäftigen. Es berichteten 
78,2 % (n = 115) der Amtsleitungen, mehr Personal zu benötigen. Zudem äu-
ßerten 64,4 % (n = 95), mehr Personal mit Studium oder Zusatzstudium im 
Bereich Public Health zu benötigen. 81,0 % (n = 119) der Amtsleitungen stimm-
ten der Aussage zu, dass eine stärkere wissenschaftliche Ausrichtung des Öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes sinnvoll ist. 
  Diskussion : Fachpersonal aus dem Bereich Public Health ist noch nicht in allen 
Gesundheitsämtern in Deutschland vertreten. Sowohl die Verteilung von Pu-
blic-Health-Professionals in den teilnehmenden Gesundheitsämtern, als auch 
die Sicht der Amtsleitungen bezüglich des Bedarfs für diese Berufsgruppe im 
eigenen Gesundheitsamt sind heterogen. Obwohl eine stärkere wissenschaft-
liche Ausrichtung des Öff entlichen Gesundheitsdienstes mehrheitlich als sinn-
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voll beurteilt wurde, ist das Interesse, als Lehr- und Forschungsgesundheitsamt 
tätig zu werden, geteilt. Die Validität der Ergebnisse ist limitiert, da die Daten 
nicht offi  ziellen Personalstatistiken entnommen wurden. Trotz dieser Einschrän-
kungen konnte erstmals ein Status quo bezüglich der Anzahl und Verteilung 
von Public-Health-Professionals in den Gesundheitsämtern erhoben und die 
Sicht der Amtsleitungen auf Wissenschaft und Forschung im Öff entlichen Ge-
sundheitsdienst analysiert werden. 

                                                Brückenbau zwischen ÖGD und Universitätsmedizin 
– Erfahrungen aus Ostwestfalen-Lippe 
   Autorinnen/Autoren        A.     Jack    1    ,      M.     Tröger    1    ,      C.     Hornberg    1   
  Institut     1      Medizinische Fakultät OWL AG1 – Sustainable Environmental 
Health Sciences, Universität Bielefeld  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782021 
     Die Corona-Pandemie hat uns deutlich gemacht, dass der Umgang mit gesund-
heitlichen Krisensituationen eine Aufgabe ist, die weit über einzelne Instituti-
onen und Sektoren hinausgeht. Evidenzbasierte Prognosen legen nahe, dass 
vor allem Erreger-bedingte Krisensituationen in Zukunft erneut auftreten 
(Jones et al. 2008; Marani et al. 2021) – getrieben und amplifi ziert durch gra-
vierende Auswirkungen anthropogener Umweltveränderungen wie u.a. inten-
sive Landnutzung, Verlust von Biodiversität und Klimawandel (Lefrançois et al. 
2022). Demnach wird die Rolle des ÖGD zunehmend an Bedeutung gewinnen. 
Damit einhergehend steigen unausweichlich auch die Anforderungen, denen 
das öff entliche Gesundheitssystem mit eigenen Kapazitäten aufgrund zahlrei-
cher Gründe (bspw. personelle und/oder strukturelle Aufstellung) nur bedingt 
gewachsen ist. 
 Der bekannte Ärztemangel von ländlich geprägten Regionen wie bspw. Ost-
westfalen-Lippe (OWL) bringt auch für den lokalen ÖGD ganz neue Herausfor-
derungen mit sich. Vor diesem Hintergrund stellt sich insbesondere die fl ächen-
deckende Verknüpfung zwischen Universitätsmedizin und Gesundheitsämtern 
als zukunftsorientiertes Fundament zur Steigerung der Attraktivität des ÖGD 
heraus. Die Universitätsmedizin Bielefeld greift auf eine beständige Koopera-
tionsstruktur mit dem regionalen ÖGD in OWL zurück, vertreten durch das 
MRE-Netzwerk der Gesundheitsämter Bielefeld, Gütersloh, Herford, Höxter, 
Lippe, Minden-Lübbecke und Paderborn; unter Begleitung der Arbeitsgruppe 
von Prof.‘in Dr. med. Claudia Hornberg (vormals Fakultät Gesundheitswissen-
schaften; aktuell in der AG 1 „Sustainable Environmental Health Sciences“ der 
Medizinischen Fakultät OWL). 
 Im Zuge der Pandemiebewältigung hat sich der Mehrwehrt dieser Kooperati-
onsstruktur zwischen ÖGD und Universitätsmedizin bereits in einer frühen 
Phase der SARS-CoV-2 Pandemie dargestellt: erste Erfolge im Bereich des in-
tegrierten Ausbruchsmanagements mit Unterstützung molekularbiologischer 
Daten konnten gesammelt werden (vom MAGS geförderte Gütersloh Studie, 
Ausbruch in einem großen fl eischverarbeitenden Betrieb). Aufbauend auf die-
ser vorhandenen Expertise konnten bereits auch überregionale interdisziplinä-
re Netzwerke geknüpft werden, welche die Zusammenarbeit zwischen dem 
ÖGD und der Universitätsmedizin gefördert haben. Die Beteiligung am Netz-
werk Universitätsmedizin ( https://www.netzwerk-universitaetsmedizin.de/ ) 
mit den Teilprojekten PREPARED, CollPan & MolTraX zeigt, wie wichtig eine 
aktive Einbindung des lokalen ÖGD in die Forschung sein kann – und wo aktu-
ell noch Hürden sind, die es zu überwinden gilt. 
 Weiterhin bietet eine frühzeitige Repräsentation des ÖGD in der medizinischen 
Lehre die Möglichkeit, den ärztlichen Nachwuchs direkt an die Themenfelder 
der öff entlichen Gesundheit heranzuführen und die Bevölkerungsmedizin von 
Beginn an in der ärztlichen Ausbildung abzubilden. Somit profi tieren angehen-
de Mediziner:innen von Vernetzung mit dem ÖGD – zum Beispiel durch Einbin-
dung der Gesundheitsämter in Praktika, Famulaturen oder auch im Zusammen-
hang mit dem praktischen Jahr. Die Vernetzung von Universitätsmedizin und 
ÖGD kann somit auch einen wichtigen Beitrag zur Nachwuchsförderung in 
einem zunehmend bedeutenden Zweig der Medizin leisten, um die ärztlichen 

Kompetenzen des öff entlichen Gesundheitssektors auch in Zukunft lokal und 
überregional aufrecht zu erhalten und weiterzuentwickeln   [ 1      – 3 ]  . 
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                                            Lessons learned aus dem Verbundprojekt I.N.Ge 
   Autorinnen/Autoren        H.     Richter    1    ,      E.     Piontkowski    1    ,      G.     Roller    2    ,      S.     Brockmann    2    , 
     F.     Nill    2    ,      B.     Joggerst    3    ,      U.     Stengele    3    ,      P.     Schäfer    4    ,      P.     Braun    4    ,      K.     Wolfers    5    , 
     S.     Minkwitz    5    ,      S.     Joos    1    ,      M.     A.     Rieger    1    ,      D.     Häske    1   
  Institute     1      Zentrum für öff entliches Gesundheitswesen und Versorgungs-
forschung, Universitätsklinikum Tübingen   ;   2      Landesgesundheitsamt 
Baden-Württemberg, Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration   ; 
  3      Gesundheitsamt Enzkreis/Pforzheim, Landratsamt Enzkreis   ;   4      Jugendamt 
und Gesundheitsamt Mannheim, Stadt Mannheim   ;   5      Kreisgesundheitsamt 
Reutlingen, Landratsamt Reutlingen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782022 
      Hintergrund : Das BMG-geförderte Verbundforschungsprojekt „Infektions-
schutz.Neu.Gestalten“ (I.N.Ge) startete im September 2021 und hat zum Ziel, 
die Zusammenarbeit zwischen mit Projektpartner*innen aus Wissenschaft und 
ÖGD zu stärken. Im Rahmen der Projektlaufzeit von drei Jahren wurden im 
Verbund gemeinsam Reallabore zu unterschiedlichen Themenfeldern im Be-
reich des Infektionsschutzes etabliert. Hierbei fanden unterschiedliche quan-
titative und qualitative Forschungsmethoden Anwendung, im Rahmen der 
Reallabormethodik wurde in allen Reallaboren insbesondere in hohem Maße 
transdisziplinär und partizipativ vorgegangen. Das Verbundforschungsprojekt 
I.N.Ge verfolgt das Ziel, gemeinsam einen Beitrag zur evidenzbasierten Arbeit 
des ÖGD zu leisten. Zusätzlich wird durch die gemeinsame Arbeit im Verbund 
angestrebt, die Zusammenarbeit zwischen ÖGD und Public-Health-Forschung 
zu stärken. 
  Methodik : Um ein Resümee für den I.N.Ge-Verbund ziehen zu können und 
Lessons learned für zukünftige (Verbund-)Kooperationen von Projektpartner*
innen aus Wissenschaft und ÖGD ableiten zu können, werden Prozesse und 
Zwischenergebnisse im laufenden Projekt analysiert. Hierzu fl ießen Bewertun-
gen der operativen und leitenden Ebene ein, die Analyse von Projekt- und Ar-
beitsplänen, aber auch die Notwendigkeit, strukturelle Änderungen und An-
passungen der Personalplanung vorzunehmen. 
  Ergebnisse : Die Reallabormethodik wurde als transformativer Lernprozess für 
den gesamten Forschungsverbund ausgewählt. Auch wenn die für alle im Pro-
jekt neue und anspruchsvolle Methodik insgesamt als gewinnbringend einge-
stuft wird, wird sie ebenfalls als herausfordernd und vor allem für die Einarbei-
tung in die Methodik und die Durchführung als zeitintensiv wahrgenommen. 
Insbesondere das stark transdisziplinäre und partizipative Vorgehen musste 
von allen in Verbund kennen und vor allem schätzen gelernt werden. Die Fle-
xibilität der Reallabormethodik scheint bei ausreichender Methodenkenntnis 
vorteilhaft für das Projektziel einer Stärkung der Zusammenarbeit, jedoch ist 
die konkrete Umsetzung und damit der Zeit- und Mittelbedarf schwer abzuse-
hen. Dies erschwert auch die Bewirtschaftung der Projektmittel. 
 Durch den Projektstart während der COVID-19-Pandemie konnten die Stellen 
nur verzögert und nicht wie geplant mit erfahrenem wissenschaftlichem Per-
sonal besetzt werden. In diesem Kontext erscheint die gewählte Methodik als 
sehr komplex und zeitintensiv, da sich die neuen Mitarbeitenden zunächst erst 
in die Felder ÖGD und Forschung einarbeiten mussten. Darüber hinaus mussten 
notwendige Forschungsmethoden adaptiert werden. Der geplante und bean-
tragte Stellenanteil der Forschenden erscheint in diesem Kontext zu gering. Die 
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unterschiedlichen Strukturen und Arbeitsweisen der Verbundpartner*innen 
erfordern überdies ein intensives Kennenlernen, regelmäßigen Austausch, eine 
klare und eindeutige Kommunikation, eine klare Rollen- und Aufgabenvertei-
lung sowie regelmäßige Refl exionen. Auch die Entwicklung eines gemeinsamen 
Mindsets zu Forschung stellt eine wesentliche grundlegende gemeinsame 
Aufgabe dar. Für diese Aspekte würden die Verbundpartner*innen bei ver-
gleichbaren Projekten zukünftig mehr Zeit einplanen. 
  Ausblick : Die Erfahrungen aus I.N.Ge bieten Anhaltspunkte für die Antrags-
stellung, Entwicklung und Durchführung zukünftiger (Verbund-)Kooperationen 
von Wissenschaft und ÖGD. Die Projektbeteiligten konnten in der bisherigen 
Projektlaufzeit ein gemeinsames Verständnis entwickeln und erleben einen 
Lernprozess, der trotz methodisch unterschiedlicher Herangehensweisen eine 
produktive, effi  ziente und gemeinsame Weiterentwicklung der Schnittstelle 
zwischen Forschung und ÖGD ermöglicht. 
  Förderung  Der Forschungsverbund I.N.Ge (Infektionsschutz.Neu.Gestalten) 
wird vom Bundesministerium für Gesundheit gefördert (ZMI1-2521FSB111). 
   Interessenskonflikt     Es bestehen keine Interessenskonflikte bei den 
Autor*innen. 

                                              Pilotierung eines Trainee-Rotationsmodells zur 
Förderung kommunaler Wissenstransfer- und 
Kooperationsstrukturen. Erste Ergebnisse aus der 
Evaluation des EvidenzÖGD-Projektes 
   Autorinnen/Autoren        L.     Arnold    1    ,      S.     Bimczok    1    ,      N.     Dragano    2    ,      A.     Kietzmann    3    , 
     M.     Schäfer    4    ,      G.     Schenuit    3    ,      T.     Schoner    3    ,      H.     Schütt    1    ,      F.     Vosseberg    1    ,      S.     Weyers    2    , 
     D.     Starke    1   
  Institute     1      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen in Düsseldorf   ; 
  2      Institut für Medizinische Soziologie am Universitätsklinikum der Heinrich 
Heine Universität Düsseldorf   ;   3      Gesundheitsamt Düsseldorf, Projektarbeit 
im Gesundheitsschutz, Düsseldorf   ;   4      Bonn  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782023 
      Hintergrund : Die institutionelle Verankerung von Wissenstransfer zwischen 
Wissenschaft und Praxis auf kommunaler Ebene kann einen wichtigen Beitrag 
für die Sicherstellung und Weiterentwicklung einer eff ektiven Aufgabenwahr-
nehmung des Öff entlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) leisten. Eine wissen-
schaftlich fundierte Arbeit im ÖGD erfordert ebenso wie ÖGD-relevante For-
schung den Einsatz personeller, fi nanzieller und zeitlicher Ressourcen und 
bedarf entsprechender fachlicher wie methodischer Kompetenzen. Im Projekt 
EvidenzÖGD haben Vertreter:innen aus ÖGD-Wissenschaft und -Praxis ein 
Trainee-Rotationsmodell entwickelt, um die Teilnehmenden sowie die betei-
ligten Institutionen beim Aufbau einer Infrastruktur zu unterstützen, die einen 
nachhaltigen Wissenstransfer ermöglichen soll. Im Beitrag werden die Ergeb-
nisse der Pilotierung vorgestellt und die mit der Implementierung verbundenen 
Barrieren und Chancen refl ektiert. 
  Methodik : Mittels eines Mixed-Methods-Ansatzes bestehend aus Scoping Re-
view, qualitativen Interviews und Expert:innen-Workshop wurden die Aufgaben 
und Tätigkeiten in Bezug auf die Umsetzung von Wissenstransfer auf kommu-
naler Ebene identifi ziert und darauf aufbauend die hierfür benötigten Fähig-
keiten und Kompetenzen priorisiert. Dies diente als Grundlage für die Entwick-
lung des Qualifikationsmodells, mit dem Personen auf die Arbeit an der 
Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Praxis im kommunalen ÖGD vorbe-
reitet werden sollen. Von April bis Oktober 2023 wurde das Modell pilotiert und 
begleitend mittels qualitativer Methoden (Fokusgruppen, Dokumentenanaly-
sen) evaluiert. Im Rahmen dessen wurden die vorab festgelegten Evaluations-
komponenten bestehend aus Stellenrotation mit Mentoring, Lernzielkatalog, 
Logbuch, begleitender Fortbildungsreihe und gemeinsamem Forschungspro-
jekt analysiert. 
  Ergebnisse : Während einer sechsmonatigen Pilotierung der institutionenüber-
greifenden Stellenrotation setzten sich die teilnehmenden Trainees mit der 
Sicherstellung zukünftiger Evidenztransferprozesse zwischen Wissenschaft und 
Praxis auf kommunaler Ebene auseinander. Basierend auf der begleitenden 

Programmevaluation konnte erarbeitet werden, welche Aspekte bei der Kon-
zeption kommunaler Trainee-Rotationsmodelle zu beachten sind. Neben einem 
modular gestaltbaren und auf die individuellen Bedürfnisse adaptierbaren 
Logbuch erwies sich hierbei insbesondere die angeleitete praktische Arbeit an 
einem begleitenden Forschungsprojekt als hilfreich zum Kompetenzerwerb. 
  Diskussion : Durch die Implementierung eines Trainee-Rotationsmodells auf 
lokaler Ebene kann ein Grundstein für eine kooperative Infrastruktur zwischen 
Akteur:innen aus Wissenschaft und Praxis mit beidseitigem Erkenntnisgewinn 
gelegt werden. Die Ergebnisse der Programmevaluation liefern wertvolle Hin-
weise zur Weiterentwicklung und perspektivischen Adaption des Trainee-Ro-
tationsmodells im Rahmen eines Scaling-Up des Modells. Entsprechend werden 
aus den Evaluationsergebnissen konkrete Schritte zur Übertragbarkeit des 
Modells in andere Kommunen abgeleitet und open access zur Verfügung ge-
stellt. 

                                       Infektionsschutz – Block 5 

  11:00 – 12:30 | Saal X.3 

             Wie viele Infektionen gibt es in der außerklinischen 
Intensivpfl ege wirklich? 
   Autorinnen/Autoren        P.     Ziech    1    ,      P.     A.     Nouri-Pasovsky    2    ,      C.     Geff ers    2   
  Institute     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt (NLGA)   ;   2      Nationales 
Referenzzentrum für Surveillance von nosokomialen Infektionen Institut für 
Hygiene und Umweltmedizin Charité-Universitätsmedizin Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782024 
     1. Einleitung (Hintergrund, Relevanz und Fragestellung der Arbeit): Immer mehr 
Menschen mit respiratorischer Insuffi  zienz können inzwischen auch außerhalb 
einer Klinik intensivmedizinisch und -pfl egerisch versorgt werden. Seit 2018 
verpfl ichtet das Infektionsschutzgesetzt Einrichtungen der ambulanten Inten-
sivpfl ege zur Umsetzung von Maßnahmen zur Vermeidung nosokomialer In-
fektionen und der Weiterverbreitung von Krankheitserregern. Ein wichtiges 
Werkzeug, um ein modernes Hygienemanagement zu realisieren, die Surveil-
lance, fehlt jedoch bislang für diesen Bereich. Auch Infektionszahlen in de AIP 
fehlen bisher. 
 Im Rahmen eines geförderten Projektes wurde der Frage nachgegangen, ob 
und wie ein Infektions-Surveillance-System in Einrichtungen der ambulanten 
Intensivpfl ege (AIP) funktionieren kann. Außerdem sollte die Frage nach den 
Infektionszahlen und MRE-Nachweisen beantwortet werden. 
 2. Material/Methode (Patientenkollektiv, Methode, statistische Verfahren): Das 
Projekt adressierte ambulante Pfl egedienste, die mind. zwei erwachsene AIP-
Patienten mit Trachealkanüle versorgten. Es wurde ein Surveillance-System 
entwickelt, eingeführt und evaluiert. Die Teilnehmer erhoben patientenbezo-
gene Daten zu nosokomialen Infektionen und MRE und gaben diese anonymi-
siert in eine Online-Datenbank ein. Die so erhobenen kumulierten Daten wur-
den als „Referenzdaten“ allen Teilnehmern zusammen mit den jeweils eigenen 
Daten zurückgespiegelt. Die Projektteilnehmer konnten hierdurch einen Über-
blick über Ihre eigenen Infektionshäufi gkeiten im Vergleich zu anderen Einrich-
tungen bekommen und gegebenenfalls gezielt Anpassungen bei Präventions-
maßnahmen vornehmen. 
 3. Ergebnisse (Resultate mit Daten und Statistik): Von Nov. 2020 bis Nov. 2022 
nahmen bundesweit 20 Pfl egedienste mit 80 Betreuungseinrichtungen an dem 
Surveillance-Projekt teil. In diesen Einrichtungen wurden im Rahmen des Pro-
jektes 712 Patienten mit Trachealkanüle in der AIP betreut (187.227 Patien-
tentage). Im Rahmen der Surveillance wurden 783 Infektionen identifi ziert. Die 
Infektionen verteilen sich etwa zu 33 % auf Harnwegsinfektionen, 28 % Atem-
wegsinfektionen, 9 % Wundinfektionen und 30 % weitere Infektionen ohne 
Diagnose. 
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 4. Diskussion (Bedeutung der vorgelegten Arbeit und Schlussfolgerung): 
Grundsätzlich scheint eine Surveillance auch in der AIP möglich zu sein – wobei 
der Aufwand je nach Organisationsstruktur des Pfl egedienstes variiert. Die 
gewonnenen Daten zu Infektionshäufi gkeiten und MRE können wertvolle Hin-
weise für die Eff ektivität der eigenen Infektionspräventionsstrategien liefern. 
Von den Teilnehmern wurden bereits positive Eff ekte auf die Patientenversor-
gung berichtet. 

                                                Umsetzung der neuen KRINKO-Empfehlung "Anfor-
derungen an die Hygiene bei der Reinigung und 
Desinfektion von Flächen" – Erfahrungen aus Klinik-
begehungen 
   Autorinnen/Autoren        K.     Schuster    1    ,      P.     Franke    1    ,      M.     Berres    ,      H.     Notz    , 
     B.     Böddinghaus   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main Abteilung Hygiene und 
Umwelt Breite Gasse 28 60313 Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782025 
      Einleitung : Krankenhäuser unterliegen der Überwachungspfl icht durch das 
Gesundheitsamt nach § 23 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Im Rahmen der jähr-
lichen Begehungen werden in Frankfurt am Main jeweils unterschiedliche As-
pekte des Klinikbetriebs als Schwerpunktthema adressiert. 2023 lag der Fokus 
auf der Flächendesinfektion. Beachtung fand insbesondere die Empfehlung der 
Kommission für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention (KRINKO) „An-
forderungen an die Hygiene bei der Reinigung und Desinfektion von Flächen“ 
aus 2022. Neben allgemeinen Themen wie Aktualität des Hygieneplans und 
Ausstattung mit Hygienefachpersonal u. a. wurden themenbezogen Erhebun-
gen zur Strukturqualität sowie Prozessbeobachtungen durchgeführt. 
  Methode : In jeder der 14 Frankfurter Kliniken wurden Bereiche mit verschie-
denen Infektionsrisiken begangen. Zur Beurteilung der Prozessqualität wurden 
die mit der Flächenhygiene betrauten Berufsgruppen Reinigungsdienst (RD), 
Pfl egedienst (PD) und ärztlicher Dienst (ÄD) jeweils zur Auswahl, Zubereitung 
und Anwendung der Substanzen befragt. Prozessbeobachtungen in klinischen 
Situationen und bei Routinereinigungen anhand berufsgruppenbezogener 
Medizinprodukte und Zuständigkeiten ergänzten die Erhebung. Die Prüfung 
auf optische Sauberkeit diente der Erfassung der Ergebnisqualität. Die Bege-
hung erfolgte unter Verwendung einer eigens entworfenen standardisierten 
Checkliste. Diese war im Wesentlichen gestaltet als einfache Entscheidungs-
fragen (ja/nein). Die Auswertung erfolgte anschließend als absolute Häufi gkei-
ten der Checklistenfragen. 
  Ergebnisse : Die Prüfung der verwendeten Produkte brachte u.a. eine fehler-
hafte Konzentration (3/14 Kliniken) oder fehlende Listung eines Produktes für 
den geplanten Wirkbereich (1/14 Kliniken) hervor. 
 Bei der Auswahl der Mittel wurde die vom Hersteller angegebene Konzentrati-
on-Zeit-Relation korrekt berücksichtigt. Insbesondere QAV-basierte Mitteln 
kamen nicht in der Konzentration des 4-Stunden-Wertes zur Anwendung. Fest-
legungen zur Wiederbenutzung der Flächen waren gemäß Herstellerangaben 
jeweils korrekt angegeben. 
 Reinigungstücher zur Wiederaufbereitung nutzten 13 der 14 Kliniken. Die für 
die Aufbereitung der Reinigungstextilien genutzten Räumlichkeiten waren oft 
in Kellerräumen (7/14) verortet. Drei Kliniken ließen ihre Wischtextilien extern 
aufbereiten. Der bauliche und Reinigungszustand der Räume und Maschinen 
wies große Unterschiede auf. Erhebliche Verschmutzungen konnten in allen 
Häusern mit eigener Aufbereitung in den Einfüllkammern der Waschmaschinen 
mit automatischer Dosierung gefunden werden. Bemängelt wurde außerdem 
der schlechte Zustand der Räume insgesamt: Defekte an Boden, Wänden und 
Decke, verstaubte Lüftungsauslässe und fehlende Händedesinfektionsmittel-
spender. Auch die Lagerhaltung wurde bemängelt (nicht wischdesinfi zierbare 
Regale, Materialdefekte, Bodenlagerung, fehlender Schutz vor Rekontamina-
tion der aufbereiteten Textilen). 

 Eine zentrale Bettenaufbereitung gab es in 5/14 Häusern, wobei nur eine Klinik 
dabei auch eine maschinelle Bettenreinigung betrieb. Lediglich eine Klinik hielt 
auf den Stationen separate Räumlichkeiten für die dezentrale Bettenaufberei-
tung vor. In allen 14 Kliniken fand die Bettenaufbereitung zusätzlich oder aus-
schließlich trotz Mehrfachbelegung im Patientenzimmer statt, wobei nach 
Arbeitsanweisung zeitgleich keine pfl egerischen Maßnahmen an den anderen 
Patienten stattfi nden sollten. Die jeweils vorgesehenen Räumlichkeiten waren 
beengt, die geplanten Räume auf den Stationen wurden teilweise anderweitig 
genutzt. Eine klare Trennung in rein/unrein fehlte. Unzureichender Schutz vor 
Rekontamination (3/14) wurde ebenso bemängelt wie Restverschmutzungen 
an gereinigten Betten (3/14 Häuser). 
  Diskussion : Die Anforderungen an die Hygiene bei der Reinigung und Desin-
fektion von Flächen in medizinischen Einrichtungen sind komplex. Viele ver-
schiedene eingesetzte Wirkstoff e in unterschiedlichen Dosierungen erschwe-
ren es den Anwender:innen, das richtige Produkt für die aktuelle Situation 
auszuwählen. „Keep it simple“ ist daher auch im Bereich der Reinigung und 
Desinfektion von Flächen entscheidend. Arbeitsanweisungen müssen stets 
aktuell sein. Die Nutzung von bebilderten und mehrsprachigen Anleitungen 
hat sich bewährt. Phasen von Produktwechseln müssen besonders engmaschig 
begleitet werden. Die Vielfalt an zur Verfügung stehenden Mittel und unter-
schiedliche Wirkbereiche erfordern eine genaue Prüfung und jährliche Kont-
rolle der Desinfektionsmittelpläne. Diese Grundgedanken setzten die Einrich-
tungen in der Regel gut um. Den Anwender:innen war bekannt, welches 
Produkt für welchen Zweck zum Einsatz kommt und konnten angeben, bei wem 
oder wo ggf. die Information zur Auswahl einzuholen ist. 
 Konsens ist allerdings auch, dass neben gut geschulten Mitarbeitenden und der 
korrekten Auswahl der Produkte, nur sachgerecht aufbereitete und nach Auf-
bereitung kontaminationsgeschützte Reinigungstextilien eine gute Flächen-
hygiene ermöglichen können. Zeitgleich ist für die desinfi zierende Flächenrei-
nigung eine glatte, intakte Oberfläche erforderlich. Die Instandsetzung 
beschädigter Oberfl ächen wurde in den vergangenen Jahren bereits durch das 
Gesundheitsamt Frankfurt angemahnt. Die nun inspizierten Aufbereitungsräu-
me off enbarten teilweise gravierende Mängel in diesen Bereichen, deren Be-
hebung nachkontrolliert werden muss. 
 Die Überprüfung der Flächenhygiene durch Gesundheitsämter ist eine aufwändi-
ge Thematik. Es müssen nicht nur diverse Dokumente geprüft, sondern auch viel-
fältige Bereiche in den Kliniken begangen sowie Prozesse stichpunktartig beob-
achtet werden. Die exemplarisch dargestellten Mängel in der Reinigung und 
Desinfektion von Flächen stellen nur eine Momentaufnahme dar, off enbaren jedoch 
bereits mehrere bedeutsame Problemfelder: bauliche Mängel, mangelnde Instand-
setzung, Personalmangel und Schnittstellen in den Zuständigkeiten. 
 Dies demonstriert eindrucksvoll die Bedeutung der Hygieneüberwachung me-
dizinischer Einrichtungen durch die Gesundheitsämter, welche die Problemfel-
der an die Einrichtungsleitung adressieren und maßgeblich zur Erhöhung der 
Patientensicherheit beitragen können. 

                                                25 years of lab-based surveillance by the Consiliary 
Laboratory of Diphtheria help detecting an European 
outbreak of imported diphtheria 
   Autorinnen/Autoren        A.     Berger    1    ,   2    ,      A.     Dangel    1    ,   2    ,      A.     Sprenger    2    ,      K.     Bengs    2    , 
     R.     Konrad    2    ,      A.     Sing    1    ,   2   
  Institute     1      German National Consiliary Laboratory of Diphtheria, Bavarian 
Health and Food Safety Authority, Oberschleissheim   ;   2      Bavarian Health and 
Food Safety Authority, Oberschleissheim  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782026 
      Introduction : Diphtheria is a vaccine-preventable disease caused by diphthe-
ria toxin (DT) producing, i.e. toxigenic  Corynebacterium (C. spp.)  of the three 
species  C. diphtheriae, C. ulcerans  and -very rarely –  C. pseudotuberculosis.  In 
1997, the German National Consiliary Laboratory of Diphtheria (GNCLD) was 
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founded to assist diphtheria surveillance in Germany and to serve as a reference 
laboratory supporting laboratories in the diagnosis of diphtheria by off ering 
cost-free testing (incl. PCR- and Elek-test-based toxigenicity testing and mole-
cular typing). Most human-derived isolates of the three potentially toxigenic 
 C.  spp. are sent to the GNCLD. 
  Methods : We report the results of lab-based diphtheria diagnosis performed 
at the GNCLD within the 25 years of its existence. 
  Results : Between 1997 and November 2022, 1603 human-derived  C. diphthe-
riae  or  C. ulcerans  isolates were sent to the GNCLD. Prior to 2022, toxigenicity 
was higher for  C. ulcerans  as compared to  C. diphtheriae  both in absolute num-
bers (174 vs. 74) and in positivity rate (82.1 % vs. 7.2 %). This changed drama-
tically in 2022 with a sharp increase both in absolute numbers of toxigenic  C. 
diphtheriae  strains (129 vs. 30 toxigenic  C. ulcerans ) and in  C. diphtheriae  toxi-
genicity (39.4 % vs. 4.8 % in 2019-2021). This changing pattern allowed to 
detect very early an outbreak of imported diphtheria among migrants arriving 
in Germany, which was later also described in other European countries. Since 
July 2022, increased cases of cutaneous and, less commonly, respiratory diph-
theria caused by toxigenic  C. diphtheriae  among migrants have been diagnosti-
cally confi rmed by the GNCLD (n = 129 isolates; data as of 11/30/2022). Whole 
genome sequencing (WGS) revealed three main clusters of ST-377 (n = 35), 
ST-384 (n = 21), and ST-574 (n = 25), which have also been observed among 
refugees in other European countries, as well as an additional cluster of ST-377 
with erythromycin- and clindamycin-resistant strains (n = 7). In addition, two 
isolates belong to ST-466. None of the clusters can be clearly assigned to a 
country of origin or to a specifi c escape route or a specifi c location (e.g. a com-
munity shelter). Tox-negative strains detected so far belonged to other se-
quence types (ST-480 and ST-585). 
  Conclusion : Lab-based diphtheria surveillance incl. WGS-based typing on a 
national scale is an important tool for supporting rapid outbreak detection both 
on the local, regional and national level. 

                                                Achtung – P(B)ockige Schafe! 
   Autorinnen/Autoren        B.     Faiß    ,      L.     Eichner    ,      C.     Schlegel   
  Institut      Kreisgesundheitsamt Reutlingen, Reutlingen  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782027 
      Einleitung : Mitte Juli 2023 ging beim Gesundheitsamt Reutlingen eine unge-
wöhnliche Labormeldung aus einer bayrischen Universitätsklinik ein. Bei einem 
23-jährigen männlichen Patienten aus dem Landkreis Reutlingen wurden in 
einem Hautabstrich Parapockenviren (PCR) nachgewiesen. 
  Methoden : Das Gesundheitsamt Reutlingen führte eine umfangreiche Ermitt-
lungsarbeit durch. 
 Im auswärtigen Universitätslabor wurden nach Diff erentialdiagnostik Parapo-
cken festgestellt. 
 Ein Isolat der Probe wurde zusätzlich an das Konsiliarlabor für Pockenviren am 
RKI zur Sequenzierung eingesandt. Das weitere Vorgehen im Umgang mit dem 
infi zierten Schäfer und seiner Schafherde erfolgte in enger Abstimmung mit 
der oberen Landesgesundheitsbehörde Baden-Württemberg und der kommu-
nalen Veterinärbehörde. 
  Ergebnisse : Bei dem Patienten handelt es sich um einen Schäfer, der sich in 
den Sommermonaten mit seiner aus 500 Schafen und Lämmern bestehenden 
Schafsherde im Neckar-Odenwald-Kreis (Baden-Württemberg) aufhält. Anfang 
Juli wurde er von einem Schaf mit „Lippengrind“ in die linke Hand gebissen. 
Vier Tage später trat am linken Handrücken eine ca. 3 cm große erosive, teils 
krustige belegte Plaque proximal des Zeigefi ngergrundgelenks auf (Fotoma-
terial vom betroff enen Hautareal wurde gesichert). Daraufhin stellte er sich in 
der Notaufnahme der bayrischen Universitätsklinik vor. Nach der Diagnose 
Orf-Virus-Infektion erfolgte primär eine antiseptische Lokalbehandlung. Im 

weiteren Verlauf kam es bei dem Patienten zu einer bakteriellen Superinfektion 
der Wunde mit  Staphylococcus aureus , die eine topische Antibiose erforderte. 
  Diskussion : Beim sogenannten Lippengrind handelt es sich um eine durch das 
Orf-Virus hervorgerufene weltweit verbreitete Zoonose, die i.d.R. bei Schafen 
und Ziegen auftritt. Das Orf-Virus ist ein  behülltes  DNA-Virus und gehört zur 
Familie  Poxviridae , Gattung  Parapoxvirus . Das Orf-Virus kann lange in der Um-
welt überleben und wird durch direkten Kontakt mit kontaminierten Zäunen, 
Futtertrögen, abgefallenen Krusten und damit kontaminierter Einstreu sowie 
in seltenen Fällen auch aerogen übertragen. Bei Schafen verursacht die Infek-
tion mit dem Orf-Virus Hautveränderungen, die oft als Bläschen, Pusteln und 
Krusten an Lippen, Nase, Augenlidern, Ohren, Euter sowie im Klauenbereich in 
Erscheinung treten. Oft ist keine veterinärmedizinische Behandlung erforder-
lich. Eine Virus-Übertragung auf den Menschen ist sehr selten und kann bei 
fehlenden Schutzmaßnahmen im Umgang mit erkrankten Tieren auftreten. 
Die Eintrittspforte in den menschlichen Körper stellen dabei Schleimhäute und 
kleine Hautverletzungen dar. Nach Infektion kann es zu schmerzhaften Haut-
veränderungen mit Bläschenbildung verbunden mit Lymphknotenschwellun-
gen kommen   ▶  Abb. 1 . 
   

 Dem Schäfer wurde in unserem Fall geraten, zukünftig im Umgang mit infi zier-
ten Schafen Einmalhandschuhe zu tragen und eine Händedesinfektion nach 
Ablegen derselben durchzuführen. Das Kreisveterinäramt wurde über den Fall 
informiert und hat das Gesundheitsamt bei der Einordnung dieses seltenen 
Falls beraten. Eine Meldepfl icht von Orf-Virus-Infektionen in Tierbeständen 
besteht nicht. 
 Das Fallbeispiel unterstreicht sowohl die Wichtigkeit des fachlichen Austausches 
zwischen behandelnden Ärzten, beteiligten Laboren und den Behörden im 
Rahmen der Ermittlungen auf Basis des Infektionsschutzgesetzes als auch die 
Bedeutung des Öff entlichen Gesundheitsdienstes in der Präventionsarbeit. 

    ▶   Abb. 1      
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                                       Die Rolle des ÖGD bei Gesundheitspla-
nung und -versorgung 

  11:00 – 12:30 | Saal X.4 

             Integrierte und sektorenübergreifende Gesundheits-
versorgung in der kommunalen Gesundheitsbericht-
erstattung des Öff entlichen Gesundheitsdienstes 
   Autorinnen/Autoren        T.     Pfänder    1    ,      B.     Szagun    1   
  Institut     1      RWU Hochschule Ravensburg-Weingarten University of Applied 
Sciences, Weingarten  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782028 
      Einleitung : Eine alternde Bevölkerung und die Zunahme chronischer Krank-
heiten erfordern nach Ansicht von Experten eine integrierte und sektorenüber-
greifende Gesundheitsversorgung. Zentrale und sektorale Versorgungsplanun-
gen könnten den regionalen Bedarfen nicht gerecht werden. Die kommunale 
Gesundheitsberichterstattung (GBE) des Öff entlichen Gesundheitsdienstes 
kann eine Rolle dafür spielen, die Bedarfe der Bevölkerung zu identifi zieren und 
zu kommunalen intersektoralen Kooperationen anzuregen. Untersucht wird, 
inwieweit kommunale Gesundheitsversorgungsberichte eine integrierte und 
sektorenübergreifende Gesundheitsversorgung thematisieren. 
  Methode : Datengrundlage ist der GBE-Monitor 2020, eine deutschlandweite 
nonreaktive Forschungsdatenbank zur kommunalen GBE zwischen 2010 und 
2019. Im explorativen Mixed-Methods-Design werden im Rahmen einer quan-
titativen Dokumentenanalyse 37 Versorgungsberichte (VB) als Vollerhebung 
zwischen 2010 und 2019 untersucht. Kategorisiert werden thematisierte Ver-
sorgungsbereiche bzw. -sektoren, sektorenübergreifende Versorgungsformen 
und Berufsgruppen. Des Weiteren werden intersektorale Kooperationen sowie 
Zusammenhänge zwischen strukturellen und ÖGD-bezogenen Rahmenbedin-
gungen mit VB analysiert. 
  Ergebnisse : Am häufi gsten werden die ambulante ärztliche Versorgung (30; 
81,1 %) und ärztliche Berufsgruppe (26; 70,3 %) thematisiert, seltener weitere 
Versorgungsbereiche bzw. -sektoren und Berufsgruppen. In 10 VB (27,0 %) wird 
über sektorenübergreifende Versorgungsformen berichtet. Intersektorale Ko-
operationen mit staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren werden bis auf 
kommunale Planungsgremien (21; 51,4 %) selten thematisiert. Unterschiede 
bezüglich der VB-Häufi gkeit zeigen sich zwischen Kommunen mit einem Pla-
nungs- und Gremienbezug und denen ohne gesetzlichen Auftrag (RR = 4,3), 
zwischen Landkreisen und kreisfreien Städten (RR = 2,2) sowie zwischen ein-
wohnerstarken und -schwachen Kommunen (RR = 2,6). 
  Diskussion : Aufgrund der unterschiedlichen Versorgungssituation zeigt sich 
erwartungskonform bei den VB ein Land-Stadt-Gefälle. Ein landesgesetzlich 
verankerter Planungs- und Gremienbezug befördert augenscheinlich eine ver-
sorgungsbezogene GBE. Kommunale Gesundheitskonferenzen (KGK) scheinen 
somit zu begünstigen, dass Gesundheitsversorgung systematisch in Berichts-
form thematisiert wird. VB scheinen jedoch ihr Potenzial, die Gesundheitsver-
sorgung integriert und sektorenübergreifend abzubilden, noch nicht auszu-
schöpfen. Limitationen ergeben sich aus der Populationscharakteristik (N = 37) 
und einer Überrepräsentativität von Kommunen mit KGK. 

                                                Erarbeitung eines methodischen Grundgerüsts für 
die kommunale Gesundheitsplanung: Das Kreisprofi l 
   Autorinnen/Autoren        S.     Specht    1    ,      C.     Dilger    1    ,      V.     Geisinger    1    ,      M.     Reyer    1   
  Institut     1      Abt. 7 – Landesgesundheitsamt am Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Integration Baden-Württemberg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782029 
     Die Gesundheitsplanung wurde in Baden-Württemberg im Jahr 2015 als Kern-
aufgabe des Öff entlichen Gesundheitsdienstes gesetzlich verankert. Im Rah-
men einer Befragung der Fachkräfte, die in der Gesundheitsplanung arbeiten, 
im Winter 2019 kristallisierte sich heraus, dass Gesundheitsplanung landesweit 
sehr heterogen verstanden und umgesetzt wird. Daraus hat das Landesgesund-
heitsamt Baden-Württemberg (LGA) den Arbeitsauftrag abgeleitet, zunächst 
den Begriff  Gesundheitsplanung zu schärfen und anschließend das Gerüst für 
ein einheitliches methodisches Grundverständnis von Gesundheitsplanung zu 
entwickeln, um dieses perspektivisch in allen Gesundheitsämtern in Baden-
Württemberg zu etablieren. 
 Von Dezember 2021 bis Mai 2023 wurde ein Werkstattprozess „Gesundheits-
planung“ mit drei Pilotämtern durchgeführt, unter anderem mit dem Ziel ein 
erstes Konzept für das methodische Grundgerüst zu defi nieren. Das methodi-
sche Grundgerüst beinhaltet folgende Bausteine und wird Kreisprofi l genannt: 
 Basisbericht (quantitative Daten) 
 Netzwerk- und Akteursanalyse (qualitative Daten) 
 Expertinnen- und Experteninterviews (qualitative Daten) 
 Der erste Baustein soll eine quantitative Bestands- und Bedarfsanalyse sein, als 
erster Zugang zur Bedarfslage. Als zweiter Baustein des Kreisprofils sollen 
Kenntnisse über bestehende Netzwerke und Akteure gesammelt werden. Die 
identifi zierten Bedarfe werden im Anschluss in Gesprächen mit den Expertinnen 
und Experten diskutiert und ergänzt. Dies ermöglicht eine fundierte Bedarfsab-
schätzung, die die Grundlage für die weitere strategische Arbeit in der Gesund-
heitsplanung sein soll. 
 Im Vortrag wird primär der Baustein Basisbericht erläutert. Dazu wurde in einer 
Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen und Vertretern der kommunalen Gesund-
heitsberichterstattung im Jahr 2023 ein Basisindikatorensatz entwickelt. Das 
Ziel war eine Analyse in die Breite, um alle relevanten Bereiche für die Gesund-
heitsplanung abzudecken. Zunächst wurden Themenfelder und- bereiche 
identifi ziert und anschließend mögliche Indikatoren gebildet. Daraus entstand 
eine Sammlung von 530 idealtypischen Indikatoren in den Themenfeldern 
Gesundheitszustand, Gesundheitsförderung und Prävention, Medizinische 
Versorgung und Pfl ege, Kontextfaktoren sowie Lebensweltfaktoren. Für jeden 
Indikator wurde von allen Mitgliedern der Arbeitsgruppe anhand einer vierstu-
fi gen Likert-Skala ein Punktwert zwischen 0 (stimme nicht zu) und 3 (stimme 
zu) vergeben, um abzustimmen, ob ein Indikator gemäß seiner Relevanz im 
Basisindikatorensatz enthalten sein sollte. Anhand der Abstimmungsmittel-
werte entstand eine dreistufi ge Punktwertkategorie für jeden Indikator (Ab-
stimmungsmittelwert > 2,0; Abstimmungsmittelwert 1,0 – 2,0; Abstimmungs-
mittelwert < 1,0). Indikatoren mit einem Abstimmungsmittelwert > 2,0 wurden 
als Basisindikatoren gewertet. Die Basisindikatoren wurden in sogenannte 
Kern- und Entwicklungsindikatoren eingeteilt. Kernindikatoren sind Indikato-
ren, die für alle Kreise als fester Bestandteil des Basisberichts fungieren sollen. 
Ein großer Teil dieser Indikatoren ist gut operationalisierbar und bereits auf 
Kreisebene verfügbar. Entwicklungsindikatoren sind Indikatoren, die wün-
schenswert wären aber (bislang) nicht fl ächendeckend auf Kreisebene vorlie-
gen. 
 Ab November 2023 wird das gesamte Kreisprofi l in Zusammenarbeit mit meh-
reren Gesundheitsämtern in Baden-Württemberg als methodisches Grundge-
rüst für die Gesundheitsplanung erprobt und weiterentwickelt. Das Ziel ist es, 
anschließend überarbeitete Arbeitshilfen für ein einheitliches methodisches 
Vorgehen bei der kommunalen Bestands- und Bedarfsanalyse in Baden-Würt-
temberg zur Verfügung zu stellen. 
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                                                Einbindung des ÖGDs als koordinierende Kraft in 
innovative Gesundheitsversorgungsstrukturen am 
Beispiel des Gesundheitskiosks aus Sicht des Gesun-
de Städte-Netzwerks. 
   Autorinnen/Autoren        J.     Bauer    1    ,      A.     Christ    1    ,      B.     Böddinghaus    1   
  Institut     1      Gesundheitsamt Frankfurt/ Main Abteilung 2 – Umwelt & 
Hygiene Geschäftsstelle Gesunde Städte-Netzwerk Breite Gasse 28 60313 
Frankfurt/ Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782030 
      Hintergrund und aktueller Stand : In der gegenwärtigen Gesundheitsland-
schaft spielt die Integration des ÖGD – aufgrund seiner langjährigen Expertise 
im Bereich der Bevölkerungsgesundheit – als Schlüsselakteur neuartiger Ge-
sundheitsversorgungsstrukturen eine zunehmend bedeutende Rolle. Dieser 
Beitrag widmet sich der eingehenden Analyse und Diskussion dieses Paradig-
menwechsels aus Sicht des GSN. Im Fokus steht der Gesundheitskiosk – eine 
zum Teil kontrovers diskutierte innovative Struktur im ÖGD. 
 Laut Referentenentwurf (Stand Juni 2023) soll der Gesundheitskiosk als Anlauf-
stelle für niedrigschwellige Beratung bei Fragen zum Thema Gesundheit dienen. 
Ziel der Gesundheitskioske ist qualifi ziert und mehrsprachig in sozialen und 
medizinischen Fragen zu beraten, Präventivmaßnahmen und Schulungen zu 
Gesundheitsthemen anzubieten und zwischen Ärzt:innen und Patient:innen 
zu vermitteln. 
 Nach Meinung des GSN (Stellungnahme vom November 2023) sollte der ÖGD 
aufgrund seines Fachwissens im Bereich Prävention und Gesundheitsförderung 
und seinen bestehenden Strukturen eine zentrale Rolle einnehmen, um die 
Koordination, Implementierung und Evaluierung von Gesundheitskiosken zu 
leiten. 
  1.    Der ÖGD kann u.a. dafür sorgen, dass Gesundheitskioske regelmäßige 

Screenings, Impfungen, Beratungen und Gesundheitschecks durchführen, 
wodurch die Bevölkerung proaktiv in ihre Gesundheitsvorsorge einbezogen 
wird.  

 2.    Des Weiteren ist der Gesundheitskiosk ein Schlüsselakteur bei der 
Gesundheitsbildung. Der ÖGD kann sicherstellen, dass die in den Kiosken 
vermittelten Informationen auf evidenzbasierten Erkenntnissen ruhen 
und die Bedürfnisse der jeweiligen Zielgruppen berücksichtigen.  

 3.    Ein Schwerpunkt liegt auch auf der Integration benachteiligter Bevölke-
rungsgruppen und der Sicherstellung eines barrierefreien Zugangs zu 
Gesundheitsdiensten.  

 4.    Neben physischen Kiosken bietet die digitale Transformation neue Möglich-
keiten. Der ÖGD kann die Entwicklung von Gesundheits-Apps und Online-
Plattformen fördern, die eine breite Palette von Gesundheitsdiensten 
zugänglich machen, die Gesundheitskommunikation verbessern und die 
Gesundheitskompetenzen langfristig stärken.  

   Ziel : Dieser Beitrag zielt darauf ab mit Unterstützung des GSN praxisorientier-
te Beispiele und Erfahrungen aus erfolgreichen Implementierungen vorzustel-
len, die die Perspektive für eine engere Zusammenarbeit zwischen dem ÖGD 
und innovativen Gesundheitsversorgungsstrukturen aufzeigen (beispielsweise 
die Gesundheitstreff s in München). 
  Schlussfolgerung : Die Einbindung des ÖGD als zentrale koordinierende Kraft 
innovativer Gesundheitsversorgungsstrukturen sollte zunehmend im Fokus 
liegen. Die Notwendigkeit eines auch unter Anspannungen funktionierenden 
ÖGD in der Kommune und auf Ebene der Länder sowie des Bundes wurde ins-
besondere in den vergangenen Jahren deutlich. 
 In diesem Zusammenhang müssen die vielfältigen Möglichkeiten diskutiert 
werden, wie der ÖGD seine Expertise und Ressourcen nutzen kann, um die 
Eff ektivität und Zugänglichkeit der Gesundheitsversorgung zu verbessern. Die 
Rolle des ÖGD bei der Förderung von Prävention, und Gesundheitsförderung, 
sowie bei der Integration sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen ist aus 
Sicht des GSN ein zentrales Thema. 

                                                Herstellung von Transparenz innerhalb einer zu 
etablierenden Präventionskette: Wie kann das 
Gelingen? Das Vorgehen der Stadt Frankfurt am Main 
   Autorinnen/Autoren        M.     Hillenbrand    1    ,      A.     Spriestersbach    2    ,      M.     Schade    1   
  Institute     1      Gesundheitsamt Frankfurt am Main, Wissenschaft, GBE und 
Gesundheitsförderung, Frankfurt am Main   ;   2      Jugend- und Sozialamt 
Frankfurt am Main, Koordinierungsstelle Präventionsketten, Frankfurt 
am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782031 
      Hintergrund : Im Rahmen des Landesprogrammes „Präventionsketten Hessen 
– Gelingendes Aufwachsen, Kinderrechte leben“ wird in der Stadt Frankfurt am 
Main in Kooperation von Jugend- und Sozialamt und Gesundheitsamt eine Prä-
ventionskette etabliert. Durch das Programm sollen Kinderarmut vermindert, 
Kinderrechte gestärkt und allen Kindern in Frankfurt ein gesundes Aufwachsen 
ermöglicht werden. Für eine erfolgreiche Einführung von Präventionsketten ist 
es zielführend Informationen über die bereits vorhandene Angebotslandschaft 
Eltern sowie Fachpersonal transparent zugänglich zu machen. Ziel dieses Bei-
trages ist aufzuzeigen, wie Informationen über die Angebotslandschaft syste-
matisch erhoben und im Verlauf digital zugänglich gemacht werden. 
  Methodik : Zunächst werden nach einer zuvor defi nierten Matrix alle Angebo-
te und Maßnahmen, die im Rahmen einer Präventionskette relevant sind, nach 
den Kriterien Institution, Adresse, Webadresse, Zielgruppe, Angebot, etc. er-
fasst und dokumentiert. In einem zweiten Schritt wird eine interaktive Karte 
der Angebotslandschaft innerhalb des Geoportals Frankfurt am Main aufge-
baut, in dem sich die Fachöff entlichkeit und auch Eltern mit Kindern über alle 
Angebote und Maßnahmen der Stadt Frankfurt zur Präventionskette informie-
ren können. Aufgrund der Größe von Frankfurt wird die Erfassung und karto-
grafi sche Aufbereitung zunächst für einzelne Pilotstadtteile erarbeitet und 
sukzessive skaliert. 
  Ergebnisse : Dargestellt sind Angebote und Maßnahmen für Eltern und Kinder 
im Alter von 0-10 Jahren u. a. aus den Bereichen, Gesundheit, Erziehung, Bil-
dung, Sport, Soziales, Integration, etc. Die kartographierten Institutionen sind 
geodatenreferenziert in einer digitalen Karte dargestellt mit ihrer jeweiligen 
Angebotsstruktur nach zuvor defi nierten Kriterien stratifi zierbar. 
  Schlussfolgerung : Die transparente sozialräumliche Darstellung der Angebots-
struktur innerhalb einer Präventionskette in der Stadt Frankfurt kann Hand-
lungsbedarfe für Kinder und deren Eltern aufzeigen und dazu beitragen pass-
genaue Maßnahmen an den Bedarfen zu entwickeln um die komplexe 
Präventionskette zu schließen. Dies kann zur Herstellung von Chancengleich-
heit in Bezug auf Gesundheit und Lebensqualität aller Kinder von 0-10 Jahren 
in Frankfurt am Main beitragen. 

                                       Zuständigkeit Amtsärztlicher Dienst, auch 
für die Heilpraktikerüberprüfung 

  11:00 – 12:30 | Saal X.5 

             Der Heilpraktiker – kein unbekanntes Wesen! 
   Autor        F.     Bauer   
  Institut      Landeshauptstadt Dresden – Amt für Gesundheit und Prävention  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782032 
      Hintergrund : Die Ausübung der Heilkunde ist in Deutschland stärker noch als 
in anderen Ländern reglementiert. So schreibt das Heilpraktikergesetz vor, dass 
nur Ärzten und Heilpraktikern die berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ge-
stattet ist. Den Gesundheitsämtern kommt in der Zusammenarbeit mit beiden 
Berufsgruppen eine besondere Bedeutung zu. Im ärztlichen Beruf scheinen die 
Rechte, Pfl ichten sowie Möglichkeiten und Grenzen aufgrund der standesmä-
ßigen Vertretung deutlich klarer zu sein, als es bei Heilpraktikern der Fall ist. 
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Ärzt*innen sind mithin Beschäftigte im eigenen Amt aber auch Kooperations-
partner*innen in starken Netzwerken für die Gesundheit der Bevölkerung. Im 
Zusammenspiel mit Heilpraktiker*innen sind die Kompetenzen und vor allem 
der Rechtsrahmen mitunter nicht klar, wenn auch den Gesundheitsämtern 
mindestens im hygienischen, häufi ger aber auch im berufsrechtlichen Sinne 
eine Überwachungsfunktion zukommt. Folglich werden unterschiedliche Band-
breiten im Umgang mit dem Berufsstand der Heilpraktiker*innen diskutiert 
– von Abschaff ung bis zur Qualifi zierung und Stärkung des Berufsbildes. Umso 
wichtiger erscheint es, dass im Rahmen dieser Debatte der historisch bedingte 
Rechtsrahmen beleuchtet wird und Beachtung fi ndet. 
  Ziele : Der Beitrag informiert über die historische Entwicklung des Heilprakti-
kerwesens sowie über die rechtliche Einordnung als Beruf und die Rechte und 
Pfl ichten der Berufsausübung durch 
  1.    Darstellung der Heilkundeausübung im Wandel der Zeit,  
 2.    Beleuchtung des Heilpraktikergesetzes und angrenzender Rechtsvor-

schriften,  
 3.    Benennung von Möglichkeiten und Grenzen des Heilpraktikerberufes 

sowie  
 4.    einen Abriss über die mögliche Entwicklung des Berufsstandes.  
   Methode : Es erfolgt eine rechtshistorische Einordnung des Heilpraktikerwe-
sens sowie die Herleitung der Berufseigenschaft. Weiterhin erfolgen rechtsbe-
trachtend die Rechte und Pfl ichten des Berufsstandes und die Entwicklung 
unter Beachtung des juristischen Kontextes. 
  Ergebnisse : Die Historie sogenannter „Laienbehandler“ ist lang und unstet. 
Von absoluter Kurierfreiheit bis zum völligen Verbot sind alle Spielarten und 
Diskussionen um Behandlungsspektrum und -methodik von Heilpraktiker*innen 
bis in die aktuelle Zeit bekannt. Das ursprünglich als Verbotsgesetz verabschie-
dete Heilpraktikergesetz hat eine Umkehr erfahren. Dies gilt es bei Auslegung 
und Anwendung des Rechtskreises ebenso zu beachten wie den Umstand, dass 
es sich nach den juristischen Einordnungen um einen Beruf handelt, der grund-
gesetzlich geschützt der Berufsfreiheit unterliegt. Gleichwohl umgeben 
Heilpraktiker*innen juristische Grenzen die bekannt und bewusst sein müssen. 
Die unbeschränkte Ausübung der Heilkunde ist bei näherer Betrachtung nicht 
gegeben. Dies ist auch von besonderer Bedeutung für die Gesundheitsämter, 
wenn es um die Überwachung des Berufsstandes geht. Andererseits lassen sich 
daraus abgeleitet auch Ansätze der Weiterentwicklung zu einer Ressource im Ge-
sundheitswesen ergebnisoff en diskutieren. Keinesfalls müssen Heilpraktiker*innen 
als jene unbekannten Wesen behandelt werden, als die sie oftmals gelten. Der 
Beitrag leistet hierzu eine Einordnung. 
  Diskussion : Aus Sicht des Autors ist zu diskutieren, wie die Gesundheitsämter 
unter Beachtung des rechtlich gesteckten Rahmens mit Heilpraktiker*innen 
interagieren. Es steht die Frage, ob sie rein der Überwachung unterliegen oder 
ob es Ansätze der Beratung und des gelingenden Miteinanders gibt. Hierzu sind 
die juristischen Zusammenhänge nach Einschätzung des Autors zwingend zu 
beachten, da eine Abschaff ung des Berufsstandes ebenso wenig möglich ist 
wie die völlige Liberalisierung der Heilkundeausübung. In genau diesem Span-
nungsfeld muss sich die Diskussion einordnen. 

                                                Wege in die Gesundheitsversorgung – Aufbau einer 
Clearingstelle für Krankenversicherungsschutz am 
Gesundheitsamt Frankfurt am Main 
   Autorinnen/Autoren        S.     Lang    1    ,      K.     Ivanova    1    ,      M.     Wirth    1    ,      L.     Grünberg    1   
  Institut      Gesundheitsamt Frankfurt am Main  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782033 
      Hintergrund : Aufgrund seiner bevölkerungsmedizinischen Ausrichtung kommt 
dem ÖGD eine steuernde Funktion bei der Sicherstellung der Gesundheitsver-
sorgung als subsidiäre Aufgabe zu. Mit der Einrichtung von ärztlichen Sprech-
stunden für Menschen ohne Krankenversicherung im Rahmen der Humanitären 
Sprechstunden im Jahr 2001 und dem sukzessiven Ausbau des Behandlungs-

angebots hat das Gesundheitsamt Frankfurt am Main bereits seit langen Jahren 
Erfahrungen zum Thema fehlender Krankenversicherungsschutz gesammelt. 
  Intervention : Nach dem Vorbild bundesweit bereits etablierter Anlaufstellen 
für Menschen ohne Krankenversicherungsschutz, den „Clearingstellen“, wurde 
2020 das Projekt "Clearingstelle 1.0“ als Schnittstelle und Ergänzung zur me-
dizinischen Grundversorgung pilotiert. Ziel war es, möglichst viele Patient:innen 
in eine Krankenversicherung zu vermitteln. Neben der Beratung stand auch die 
Entwicklung eines standardisierten Dokumentationssystems und die Entwick-
lung eines Beratungsleitfaden im Vordergrund. Das Projekt wurde 2023 um ein 
Jahr verlängert und die Sprechzeiten erweitert („Clearingstelle 2.0“). 
  Ergebnisse : Seit dem Start der Sprechstunden im Februar 2021 suchten ins-
gesamt 332 Ratsuchende mit sozial- und krankenversicherungsrechtlichen 
Fragestellungen die neue Anlaufstelle am Gesundheitsamt auf (Stand Oktober 
2023). Das Kollektiv der beratenen Personen zeigte sich in Bezug auf Ge-
schlecht, Altersgruppen und Staatsangehörigkeit als sehr heterogen. Im Zeit-
raum des Pilotprojekts konnte für 50 % der Personen (N = 206) eine Verbesse-
rung des Krankenversicherungsstatus und damit eine Absicherung der 
Gesundheitsversorgung erreicht werden. In der Beratung konnten gesellschaft-
liche, institutionelle und individuelle Barrieren zur Gesundheitsversorgung 
identifi ziert werden, dazu gehören z. B. (sozial)rechtliche Einschränkungen, 
Diskriminierungserfahrung, hohe bürokratische Anforderungen und sprachli-
che Barrieren. 
  Diskussion : Neben der Übernahme der subsidiären Gesundheitsversorgung 
ist das Eröff nen von Wegen in die reguläre Gesundheitsversorgung über eine 
fest etablierte Clearingstelle am Gesundheitsamt Frankfurt ein wichtiger nächs-
ter Schritt hin zu einer Absicherung der Gesundheitsversorgung in der Metro-
polregion Frankfurt am Main. Die Clearingstelle Frankfurt am Main wird daher 
ab 2024 für die Laufzeit von zunächst 1 Jahr durch das Land Hessen gefördert. 
Um künftig fachärztliche und stationäre Behandlungen von Menschen ohne 
Krankenversicherungsschutz zeitnah fi nanzieren und die Zielgruppe damit 
angemessen versorgen zu können, ist die Umsetzung eines Behandlungsfonds, 
analog zu der in anderen Bundesländern, auch in Hessen maßgeblich. 

                                       Auswirkungen der gesetzlichen Rahmen-
bedingungen auf die Arbeit der SpDi 

  11:00 – 12:30 | Saal X.6 

             Bundesteilhabegesetz (BTHG) – Der aktuelle Stand 
   Autorinnen/Autoren        F.     Bredehöft    ,      K.     Petzold    ,      M.     Albers   
                                         DOI     10.1055/s-0044-1782034 
     Das BTHG sollte im Sinne der UN-BRK die Teilhabechancen von Menschen, die 
von Behinderung betroff en sind, verbessern. Die Abschaff ung des Kenntnisprin-
zips des SGB XII zugunsten einer einheitlichen Antragspfl icht im gesamten 
Rehabilitationsrecht und die neuen Bedarfsermittlungsinstrumente schaff en 
jedoch neue Barrieren, insbesondere für Menschen mit psychischen Beeinträch-
tigungen. 
 Wie stellen sich Antragsverfahren und Bedarfsermittlung aus der Perspektive 
der antragstellenden Personen dar? 
 Wie sieht es bundesweit mit der Beteiligung der Sozialpsychiatrischen Dienste 
an der Bedarfsermittlung aus? Wie funktionieren die neuen Prozesse aus der 
Sicht der dortigen Mitarbeitenden? 
 Gibt es Aussicht, dass die Probleme im Rahmen der Evaluation des BTHG durch 
das BMAS behoben werden können? 
 Zu diesen Fragen werden die Autoren zum jeweiligen Erkenntnisstand berich-
ten. 
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                                                Auswirkung der Umsetzung gesetzlicher Rahmenbe-
dingungen vor dem Hintergrund der zum 
01.01.2023 in Kraft getretenen Betreuungsrechtsre-
form in der psychiatrischen Versorgung aus (betreu-
ungs-)richterlicher Sicht 
   Autor        H.     Haußmann   
  Institut      Oberlandesgericht  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782035 
     Nachdem in den letzten 20 Jahren nicht wenige Entwicklungen der rechtlichen 
Rahmenbedingungen in Bezug auf die Versorgung insbesondere schwer psy-
chisch kranker Menschen stattgefunden haben, geht der allgemeine „Trend“ 
immer weiter in Richtung Hilfeleistung und Stärkung des persönlichen Willens. 
Dies gilt vor allem in Bezug auf Menschen, denen ein rechtlicher Betreuer oder 
eine rechtliche Betreuerin zur Seite gestellt wurde. In den Landesgesetzen zur 
Hilfe und Unterbringung von Menschen mit Hilfebedarf infolge psychischer 
Störungen (wobei die konkreten Gesetzesbezeichnungen im Einzelfall mehr 
oder weniger voneinander abweichen) wurde der Aspekt der Hilfeleistung so-
wie der Vermeidung von Zwang zunehmend betont. Mit der Ratifi zierung der 
2008 in Kraft getretenen UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) im Jahr 
2009 wurden weitere Ergänzungen zur Wahrung der Persönlichkeitsrechte 
betroff ener Menschen erforderlich. So mussten teils die gesetzlichen Voraus-
setzungen zu Behandlungen gegen den Willen Betroff ener oder in Bezug auf 
die Vornahme unvermeidlicher Fixierungsmaßnahmen neu gefasst werden. 
Diverse Klagen Betroff ener führten zu weiteren Konkretisierungen, aber vielfach 
auch Verschärfungen gesetzlicher Regelungen betreff end die juristischen Rah-
menbedingungen, nicht zuletzt des anzuwendenden Verfahrensrechts. Die 
Schwelle der zu beachtenden Voraussetzungen im Falle der Vornahme von 
Maßnahmen gegen den Willen schwer kranker Menschen, insbesondere in 
Bezug auf die Anwendung von Zwang, wurde zunehmend erhöht. 
 Dessen ungeachtet, dass es sich hier grundsätzlich um eine begrüßenswerte 
Entwicklung handelt, scheitert die Realität in der Praxis nicht selten an starren 
und formalistischen Grenzen, welche eine individuelle Abstimmung auf den 
– soweit ermittelbar – zu beachtenden Willen und erst in zweiter Linie das Wohl 
betroff ener Menschen zunehmend erschweren. Dies führt leider in der Praxis 
nicht immer nur zu Verbesserungen, sondern nicht selten auch zu Einschrän-
kungen zulasten Betroff ener wiewohl weiterer Personen. Im Einzelfall kommt 
es zu Chronifi zierungen, sozialer Desintegration und Forensifi zierung. Berichte 
über Gewalttaten psychisch kranker Menschen führen dabei zu einer Entwick-
lung, die einer Entstigmatisierung psychischer Erkrankung entgegenwirkt. 
 Infolge der zum 01.01.2023 in Kraft getretenen Betreuungsrechtsreform wird 
mit dem durch den Gesetzgeber selbstbewusst als Magna Charta bezeichneten 
neuen § 1821 BGB nunmehr das Unterstützungsprimat und die Beachtung der 
Wünsche betreuter Menschen deutlich stärker als zuvor in den Vordergrund-
grund gerückt. 
 Hier sollen die konkreten Auswirkungen der genannten gesetzlichen Entwick-
lungen, insbesondere der Betreuungsrechtsreform, aber auch weiterer gesetz-
licher Veränderungen in Bezug auf die betroff enen Menschen aus Sicht eines 
langjährigen Betreuungsrichters in den Blick genommen werden. 

                                                Auswirkung der Umsetzung sich verändernder 
gesetzlicher Rahmenbedingungen in der psychiatri-
schen Versorgung in den letzten Jahren aus Sicht der 
SpDi 
   Autor        K.     Petzold   
  Institut      Kreis Ostholstein, Fachdienst Gesundheit, Sozialpsychiatrischer 
Dienst  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782036 
     In den letzten 20 Jahren hat es einige Entwicklungen in den rechtlichen Rah-
menbedingungen, unter denen die Versorgung insbesondere schwer psychisch 
kranker Menschen erfolgt, gegeben. In den PschK(H)G´s der meisten Länder 

wurde der Aspekt der Hilfeleistung und die Vermeidung von Zwang zunehmend 
betont. Mit der Ratifi zierung der 2008 in Kraft getretenen UN-Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) im Jahr 2009 wurden weitere Ergänzungen zur 
Wahrung der Persönlichkeitsrechte der Betroff enen sowohl in den PsychK(H)
G´s als auch im Betreuungsrecht erforderlich. So mussten u.a. die gesetzlichen 
Voraussetzungen zu Behandlungen gegen den Willen neu gefasst werden. Di-
verse Klagen von Betroff enen haben zu weiteren Verschärfungen der juristi-
schen Rahmenbedingungen geführt. Die Unterzeichnung der UN-BRK hat aber 
nicht nur zu Gesetzesänderungen, sondern auch zu einer sich schleichend 
vollziehenden Änderung in der Haltung der beteiligten Akteure geführt. So 
wurde im Lauf der Jahre die Schwelle zu Maßnahmen gegen den Willen schwer 
kranker Menschen zunehmend höher. Diese grundsätzlich begrüßenswerte 
Entwicklung hat allerdings auch in Folge der oft starren, formalistischen, wenig 
diff erenzierten und nicht mehr an der menschlichen Natur orientierten Umset-
zung der Gesetze auch zu negativen Auswirkungen vor allem für die Betroff e-
nen, aber auch für alle anderen Beteiligten geführt. So sehen wir vermehrt 
Chronifi zierungen, soziale Desintegration und Forensifi zierung. Auch die Be-
richte über Gewalttaten durch psychisch kranke Menschen nahmen in den 
letzten Jahren zu, eine Entwicklung, die den Bemühungen um Entstigmatisie-
rung psychischer Erkrankung entgegenwirkt. 
 Eine weitere das psychiatrische Versorgungssystem betreff ende Gesetzesän-
derung in Folge der Ratifi zierung der UN-BRK ist das seit 2016 schrittweise 
eingeführte Bundesteilhabegesetz (BTHG). Neben den sehr begrüßenswerten 
Zielen, die Inklusion zu verbessen, die Selbstbestimmung und Autonomie und 
die individuelle Hilfegestaltung bei einheitlicher Bedarfsermittlung zu gewähr-
leisten, spielte hier auch das Bestreben, die Kostensteigerungen in der Einglie-
derungshilfe zu begrenzen, eine nicht unwesentliche Rolle. Die praktische 
Umsetzung dieses Gesetzes läuft weitgehend holperig und oft zum Nachteil 
insbesondere schwer psychisch kranker Menschen. 
 Hier sollen die konkreten Auswirkungen der genannten Gesetze für die betrof-
fenen Menschen und das Versorgungssystem aus Sicht eines sozialpsychiatri-
schen Dienstes dargestellt werden. 

                                       Umweltmedizin – Block 5 – Badewasser 
und Hitze 

  11:00 – 12:30 | Saal X.7 

             Regelungsperspektiven der Badebeckenwasserhygie-
ne 
   Autorinnen/Autoren        A.     Kämpfe    1    ,      C.     Röhl    1    ,      C.     Beulker    1   
  Institut     1      Umweltbundesamt Abteilung für Trink- und Badebeckenwas-
serhygiene Fachgebiet Schwimm- und Badebeckenwasser, chemische 
Wasseranalytik  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782037 
     Nach Infektionsschutzgesetz (IfSG) § 38 Absatz 2 sollen die Anforderungen an 
die Qualität von Wasser zum Schwimmen und Baden in öff entlichen Bädern 
durch eine Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates reguliert wer-
den. In dieser sind ebenso die Verpfl ichtungen der Badbetreiber, die Anforde-
rungen an Aufbereitungsstoff e und -verfahren und ihre Listung beim Umwelt-
bundesamt sowie die Überwachung durch die zuständige Behörde zu regeln, 
ganz in Analogie zur Trinkwasserhygiene, welche nach IfSG § 38 Absatz 1 durch 
die Trinkwasserverordnung adressiert wird. Trotz einer Entwurfsfassung aus 
dem Jahre 2003 ist es bis heute nicht zum Erlass einer bundeseinheitlichen 
Bäderhygieneverordnung gekommen. Um dennoch den Verpfl ichtungen des 
Infektionsschutzes nachzukommen, ist eine Behelfslösung für die Bäderhygi-
ene gut etabliert: eine gemäß IfSG § 40 nach Anhörung der Badebeckenwas-
serkommission verfasste UBA-Empfehlung „Hygieneanforderungen an Bäder 
und deren Überwachung“, die wiederum stark auf die Normenreihe DIN 19643 
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zur Aufbereitung von Schwimm- und Badebeckenwasser verweist. Diesem 
technischen Regelwerk kommt daher für die Badebeckenwasserhygiene in 
Deutschland eine besondere Bedeutung zu. Neben Vorgaben für die technische 
Auslegung der Aufbereitungsanlage, der verschiedenen Beckenarten, der Be-
triebsweise und sinnvoller Aufbereitungsstoff e, werden in der DIN 19643 auch 
chemische und mikrobiologische Aufbereitungsziele formuliert. Im Juni 2023 
wurde eine aktualisierte Version dieser Normenreihe veröff entlicht. Die recht-
liche Würdigung der UBA-Empfehlung und des technischen Regelwerkes sieht 
jedoch keine direkte Verbindlichkeit, was in Betrieb und Überwachung von 
Bädern viele Fragen off enlässt und Grauzonen schaff t. Einzig in Schleswig-
Holstein ist seit 2019 eine Bäderhygieneverordnung in Kraft getreten, durch 
deren Verbindlichkeit auch Rechtsklarheit hergestellt wurde. Mit Entschließung 
des Bundesrates vom November 2022 soll nun ein neuer Anlauf unternommen 
werden, die Bäderhygiene –  zeitnah –  bundeseinheitlich auf Grundlage IfSG § 
38 Absatz 2 zu regulieren. Es wird ein Ausblick zu bestehenden Herausforde-
rungen gegeben, sowie zu aktuellen Aktivitäten im Umweltbundesamt für die 
Erarbeitung von Eckpunkten in Vorbereitung einer neuen Verordnung. 

                                                Die Qualität der Badegewässer in Deutschland: Wo 
stehen wir – was erwarten wir? 
   Autorinnen/Autoren        A.     Schmidt    1    ,      B.     Walther    1   
  Institut     1      Fachgebiet Mikrobiologische Risiken (II 1.4), Abteilung 
Umweltgygiene, Umweltbundesamt Berlin  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782038 
     Wo stehen wir? In den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU) werden 
seit 1976 „Badegewässer“, also Gewässer, die zum öff entlichen Baden und 
Schwimmen genutzt werden, im Hinblick auf ihre hygienische Qualität unter-
sucht. Allein in Deutschland gibt es ca. 2.300 dieser EU-Badegewässer, davon 
liegen ca. 1.900 an Binnengewässern wie Seen und Talsperren, ca. 360 an den 
Küsten von Nord- und Ostsee sowie 35 weitere an Flüssen. 
 Die Überwachung der Badegewässer wird in den Bundesländern von den jeweils 
zuständigen Behörden, meist jedoch von den Gesundheits- oder Umweltäm-
tern geleistet. Die Grundlage für die Erfassung der hygienischen Qualität bildet 
die EU-Badegewässerrichtlinie 2006/7/EG (EU-BGRL). In dieser Richtlinie wer-
den die Mindestanforderungen an die zu erfassenden hygienischen Parameter 
sowie die Probenahmen für Badegewässer defi niert. Um als Badegewässer nach 
EU-Richtlinie eingestuft zu werden sind in der Regel Daten aus vier vorange-
gangenen Jahren bzw. von mindestens 16 Wasserproben erforderlich. Als Indi-
kator für die Beurteilung der hygienischen Wasserqualität dient europaweit die 
Konzentration von Fäkal-Bakterien, insbesondere  Escherichia coli  sowie intesti-
nalen Enterokokken. Die statistische Auswertung der Badegewässerqualität 
erfolgt auf der Grundlage einer 95 (90)-Perzentil-Bewertung gemäß Anhang 
1 der EU-BGRL. Hieraus ergibt sich die Kategorisierung der Badegewässer in 
solche mit ausgezeichneter, guter, ausreichender oder mangelhafter hygieni-
scher Qualität. 
 Was erwarten wir? Immunkompetente Personen können prinzipiell bedenken-
los in den nach EU-BGRL überwachten Badegewässern baden. Anders als in 
aufbereitetem Wasser der Schwimmbäder bilden Badegewässer jedoch auch 
den Lebensraum für zahlreiche Pfl anzen, Tiere und Mikroorganismen. Um-
welthygienische Restrisiken, die zukünftig auch von Klimafolgen beeinfl usst 
werden könnten, bleiben bestehen: 
 So kann es bei einer hohen Nährstoff verfügbarkeit im Wasser zu einer Massen-
vermehrung von Toxin-produzierenden Cyanobakterien in den Sommermona-
ten kommen, was je nach Exposition und individueller Sensibilität des Badenden 
zu Gesundheitsproblemen führen kann. 
 Durch fäkalbelastete Schmutzwassereinträge aufgrund von Starkregenfällen 
oder Abschwemmungen aus der Landwirtschaft kann es nicht nur zu Einträgen 
pathogener Viren wie z.B. Noroviren kommen, sondern auch zur Belastung der 
Badegewässer mit bakteriellen Durchfallerregern. 
 In den salzhaltigen Küstengewässern von Nord-, besonders aber der Ostsee, 
vermehren sich ab dem Frühjahr je nach Wassertemperatur Bakterien der Gat-

tung der  Vibrio , welche beim Baden in off ene Wunden eindringen und – abhän-
gig vom Immunstatus der Badenden – Wundinfektionen sowie vereinzelt sogar 
Fälle von Sepsis hervorrufen können. Auch in manchen salzhaltigen Binnenseen 
können sich Vibrionen bereits gut vermehren und so Badende unter Umständen 
gefährden. 
  Fazit : Der Klimawandel wird uns vor neue Fragen im Hinblick auf den Erhalt der 
hygienischen Qualität der Badegewässer in Deutschland stellen. Zu den wich-
tigen Stichworten zählen hier Wassertemperaturen, Starkregenereignisse und 
Dürreperioden. Im engen Dialog und Abstimmung mit den Bundesländern und 
der EU werden wir uns diesen umwelthygienischen Herausforderungen ge-
meinschaftlich stellen. 

                                                Gesundheitliche Bewertung von klinisch relevanten 
antibiotikaresistenten Bakterien in Oberfl ächenge-
wässern anhand eines Praxisbeispiels 
   Autorinnen/Autoren        K.     Kohls    1    ,      K.     Claussen    1    ,      K.     Luden    1    ,      R.     Suchenwirth    1   
  Institut     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt, Aurich  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782039 
     Mehrere Studien haben gezeigt, dass klinisch relevante antibiotikaresistente 
Bakterien (ARB) durch das Abwasser in die aquatische Umwelt eingetragen 
werden können. 
 Über das Abwasser eines konkreten Schlachthofes, das in einen Bach eingelei-
tet wird, wurde öff entlichkeitswirksam mittgeteilt, dass in einem orientieren-
den Untersuchungsprogramm ARB nachgewiesen worden sind. Von der Ein-
leitstelle des Schlachthofes ca. 4 km flussabwärts fließt der Bach über das 
Gelände einer Schule und wird dort von den Schulkindern zum Spielen genutzt. 
Nach Veröff entlichung dieser Studie erreichten den zuständigen Landkreis, das 
Gesundheitsamt und das NLGA Anfragen einer Umweltschutzorganisation so-
wie der Schule, ob für die an dem Bach spielenden Schulkinder eine Gesund-
heitsgefährdung durch ARB besteht. 
 Die Ersteinschätzung ging – u. a. aufgrund der zu erwartenden Verdünnungs-
eff ekte – davon aus, dass eine Gefährdung durch einen mikrobiologischen 
Eintrag in 4 km Entfernung wenig wahrscheinlich ist. Um diese Einschätzung 
durch Messergebnisse zu bestätigen, wurden Untersuchungen zum Nachweis 
von ARB an der Einleitstelle des Schlachthofs sowie 1,5 km und 4 km fl ussab-
wärts durchgeführt. 
 Es wurden verschiedene kulturelle Anreichungsmethoden zum Nachweis von 
ARB durchgeführt. Der Fokus lag auf dem Nachweis von multiresistenten gram-
negativen Bakterien mit Resistenzen gegen 3 bzw. 4 der wichtigsten Antibio-
tikagruppen (3MRGN/4MRGN), Methicillin-resistenten Staphylococcus aureus 
(MRSA), Vancomycin resistenten Enterokokken (VRE), ESBL-Bildnern und fa-
kultativ pathogenen Bakterien mit erworbenen Colistin-Resistenzen. 
 In den Proben, die direkt an der Schule (4 km fl ussabwärts von der Einleitstelle) 
genommen wurden, konnten keine klinisch relevanten ARB nachgewiesen 
werden. Nachweise von 3MRGN/4MRGN und ESBL-Bildnern erfolgten aus-
schließlich in den Proben direkt am Ablauf der Kläranlage des Schlachthofs, 
sowie an der ca. 1,5 km fl ussabwärts gelegenen Probenahmestelle. 
 Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass die Einleitungen des Schlachthofs, be-
zogen auf das Vorkommen von ARB, keinen nennenswerten Einfl uss auf die 
Wasserqualität des Baches an der Schule haben. Eine potentielle Gesundheits-
gefährdung der spielenden Kinder an der Schule durch ARB ist auf Basis der 
vorliegenden Ergebnisse als unwahrscheinlich zu bewerten. Grundsätzlich ist 
bei der empfohlenen Händehygiene nach dem Spielen im Außenbereich (Pfl an-
zen, Boden, Tiere usw.) auch bei einem potentiellen Hautkontakt mit antibio-
tikaresistenten Bakterien allenfalls von einem sehr geringen hygienischen Ri-
siko auszugehen. 
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                                                Sterblichkeit bei Hitze – Unterschiede zwischen dem 
städtischen und dem ländlichen Raum am Beispiel 
von Darmstadt Dieburg 
   Autorinnen/Autoren        K.     Steul    1    ,      I.     Buchen    1    ,      V.     Göhmann-Frenzel    1    ,      J.     Krahn    1   
  Institut     1      Verwaltungsverband für das Gesundheitsamt für die Stadt 
Darmstadt und den Landkreis Darmstadt Dieburg, Darmstadt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782040 
      Einleitung : Im Zusammenhang mit langfristigen Klimaänderungen ist mit einer 
Zunahme von Hitzetemperaturen zu rechnen. Diese sind potentiell assoziiert 
mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen für die Bevölkerung. Auch die Sterb-
lichkeit wird von hohen Temperaturen beeinfl usst. So wurde in verschiedenen 
Regionen weltweit dargestellt, dass an Tagen mit besonders heißen Außen-
temperaturen (bezogen auf diese Region) mehr Menschen versterben als an 
vergleichbaren Tagen (ohne besondere thermische Belastung). Das Wissen um 
diese Thematik kann eff ektiv genutzt werden, um die Bevölkerung zielgerich-
tet zu warnen. 
  Methode : Vor diesem Hintergrund werden die Sommertemperaturen von 
Darmstadt und von dem Landkreis Darmstadt Dieburg seit 2000 dargestellt 
(mittlere Temp., Maximaltemperatur, Minimaltemperatur). Es werden die Open 
Source Data des Deutschen Wetterdienstes genutzt. Zwei Stationen bieten sich 
zum Vergleich an: eine im vergleichsweise eng besiedelten Stadtgebiet der 
Stadt Darmstadt, eine im ländlichen Raum im Osten des Landkreises (Schaaf-
heim). Die Wetterdaten (Temperatur etc.) werden im Zusammenhang mit den 
Sterbefällen in Darmstadt und im Landkreis betrachtet und zwar in Bezug auf 
Korrelation und Übersterblichkeit/Excess-Mortalität. Miteinbezogen werden 
ferner die Warnungen des Deutschen Wetterdienstes (DWD), die seit 2005 
etabliert sind. 
  Resultate : Episoden langanhaltender hochsommerlicher Temperaturen fanden 
in Darmstadt seit 2000 in den Jahren 2003 (12 Tage am Stück Temperaturen 
über 32 °C max.), im Sommer 2018 (15 Tage) sowie in den Sommermonaten 
der Jahre 2006, 2015, 2016 und 2020 (jeweils 5 Tage bzw. 2020 6 Tage am 
Stück) statt. Im Landkreis kam es zu länger andauernden Hitzeepisoden in den 
Jahren 2003 und 2018 (12 Tage am Stück bzw. 2018 5 und 6 Tage am Stück) 
sowie in den Jahren 2006 und 2020 (mit 5 bzw. 6 Tagen am Stück). Sowohl im 
Stadt als auch im Landkreis zeigte sich an diesen Tagen eine teilweise signifi -
kante Übersterblichkeit von in manchen Fällen mehr als + 50 %. 
  Diskussion : Die besondere gesundheitliche Belastung des historischen Hit-
zesommers 2003 kann sowohl für den Stadt- als auch für den Landkreis darge-
stellt werden. In den folgenden Jahren wurde mehrfach eine Übersterblichkeit 
bei Hitze dargestellt (sowohl in der Stadt- als auch im Landkreis). Es ist davon 
auszugehen, dass sich gesundheitliche Folgen durch die Etablierung von Hit-
zeschutzmaßnahmen abmildern lassen. Warnungen des DWD oder auch eine 
allgemein verbesserte Wahrnehmung der Problematik Hitze in der Bevölkerung 
können ebenso wie städtebauliche Maßnahmen dazu beitragen. 
  Fazit : Sowohl im städtischen als auch im ländlichen Raum Südhessens (SK/LK 
Darmstadt Dieburg) kann in verschiedenen Hitzesituationen von einer relevan-
ten Übersterblichkeit ausgegangen werden. Das Wissen um die kommunale 
Situation (Hitzeinseln, Aufenthalt besonders vulnerabler Personenkreise etc.) 
erleichtert es, passgenaue Maßnahmen zum Hitzeschutz zu etablieren. Ent-
sprechende Analysen der Gesundheitsgefährdung bei Hitze (z.B. die Mortalität) 
haben hier einen wichtigen Stellenwert. 

                                       Aus-, Fort- und Weiterbildung im ÖGD 

  11:00 – 12:30 | Saal X.10 

             Innovatives Fortbildungsformat im ÖGD: Vom „Infek-
tiologischen Salon“ zum „Hamburger ÖGD Salon“ 
   Autorinnen/Autoren        A.     Weidlich    1    ,      J.     Schreiber    1   
  Institut     1      Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integrati-
on, Freie und Hansestadt Hamburg, Amt für Gesundheit (Amt G), Abteilung 
G4 Öff entlicher Gesundheitsdienst, Hamburg  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782041 
      Hintergrund : Während der Corona-Pandemie war die Arbeit in den Hamburger 
Gesundheitsämtern, insbesondere in den Corona-Teams, geprägt von einer 
kontinuierlichen Erneuerung des wissenschaftlichen Kenntnisstandes sowie 
der damit einhergehenden stetigen Anpassung der operativen und juristischen 
Vorgaben. Diese Informationen mussten permanent einer Vielzahl von fl uktu-
ierenden Mitarbeiter*innen zugänglich gemacht und zeitnah in die Arbeitspra-
xis übernommen werden. Dabei galt es nicht nur diese erhebliche Menge an 
Informationen zu kanalisieren und umzusetzen, sondern auch die verschiede-
nen Akteure des Öff entlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) in Hamburg und 
andere Institutionen im Gesundheitswesen zu vernetzen und die Zusammen-
arbeit während einer Krisensituation zu vertiefen und zu stärken. 
 Um diesen Informationsaustausch adressatengerecht zu gewährleisten, wurde 
zunächst die Fortbildungsreihe „Infektiologischer Salon“ etabliert, die im Jahr 
2023 als „Hamburger ÖGD Salon“ verstetigt wurde. 
  Methoden : Regelmäßig virtuell stattfi ndende 1-stündige Termine mit 30-mi-
nütigem Impulsvortrag der Referent*innen sowie anschließender 30-minütiger 
Diskussion mit Schwerpunkt auf die praktische Umsetzung der besprochenen 
Themen. Inhalte dieser digital über Skype for Business stattfi ndenden Vorträge 
waren u.a. die Darstellung von Ergebnissen empirischer Datenanalysen, Berich-
te von Erfahrungen aus der Arbeitspraxis sowie die Darstellung der politischen 
und juristischen Grundlagen zunächst zum Thema Corona, später aus dem 
Bereich der Infektiologie und mittlerweile des gesamten ÖGD. 
  Ergebnis : Während der intensivsten Zeit der Corona-Pandemie, zwischen Au-
gust 2021 und Dezember 2022, fanden in der Fortbildungsreihe „Infektiologi-
scher Salon“ 24 Termine mit dem inhaltlichen Schwerpunkt des SARS-CoV-2 Virus 
und dessen pandemische Auswirkungen statt. Zunächst richtete sich die von der 
Ärztekammer CME-zertifi zierte Fortbildungsreihe an die Mitarbeiter*innen des 
Corona-Team des Gesundheitsamtes Hamburg-Eimsbüttel. Im Jahr 2021 wur-
de die Fortbildung wegen der hohen thematischen Relevanz für alle 
Mitarbeiter*innen des Gesundheitsamtes geöffnet. Ebenfalls nahmen 
Mitarbeiter*innen des Institutes für Hygiene und Umwelt von Beginn an teil. 
Mit der Verlangsamung des Pandemie- geschehens Ende 2022 wurde die Fort-
bildungsreihe inhaltlich um weitere infektiologische Themen außerhalb von 
SARS-CoV-2 erweitert. Auch der Teilnehmer*innen-Kreis wurde Anfang 2023 
auf Mitarbeiter*innen aller sieben Hamburger Gesundheitsämter ausgedehnt. 
 Mit Beendigung des pandemischen Zustandes und dem kompletten Personal-
abbau der Corona-Teams in den Hamburger Bezirken zum 31.03.2023, fand 
am 14.03.2023 der zunächst letzte Termin des Infektiologischen Salons statt. 
 Nach personellen Veränderungen und der Erweiterung des Organisations-
Teams fand im Sommer 2023 eine inhaltliche Neuausrichtung des Formates 
statt. Hierfür kooperieren die Abteilung für den Öff entlichen Gesundheitsdienst 
des Amtes für Gesundheit der Sozialbehörde, sowie das Institut für Hygiene 
und Umwelt der Stadt Hamburg miteinander. Seit September 2023 stehen nun 
die Themen Infektiologie, Kinder- und Jugendgesundheitsdienst sowie grund-
sätzliche Themen des ÖGD auf der Agenda. Die Fortbildungsreihe wurde um-
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benannt in "Hamburger Salon für den Öff entlichen Gesundheitsdienst", kurz 
„Hamburger ÖGD Salon“ und richtet sich nun an alle Mitarbeiter*innen des 
Hamburger ÖGD. 
 Dies ist ein Beispiel dafür, wie ein aus der Not heraus organisiertes Fortbildungs-
format, welches in einer Krisensituation durch die Initiative von engagierten 
Mitarbeiter*innen entstanden ist, erfolgreich in existierende Regelstrukturen 
überführt werden konnte und so durch die Anbindung von Wissenschaft und 
Forschung dem modernen Leitbild des ÖGD entspricht. 

                                                Klimawandel und Gesundheit – Die Rolle des ÖGD 
   Autorinnen/Autoren        S.     Somogyi    ,      A.     Martini    ,      A.     Mehlis   
  Institut      Akademie für Öff entliches Gesundheitswesen in Düsseldorf  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782042 
     Die Auswirkungen des Klimawandels werden von der WHO als „größte Gesund-
heitsbedrohung für die Menschheit“ eingestuft   [ 1 ]  . Vor allem die sozialen und 
ökologischen Determinanten des Klimawandels sind mit weitreichenden ge-
sundheitlichen Folgeschäden assoziiert. Extreme Hitze belastet das Herzkreis-
lauf-System, neu auftretende Krankheitserreger gefährden die Gesundheit von 
Mensch und Tier, Flutereignisse und Dürreperioden bedrohen unsere Lebens-
grundlagen. Auch die gesundheitliche Chancengleichheit ist vom Klimawandel 
betroff en, da Menschen in schwierigen Lebenslagen oft weniger Möglichkeiten 
haben, sich vor gesundheitsgefährdenden Klimaveränderungen, wie Hitzewel-
len oder schlechter Luftqualität zu schützen. Langfristige gesundheitliche Fol-
gen für Betroff ene und die künftige Belastung für das Gesundheitswesen sind 
nur schwer einschätzbar. "Klimapolitik ist Gesundheitspolitik!" Das hat nicht 
nur der Bundesgesundheitsminister bekräftigt, sondern auch die Wissenschaft 
weist mit Forschungsdaten immer eindrücklicher darauf hin   [ 2 ]  . Trotz dieser 
Kenntnis stehen konkrete Maßnahmen zur Vermeidung klimabedingter Ge-
sundheitsrisiken nicht ausreichend zur Verfügung   [ 3 ]  . Wie ein Gremium inter-
nationaler Expert:innen feststellt, ist „Deutschland nur unzureichend für die 
gesundheitlichen Herausforderungen des Klimawandels gerüstet“   [ 4 ]  . 
 Als Einrichtungen der Gesundheitsverwaltung auf Bundes-, Länder- und kom-
munaler Ebene übernimmt der Öff entliche Gesundheitsdienst (ÖGD) die Ver-
antwortung für die Gesundheit der Bevölkerung. Welche Rollen und damit 
verbundene Aufgaben kann der ÖGD im Kontext des Klimawandels überneh-
men? Mit der Fortbildungsreihe „Klimawandel & Gesundheit“ leistet die Aka-
demie für Öff entliches Gesundheitswesen in Düsseldorf (AÖGW) einen Beitrag, 
um Beschäftigten in Gesundheitsämtern und weiteren Institutionen im Ge-
sundheitswesen Handlungsfelder klimarelevanter Bereiche zu identifi zieren 
und Strategien für deren Umsetzung aufzuzeigen. In acht themenspezifi schen 
Modulen wird der aktuelle Wissensstand beleuchtet, Beispiele aus der Praxis 
werden diskutiert und die Vernetzung betroff ener Akteur:innen wird unter-
stützt. Durch die Integration von „Klimawandel und Gesundheit“ in Aus-, Fort- 
und Weiterbildungsangeboten für Gesundheitsberufe können die für die Trans-
formation im ÖGD notwendigen Prozesse begleitet und relevante Maßnahmen, 
die sich am individuellen Handlungsbedarf der Kommunen orientieren, initiiert 
und begleitet werden. 
 Im Rahmen des Kongresses möchten die Autor:innen mit den Teilnehmer:innen 
in den Austausch zu bedarfsorientierten und realisierbaren Strategien zum 
Umgang mit aktuellen und künftigen klimawandelbedingten gesundheitlichen 
Risiken im ÖGD kommen. Nach inhaltlichen Impulsen sollen interaktive Se-
quenzen und Diskussionen stattfi nden. 
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                                            Prozessstandardisierung durch Kompetenzentwick-
lung – digital unterstützte innerbetriebliche Aus-, 
Fort- und Weiterbildung zur Qualitätssicherung im 
Gesundheitsschutz 
   Autor        O.     Schäfer   
  Institut      Landratsamt Bodenseekreis Gesundheitsamt  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782043 
     Fachkräftemangel und hohe Personalfl uktuation stellen die Führungskräfte im 
Gesundheitsamt vor zunehmende Herausforderungen. Die betriebliche Aus- 
und Weiterbildung wird erschwert durch das alters- oder belastungsbedingte 
Ausscheiden langjähriger und erfahrener Kolleginnen und Kollegen aus allen 
Berufsgruppen. Der damit verbundene Wissens- und Kompetenzverlust für die 
Ämter muss kompensiert werden. Hinzu kommt ein hoher Anteil von Querein-
steigenden mit großem Einarbeitungsaufwand. 
 Darüber hinaus verstärkt die abnehmende Zahl der als Ausbilderinnen und 
Ausbilder geeigneten Mitarbeitenden das Problem. Die Umsetzung eines 
Mentoring-Ansatzes wird immer schwieriger. Die verbleibenden erfahrenen 
Mitarbeitenden, die ohnehin führend in das Tagesgeschäft eingebunden sind, 
werden durch Ausbildungs- und Einarbeitungsaufgaben zusätzlich belastet. 
Dies führt im ungünstigen Fall zu weiteren Abwanderungen. 
 Um eine einheitliche fachgerechte und rechtskonforme Fallbearbeitung nach-
haltig sicherstellen zu können, sind strukturierte digitale Aus-, Fort- und Wei-
terbildungskonzepte im Gesundheitsamt erforderlich, die im laufenden Betrieb 
vergleichsweise unaufwändig umgesetzt werden können. 
 Im Gesundheitsamt Bodenseekreis wird versucht, die Kompetenzentwicklung 
aller Mitarbeitenden im Gesundheitsschutz durch digital unterstützte Grund-
schulungseinheiten beispielsweise zu den Themen Fallmanagement, Umgang 
mit auff älligen Wasserbefunden und Durchführung von Begehungen zu fördern. 
Auf diesen Grundschulungseinheiten aufbauend sollen ebenfalls digital unter-
stützte Handlungsleitfäden die Kompetenzentwicklung bei spezifi scher Fallbe-
arbeitung und damit die Ablaufstandardisierung im Gesundheitsschutz nach-
haltig verbessern. Zudem dienen die Handlungsleitfäden den Mitarbeitenden 
als Handreichung zur Aufgabenerfüllung im konkreten Einsatzfall. Die Entwick-
lung und Umsetzung geschieht als agiler und opportunitätsgeleiteter Prozess 
im laufenden Betrieb. 
 In der Präsentation wird der aktuelle Entwicklungsstand dargestellt und das 
Konzept anhand von Beispielen erläutert. Im Ausblick wird auf weitere digitale 
Entwicklungsmöglichkeiten im Hinblick auf ein virtuelles Skills-Lab unter Ein-
bindung von VR-Technologie und Serious Games eingegangen. 
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                                                Summer School Public Health: Akteure für einen 
modernen ÖGD gewinnen und begeistern 
   Autorinnen/Autoren        F.     Feil    1    ,      U.     Junius-Walker    1    ,      M.     Graf    2    ,      T.     Altgeld    3    , 
     U.     Walter    4    ,      M.-L.     Dierks    4   
  Institute     1      Niedersächsisches Landesgesundheitsamt   ;   2      Gesundheitsamt 
Region Hannover   ;   3      Landesvereingung für Gesundheit und Akademie für 
Sozialmedizin Niedersachsen Bremen e.V.   ;   4      Medizinische Hochschule 
Hannover, Institut für Epidemiologie, Sozialmedizin und Gesundheitssys-
temforschung  
                                        DOI     10.1055/s-0044-1782044 
      Hintergrund : Bereits im zweiten Jahr veranstaltete das Niedersächsische Lan-
desgesundheitsamt (NLGA) zusammen mit der Medizinischen Hochschule 
Hannover (MHH), der Landesvereinigung für Gesundheit und Akademie für 
Sozialmedizin Niedersachsen e. V. (LVG & AFS) sowie der Region Hannover eine 
dreitägige interdisziplinäre Summer School, die Handlungsfelder und Zukunfts-
perspektiven für den öff entlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) in den Fokus nahm. 
  Ziele und Formate : Ausgangspunkt zur ersten Summer School in 2022 bilde-
te das „Werkstattgespräch zur Weiterentwicklung des ÖGD in Niedersachsen“ 
als Auftakt konkreter Modernisierungen des ÖGD. Es wurde deutlich: Das Po-
tential des „New Public Health“ ist riesig; Grund genug, Berufsanfänger und 
Studierende an die Themen-, Konzept- und Methodenvielfalt heranzuführen. 
 Das Programm sollte sich den aktuell drängenden Herausforderungen mit den 
Themenbereichen Infektionsschutz, Klimawandel und Umwelt, kommunale 
gesundheitliche Hilfsangebote sowie der Gesundheitsförderung und Präven-

tion im engen Verbund mit der Berichterstattung widmen. Verschiedene For-
mate, wie Vorträge, Podiumsdiskussion, World Café und Kleingruppen-Work-
shops sollten zum aktiven Austausch einladen und der Netzwerkbildung 
dienen. 
 Erfahrungen und Bewertungen: Die kostenlose Veranstaltung war auch dieses 
Jahr mit 80 Teilnehmenden ausgebucht. Mehrheitlich nahmen Studierende 
(Public Health, Humanmedizin) teil, aber auch Mitarbeitende aus dem ÖGD auf 
kommunaler sowie Landes- /Bundesebene und niedergelassene Ärztinnen und 
Ärzte. Auftakt bildete ein Vortrag des Niedersächsischen Gesundheitsministers 
mit einer anschließenden Podiumsdiskussion zu den brandaktuellen Public-
Health Bundesvorhaben. Die gemeinsame Gestaltung mit Referierenden aus 
der Wissenschaft, dem ÖGD sowie Experten zur Begleitung kommunaler Pro-
jekte gewährten multiperspektivische Einblicke auf ein Thema. Die Teilnahme-
bewertungen werden zeigen, ob es neben der Vermittlung der vielfältigen 
Aufgaben des ÖGD gelungen ist, Interesse für richtungsweisende Konzepte und 
Methoden des New Public Health und für ihre Realisierung zu wecken. 
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Ein Fachbuch, auf das Sie sich während Ihrer
kaufmännischen Ausbildung im Gesundheitswesen
verlassen können. Laufend ändert sich etwas: z. B.
Pflegepersonal-Stärkungsgesetz, DSGVO und die
Gebührenverordnung für Ärzte. Hier finden Sie alle
wichtigen Neuerungen und ausbildungs- und
prüfungsrelevanten Inhalte in einem Buch – ausführlich,
aber auch kompakt. Die Kapitel sind leicht verständlich mit
aussagekräftigen Abbildungen, Icons, und Grafiken.
Fallbeispiele übersetzen die Theorie in konkrete
Anwendungen. Wichtig für die Prüfungsvorbereitung:
Übungsaufgaben am Kapitelende (Lösungen online).

ISBN 978 3 13 244378 5
49,99 € [D]

shop.thieme.de

 AKTUELL UND PRÜFUNGSRELEVANT 
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Einsamkeit und die negativen Auswirkungen 
auf Körper und Psyche

Ein Thema – viele Perspektiven 

Einsamkeit ist keine medizinische Diagnose, sondern ein subjektives  
Gefühl. Objektiv nachgewiesen sind jedoch die negativen Auswirkungen 
von Einsamkeit auf die körperliche, psychische und soziale Gesundheit –  
und die Anzahl der Menschen, die sich einsam fühlen, ist durch die 
Pandemie in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen.

PiD hat sich intensiv damit auseinandergesetzt, inwiefern Einsamkeit in 
ihren unterschiedlichen Facetten in der Psychotherapie von Bedeutung 
ist, und möchte Sie für dieses Thema als mögliches Problem Ihrer 
Patient*innen sensibilisieren. Nutzen Sie die Vielfalt an Wissen und 
Erfahrung, um sich Anregungen für Ihre Praxis zu holen – u.a. zu den  
folgenden Themen:

• Die Entwicklung von Einsamkeit über die Lebensspanne
• Kann man Einsamkeit behandeln? Eine psychoanalytische Perspektive
• Die verborgenen Gesichter der Einsamkeit
• Herzbeschwerden durch Einsamkeit
• Einsamkeit – eine psychologische Perspektive
• Einsame Menschen in der Psychotherapie – Ursachen, Zusammenhänge

und Hilfen bei chronischer Einsamkeit
• Psychotherapie und Einsamkeit der Sterbenden
• Einsamkeit und Erwerbsminderung
• Einsamkeit bei pflegenden Angehörigen
• Einsamkeit von Kindern bei psychischen Erkrankungen ihrer Eltern
• Spezialsprechstunde Einsamkeit – ein Werkstattbericht
• Selbsthilfe trifft Einsamkeit
• SOLUS-D – Eine Internet-basierte Selbsthilfeintervention bei chronischer

Einsamkeit
• Einsamkeit und Pandemie – eine theologische Perspektive
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Psychotherapie im Dialog 
Einsamkeit 
110 S., 25 Abb., kart. 
ISBN 978 3 13 244718 9 
49,00 € [D] 
Auch als e-Book

Mit einem Abo 
verpassen Sie
keine Ausgabe 

und haben
Online-Zugriff auf 

alle PiD-Hefte.

Jetzt zum Einstiegspreis abonnieren.
shop.thieme.de/pid 
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oder eines Geschlechts.
Thieme wendet sich zudem gleichermaßen an Menschen jeder 
Geschlechtsidentität. Die Thieme Rechtschreibkonvention 
nennt Autor*innen mittlerweile konkrete Beispiele, wie sie alle 
Lesenden gleichberechtigt ansprechen können. Die Ansprache 
aller Menschen ist ausdrücklich auch dort intendiert, wo im 
Text (etwa aus Gründen der Leseleichtigkeit, des Text-Umfangs 
oder des situativen Stil-Empfi ndens) z.B. nur ein generisches 
Maskulinum verwendet wird.

Printed in Germany
Satz: MPS Limited, Bangalore (India)
Druck und Bindung: AZ Druck und Datentechnik GmbH, 
Kempten

Bezugspreise 2024* Abo

Persönlicher Jahresbezugspreis 441,00

Institutioneller Jahresbezugspreis** 716,00

Weiterbildungspreis & Preis für Studierende/Schüler*innen 250,00

Jahresbezugspreis für Mitglieder berechtigter Gesellschaften # 221,00

 #  Bundesverband der Ärzte des Öff entlichen Gesundheitsdienstes e. V., Berufsverband der Sozialversicherungsärzte Deutschlands e.V., 
 Deutsche Gesellschaft für Sozialmedizin und Prävention e. V., Deutsche Gesellschaft für Public Health e. V., Medizinischer Dienst des 
Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V., Natürliche Personen Deutsches Netzwerk Versorgungsforschung e. V., Österreichische 
Gesellschaft für Public Health

* Jährliche Bezugspreise in €, unverbindlich empfohlene Preise inkl. der gesetzl. MWSt und inkl. der Versand- und Handlingkosten. Preisän-
derungen vorbehalten. Preis für ein Einzelheft 66,00 €. Das Abonnement wird im Voraus berechnet und zur Zahlung fällig. Die Bezugsdau-
er verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, sofern das Abonnement nicht bis spätestens 30.09. mit Wirksamkeit zum Kalenderjahres-
ende gekündigt wird.

 **  Der institutionelle Jahresbezugspreis inkludiert den Online-Zugriff  für 1 Standort. Weitere Informationen fi nden Sie unter 
https://lp.thieme.de/fachzeitschriften/ijbp/




